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Erster  Abschnitt. 

über    die  Vereinbarkeit   der   Reiehsbehörden 
mit  der  verfassungsmäßigen  Selbständigkeit 

Ungarns. 

§  1.   Leitende  Grundsätze. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  sehen  wir  ungarische  Staats- 
männer, darunter  auch  aktive  Minister,  auf  Banketten,  im  Parlamente, 
zu  Wasser  und  zu  Lande,  im  Inland  und  im  Ausland  volkstümliche 
Vorträge  über  den  Geist  der  ungarischen  Verfassung  einerseits,  das 
Verhältnis  Ungarns  zu  Österreich  andrerseits  abhalten.  Man  kann 
nach  der  neuesten  ungarischen  staatsrechtlichen  Mode,  welche  die 
disparatesten  Thesen  in  eine  juristische  Formel  zusammenschweißt, 
den  Inhalt  dieser  Vorträge  formulieren  wie  folgt:  „Die  Existenz 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  mit  ihren  gemeinsamen 
Institutionen  bildet  eine  offene  Verletzung  der  ungarischen  Ver- 
fassung. Diese  Monarchie  besteht  nur  tatsächlich,  nicht  von  Rechts 
wegen.  Ein  ungarisches,  zwischen  Nation  und  König  vereinbartes 
Gesetz  kann  sie  jederzeit  auslöschen.'' 

So  wenig  man  begreift,  wozu  ein  Gesetz  nötig  ist,  um  ein  recht- 
liches Nichts  rechtlich  aus  dem  Leben  zu  schaffen,  und  so  sehr  man 
für  die  Herstellung  des  rechtlichen  Zustandes  eine  bloße  Igno- 
rierung der  Monarchie  durch  König  und  Nation  als  völlig  aus- 
reichend zu  erklären  geneigt  ist,  so  muß  man  vom  politischen 
Standpunkte  aus  den  Vortragenden  Recht  geben.  Wenn  heute  der 
GA.  XII  :  1867,  das  sogenannte  ungarische  Ausgleichsgesetz, 
durch    welchen    zum    letzten    Male    die    Neukonstituierung    der 

Dr.  Tezner,  Ausgleichsrecht.  ' 


Monarchie  /war  nicht  hergestellt'),  wohl  aber  einj^cleitet 
wurde,  durch  ein  unj>arisches  üesetz  aufoehoben  würde,  so  wäre 
die  Monarchie  tot,  doch  aber  nur,  weil  der  Mitkonstitucnt  Öster- 
reich ist,  während  die  Sache  sofort  ein  anderes  Gesicht  bekäme, 
wenn  das  englische  Parlament  die  Stelle  des  österreichischen  ein- 
nehmen würde.  Allein  durch  dieses  politische  Kalkül  wird  die 
Rechtsfrage  nicht  berührt.  Wir  haben  jüngst  aus  den  Memoiren 
des  Fürsten  Chlodwig  Hohenlohe  erfahren,  daß  die  preußischen 
Exzellenzen  und  Junker  dem  Deutschen  Reiche  gar  nicht  grün  sind, 
offenbar,  weil  sie  glauben,  daß  der  ücist,  welcher  Preußen  groß  ge- 
macht hat,  durch  die  Neuschöpfung  in  unnatürliche  Bande  ge- 
schlagen worden  sei  und  verkümmere.  Andrerseits  hat  uns  der 
„Simplicissimus"  vor  einiger  Zeit  den  Typus  des  bayerischen 
Zentrumsabgeordneten  im  Bilde  vorgeführt,  der  sich  uns  als  Träger 
einer  seltsamen  Personalunion  zweier  weit  auseinander  liegender 
Funktionen  darbietet.  Erstens  ist  er  der  beste  Kegelschieber  weit 
und  breit  und  zweitens  sieht  er  die  Notwendigkeit  des  Deutschen 
Reiches  nicht  ein.  Wenn  nun  der  Geist  der  preußischen  Exzellenzen 
und  Junker  und  jener  der  bayerischen  Kegelschieber  übermächtig 
würde  und  Preußen  und  Bayern  sich  die  Hand  zur  Auflösung  des 
Reiches  reichten,  wären  dann  die  verfassungsmäßigen  Einrichtungen 
des  Reiches  kräftig  genug,  eine  solche  verfassungswidrige  Sezession 
aufzuhalten  und  wäre  eine  solche  Sezession,  verglichen  mit 
der  deutschen  Reichsverfassung,  nur  darum  allein  nicht 
Rechts-  oder  Verfassungsbruch,  weil  die  Verfassung  straflos  ge- 
brochen werden  konnte?  Und  darauf  allein  kommt  es  an.  Die 
Recht-  und  Verfassungsmäßigkeit  einer  politischen  Bewegung 
kann,  so  lange  sie  nicht  durch  einen  nicht  mehr  ungeschehen 
zu  machenden  Sieg  gekrönt  ist,  nur  an  einer  konkreten,  in  er- 
kennbaren Formen  sich  ausprägenden  und  noch  wirksamen  Ver- 
fassungsordnung gemessen  werden,  nicht  nach  ihren  Aussichten, 
aber  auch  nicht  nach  einer  Verfassungsordnung,  die  längst  ge- 
wesen ist.  Denn  für  eine  so  retrograde  Betrachtungsweise  gibt 
es  keine   Grenze  außer  dem   frei,  unabhängig,  außerstaatlich  ge- 

')  Dazu  bedurfte  es  noch  eines  österreichischen  Ausglcichsgesetzes, 
welches  wir  in  dem  Gesetze  vom  21.  Dezember  1867,  RGBl.  Nr.  146,  be- 
treffend die  allen  Ländern  der  österreichischen  Monarchie  gemeinsamen 
Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung,  besitzen. 


borenen  Adam  der  Staatslehre,  von  dem  aus  man  zu  dem 
magyarischen  Herrenstaat  niemals  gelangen  kann.  Für  die  Ver- 
gleichung  der  jüngsten  ungarischen  staatsrechtlichen  Heilslehre 
kann  darum  nur  maßgebend  sein,  nicht  etwa  das  Staatsrecht 
Arpads,  sondern  nur  das  ungarische  Staatsrecht  in  seiner  sub- 
stanziellen,  bis  heute  nachwirkenden  Umwandlung,  die  es  durch 
die  Vereinigung  der  ungarischen  und  nichtungarischen 
Länder  unter  einer  Dynastie  durchgemacht  hat  und  die 
glücklicher  Weise  kein  ungarisches  Mysterium  bildet,  vielmehr  vor 
uns  offen  aufgeschlagen  liegt  im  großen  Buche  die  Geschichte 
der  Monarchie,  außer  diesem  Staatsrecht  aber  noch  die  Prag- 
majhsche^  Sanktion  und  die  österreichisch-ungarischen  Ausgleichs- 
gesglze. 

Wenn  ich  seit  22  Jahren  nun  zum  so-  und  sovielten  Male 
wieder  Stellung  nehme  zur  österreichisch-ungarischen  Frage,  so 
geschieht  es  nicht  aus  Freude  am  staatsrechtlichen  Formalismus, 
sondern  unter  dem  unwiderstehlichen  Zwang  jener  Don  Quixoterie, 
welcher  mich  treibt,  die  Reihen  derer  zu  beschließen,  denen  die 
Erhaltung  der  Reichseinheit  als  ein  politisches  und  kulturelles  Ziel 
ersten  Ranges  gegolten  hat,  eine  Reihe,  die  ansetzt  bei  den 
Konstituenten  der  Pragmatischen  Sanktion  und  von  da  ab  un- 
unterbrochen hinunterreicht  bis  auf  unsere  Tage  über  den  großen 
Bismarck,  über  Deäk,  Andrässy  den  Älteren  und  Jüngeren  hin- 
weg, bis  auf  die  große  Masse  der  personae  minimarum  gentium. 
Alle  diese  Generationen  haben  besorgt  und  besorgen  von  der 
Auflösung  der  Monarchie,  gleichviel  ob  mit  Recht  oder  mit  Un- 
recht, den  Beginn  eines  männermordenden  Krieges,  in  welchen 
ganz  Europa  verwickelt  werden  wird,  also  eine  kulturelle  Kata- 
strophe erster  Ordnung.  Deutschland  insbesondere  reizt  auch  die 
Aussicht  auf  die  deutschösterreichischen  Länder  nicht,  auch  nur 
den  kleinen  Finger  für  die  Förderung  des  Auflösungsprozesses 
zu  rühren,  da  es  im  günstigsten  Falle  eine  neue  Auflage  der 
Rivalitäten  Österreich-Preußen  darbieten  würde.-)  Zugleich  mit 
der  sofort  notwendig  werdenden  Dekapitalisierung  beider  Haupt- 
städte würde  eine  o-ewaltige  historische  und  moderne  Kulturarbeit 


■-)  Graf  Julius  Andrässy  der  Jüngere,  Ungarns  Ausgleich  mit  Österreich 

vom  Jahre  1867  (1897),  S.  46. 
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in  Rauch  aufgehen.  Die  historische  Brücke  zwischen  West  und 
Ost,  zwischen  üermanen  und  Slaventum  wäre  zum  Schaden  für 
die  europäische  Kultur  zerstört,  das  Problem  der  Überwindung 
der  kulturfeindlichen  Wirkungen  des  Nationalismus  von  seiner 
Losung  unabsehbar  weit  abgerückt,^) 

Nichts  scheint  mir  aber  ein  kräftigerer  Beweis  für  die  kulturelle 
Bedeutung  der  Reichsidee  als  die  Tatsache,  daß  in  ihrem  Namen 
ein  hochbetagter  und  ruhebedürftiger  Monarch  es  unternommen 
hat,  in  beiden  Staaten  den  modernen  Ständestaat  durch  Ent- 
fesselung der  Bewegung  für  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht 
zu  brechen  und  daß  ihm  die  Reichsidee  die  heroische  Kraft 
verliehen  hat,  eine  überkommene,  tiefwurzelnde  Überzeugung  auf 
ihrem  Altare  niederzulegen,  Minister  und  Parlamentarier  zum 
Dienste  für  eine  radikale  Parlamentsreform  aufzubieten  und  sich 
so  in  seinen  letzten  Tagen  den  unblutigen  Ruhm  einer  Maria 
Theresia  und  eines  Josef  II.  zu  erringen. i)  Die  Sozialdemokratie, 


")  „Durch  die  Kulturelem  eilte  dereinen  Hälfte  aber,  durch  das  Kultur- 
bedürfnis der  anderen  hingewiesen  auf  den  europäischen  Westen, 
von  dem  Verdachte  jeder  Agresslvpolitik  frei,  durch  das  Bedürfnis  nach 
friedlicher  Entwicklung  zu  jeder  abenteuerlichen  Politik  unfähig,  und  ab- 
gehalten von  jeder  unruhigen  Einmengung  in  die  Verhältnisse  Europas, 
wird  Östejreich  wieder  erkannt  werden  müssen  als  eine  Notwendigkeit 
nicht  nur  zur  Vollendung  des  Staatensystems  Zentraleuropas, 
sondern  auch  als  Notwendigkeit  für  alle  die  Residuen  der 
Völkerwanderung,  welche  nur  in  diesem  Reiche  ihre  Freiheit  und 
Zukunft  finden  können."  Aus  der  Rede  Dr.  von  Kaiserfeids,  wohl  des 
bedeutendsten  Parlamentariers  der  damaligen  Epoche,  in  der  Debatte  des 
Abgeordnetenhauses  über  den  Entwurf  des  österreichischen  Ausgieichs- 
gesetzes;  die  Neue  Gesetzgebung  Österreichs,  erläutert  aus  den  Reichsrats- 
verhandlungen 1868,  S.  581,  dann  Andrässy,  S.  154. 

'j  Ich  habe  1898  im  25.  Band  der  Grünhutschen  Zeitschrift,  S.  423 
ausgeführt:  „Wir  befinden  uns  in  einer  Epoche  staatsgefährlicher,  gegen 
jede  Regierung  gerichteter  Drohungen  der  verschiedenen  nationalen 
Parteien,  welche  auf  die  gleichzeitige  Erzwingung  entgegengesetzter 
Leistungen  gerichtet  sind.  Da  erübrigt  nichts  anderes,  als  was  in  Öster- 
reich schon  einmal  mit  Erfolg  imternommen  wurde,  da  eine  höhere 
soziale  Schichte  sich  für  die  Fundierung  des  Staates  unverwendbar  erwies, 
nämlich  das  Fundament  tiefer  zu  legen  ....  durch  Einbeziehung  aller 
jener  Schichten  der  Bevölkerung  zur  staatserhaltenden  Arbeit,  weiche  sich 


welche  die  ganze  Schärfe  ihres  Hohnes  und  Spottes  über  die 
Reichsidee  ergießt,  ist  die  letzte  Partei,  welche  gerechten  Grund 
hat,  der  Reichsidee  gram  zu  sein. 

Wenn  ich  nun  im  praktischen  Ergebnisse  am  Ende  dieser 
Erörterungen  mit  der  Trennungspolitik  der  sozialdemokratischen 
Partei  zusammentreffe^),  wenn  ich,  ein  Gegenstück  des  biblischen 
Bileam,  als  Partisan  der  Reichsidee  die  literarische  Laufbahn  be- 
gonnen habe,  um  als  Trennungspolitiker  zu  enden,  so  findet  diese 
Gesinnungswandlung  ihre  Erklärung  darin,  daß  eine  Wandlung 
nicht  bloß  begonnen  hat,  sondern  schon  sehr  weit  vorgeschritten 
ist,  deren  Ende  nur  das  konträre  Gegenstück  der  Monarchie  des 
Jahres  1867  bilden  kann,  und  daß  sich  mein  Verstand  und  mein 
Gefühl  dagegen  sträubt,  mir  durch  ungarische  Staatsmänner  und 
Publizisten  weißmachen  zu  lassen,  daß  dieses  Gegenstück  die 
wahre  Monarchie  des  Jahres  1867  bilden  werde. 

Ich  meine,  daß  Österreich  einerseits  nicht  wieder  den  Friedens- 
gendarm und  Dompteur  Europas  abgeben  darf,  um  die  Reichsidee 
gegen  Ungarn  zur  Geltung  zu  bringen,  eine  höchst  undankbare 
Rolle,  die  Österreich  mit  seiner  oktroyierten  Unterwerfung  unter 
den  Ausgleich  des  Jahres  1867  bezahlt  hat,  daß  andrerseits  Öster- 
reich für  die  Aufzucht  einer  auf  streng  magyarisch-nationaler  Grund- 
lage ruhenden  Armee  nicht  nur  keine  Opfer  zu  bringen  hat,  sondern 
nicht  einmal  bringen  darf,  und  daß  hier  die  Grenze  der  Einfalt 
gelegen  ist,  welche  Ungarn  bei  Österreich  soll  noch  voraussetzen 
dürfen.  Daß  eine  solche  Armee  noch  ein  in  das  Ganze  sich 
harmonisch  einfügender  Teil  einer  Gesamtarmee  bilden  werde, 
credat  Judaeus  Apella!  Und  daß  das  Gefasel  von  der  Bundes- 
freudigkeit einer  selbständigen  ungarischen  Armee  wirklich  nicht 
mehr  als  fauler  Zauber  sei,  haben  Deäk  und  Andrässy  der  Ältere 

keinen   politischen  Luxus   gestatten   können."    Und   nun   1906?   Das  \  ^ 
Eindringen  des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechtes  in  beide  Staaten!  „Eine      ^ 
Flammenübermaß,   wir  stehen  betroffen!"    Vgl.  den  von  unvergänglicher 
Jugend  zeugenden  Artikel  Josef  Ungers  in  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom 
30.  Dezember  1906. 

^)  Schon  ein  im  Jahre  1899  von  mir  gehaltener,  in  demselben  Jahr- 
gange  der  Pernerstorferschen  „Deutschen  Worte"  abgedruckter  Vortrag, 
Der  Ausgleich  und  die  Reichsidee,  schloß  mit  der  Alternative:  Revision 
oder  Dissolution. 
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ihren  Landsleutcii  offen  ins  Gesicht  gesagt.'')  Ungarn  hat  1867 
sein  Unabhängit^keitsbedürfnis  für  gesättigt  erklärt  und  der 
Dynastie,  Osterreicli  und  Europa  ewige  Urfehde  geschworen  auf 
den  Fall,  dab  die  Forderungen  des  GA.  X1I:1S67  erfüllt  werden. 
Kaum  sind  aber  30  Jahre  eines  erträglichen  Friedens  über  die 
Lande  dahingezogen,  so  ersteht  eine  gens  rerum  novarum  cu- 
pidissima  et  turbulentissima '),  welche  herausbringt,  daß  entweder 
der  GA.  XII:  1867  von  seinen  eigenen  Urhebern  gründlich  miß- 
verstanden oder  daß  von  ihnen  schlechthin  Unmögliches  ver- 
sprochen worden  sei.  So  sind  die  schweren  politischen  Opfer, 
welche  Österreich  und  seine  Dynastie  der  Reichs-  und  Ausgleichs- 
idee  gebracht   haben''),   vergeblich   gewesen. 

Der  orgiastische  Tanz  um  die  ungarische  Freiheitssäule  be- 
ginnt von  neuem  und  darum  meine  ich,  daß  dieser  Tanz  ein 
Solotanz  bleiben  und  daß  Österreich  nicht  das  Podium  bilden 
soll,  auf  welchem  er  ausgeführt  wird. 

Nachdem  ich  so  Anfang  und  Ende  meiner  Erörterungen 
zur  Förderung  ihres  Verständnisses  in  einen  logischen  Zusammen- 
hang gebracht  habe,  komme  ich  auf  ihren  Ausgangspunkt  wieder 
zurück.  Aber  einige  Bemerkungen  zu  machen  über  die  theoretischen 
Grundsätze,  welche  mich  bei  meiner  Untersuchung  leiten,  ehe 
ich  in  die  Sache  selbst  eintrete,  das  kann  ich  mir  nicht  ver- 
sagen. Als  im  Jahre  1882  die  Monographie  Georg  Jellineks, 
nunmehr  des  Nachfolgers  Bluntschlis  in  die  StaatsrecVitskanzel  der 
Heidelberger  Universität,  erschien,  habe  auch  ich  als  junger  Ad- 
vokaturskandidat mich  zunächst  dem  tiefen  Eindruck  nicht  zu  ent- 
ziehen vermocht,  den  dieses  Werk  damals  allgemein  hervorge- 
rufen hat.  Der  bisher  noch  nicht  unternommene  Versuch,  eines 
der  bedeutsamsten,  auf  die  Grundprobleme  des  Staates  zurück- 
führenden Gebiete  des  Staats-  und  Völkerrechts  nicht  nur  ganz  zu 


«)  Vgl.  Andrässy,  Ausgleich,  S.  128  f.,  131,  134. 

')  Andrässy,  Ausgleich,  S.  131. 

")  Abgeordneter  Skene  bemerkt  in  der  bereits  erwähnten  Debatte 
über  das  Ausgieichsgesetz:  „Erst  sagte  man,  die  Tatsachen  sind  nicht 
ungeschehen  zu  machen;  stellen  wir  uns  auf  den  Standpunkt,  unsere 
eigenen  Interessen  und  vertreten  wir  diese  .  .  jetzt  sagt  man  uns:  Opfert 
Eure  Selbständigkeit,  opfert  Eure  Interessen  auf,  um  das  Reich  zu 
erhalten!"  Neue  Gesetzgebung,  S.  573. 


durchschreiten,  sondern  die  Ordnung  eines  wissenschaftlichen 
Systems  hineinzubringen,  schien  vollständig  gelungen.  Der  erste 
Zweifel  tauchte  aber  in  mir  auf,  als  ich  fand,  daß  Jellinek  den 
österreichisch-ungarischen  Reichsfiskus  aus  dem  Buche  des  Lebens 
strich,  und  zwar  aus  keinem  anderen  Grunde  als  deshalb,  weil 
dies  die  logisch  konsequente  Durchführung  seiner  theoretischen 
Grundauffassung  von  der  Natur  der  Monarchie  als  eines  Zwei- 
staatenbundes erforderte.  Denn  ich  wußte,  daß  die  Grundbuchs- 
führer für  die  verschiedenen  Bezirke  Wiens,  in  welchen  sich  Kasernen 
befanden,  im  stände  seien,  uns  zu  zeigen,  daß  auf  dem  Eigen- 
tumsblatt das  k.  k.  Militärärar  oder,  wie  es  später  hieß,  des  : 
k.  u.  k.  Militärärar  eingetragen  erschien.  Seither  hat  zwar  das  ■ 
Reichskriegsministerium  ohne  jede  verfassungsmäßige  Grundlage  ' 
angeordnet,  daß  Kasernen  und  Exerzierplätze  jenem  Staate  ge- 
hören, in  dessen  Gebiet  sie  liegen,  und  so  die  Liquidierung  des  ,  < 
Reichsfiskus  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarvermögens  einge- 
leitet, allein  die  bewegUchen  Heereseinrichtungen,  der  Proviant 
und  die  sonstigen  Vorräte  gehören  noch  immer  dem  alten  Militär- 
ärar, mit  welchem  auch  die  Lieferungsverträge  abgeschlossen 
werden.  Und  jedes  Jahr  bekommen  beide  Staaten  den  großen 
Magen  des  Reichsfiskus  zu  spüren. 

Damals  stand  ich  aber  noch  unter  dem  Eindruck  der  Jellinek- 
schen  Anschauung,  daß  volle  juristische  Konsequenz  die 
Probe  für  die  Richtigkeit  der  Konstruktion  einer  Staatenverbin- 
dung bilde,  ganz  so  wie  juristische  Verschwommenheit  ihre  Un- 
richtigkeit beweise.  Ich  folgerte  daraus,  daß,  wenn  der  Reichs- 
fiskus als  einheitliches  Vermögenssubjekt  nicht  weggeleugnet 
werden  könne,  diese  Einheitlichkeit  nur  eine  Funktion  der  staat- 
lichen Einheit  der  österreichisch  -  ungarischen  Monarchie  über- 
haupt bilde  und  neigte  mich  deshalb  der  Auffassung  Dantschers 
zu,  welcher  sich  bis  heute  durch  nichts  in  der  Welt  davon  ab- 
bringen läßt,  daß  die  Monarchie  ein  ausgesprochener,  rassenreiner 
monarchischer  Bundesstaat  sei.  Allein  gegen  die  Konsequenz 
dieser  Auffassung,  daß  beide  Parlamente  zusammen  efn  Vier- 
kammer-Reichsparlament bilden,  sträubte  sich  mein  politisch-ästhe- 
tisches und  mein  juristisches  Empfinden,  da  es  doch  nirgend  vor- 
kommt, daß  die  Beschlüsse  eines  Parlamentsteils  sanktioniert 
werden.    Zuletzt  gelangte   ich  zu   der   Überzeugung,   welche   sich 
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mit  zunchrneiidcr  Erfahrung  immer  mehr  gefestigt  hat,  dal5  die 
Logik  des  Staatsrechts  keine  andere  Logik  sei  als  die  der  staat- 
hchen  praktischen  Bedürfnisse,  der  pohtischen  Möglichkeit,  der 
wechselnden  Machtverhältnisse,  unter  welchen  auch  die  Macht 
logisch  nicht  zu  Ende  gedachter  und  deshalb  nie  vollständig  bis 
auf  ihre  letzten  logischen  Konsequenzen  durchführbarer  Ideen 
staatlichen  Inhalts  eine  ganz  gewaltige  Rolle  spielt.  Und  wenn 
ich  so  weiter  sah,  welch  gewaltige  Fülle  wahrer  Lebensarbeit 
verwendet  werden  müsse,  um  dem  Wesen  der  Institute  des 
heimischen  Staatsrechts  auch  nur  halbwegs  näher  zu  kommen, 
von  welchen  man  doch  täglich  umgeben  ist,  dann  empfing  ich 
von  einer  Staatslehre,  die  sich  vermaß,  mittels  der  auf  statistischer 
Grundlage  ruhenden  Vergleichung  der  Rechtsinstitute  sämtlicher 
Staaten  Westeuropas  und  Amerikas  sichere  Induktionstypen  als 
verläßliche  Maßstäbe  für  die  Beurteilung  der  konkreten  Er- 
scheinungen zu  gewinnen,  doch  nur  den  Eindruck  einer  auf  Selbst- 
täuschung ruhenden   Rechts-Halb Wissenschaft.-') 

In  neuerer  Zeit  ist  es  ein  jüngerer  Staatsrechtslehrer  Walter 
Schüking,  Professor  in  Marburg,  welcher  darauf  verweist,  wie 
schwierig  es  sei,  die  in  stetem  Fluß  (ndria  Qet)  befindlichen 
staatsrechtUchen  Institute  in  adäquate  juristische  Formen  zu  bringen 
und  zu  zeigen,  in  welchem  Moment  sich  die  Vollendung  eines 
staatlichen  Rechtsinstitutes,  in  welchem  Moment  sich  eine  Ent- 
wicklung vollzogen  habe.  Wie  soll  da  das  Schwimmende,  Fließende 
unverschwommen  und  messerscharf  ausgedrückt  werden?  Während 
nun  Jellinek  seit  seinen  Staatenverbindungen  einen  starken  Schritt 
zu  dem,  wenn  ich  es  so  nennen  darf,  natürlichen  Systeme  der 
Staatsrechtswissenschaft  unternommen  hat^"),  ist  er  in  der  Kunst  des 

")  Die  andere  Hälfte  ist  Geschichte  der  Ideen  der  Menschheit,  Rechts- 
philosophie, Theologie,  Mystik,  Metaphysik,  Ethik,  Teleologie,  Natur- 
wissenschaft und  Journalistik  höherer  Ordnung.  Nicht  als  ob  damit  eine 
Geringschätzung  der  journalistischen  Tätigkeit  ausgesprochen  werden 
sollte.  Ich  kenne  Journalartikel,  welche  ein  Dutzend  scholastischer  staats- 
rechtlicher Kunstwerke  aufwiegen.  Es  soll  nur  ein  Element  der  Staats- 
rechtswissenschaft hervorgehoben  werden,  welches  ihr  verm()ge  ihrer 
Natur  als  eines  Zweiges  der  politischen  Wissenschaft  innewohnt. 

'")  Vgl.  Tezner,  Die  wissenschaftliche  Bedeutung  der  allgemeinen 
Staatslehre,  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1902,  S.  638  f. 
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Einschiebens  der  realen  Erscheinungen  in  die  Hülsen  der  doktri- 
nären Typen  weit  überholt. 

Die  neuere  österreichische  Staatsrechtsvvissenschaft  hat  es 
heute  schon  so  weit  gebracht,  nicht  nur  den  unsympathischen 
Militärfiskus,  sondern  überhaupt  die  ganze  österreichisch-ungarische 
Monarchi»-  mit  allen,  was  drum  und  dran  hängt,  in  die  Luft 
zu  verpuffen.  Das  ist  aber  beileibe  nicht  so  zu  verstehen,  als 
läge  ihr  nichts  daran,  wenn  für  irgend  einen  egoistischen  Zweck 
ein  solches  Feuerwerk  veranstaltet  würde,  sondern  sie  erklärt  die 
Monarchie,  weil  sie  in  ihrem  Formelkatalog  nicht  hineinpaßt,  mit 
derselben  felsenfesten  Überzeugung  als  nicht  existierend,  null  und 
nichtig,  mit  welcher  der  auch  in  seinen  Schätzungen  konservative 
Engländer  eine  Landschaft  für  falsch  erklärt,  weil  sie  nicht  ganz 
mit  ihrer  Schilderung  im  Bädeker  übereinstimmt.  Die  Abolitions- 
formel,  mit  welcher  die  Amortisation  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  gerechtfertigt  wird  und  mit  welcher  wir  uns  noch  ein- 
gehend zu  befassen  haben  werden,  lautet:  ,,Da  es  unmöglich  ist, 
einen  regelrechten,  in  allen  Punkten  tadellosen  Vertrag  als  Rechts- 
grundlage der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  nachzuweisen, 
so  muß  sie  staatsrechtlich  für  null  und  nichtig  erklärt  werden." 

Wenn  nun  Manchem  die  hier  eingehaltene  Tonart  zu  scharf 
vorkommen  sollte,  so  möchte  ich  mit  Nachdruck  der  Deutung 
entgegentreten,  als  wäre  sie  irgend  einem  persönlichen  Groll  des 
Autors  entsprungen.  Allein  nicht  bloß  in  Geldsachen,  sondern 
auch  dort,  wo  es  sich  um  Lebensinteressen  eines  Staates  handelt, 
hört  jede  Gemütlichkeit  auf:  Hier  muß  der  Nachdruck  in  der 
Bekämpfung  nicht  nur  rabulistischer  Mißdeutungen,  sondern  auch 
optima  fide  vorgetragener  theoretischer  Irrtümer  der  Bedeutung 
dieser  Interessen  entsprechen  und  gegenüber  der  Bedeutung  des 
Gegenstandes  muß  die  Besorgnis  vollständig  in  den  Hintergrund 
treten,  es  könnten  durch  die  Nachdrücklichkeit  seiner  Erörterung 
alte  unversöhnliche  Gegner  neuerlich  erbittert  werden  und  neue 
unversöhnliche  Gegner  erstehen.  Was  hier  niedergeschrieben  ist, 
ist  mit  sorgfältiger  Erwägung  der  Bedeutung  des  Inhalts  nieder- 
geschrieben und  ich  kann  nur  wünschen,  daß  die  Wirkung  meiner 
Worte  der  Kraft  der  Überzeugung  entsprechen  möge,  deren  ange- 
messenen  Ausdruck    sie   bilden   sollen. 
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$  2.  Einwirkung  des  Ständerechts  auf  die  staatsrechtliche 
Entwicklung  Ungarns. 

Nunmehr  zur  Sache!  ich  stelle  mir  vor,  ich  wäre  einer 
der  jiinfTcn  Leute  gewesen,  denen  Graf  Apponyi  auf  einem  Amerika- 
schiff seinen  Vortrag  über  das  Wesen  der  ungarischen  Unab- 
hängigkeit gehalten  hat  und  ich  wäre  als  Fremder  nicht  vor- 
nehm genug  gewesen,  um  den  vornehmen  Redner  nicht  durch 
Zweifel  zu  verletzen.  Dann  hätte  ich  ohne  Rücksicht  auf  irgend 
welche  Empfindlichkeit  gefragt:  ,,Wenn  man  bedenkt,  ein  wie 
reaktionsfähiges  und  reaktionskräftiges  Volk  die  Ungarn  im  Sinne 
der  Magyaren  zu  allen  Zeiten  gewesen  sind,  woher  kommt  es, 
daß  sich  die  von  dem  Herrn  Vortragenden  entwickelte  Unab- 
hängigkeitsidee in  ihrer  Reinheit  nicht  zu  erhalten  vermochte? 
ist  das  die  Schuld  der  österreichischen  Dynastie,  deren  Regierung 
dann  als  mehrhundertjähriger  bis  auf  die  Gegenwart  reichender 
Verfassungsbruch  gekennzeichnet  werden  muß  oder  liegt  nicht 
der  Grund  in  der  ungarischen  Verfassung  selbst,  in  der  historischen 
I  fundamentalen  Wandlung,  die  sie  wie  jede  Jahrhunderte  alte  Ver- 
j  fassung  durchgemacht  hat?" 

Da  ich  weder  Fremder  noch  vornehm  bin,  so  habe  ich  mich 
mit  der  Lösung  dieser  Frage  befaßt  und  bin  zu  folgendem  Er- 
gebnis gelangt: 

Akos  Timon   erläutert  uns  in   seinem  von   Felix  Schiller  ins 
Deutsche  übersetzten  Werke,  Ungarische  Verfassungs-  und  Rechts- 
geschichte, dem  ersten  Versuche  einer  wissenschaftlich-ungarischen 
Behandlung  dieses  Thema,  der  mir  untergekommen  ist,  das  Wesen 
der   ungarischen   Staatsidee   dahin,   es   sei   die   ungarische   Nation 
vermittels  des  öffentlich-rechtlichen  Begriffs  der  Persönlich- 
keit der  heiligen   Krone  vor  allen  anderen   Völkern  zur  Er- 
'  fassung  des   Wesens  des  Staates  gelangt  und  hierin  beruhe  die 
I  Eigenart  der  alten  ungarischen  Verfassung  gegenüber  den  gleich- 
(   zeitigen  Verfassungen  der  westeuropäischen  Völker!")   Wie  man 

")  S.  511.  Es  handelt  sich  hier  um  den  Ausdruck  einer  allt^emeinen 
ungarischen  Rechtsüberzeugung.  Denn  schon  vor  Timon  erklärt  Andrässy, 
Ausgleich,  S.  418,  fast  mit  gleichen  Worten  die  ungarische  Nation  als 
das  auserwählte  Volk  der  modernen  Staatsidee.  Seltsam,  daß  Ungarn  für 
die  Entwicklung  dieser  Idee  so  gut  wie  gar  keine  Rolle  gespielt  hat! 
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sieht,  beherrscht  der  Nationalismus  auch  die  ungarische  Wissen- 
schaft, die  sich  von  dem  Einflüsse  der  nichtungarischen  Wissen- 
schaft ängstlich  absperrt,  sobald  die  nationale  Einbildung  dadurch 
eine  Korrektur  erfahren  könnte.  Ganz  dasselbe  nämlich,  was  Timon 
zur  Kennzeichnung  des  ungarischen  Verfassungsurrechts  sagt,  lesen 
wir  in  dem  deutschen  Genossenschaftsrecht  Gierkes,  einem  inner- 
halb und  außerhalb  Deutschlands  hochberühmten,  staunenswerten 
Werke  von  Gelehrsamkeit,  Konzentrationsfähigkeit  und  plastischer 
Kunst,  von  der  germanischen  Rechtsauffassung  „Die  weitere 
und  tiefere  Anlage  der  germanischen  Rechtsidee",  sagt  er  (II., 
S.  32,  38  ff.),  „welcher  ein  ganz  anderer  als  der  römische  Per- 
sonenbegriff entspricht,  läßt  sich  in  den  Satz  zusammenfassen,! 
daß  die  germanische  Rechtsidee  von  vornherein  die  Idee  des 
öffentlichen  Rechtes  in  sich  enthielt".  „Mit  der  Entstehung 
des  Königtums  besitzt  König  und  Volksgesamtheit  miteinander 
das  höchste  Recht  (II.,  S.  568)".  Das  Reich  ist  den  deutschen 
Stämmen  etwas  Stetiges,  Notwendiges  (II.,  S.  564).  Das,  wofür 
Timon  das  ungarische  Urheberrecht  in  Anspruch  nimmt,  ist  eben 
nichts  anderes  als  die  eigenartige,  aus  kirchlichen  und  weltlichen 
Vorstellungen  zusammengewachsene,  an  das  Mysterium  Christi 
anknüpfende  mystische  Auffassung  des  staatlichen  Verbands  im 
Mittelalter.  12) 

Ich  muß  annehmen,  daß  Timon  Gierke  gar  nicht  gelesen 
hat,  weil  er  sonst  seine  seltsame  Behauptung  nicht  hätte  auf- 
stellen  können. 

Allein  auch  die  berühmte,  in  Wien  1517  erschienene  Samm- 
lung des  Stefan  Werböcz  oder  Werböczi,  Protonotars  am  Hofe 
des  ungarischen  Königs  Wladislav  II.,  welche  sich  auf  alle  Zweige 
des  ungarischen  Rechtslebens  erstreckt,  das  Tripajtitum  juris  con- 
suetudinarii  inclyti  Regni  Hungariae  hätte  Timon  darüber  aufklären 
müssen,  daß  auch  das  altungarische  Königsrecht  frühzeitig 
die    von     Gierke    so    anschaulich     dargestellte    Wandlung    vom 


*-)  Vgl.  das  bei  Gierke  (II,  S.  547,  A.  62)  zitierte  cap.  v.  845  praef. 
Sub  uno  capite  Christo,  est  revera  unus  homo  in  unius  Ecclesiae 
corpore,  singuli  autem  alter  alterius  membra  corpus  angelicum  Christi 
und  die^  Herleitung  dieser  Vorstellung  von  der  Paulinischen  Allegorie 
ebenda,  III,  S.  108. 
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Vci  baiulsoberliaiiptsrccht  in  Herren-  oder  Herrscher- 
recht durchgemacht  liabe.  Werböcz  beklagt  nämlich  in  der  Vor- 
rede zu  dieser  Sammlung  die  Unstetigkeit  der  ungarischen 
Rechtsentwicklung,  welche  dadurch  hervorgerufen  worden  sei,  daß 
auf  den  bloßen  Wink  fast  jedes  Herrschers  in  kurzer  Zeit  immer 
nur  seiner  Willkür  (arbitrio)  entsprungene  Gesetze  hinausgegeben 
worden  seien.  Ganz  wie  im  Westen  schwankt  eben  auch  in 
Ungarn  die  Stärke  des  Volksrechts,  oder  wie  es  in  Ungarn  heißt, 
die  Souverenität  der  Nation,  je  nach  der  Bedeutung  der  Herrscher- 
personlichkeit.  Und  König  Stefan  der  Heilige,  dem  man  jetzt 
in  Ungarn  ein  Denkmal  an  hochragender  Stelle  gesetzt  hat, 
verwirft  im  Kapitel  6  des  II.  Buches  seiner  Dekrete,  zugleich 
einer  Art  politischen  Testaments,  den  modernen  Gedanken  des 
parlamentarischen  Regiments  durch  den  jedes  Eindringen  des  Ein- 
flusses der  Großen  in  das  Königsrecht  abwehrenden  Satz:  Quid- 
quid  ad  nostram  dignitatem  pertinet,  permanere  debet  immobile. 
(Titel :  Regalia  et  res  fisci  sint  intactae.)  Was  zur  Wahrung  unserer 
monarchischen  Würde  gehört,  soll  unbeweglich  dastehen.  (An  den 
Königsrechten  und  den  Königsschatz  soll  man  nicht  rühren.)  Das 
ist  kein  bloßes  ökonomisches  Verschwendungsverbot,  sondern  auch 
eine  politische  Mahnung  an  seine  Nachfolger,  an  den  Königs- 
rechten lim  keinen  Preis  rütteln  zu  lassen,  i-*)  König  Stefan  er- 
kannte eben  die  Unbotmäßigkeit,  die  Ferocitas  seines  Volkes  und 
die   Notwendigkeit  einer  starken  zusammenfassenden   Hand. 

Liegt  nun  in  der  Vindikation  geistigen  Eigentums  an  der 
christlich-germanischen  Staatsidee  für  die  ungarische  Nation  eine 
starke  Überschätzung,  so  läßt  Timon  auch  dem  westeuropäischen 
Feudalstaat  sein  volles  Recht  nicht  zu  teil  werden,  wenn  er 
ihn  nur  patrimonial  auffaßt.  Der  Mächtige  des  Feudalstaates  hat 
zwar  ein  unentziehbares  F^echt  auf  seinen  Platz  in  der  Sonne 
der  Staatsgewalt,  allein  der  Platz  gilt  doch  auch  als  Amt,  welches 
den  Rechtsträger  verpflichtet,  für  den  gemeinen  Nutzen  des 
Landes  zu  wirken  und  zu  schaffen.  Daß  diese  Pflicht  nur  schlecht 
erfüllt  wird,  ändert  nichts  an  dem  Vorwalten  dieser  Rechts- 
anschauung. 

■  Vgl.  hiezu  Tezner,  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische 
Staatsrecht  und  die  ungarische  Publizistik,  1899,  S.  13  f.,  42. 
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Wie  es  nun  auch  immer  um  die  Idee  der  altungarischen 
Verfassung  stehen  mag,  so  macht  sie  ganz  so  wie  das  west- 
europäische germanische  Verfassungsleben  kraft  des  politisch- 
physikalischen Gesetzes  der  Endosmose  die  Wandlung  von  der 
Volksverfassung  zur  ständisch-feudal-patrimonialen  durch")  und 
mit  einer  ausgesprochen  ständischen  Verfassung  gelangt  Ungarn 
unter  die  Herrschaft  des  Hauses  Österreich. 

Diese  ständisch-ungarische  Verfassung,  welche  nun  einmal 
durch  keine  Advokatenkunst  wegzuleugnen  ist,  verleiht  den 
österreichischen  Herrschern  die  Herren-  oder  Herrschaftsrecjite 
eines  ausgesprochen  ständischen  Monarchen  auch  über  Ungarn. 
Hätte  wirklich  das  altungarische  Staatsrecht  die  moderne  Staats- 
idee zuerst  entdeckt,  so  ist  sie  der  ständischen  Epoche 
Ungarns  w^ieder  verloren  gegangen.  Wie  in  jedem  monar- 
chischen Ständestaat  stehen  König  und  Stände  oder  wie  sie  sich 
auch  nennen,  das  Land,  Rex  und  Regnum,  auch  in  Ungarn  ein- 
ander als  zwei  um  die  Macht  im  Staate  ringende  Faktoren  gegen- 
über, die  miteinander  paktieren,  zuweilen  sogar  Krieg  miteinander 
führen.  Das  Errungene  betrachten  sie  aber  als  ihren  wohl  er- 
worbenen, rechtmäßigen  und  unentziehbaren  Besitz,  ihr 
Patrimonium,  privatrechtsartig,  patrimonial.  Ein  Nachklang  dieser 
patrimonialen  Auffassung  zieht  sich  aus  der  Pragmatischen  Sanktion 
hinüber  selbst  noch  in  den  GA.  XII:  1867,  in  dessen  Einleitung 
und  §  2  daran  erinnert  wird,  daß  durch  die  Pragmatische  Sanktion 
ein  Vertrag  zwischen  Ungarn  und  dem  Herrscherhause  geschlossen 
worden  sei,  gerichtet  auf  den  einheitlichen  und  unteilbaren  oder 
den  gemeinsamen  Besitz  der  durch  das  neue  Erbfolgerecht  ge- 
einten Länder.  Wer  also  ein  Land  beherrscht,  besitzt  nach  der 
patrimonialen  Staatsauffassung  das  Land,  das  heißt,  er  besitzt ' 
die  Herrscherrechte  privatrechtsartig.  Ihnen  stehen  aber  auch  die; 
Rechte  der  Stände  als  Gegenrecht  privatrechtsartig  und  unent-/ 
ziehbar  entgegen.  Werböcz  zählt  in  seinem  Tripartitum  vier 
privilegierte    und     bedeutungsvolle     Freiheiten     des     Adels     auf, 


")  So  auch  Deäk,  Ein  Beitrag  zum  ungarischen  Staatsrecht.  Be- 
merkungen über  Wenzel  Lustkandis  „Ungarisch-österreichisches  Staats- 
recht" vom  Standpunkte  der  Geschichte  des  ungarischen  Staatsrechtes, 
1865,  S.  155. 
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der  nach  ihm  /iisammcn  mit  den  Prälaten  ganz  allein  das 
unjraiische  Volk  im  staatsrechtlichen  Sinne  des  Wortes  oder  die 
Nation  bildet  und  als  eine  der  gewaltigsten  dieser  Freiheiten 
wird  von  den  Ständen  die  SteuerfxjdJicit  geschätzt. 

Die  Steuerfreiheit  veranschlagen  die  ungarischen  Stände  so 
hoch,  dal5  sie  anlaßlich  der  Annahme  der  Pragmatischen  Sanktion 
ihre  ausdrückliche  Verbürgung  im  (JA.  VI:  1723  erwirken,  sie 
im  (jA.  VIII  :  1741  als  unentziehbar,  also  nicht  einmal 
der  Reichsgesetzgebung  unterworfen  erklären  lassen,  daß  sie 
endlich  die  feierliche  Proklamation  der  Unabhängigkeit 
Ungarns  im  GA.  X:  1790/91  durch  dieses  Steuerfreiheits- 
privilegium  des  Adels  erläutern,  wodurch  dieser  in  Ungarn 
so  hochgefeierte  Artikel  wesentlich  zu  einem  Proteste  gegen  das 
Eindringen  der  Josefinischen  Agrar-  und  Steuerreformen  nach  Ungarn 
herabgedrijckt  wird  und  den  Charakter  eines  Protestes  gegen  die 
bestehenden  Zentralbehörden  einbüßt.  Darum  hat  auch  dieser  Gesetz- 
artikel mit  der  Proklamation  der  modernen  Staatssouveränität 
so  wenig  gemein,  daß  er  diese  vielmehr  durch  Verquickung  der 
ungarischer;  Unabhängigkeit  mit  der  ewigen,  somit  der  Staats- 
gesetzgebung unzugänglichen  Steuerfreiheit  des  Adels  geradezu 
verleugnet  und  den  ständisch -patrimonialen  Staat  als  Ver- 
sorgungsanstalt und  als  wahrhaftes  Bollwerk  des  Adels  gegen  den 
modernen  Staat  ausspielt.  Von  der  öffentlich-rechtlichen  Auf- 
fassung des  Staates  durch  das  ungarische  Staatsrecht,  welche 
Timon  für  dessen  älteste  Epoche  vertritt,  ist  darum  in  der  Un- 
abhängigkeitserklärung des  Reichstages  1790/91  kaum  ein  Hauch 
zu   spüren. 

Sind  die  Rechte  des  Monarchen  im  Ständestaate  patrimonial 
gestaltet,  so  kann  er  innerhalb  der  durch  sie  gezogenen 
Grenzen  Verfügungen  für  sich  und  zu  seinen  Gunsten  und 
nach  seinem  Gutdünken  treffen.  Hier  ein  anschauliches  Beispiel 
für  diese  Verfügungsgewalt:  Den  österreichischen  Herrschern 
fließen  aus  ihren  verschiedenen  Ländern  landesverfassungsmäßig 
ihnen  gebührende  Einkünfte,  Kameraleinkünfte  zu.  Die  gehören 
aber  ihnen  wie  dem  heutigen  Staatsbeamten  der  ihm  ausge- 
zahlte   Gehalt. 

Und  weil  sie  ihnen  gehören,  so  können  sie  eine  einheitliche 
Länderrentenverwaltung  schaffen,  die  kaiserlidie  Hofkammer, 


—  lo- 
deren Rechtsnachfolger  das  heutige  Reichsfinanzm-nisterium  ist. 
So  bezeichnet  die  gesetzlich  inartikulierte  Ant\vort  des  Königs 
(§  14  ad  43)  auf  das  Verlangen  des  ungarischen  Landtages  von 
1545  nach  Bestellung  eines  besonderen  ungarischen  Schatzmeisters 
dieses  Verlangen  als  unpassend,  weil  König  und  Königin  doch 
mindestens  wie  jeder  erste  Beste  das  Recht  haben  müßten, 
über  die  Verwaltung  ihrer  Einkünfte  und  die  hiefür  zu  verwen- 
denden Beamten  nach  ihrem  Belieben  Verfügung  zu  treffen.  Alles, 
was  die  Stände  zu  Gunsten  der  ungarischen  Landeskammer  durch- 
setzen, ist,  daß  sie  in  ein  ähnliches  Verhältnis  zur  kaiserlichen 
gesetzt  wird  wie  der  Fiskus  eines  Gliedstaates  zu  jenem  des 
Bundesstaates,  dem  er  angehört.  Zu  allen  Zeiten  muß  sie  die 
Gebarungsüberschüsse  an  die  Hofkammer  abführen.  Sie  steht 
in  einem  obligatorischen  oder,  wie  sich  die  ungarischen  Gesetze 
ausdrücken,  in  einem  Korrespondenzverhältnis  zur  kaiserlichen  Hof- 
kammer. In  der  Abteilung  des  Archivs  dieser  Behörde  für  die 
res  hungaricae  liegt  der  dokumentarische  Nachweis  für  die  von 
dieser  Behörde  in  Ungarn  geführte  Kameralwirtschaft  —  welche 
Volkswirtschaftspflege  ist,  also  mehr  als  die  heutige  Finanz- 
wirtschaft. 

Ganz  so  steht  es  mit  der  Ausübung  der  Regierungsrechte. 
Stehen  sie  dem  König  zu  wie  ein  Nutzungsrecht,  so  ist  es,  sofern 
er  nicht  in  Ständerechte  eingreift,  seine  Sache,  sich  über  die 
Art  ihrer  Ausübung  zu  entscheiden.  Daß  er  sich  eines  Rates 
überhaupt  oder  gar  eines  bestimmt  organisierten  Rates  bedienen 
müsse,  das  ist  ihm  in  der  Epoche  der  habsburgischen  Herr- 
schaft nicht  vorgeschrieben  und  es  kann  ihm  ebensowenig  vorge- 
schrieben werden,  als  daß  er  sich  zu  seiner  Heilung  eines  Arztes 
oder  gar  eines  bestimmten  Arztes  bediene,  i^)  Die  Idee  eines  den 
Ständen  verantwortlichen  königlichen  Rates,  der  die  Verfassung 
wie  ein  Schutzgitter  umschließen  soll,  ist  der  habsburgischen  Epoche 


^■'j  Der  aus  der  Epoche  des  Verfalles  der  königlichen  Macht  stammende 
GA.  VII :  1507,  der  den  Ständen  ein  Strafrecht  gegen  Räte  einräumt,  die 
den  König  zum  Schaden  für  das  Gemeinwohl  oder  gegen  die  Gesetze 
beraten,  ist  unter  der  habsburgischen  Herrschaft  nicht  zur  Geltung  ge- 
kommen, hätte  aber  die  Zentralisation  gar  nicht  verhüten  können,  weil 
sie  einmal  nicht  gesetzwidrig,  dann  aber,  weil  sie,  wie  ihre  Legalisierung 
beweist,  ersprießlich  war. 
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des  ungarischen  Staatsrechts  fremd."')  Der  König  mag  sich  be- 
raten oder  nicht  und  er  mag  sich  beraten,  mit  wem  er  will, 
das  allein  ist  die  wahrhafte  Rechtslage  und  wenn  die  unga- 
rischen Stände  petitionieren,  daß  zur  Beratung  ungarischer  Inter- 
essen ungarische  Räte  zugezogen  werden  mögen,  so  verlangen 
sie  das  nicht  aus  Verfassungsrechts-,  sondern  aus  Zweckmäliig- 
keitsgründen.i') 

Kann  nun  der  gemeinsame  Monarch  seine  aus  verschie- 
denen Quellen  fließenden  Einkünfte  zu  einem  einheitlichen, 
einheitlich  verwalteten  Vermögen  verschmelzen  und  kann  er  sich 
über  die  Ausübung  seiner  Rechte  beraten,  mit  wem  er  will,  so 
kann  ihm  auch  niemand  verwehren,  daß  er  sich  über  die  Aus- 
übung der  ihm  aus  den  verschiedenen  Länderverfassungen  zu- 
fließenden Rechtes  statt  mit  einem  Dutzend  Ratskollegicn  und 
mehr  für  jedes  Land  besonders,  nur  mit  einem  RatskoUcgium 
oder  nur  mit  einer  Hofbehörde  berät.  Und  so  schafft  sich  schon 
Ferdinand  1.  für  sein  ganzes  Herrschaftsgebiet  einen  einzigen 
Kriegsrat,  den  Hofkriegsrat.  Aber  auch  über  das,  was  man  heute 
innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne  des  Wortes  nennt,  berät 
er  sich  ganz  so  wie  über  die  äußere  Verwaltung  mit  einheitlichen 
Behörden  für  das  ganze  Reich.  Die  Entscheidung  selbst  trifft 
er  persönlich,  denn  der  Ständestaat  kennt  keine  Ministerial- 
verwaltung. 

§   3.    Anerkennung   der    kaiserlichen    Hof-    und   Zentral- 
behörden durch  ungarische  Reichsgesetze. 

So  können  in  der  ständischen  Epoche  der  Habsburgischen 
Monarchie   wegen    der   strengen   Sonderung  von    Herrscher-   und 

'"',)  Andrässy,  Ausgleich,  S.  299. 

''')  Sehr  interessant  ist  in  dieser  Beziehung  der  Vergleich  der  Stellung 
der  ungarischen  Stände  gegenüber  dem  Hofkriegsrat  und  der  Hofkammer 
mit  jener  gegenüber  der  ostcrreicliischen  Hofkanzlei.  Daß  Dekrete  der 
Hofkanzlei  nach  Ungarn  ausgingen,  bezeichneten  sie  (GA.  40:1567)  als 
der  Landesfreiheit  zuwiderlaufend,  dagegen  die  Errichtung  eines  auch  für 
Ungarn  bestimmten  Kriegsrates  und  einer  solchen  Kammer  außer  Landes 
nur  als  mit  Belästigungen  für  die  Landeseinwohner  verknüpft  (GA.38  :  1569). 
Das  jus  belli  ac  pacis  war  eben  Königsrecht  und  die  Kammereinkünfte 
gehörten  dem  König. 
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Ständerecht  und  wegen  der  privatrechtsartigen  Auffassung  dieser 
Rechte  zentrale  Verwaltungsbehörden,  freilich  wesentlich  als  Hof- 
ratskoUegien  für  den  ganzen  Herrschaftsbereich  aufgestellt  werden, 
ohne  die  Rechte  der  Länder  oder  was  dasselbe  ist,  der  Stände 
zu  verletzen. 

Es  ist  darum  ganz  unzutreffend,  wenn  ungarische  Schriftsteller^^) 
diese  Entwicklung  als  rechtswidrig  erklären.  Sie  ist  recht- 
mäßig vom  Standpunkte  des  Ständestaates,  weil  sie  im 
Königssonderrechte  wurzelt  und  erweisliche  Rechte  der 
Stände  oder  des  Landes  nicht  verletzt.  Die  Technik  des 
Ständerechts  bot  kein  rechtliches  Hindernis  dieser  Ent- 
wicklung. 

Die  Wirksamkeit  der  aus  technisch  geschulten  Beamten 
bestehenden  Konseils  der  österreichischen  Herrscher  ist  nun  eine 
so  ersprießliche,  daß  sie  nicht  umzubringen  sind.  So  macht  Ungarn 
frühzeitig  die  Erfahrung  durch,  die  unter  Maria  Theresia  die  Stände 
der  österreichischen  Länder  erleben  mußten.  Maria  Theresia  benutzt 
die  Zeit  des  mit  den  Ständen  abgeschlossenen  Steuerrezesses,  durch 
welchen  sie  für  zehn  Jahre  eine  bestimmte  Aversionalsumme  von 
jedem  Stand  bewilligt  erhielt  und  für  diese  Zeit  von  ständischer 
Bewilligung"  unabhängig  gestellt  wurde,  zu  einer  so  durchgreifenden 
Reform  der  Verwaltung  der  Finanzen,  der  Heereslasten,  des  Innern 
und  der  Justiz  in  allen  diesen  Ländern,  daß  mit  Ablauf  des  Dezen- 
nates  der  Neubau  der  Verwaltung  felsenfest  dastand  und  daß  die 
Stände  selbst  unter  der  reformierten  Verwaltung  besser  fuhren  als 
unter  ihrer  eigenen  verrotteten.  Ebenso  günstig  gestaltete  sich 
das  Schicksal  der  kraft  Herrscherrechts  geschaffenen,  für  den 
ganzen  Bereich  der  habsburgischen  Herrschaft  bestimmten  Einrieb-' 
tungen  in  Ungarn.  Hier  wird  schon  durch  den  GA.  38:156Q^ 
die  königliche  Festsetzung,  daß  es  bei  dem  Bestände  des  Hof- 
kriegsrates und  der  Hofkammer,  zweier  Zentralbehörden  für  das 


1*)  Dagegen  scheint  Andrässy,  Ausgleich  S.  299,  die  im  Texte  ver- 
tretene Anschauung  zu  teilen,  wenn  er  ausführt,  selbst  im  konstitutionell- 
monarchischen Staate  sei  eine  von  dem  Willen  des  Volkes  abweichende 
Entwicklung  auf  dem  Gebiete  der  monarchischen  Prärogativen  ohne 
Gesetzesbruch  möglich,  um  wie  viel  mehr  zu  einer  Zeit,  wo  es 
keine  verantwortliche  Regierung,  kein  parlamentarisches 
System  gab! 

Dr.  Tezner,  Ausgleichsrecht.  ^ 
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gaii/f  Reich,  sein  Hcuciuleii  zu  finden  habe,  gesetzlich 
inartikniiert,  oder  wie  man  sich  in  Ungarn  gemälJ  der  Bezeich- 
nung des  Reichstags  als  comitium  auszudrücken  pflegt,  comi- 
tiaiiter  legalisiert.  Mit  dem  ÜA.  8:1715  erfolgt  in  gleicher 
Weise  die  Legalisierung  der  kraft  vereinigten  Herrscherrechts,  kraft 
Herrschcrrechtskonsolidat,  Herrscherrechtsverschmelzung  geschaf- 
fenen kaiserlichen  Armee.''') 

Die  Entwicklung  ist  also,  zusammengefaßt,  folgende:  Kraft  der 
patrimonialen  Natur  der  Herrscherrechte  des  Ständestaates,  die 
dem  Herrscher  gestatteten,  etwas  für  sich  zu  schaffen,  bestellen, 
die  österreichischen  Herrscher  Zentralbehörden  zu  ihrer  Beratung 
über  die  inhaltlich  einheitliche  oder  von  einheitlichen  üesichts- 
punkten  geleitete  Übung  ihrer  Rechte  im  ganzen  Reich  zunächst 
für  sich,  als  ihre  Behörden  und  ein  ungarischer  Staatsrat  unter 
Josef  H.  ist  es,  der  für  dieses  patrimonialc  Verhältnis  einer  Hof- 
behörde zum  Kaiser  sagt,  sie  sei  die  Magd  des  Herrschers. 

Diese  Behörden  aber  leben  sich  durch  ihre  Stetigkeit  und 
die  Ersprießlichkeit  ihres  Wirkens  auch  in  Ungarn  so  ein,  daß 
sie  trotz  ihrer  zentralen  Bedeutung  durch  Reichsgesetz,  also  unter 
Mitwirkung  der  Stände,  in  das  Landesrecht  aufgenommen  werden. 
Ungarn  fügt  sich  in  die  zentralistische  Entwicklung,  indem  es 
sich  ihr  rechtsförmlich  unterwirft.  Laudabiliter  sc  subjecit. 

Dies  ist  der  große  nicht  wegzuleugnende  Prozeß  der  Rezeption 
und  Verstaatlichung  des  österreichisch-patrimonialen  Zentralisa- 
tionsrechts  durch  ungarisches  Landesrecht,  der  für  die  Entwick- 
lung des  ungarischen  Verfassungsrechts  dieselbe  epochale,  um- 
formende Bedeutung  hat  wie  die  Rezeption  des  gemeinen 
Rechts  für  die  Rechtsentwicklung  Deutschlands.  Wenn  auch  Land- 
tagsschlüsse in  den  andern  Ländern  auf  die  Zentralbehörden, 
namentlich  auf  die  Hofkammer  und  den  Hofkriegsrat  Bezug 
nehmen,  so  ist  doch  Ungarn  das  einzige  Land,  das  förmliche 
Reichsgesetze  über  die  Stellung  der  Zentralbehörden  in  Ungarn 
schafft,  sie   förmlich   nostrifiziert  und    ihnen   das   Inkolat  verleiht. 


'••)  Vgl.  hiezu  das  Zitat  aus  der  Rede  Deäks  vom  28.  März  1867  in 
dem  höchst  beachtenswerten  Artikel  von  Dr.  Gustav i  Stfeinbachi  im 
Morgenblatt  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  18.  Mai  1905  über  die  Wand- 
lungen des  Dualismus. 
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So  paradox  dies  also  auch  erscheinen  mag,  bis  zur  Pragmatischen 
Sanktion  sind  unter  allen  Ständen  der  Monarchie  die  Ungarn  die 
einzigen,  welche  das  Reich  oder  die  Monarchie  reichsverfassungs- 
mäßig zusammen  mit  der  gemeinsamen  Dynastie  konstituieren. ^o) 
Und  so  ist  das  ungarische  Staatsrecht  durch  den 
Unionsgedanken  bereits  influenziert  und  innerlich  um- 
gewandelt, ehe  noch  die  Pragmatische  Sanktion  ein  auf 
die  Gemeinschaft  der  Dynastie  gerichtetes,  landesver- 
fassungsmäßiges Verfassungsbündnis  zwischen  allen 
habsburgischen  Ländern  oder  Ständen  untereinander  her- 
gestellt hat.  Mag  es  noch  so  schwierig  sein,  diese  Realunion 
ohne  landesverfassungsmäßige  Herrschergemeinschaft  in 
das  von  der  deutschen  Rechtswissenschaft  aufgestellte  System  der 
Staatenverbindungen  einzuschachteln,  so  unterliegt  es  doch  keinem 
Zweifel,  daß  die  Gemeinschaft  staatlicher,  allen  Ländern  zu  statten- 
kommender  Einrichtungen  das  Zustandekommen  der  Pragmatischen 
Sanktion  in  hohem  Grade  gefördert  hat.  Die  Pragmatische  Sanktion 
hat  dann  der  Verbindung  der  Länder,  welche  bereits  durch  andere 
hochwichtige,  in  der  ungarischen  Verfassung  anerkannte  Einrich- 
tungen hergestellt  war,  die  Krone  aufgesetzt,  indem  sie  diese 
Verbindung  auf  die  ganze  Dauer  der  verfassungsmäßigen 
Herrschergemeinschaft  im  Wege  der  Verfassungsgesetz- 
gebung erstreckte. 

§  4.  Die  Polemik  Deäk-Lustkandl  über  die  staatsrechtlichen 
Erfolge  der  österreichischen  Zentralisationspolitik. 

Jedem  politisch  gebildeten  Österreicher  und  Ungarn  ist  es 
bekannt,  daß  zwischen  Deäk,  dem  Vater  des  Ausgleichs  des  Jahres 
1867,  und  dem  kürzlich  verstorbenen  österreichischen  Staatsrechts- 
lehrer, Dr.  Wenzel  Lustkandl,  man  kann  es  trotz  der  eleganten 
Diktion  Deäks  sagen,  eine  sehr  ermüdende  und  an  ein  Heine- 
sches  Gedicht  erinnernde,  literarische  Polemik  darüber  geführt 
wurde,  ob  die  Monarchie,  wie  sie  bis  zum  Jahre  1848  gestaltet 
war,  eine  Real-  oder  Personalunion  gewesen,  ob  ihr  Fundament 
nur   die    Gemeinschaft   der   Dynastie   oder  auch   die   Gemein- 


-'^)  Für  die  nichtungarischen  Länder  bestehen  also  die  Zentralbehörden 
kraft  Landesrecht,  in  den  nichtungarischen  kraftpatrimonialen  Fürstenrechtes. 

2* 
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Schaft  aiulcrcr  Eiiiriclituiij^en  gebildet  habe?  Heute  kann 
man  unparteiisch  beide  Schriften  für  ausf,a'spr()chen  advokatischc 
Schriftsätze  erklären.  Lustkandl  geht  schulmeisterlich  und  silben- 
stecherisch  vor.  Jeden  Ausdruck  freundnachbarschaftlicher  Gesin- 
nung Ungarns,  jede  noch  so  vage  Phrase  nützt  er  für  seine  These 
von  der  realen  Verbindung  der  habsburgischen  Länder  aus  und 
ersäuft  so  seine  wuchtigsten  Argumente  in  einem  Meer  von 
Rabulistereien  und  schülerhaften  Trivialitäten.  Obendrein  müht 
er  sich  noch  mit  dem  kindlichen  Beweise  von  der  Ungültigkeit 
der  ungarischen  1848er  Verfassung  ab.  Andrerseits  wird  man 
bei  allem  Respekte  vor  der  Persönlichkeit  und  der  stilistischen 
Leistung  Deäks  sagen  müssen,  daß,  wer  sich  nur  auf  ihn  ver- 
läßt, über  die  geschichtliche  Entwicklung  des  ungarischen  Ver- 
fassungsrechts gänzlich  irre  geführt  wird,  sofern  sich  Deäk  um 
die  epochalen,  durch  ungarische  Gesetze  anerkannten  Rcichs- 
institute  der  kaiserlichen  Hofkammer,  des  Hofkriegsrates,  der 
Staatskanzlei,  des  Status  ministcrium  und  der  kaiserlichen  Armee 
vollständig  herumdrückt  und  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  von 
diesen  durch  Lustkandl  entdeckten  bedeutsamen  Gesetzen  durch 
eine  breite  Polemik  gegen  die  Schnurren  dieses  trotz  seiner 
Eigenheiten  um  die  geschichtliche  Erforschung  der  Reichsidee 
höchst  verdienten  Schriftstellers  vollständig  ablenkt.  Hievon 
abgesehen  hat  Lustkandl  auf  eine  Gesetzesstelle  aufmerksam  ge- 
macht, die  allein  die  ganze  Polemik  Deäks  gegen  die  Realunion 
tot  schlägt   und   uninteressant  macht. 

Bisher  war  nur  von  der  reichsgesetzlichen  Anerkennung  einer 
Zentralstelle  für  Finanz-,  für  Heeresverwaltung  und  der  kaiser- 
lichen Armee  die  Rede.  Es  ist  aber  doch  eine  geschichtliche 
Tatsache,  daß  die  habsburgische  äußere  und  innere  I^olitik 
für  den  ganzen  Machtbereich  durch  Zentralstellen  am  Wiener 
Hofe  beeinflußt  war.  Wie  stellt  sich  nun  Ungarn  zu  diesen 
Zentralstellen  ?  Es  strebt  naturgemäß  nach  einer  angemessenen 
I  Vertretung  in  diesen  Behörden.  Diese  Bewegung  beginnt  schon 
mit  der  Palatinalkonferenz  und  dauert  fort  bis  zum  Landtag  von 
1700/01.  Schon  die  Palatinalkonferenz  von  1712,  eingesetzt  zur 
Beratung  der  an  Ungarn  für  die  Einführung  des  Thronfolgerechts 
der  Frauen  zu  gewährenden  Konzessionen  verlangt  Aufnahme  von 
Ungarn  in  die  Ratskollegien  am  Hofe  und  auch  in  die  geheimen 
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Konferenzen  ex   eo,    quod   Hungaria  cum  iisdeni   Provinciis  et 
Regnis   in   perpetum   conjungeretur,    da   doch   infolge   der  neuen 
Thronfolgeordnung    Ungarn    mit   den    übrigen    Königreichen   und 
Ländern  für  immer  verbunden  werde,  -i)  Der  praktische  Erfolg  dieser   ; 
objektiv  höchst  berechtigten,  am  Hofe  leider  nicht  gebührend  ; 
gewürdigten   Bestrebungen   gipfelt  nun   in   dem  GA.   17:1790/91, 
durch  welchen   die  Versicherung  erteilt  wird,  daß    Ungarn   auch 
zum   Status  ministerium  werden  zugezogen  werden  und  daß  / 
begüterten  Ungarn,  welche  Lust  zum  diplomatischen  Dienst  hätten, 
Gelegenheit  werde  geboten  werden,  sich  in  der  Status  cancel- 
laria   auszubilden.     Die   Status   cancellaria   ist  die   mit  der   Ver- 
waltung der  äußeren  Angelegenheiten  betraute,  allgemein  bekannte 
kaiserlich  österreichische   Haus-,   Hof-  und  Staatskanzlei.--) 

Dagegen   wird   über   die    Bedeutung   des   Status   ministerium 
viel   gestritten. -3)     Nun    steht   die   Sache    so:     Die    Ordnung   der 


-M  In  Ungarn  wird  die  Liquidation  des  Archivs  der  Staatskanzlei 
und  der  kaiserlichen  Hofkammer  in  der  Weise  angestrebt,  daß  die  auf 
Ungarn  sich  beziehenden  Akten  an  Ungarn  abgegeben  werden.  Abgesehen 
von  dem  wissenschaftlichen  Vandalismus,  der  in  einer  solchen  Teilung 
gelegen  wäre  und  der  selbst  der  ungarischen  Forschung  wegen  des 
inneren  Zusammenhanges  dieser  Archive  die  größten  Schwierigkeiten  be- 
reiten würde,  steht  man  staatsrechtlich  vor  folgender  Alternative:  Entweder 
anerkennt  Ungarn  den  Rechtsbestand  der  historischen  Zentralbehörden 
mit  ihrem  durch  uraltes  Gewohnheitsrecht  festgelegten  Sitz  in  Wien, 
dann  haben  die  Archive  bei  jenen  gemeinsamen,  in  Wien  etablierten 
Behörden  zu  verbleiben,  welche  kraft  Organisationsnachfolgerecht  an  ihre 
Stelle  getreten  sind.  Oder  Ungarn  leugnet  den  Rechtsbestand  dieser  alten 
Zentralbehörden,  soweit  Ungarn  in  Betracht  kommt,  dann  gehen  ihre 
Archive  Ungarn  nichts  an. 

--)  Bidermann,  Entstehung  und  Bedeutung  derPragmatischen  Sanktion, 
Grünhuts  Zeitschrift,  IL,  S.  135;  Turba,  Pragmatische  Sanktion,  S.  87. 

-ä)  Turba,  Die  Pragmatische  Sanktion,  S.  88,  A.  110;  Tezner,  Kaiser- 
titel, S.  87.  Entgegen  der  wahren  Sachlage  ist  Deäk  in  seinem  Beitrag  zum 
ungarischen  Staatsrecht,  S.  199  bemüht,  das  Status  ministerium,  das  doch 
auf  eine  Kollegialbehörde  hinweist,  und  die  Status  cancellaria  als  ein  und 
dieselbe  Behörde  hinzustellen,  um  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  die 
Ungarn  nur  in  die  Behörde  zur  Verwaltung  des  Äußern  aufgenommen  sein 
wollten.  Allein  schon  die  Vorschläge  der  Palatinalkonferenz  beweisen, 
daß  die  Ungarn  zu  allen  höchsten  Stellen  gelangen  wollten,    da  ja  die 
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zentralen  Hofbehörden  ist  von  Maria  Theresia  an  in  einem  last 
stetig  fließenden  Zustand,  so  daß  die  Orientierung  überaus 
schwer  ist.  Naturgemäß  ist  auch  in  der  f^raxis  die  Scheidung 
zwischen  äußerer  und  innerer  [\)iitik  keine  so  scharfe,  wie  sie 
theoretisch  vollzogen  wird,  und  die  höchsten  Behörden  für  die 
äußere  Politik  beeinflussen  die  innere  nicht  minder  als  die  Räte 
für  die  innere  Politik  die  äußere.  Es  ist  deshalb  unzulässig,  den 
Ausdruck  Status  ministerium  und  Status  canccllaria  gerade  auf 
jene  einheitliche,  für  die  ganze  Monarchie  bestehende  Organisation 
der  Beratung  des  Monarchen  auf  dem  (lebiete  der  inneren  und 
äußeren  Reichspolitik  zu  beschränken,  welche  zur  Zeit  des 
Reichstags  von  1790  91  bestand,  und  so  die  Möglichkeit  zu 
bieten,  durch  Änderung  des  Namens  oder  der  Organisation  die 
Versicherung  des  ÜA.  17:1790  91  zu  umgehen.  Staatsrechtlich 
bedeutet  vielmehr  dieses  Gesetz  einmal  die  Rezeption  zentraler, 
für  die  ganze  Monarchie  auf  dem  Gebiete  der  inneren  wie  der 
äußeren  Politik  bestehender  Conseils  durch  einen  ungarischen 
Reichsschluß,  dann  aber  Festlegung  der  Verpflichtung  des 
gemeinsamen  Monarchen,  bei  der  Besetzung  dieser 
Conseils,  wie  immer  sie  organisiert  sein  mögen,  das 
ungarische  Element  gebührend  zu  berücksichtigen.  Darum 
hätte  Lustkandl  sich  für  den  Beweis  der  zentralistischen,  von  den 
Wiener  Hofbehörden  ausgehenden  ,, Entwicklung  des  politischen, 
militärischen  und  ökonomischen  Systems**  auch  für  Ungarn  auf 
diesen  Gesetzartikel  beschränken  können.  Um  was  hiedurch  sein 
Nachweis,  daß  vor  1848  die  denkbar  intensivste  staatsrechtliche 
Verbindung  des  unabhängigen  Ungarn  mit  den  nichtungarischen 
Ländern  bestanden  habe,  an  Breite  verloren  hätte,  um  ebendas 
hätte  er  an  überzeugender  Kraft  gewonnen. 

Indes  ist  diesem  wackeren  Manne,  der  zuerst  den  Versuch 
unternommen  hat,  in  das  Chaos  einer  mehrhundertjährigen  Gesetz- 
gebung Ordnung  zu  bringen  und  der  Dynastie  und  den  öster- 
reichischen Ländern  ihr  Recht  gegenüber  Ungarn  zu  weisen,  noch 

dynastische  Gemeinschaft  zu  einem  förmlichen  Verwachsen  der  beiden 
Ländergruppen  führen  werde.  Bidermann,  a.  a.  O.  Aber  hätte  Deäk  selbst 
Recht,  so  wäre  ja  schon  durch  GA.  17:1790  eine  über  die  dynastische 
Gemeinschaft  hinausgehende  Rcalunion  gegeben  gewesen. 
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die  Genugtuung  beschieden  gewesen,  die  Anerkennung  seiner 
These  von  der  auf  einer  über  die  dynastische  Gemeinschaft  hinaus- 
gehenden Realunion  beider  Staaten  ruhenden  Monarchie  durch 
seineji  großen  hterarischen  Gegner  selbst  zu  erleben.  Denn, 
literarisch  betrachtet,  ist  der  GA.  XII:  1867  nichts  mehr 
und  nichts  w-eniger  als  Verwerfung  der  Anschauung,  daß 
zwischen  beiden  Staaten  bisher  nur  eine  Personalunion 
bestanden  habe,  verbunden  mit  dem  Nachweis,  daß 
mindestens  die  Pragmatische  Sanktion  eine  auf  die  Ge- 
meinschaft des  Heereswesens  und  der  äußeren  Politik 
sich   erstreckende    Realunion   begründet   habe. 

§  5.  Der  Doppeladler  kraft  ungarischen  Reichsrechts  ein 

Symbol  der  Zugehörigkeit  Ungarns  zur  Herrschafts-  und 

Schutzsphäre  des  Hauses  Österreich. 

So  stützt  sich  die  Behauptung,  daß  durch  die  elementare 
Gewah  der  politischen  Verhältnisse  zugleich  mit  der  gänz- 
lichen Veränderung  des  europäischen  Staatensystems  mit 
Beginn  der  Neuzeit  aus  dem  ungarischen  Staatsrechte  Arpads, 
Stefan  des  Heiligen,  Ludwig  des  Großen  das  Staatsrecht  der 
Anlehnungs-  und  Angliederungsbedürftigkeit  Ungarns  er- 
wachsen sei,  welches  zur  Bildung  dauernder,  1867  konstitutionell 
umgestalteter  Zentralbehörden  für  das  ganze  habsburgische  Herr- 
schaftsgebiet geführt  hat,  auf  streng  ungarische  Gesetze  und 
wenn  man  diese  Gesetze,  sofern  sie  im  Originale  noch  vorhanden 
sind,  nicht  vernichten  oder  die  sämtlichen  Ausgaben  des  Corpus 
juris  Hungarici  um  diese  Gesetzesstellen  nicht  kastrieren  will, 
so  kann  man  sich  heute  für  das  ungarische  Staatsrecht  nicht 
mehr  auf  dessen  überwundene  Epochen  des  Urrechts  berufen.  Aus 
dem  ehemals  unabhängigen  Ungarn  ist  infolge  hereingebrochener 
Unglücksfälle  und  der  vollständigen  Verschiebung  der  mittelalter- 
lichen Machtlagerung  das  unter  dem  Hause  Österreich  Schutz 
suchende  und  Schutz  findende  Ungarn  geworden  21)  und  diese 
staatsrechtliche  Wandlung  wird  gleichfalls  durch  ein  ungarisches 
Reichsgesetz  symbolisiert,  nämlich  durch  den  §  3  des  GA.  98:  1723, 
worin  festgesetzt  wird,  das  consilium  Hungaricum,  d.  i.  die  unga- 


-*)  Vgl.  hierüber  Andrässy,  Ausgleich,  S.  8  ff. 
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risclic  Statthaltcrei,  solle  sich  des  Siegels  Sr.  k.  k.  Majestät  be- 
dienen mit  dem  Adler  als  Umfassungsbild,  ganz  so  wie  es 
zu  allen  Zeiten  auch  in  den  anderen  Königreichen  und 
Erbprovinzen  üblich  gewesen  sei,  und  das  corpus  juris  hun- 
garici  bringt  das  in  seinem  Oesetzesauszuge  in  der  Fassung:  das 
Königssiegcl  soll  das  Wappen  Ungarns  in  der  Mitte  des  kaiser- 
lichen Adlers  zeigen. 

Damit  erscheint  auch  der  römisch-deutsche  Reichsadler,  der 
sich  in  der  Vorstellung  der  ungarischen  Stände  zu  einem  recht- 
lichen Zugehör  ihres  Herrscherhauses  herausgebildet  hatte, 
zugleich  als  ungarisches  Königswappen  reichsgesetzlich,  somit 
als  Reichswappen  anerkannt,  ganz  entsprechend  der  Repräsentation 
des  ungarischen  Reichstags  vom  28.  September  1722  wegen  Nach- 
lasses von  den  postulierten  Militärlasten,  worin  die  Rede  ist,  es 
sei  die  ungarische  Nation,  seitdem  sie  sich  vor  nahezu  200  Jahren 
in  den  Schatten  des  königlichen  Adlers  begeben,  von  dem  regie- 
renden Hause  Österreich  nie  abgewichen.-'') 

In  sehr  überzeugender  Weise  wird  diese  Umwandlung  des 
ungarischen  Staatsrecht  aus  dem  Staatsrechte  eines  isolierten  Staates 
in  jenes  eines  unions-  oder  bündnisbedürftigen,  in  der  umfassenden 
Monographie  „Ungarns  Ausgleich  mit  Österreich  vom  Jahre  1367** 
dargestellt 2'i),  deren  Bedeutung  als  einer  wahrhaft  politischen  Bibel 
für  Ungarn  dadurch  nicht  beeinträchtigt  wird,  daß  ihr  Urheber, 
Oraf^ulius  Andrässy  der  Jüngere,  sie  nunmehr  durch  sein  poli- 
tisches Wirken  vollständig  verleugnet. 

An  der  neuesten  Unabhängigkeitsbestrebung  Ungarns  ist 
darum  nur  wahr,  was  selbstverständlich  ist,  daß  ein  Staat,  der  in 
einer  seine  Verfassung  unmittelbar  ergreifenden  organischen  Ver- 
bindung mit  einem  anderen  Staat  steht,  seine  volle  staatsrechtliche 
Unabhängigkeit  nicht  besitze,  daß  eine  solche  Verbindung  beiden 
verbundenen  Staaten  Unabhängigkeitsopfer,  Souveränitätslasten 
auferlege.  Dagegen  beruht  auf  einer  Rechts-  und  Geschichts- 
fälschung ohnegleichen  die  neueste  apostolische  Lehre  der  Führer 

")  Hiezu  besonders  Turba,  Armeeinheit  und  ungarisches  Staatsrecht, 
„Österreichische  Revue",  Jahrg.  1905,  S.  394;  derselbe,  Die  Pragmatische 
Sanktion,  1906,  S.  195,  N.  27;  dann  die  von  Tezner,  Kaisertitel,  S.  111, 
aus  Bidermanns  Gesamtstaatsidee  gesammelten  Stellen. 

-'"}  Vgl.  insbesondere  S.  8  ff. 
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Ungarns,  daß  Ungarn  sich  die  Rechtsstellung  eines  isoUerten 
Staates  verfassungsrechtlich  bewahrt  habe  und  daß  eine 
Realunion  Ungarns  mit  Österreich  mit  der  in  den  ungarischen 
Gesetzen  ausgesprochenen  Unabhängigkeit  Ungarns  schlechthin  un- 
vereinbar ist.  Es  ist  nämlich  ganz  derselbe  ungarische  Landtag, 
jener  von  1790/Ql,  der  im  Art.  10  des  von  ihm  gefaßten  Reichs- 
schlusses die  im  GA.  8:1741  für  unentziehbar  erklärte  Steuer- 
freiheit des  Adels  mit  dem  Bollwerk  der  ungarischen  Unabhängig- 
keit umgibt  und  sodann  im  Art.  17  desselben  Schlusses  das  kaiser- 
liche Staatsministerium  und  die  kaiserliche  geheime 
Staatskanzlei  als  auch  für  Ungarn  zuständige  Rats- 
behörden anerkennt. 

§  6.  Die  ungarische  Unabhängigkeitspolitik  mündet  in  die 
Aufhebung  der  dynastischen  Gemeinschaft  beider  Staaten. 

Man  kann  sagen :  Jede  Unabhängigkeitserklärung  Ungarns 
zieht  zugleich  sich  selbst  die  Grenze!  Oder  Ungarn  erklärt 
sich  immer  nur  mit  einschneidenden  Einschränkungen 
für  unabhängig.  So  wie  die  Unabhängigkeitserklärung  des  Jahres 
17Q1  mit  der  Anerkennung  der  intensivsten  Zentralisation  verknüpft 
ist,  so  ist  auch  der  GA.  XiL^1867  zugleich  als  Richtscheide  und 
Grenze  der  staatsrechtlichen  Unabhängigkeit  Ungarns  gedacht, 
welche  zugleich  Grenze  der  Unabhängigkeit  der  österreichischen 
Länder  ist.-')  Indem  dieser  Gesetzartikel  sich  als  Lösung  des 
Problems  bezeichnet,  wie  unter  Wahrung  des  Konstitutionalismus  in 
beiden  Staaten  die  Bedingungen  der  Sicherheit  und  des  Fort- 
bestandes der  Monarchie  unversehrt  erhalten  werden  könnten, 
jener  Monarchie,  die  nach  der  Einleitung  des  Gesetzes  und  dessen 
§8  die  Gesamtheit  aller  unter  der  Dynastie  vereinigten  Länder,  die 
ungarischen  eingeschlossen,  umfaßt,  erklärt  er  zugleich  die 
in  den  gemeinsamen  Einrichtungen  gelegenen  Opfer  zu  Lasten 
der  Unabhängigkeit  beider  Staaten  als  gefordert  durch  ihr 
Existenzbedürfnis  und  bezeichnet  damit  zugleich  die  Grenze, 


-^)  So  kennzeichnet  Abgeordneter  Skene  1867  den  Ausgleich,  was 
Österreich  betrifft,  als  Opferung  seiner  Selbständigkeit  an  die  Interessen 
des  Reiches.  Neue  Gesetzgebung,  S.  573. 
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jenseits  welcher  fiir  beide  Staaten  die  Fra^e:  Sein  oder 
Nichtsein?    als    Rätsel    der   Zukunft   auftaucht. 

Dies  ist  die  letzte  verfassunirsrechtliche  Kundj^ebun«^  der  unga- 
rischen Verfassungsgesctzgebuno,  welche  zugleich  die  einzige  ver- 
fassungsrechtliche Richtschnur  der  ungarischen  IJnabhängig- 
keitspolitik  bildet. 

Was  über  diese  Richtschiuir  hinaus  geht,  ist  nicht  mehr  Ver- 
fassungsrecht sondern  verfassungswidrige  Politik  und  noch  dazu 
unaufrichtige  Politik.  Sie  will  die  Dynastie  für  die  Idee  der 
Personalunion  durch  die  kindisch  paradoxe  Verheißung  gewinnen, 
dal}  diese  Verbandsform  die  stärkste  dynastische  Stütze  bieten 
werde!  Indes  sind  doch  die  dynastischen  Beziehungen  der  Dynastie 
zu  dem  größeren  Teil  von  Österreich  ältere  als  jene  zu  Ungarn 
und  sind  auch  von  dem  größten  Teil  Österreichs  niemals  gelöst 
worden,  was  von  Ungarn  nicht  gilt,  und  so  wie  Ungarn,  als 
es  sich  unter  den  Schutz  der  Dynastie  begab,  den  diese  doch 
nur  mittels  der  österreichischen  Völker  zu  gewähren  vermochte, 
an  eine  durch  keine  anderen  als  streng  ungarischen  Rücksichten 
geleitete  Herrschaft  über  Ungarn  nicht  mehr  denken  konnte,  so 
wird  auch  das  moderne,  nur  durch  Personalunion  mit  Österreich 
verbundene  Ungarn  nicht  erwarten  dürfen,  daß  das  Kompromiß 
zwischen  gegensätzlichen  Interessen  beider  Staaten,  soweit  es  durch 
monarchische  Akte  getroffen  werden  muß,  sich  immer  nur  zu 
(junsten  Ungarns  vollziehen  werde.  Die  Sache  steht  eben  in 
diesem  Punkt  nicht  anders,  als  wenn  ich  im  Privatverkehr  Jemanden 
zur  Wahrung  meiner  Interessen  bestelle,  in  voller  Kenntnis  der 
Tatsache,  daß  der  Bestellte  sich  bereits  in  einem  gleich  inten- 
siven Pflichtverhältnisse  zu  einer  anderen  Person  befinde  und 
vielleicht  gerade  wegen  des  Bestandes  dieses  Verhältnisses.-*) 
Wenn  nun  keinerlei  Scharfsinn  dazu  gehört,  um  zu  erkennen, 
daß  das  Ziel  der  Unabhängigkeitspartei,  nämlich  die  Aktionsfreiheit 
eines  isolierten  Staates  auch  durch  die  Zurückführung  des  Ver- 
hältnisses zu  Österreich  auf  eine  bloße  Personalunion  nie  und 
nimmer  zu  erreichen  sei,  weil  auch  dann  noch  Österreich  als  Haus 
oder  Dynastie  über  Ungarn  regieren  wird--'),  so  kann  ein  auf- 

-**)  Vgl.  auch  Andrässy,  Ausgleich,  S.  422. 

'"')  Domus  Austriaca  ist  eine  grundgesetzliche  Bezeichnung  der 
ungarischen  Dynastie. 
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richtiger  und  denkender  Unabhängigkeitspolitiker  zu  keinem 
anderen  Ergebnis  gelangen  als  zur  Forderung  der  Aufhebung 
auch  der  dynastischen  Gemeinschaft  beider  Staaten,  also 
zur  Eröffnung  der  Alternative  für  die  Dynastie :  Österreich  oder 
Ungarn?  Da  nun  das  vor  diese  Wahl  gestellte  Haus  die  gerechte 
Besorgnis  hegen  wird,  daß  ein  ungarischer  Nationalstaat  ortho- 
doxester Richtung  eine  nicht  streng  nationale  Dynastie  nicht 
vertragen  werde,  so  mündet  die  moderne  ungarische  Unab- 
hängigkeitspolitik genau  bei  Ludwig  Kossuth.  „Glauben 
Sie",  so  fragt  Kaiserfeld  in  der  Generaldebatte  des  Abgeordneten- 
hauses über  den  Entwurf  des  österreichischen  Ausgleichsgesetzes, 
„daß  es  einen  Kaiser  von  Österreich  geben  kann,  der  Ihnen  zu- 
geben wird,  daß  Österreichs  Vertretung  im  Auslande  eine  zwei- 
geteilte sei?  Glauben  Sie,  daß  es  einen  Kaiser  geben  kann,  der 
seine  Armee  in  zwei  Armeen  auflösen  lassen  wird?"  „Glauben 
Sie",  so  geht  es  crescendo  weiter,  ,,daß,  wenn  Sie  die 
Personalunion  einführen,  es  mehr  als  fünf  Jahre  dauern  wird, 
daß  die  Krone  Ungarns  nicht  mehr  auf  demselben  Haupte 
sein  wird,  welches  die  Kronen  der  anderen  Lande 
trägt?" 30)  Und  auch  Andrässy  der  Jüngere  schneidet  alle  für 
die  Unabhängigkeit  Ungarns  an  die  Personalunion  geknüpften 
Hoffnungen  oder  die  Lockungen  der  Dynastie  zur  Begründung 
der  Personalunion  im  dynastischen  Interesse  mit  dem  ebenso 
nüchternen  als  selbstverständlichen  Satze  ab,  es  verknüpfe  die 
bloße  Identität  des  Herrschers  zweier  monarchischer  Staaten 
ihr  Leben  derart  und  führe  in  die  oberste  Vertretung  ihrer  Ange- 
legenheiten so  sehr  das  gemeinsame  Moment  hinein,  daß  jener 
Fall  zu  den  allergrößten  Seltenheiten  gehöre,  in  welchem  dabei 
die  Sonderstellung  und  Unabhängigkeit  der  Staaten  auch 
in  der  obersten  Spitze  gewahrt  werde  und  es  könne  des- 
halb die  letzte  Konsequenz  der  Unabhängigkeitspolitik 
nur  die  Beseitigung  der  dynastischen  Gemeinschaft 
bilden. 31)  Dieser  Satz  bildet  zugleich  die  politische,  psychologische 
und  ethische  Erklärung  der  österreichischen  Zentralisationspolitik. 


"^)  Neue  Gesetzgebung,  S.  579. 
■■■')  A.  a.  O.,  S.  97,  278. 
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$  7.  Die  Sorge  für  den  magyarischen  Herrenstaat  als  Haupt- 
grund der  ungarischen  Unabhängigkeitspolitik. 

Die    ungarische    Bewegung    nuiü    an    einem    ganz    anderen 
Malistabe    gemessen    werden    als   an    dem    des    ungarischen    Ver- 
fassungsrechts.    Hinter   all   den   kühnen    Drohungen   gegen   Üster- 
reicli.   von    welchen   die   publizistischen   Organe  aller  ungarischen 
Parteirichtungen  erfüllt  sind,  hinter  all  dem  stolzen  Selbstgefühl, 
mit   welchem   die   führenden   ungarischen   Staatsmänner  auftreten, 
birgt  sich   ein   nicht  zu   verkennendes  Gefühl  der   Bangigkeit  für 
Idie    Fortdauer   der  gegenwärtigen   Stellung   des   magyarischen 
(Stammes  in  Ungarn  zu  den  übrigen  ungarischen  Völkerschaften.-^-) 
j  Darum  möchte  der  magyarische  Stamm  lieber  heute  als  morgen  im 
freien  Besitze  der  physischen  und  finanziellen  Mittel  sein,  um  sein 
Herrenrecht  dauernd   zu  begründen.    Das  allein  ist  die   Idee  und 
das  Ziel  des  sogenannten  ungarischen  Nationalstaates. 

Die  unnatürliche,  fieberhafte  Forcierung  der  militärischen  und 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  Ungarns  wurzelt  also  in  einer 
Art  Platzangst,  in  der  Angst,  daß  auch  Ungarn  dem  Schicksal 
aller  national  stark  gemischten  Staaten  nicht  entrinnen  und  daß 
der  magyarische  Stamm  das  Prinzipat  in  seiner  gegenwärtigen 
Gestalt  nicht  werde  behaupten  können  im  Verbände  mit  einem 
Staate,  welcher  den  gleichen  nationalen  Verschiebungsprozeß  bereits 
unter  den  schwersten  Kämpfen  durchgemacht  hat.  Es  ist  die 
Furcht  des  magyarischen  Nationalstaates,  des  nationalen  Herren- 
staates vor  den  seinen  Sturz  herbeiführenden  Rückwirkungen  einer 
,  engeren  Verbindung  mit  einem  Nationalitätenstaat,  welche  einen 

•'-)  Man  kann  die  Stelle  der  mustergültig  objektiven  Darstellung  der 
österreichischen  Verfassungsentwicklung  in  der  Einleitung  zur  Anton 
Springerschen  Ausgabe  der  Protokolle  des  Verfassungsausschusses  im  öster- 
reichischen Reichstage  1848—1849  (1885)  auf  S.  XXXI  aus  dem  Imperfekt 
ins  Präsens  versetzen:  „Auch  Ungarn  besitzt  verwundbare  Stellen.  Außer 
dem  magyarischen  Volksstamme  bewohnen  Slawen,  Deutsche,  Rumänen 
das  Land,  dem  eigentlichen  Königreiche  sind  noch  Nebenländer  verbunden." 
Die  Deutschen  muß  man  jetzt  freilich  streichen.  Sie  geben  sich  der 
Magyarisierung  willig  hin.  Ausgleich,  S.  410.  Vgl.  auch  Ausgleich,  S.  402  f.; 
dort  warnt  Andrässy  noch  die  magyarischen  Chauvinisten:  „Hört  ihr,  wie 
der  Donner  grollt?"  Heute  bekennt  auch  er  sich  gegenüber  den  Nationali- 
täten zur  Devise:  „Quos  ego!" 
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der  wichtigsten  Erklärungsgründe  für  die  ungarische  PoUtik  des 
letzten  Dezenniums  abgibt.  Indes  vermag  diesem  mit  elemen- 
tarer Kraft  wirkenden  na  tu  r  rechtlichen  Prozeß  Ungarn  auch 
durch  seine  Trennung  nicht  zu  entrinnen,  eher  könnte  er  hiedurch 
noch  beschleunigt  werden.  Denn  die  Unnatur  des  magyarischen 
Nationalstaates  besteht  darin,  daß  er  den  das  Menschtum  er- 
niedrigenden Entnationalisierungs-  und  Sprachenzwang  gegen  seine 
Völker  üben  muß  ohne  die  politische  Rechtfertigung,  ihnen  zur 
Ausgleichung  den  Genuß  einer  alten  und  universellen  Kultur  zu 
bieten.  Reicht  doch  für  unser  modernes  Empfinden  selbst  diese 
Rechtfertigung  zur  Bewirkung  der  Billigung  der  gegen  jedes 
menschliche  Empfinden  verstoßenden  preußischen  Polenpolitik  in 
keiner  Weise  aus.  Die  einzige  kulturelle  Mission,  die  Ungarn  wie 
Österreich  gemeinsam  beschieden  ist,  führt  in  beiden  Staaten 
zur  Überwindung  des  zur  Kulturfeindlichkeit  gediehenen  Natio- 
nalismus durch  den  Staat,  also  zum  konträren  Gegenteil  des 
Nationalstaates  mit  der  Herrschaft  einer  Vollnation  über  Minder- 
nationen, ein  Ziel,  für  dessen  Erreichung  ein  engerer  Verband 
beider  Staaten  kein  Hindernis  bildet.  Nur  dies  kann  das  Glaubens- 
bekenntnis  eines   modernen  Menschen   sein.^^) 

Aber  gerade  von  dieser  hohen  kulturellen  Mission  will  der 
magyarische  Nationalstolz  nichts  wissen.  Die  vornehmen  Fremden 
aber,  welche  die  ungarischen  Minister  zu  sich  laden,  um  ihnen  das 
negative  Potemkinsche  Bild  des  schwergeprüften  ungarischen  Volkes 
vorzulegen,  würden  nur  dann  ein  richtiges  Bild  von  dem  auf 
Ungarn  lastenden  Druck  gewinnen,  wenn  sie  sich  auch  bei  den 
Slovaken,  Rumänen,  Siebenbürger  Sachsen  umsehen  oder  sich 
die  Verhandlungen  des  Reichstags  verdollmetschen  lassen  wollten, 
in  welchen  die  Beschwerden  der  Nationalitäten  mit  Spott  über- 
schüttet werden  oder  wenn  sie  sich  in  die  Akten  der  Kriminal- 
prozesse der  Aufwiegler  gegen  den  ungarischen  Staat  vertiefen 
und    sich    fragen    wollten,    was    Ungarn    bisher   für   die    Hebung 


( 


^'^)  Hiezu  besonders  Karl  Renner  (Rudolf  Springer),  Grundlagen  und 
Entwi(^lungsziele  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  (1906)  und 
dessen  in  der  Einleitung  zitierten  Schriften,  S.  239;  Popovici,  Die  ver- 
einigten Staaten  von  Groß-Österreich,  1906,  Tezner,  Wandlungen  der 
österreichisch-ungarischen  Reichsidee,  S.  126:  Die  Monarchie  muß  sich  be- 
scheiden, eine  Großschweiz  zu  sein. 


L 
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dtr  Kultur  seiner  nicht  magyarischen  Stämme  mehr  geleistet  habe, 
als  daß  es  sie  dem  Magyarisierungszwang  unterwirft,  was  es  ins- 
besondere zur  Abwehr  der  aus  seinen  agrarischen  Verhältnissen 
für  den  ungarischen  Staat  selbst  erwachsenden  üefahren  bisher 
getan  habe?  So  lastet  auf  Ungarn  der  Druck  des  magyarischen 
Nationalstaates,  nicht  jener  Österreichs.-^')  Wahrlich,  es  sind  zum 
schwersten  Nachteil  des  magyarischen  Stammes  selbst,  nicht  die 
Geistesverwandten  eines  Eötvös,  welche  die  politischen  Geschicke 
Ungarns  leiten! 

§  8.    Die  Rekonstruktion  der  Monarchie  durch  zwei  Parla- 
mente des  allgemeinen  Wahlrechts? 

In  einem  im  heurigen  Jahre  in  der  Wiener  juristischen 
Gesellschaft  gehaltenen,  Verfassungsänderungen  und  Verfassungs- 
wandlungen betitelten  Vortrage  hat  Jellinck  als  Signatur  der 
künftigen  Entwicklung  des  Konstitutionalismus  in  monarchischen 
Staaten  bezeichnet:  Unmittelbarer  Kontakt  zwischen  Monarchen 
und  Volk  über  das  Parlament  hinweg.  Das  ist  wohl  eine  über 
die  Grenze  nüchterner  Beurteilung  des  Parlamentarismus  weit 
hinausschießende  Vorhersage.  Vor  allem,  was  bliebe  von  dieser 
Formel  übrig,  wenn  man  die  Kolonialskandale  in  Deutschland, 
die  Podbielski-Affaire,  dann  jene  des  Hauptmanns  von  Köpenik, 
die  Hohcnlohe-Memoiren,  die  Hatzfeldbriefe,  die  zahlreichen  auf- 
regenden Vorgänge  dynastischer  Natur  in  unserer  Zeit  und  anderes 
ähnlichem  mehr  zur  Formel  vom  Verfall  des  monarchischen  Prinzips 


"*)  Es  war  deshalb  nicht  klug,  daß  Andrässy  der  Jüngere  in  seiner 
in  der  Budgetdebatte  des  ungarischen  Abgeordnetenhauses  am  25.  No- 
vember 1906  gehaltenen  Rede  („Neue  Freie  Presse",  Nr.  15.183)  die  Nationa- 
litäten damit  zu  kaptivieren  versucht,  daß  er  die  nationalen  Regungen 
im  Abgeordnetenhause  als  Keckheit  stigmatisierte,  daß  er  ihnen  zur  Strafe 
für  ihre  Agitatoren  mit  der  Verwirkung  des  kümmerlichen,  durch  das 
Ortsnamengesetz  genügend  gekennzeichneten  Nationalitätengesetzes  drohte, 
daß  er  endlich  Vorwürfe  gegen  sie  erhob  wegen  ihrer  Gleichgültigkeit  in 
dem  Kampfe  der  ungarischen  Oligarchie,  den  diese  für  eine  von  seinem 
Vater  bekämpfte  Magyarisierung  des  ungarischen  Heeresteiles  ejjtfesseit 
hatte.  Die  von  Andrässy  gerühmte  nationale  Toleranz  ist  keine  Toleranz 
der  herrschenden  Klassen.  Von  dem  Augenblicke,  in  welchem  sich  diese 
ihrer  Nation  entfremdete  Klasse  magyarisierte,  beginnt  in  Ungarn  die  Epoche 
der  nationalen  Verfolgung  und  des  magyarischen  Chauvinismus. 
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verdichten  wollte?  Die  Entwicklung  aller  politischen  Institutionen 
bewegt  sich  in  Wellenlinien.  Das  englische  Parlament  spielt  heute 
noch  eine  immerhin  nicht  gerade  unbedeutende  politische  Rolle, 
ungeachtet  es  wiederholt  Epochen  des  tiefsten  Verfalles  durch- 
gemacht hat.  Und  zu  allen  Zeiten  hat  man  innerhalb  und  außer- 
halb Englands  gewußt,  daß  mit  der  Veränderung  der  Parteiver- 
hältnissc  im  wahlfähigen  Volke  die  Tage  eines  Parlamentes  und 
einer  Regierung  gezählt  sind,  welche  in  ihrer  Zusammensetzung 
diesem  Verhältnisse  nicht  entsprechen.  Zu  allen  Zeiten  politischen 
konstitutionellen  Lebens  hat  auf  die  Gestaltung  der  die  Zusammen- 
setzung des  Parlaments  bestimmenden  Parteiverhältnisse  die  Presse, 
die  Übung  des  Vereins-  und  des  Versammlungsrechtes  mächtig 
eingewirkt.  Zu  allen  Zeiten  hat  man  endlich  gewußt,  daß  jedes 
auf  einem  bestimmten  Wahlsystem  ruhende  Parlament  unter  dem 
Damoklesschwert  der  Frage  stehe,  ob  aus  dem  bestehenden  Wahl- 
system eine  wahrhafte  Volksvertretung  hervorgehe  oder  nur  der 
künstliche  Schein  einer  solchen?  So  wenig  man  ein  Bedürfnis 
empfunden  hat,  den  politischen  Zusammenhang  zwischen  Parlament, 
Wählerschaft  und  öffentlicher  Meinung  staatsrechtlich  zu  formu- 
lieren, so  wenig  haben  bisher  ernstliche  Politiker  mit  dem 
Gedanken  gerechnet,  das  moderne  Parlament  auf  ein  Seitengeleise 
zu  schieben,  um  die  Bahn  für  eine  unmittelbare  Berührung  von 
Monarch  und  Volk  frei  zu  machen.  Nach  den  geschichtlichen 
Erfahrungen  käme  bei  dieser  unmittelbaren  Berührung  des  höchsten 
Machtträgers  mit  der  unorganisierten  oder  desorganisierten  Masse 
nichts  als  Cäsarismus  heraus.  Dafür  wird  andrerseits  die  Ge- 
schichte einmal  würdigen  müssen,  was  das  österreichische  Par- 
lament selbst  in  der  Epoche  seines  tiefsten  Verfalles  an 
staatlicher  und  kultureller  Arbeit  geleistet  hat.  Und  darum  wollen 
wir  uns  durch  Jellineks  Formel  nicht  bange  machen  lassen,  zumal 
bald  nach  ihrer  Aufstellung  auch  das  ungarische,  für  überwunden 
erachtete  Parlament  sich  kräftig  zu  dehnen  und  zu  strecken  be- 
gonnen hat,  sondern  die  Hoffnung  aussprechen,  es  werden  durch 
die  Parlamente  des  allgemeinen  Stimmrechts  in  beiden  Staaten 
die  selbst  zerstörten  Brücken  zwischen  ihnen  neuerlich  geschlagen 
und  fester  gefügt  werden,  als  die  bisherigen,  durch  die  ständischen 
Parlamente  errichteten,  zum  Nutzen  und  Frommen  des  europäischen 
Frieden?  und  der  europäischen  Kultur! 
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§  9.  Österreich  und  Ungarn  sind  von  Rechtswegen  organisch 
verwachsen,  nicht  äußerlich  zusammengelötet. 

Idi  kami  diesen  Abschnitt  meiner  Eiörternnj^en  nicht  scliheßcn, 
ohne  neuerhch  die  Frage  nach  der  ReclitssteMung  der  gemein- 
samen Organe  aufzuwerlen.  Jeliinck  vertritt  konsequent'^)  die 
Anschauung,  daß  die  zwischen  beiden  Staaten  bestehende,  soge- 
nannte Realunion  nichts  sei  als  die  Unterart  eines  Staatenbundes. 
Der  Staatenbund  ist  hinwiederum  nichts  als  eine  Unterart  der  mit 
der  privatrechtlichen  Gesellschaft  zu  vergleichenden  Staaten- 
sozi etat,  welche  auf  die  bedeutsamsten,  wie  auf  politisch  ganz 
indifferente  Zwecke  gerichtet  sein  kann.  Eine  solche  sozietäre 
Verbindung  bilden  beispielsweise  die  Staaten,  die  in  der  Donau- 
uferkommission oder  in  der  internationalen  Qradmessungskom- 
mission  vertreten  sind.  Ist  nun  auch  Österreich-Ungarn  nichts  als 
eine  solche  sozietäre  Verbindung,  dann  können  ihre  Organe  den 
verbundenen  Staaten  nicht  anders  gegenüberstehen  als  die  Organe 
einer  solchen  sozietärcn,  rein  völkerrechtlichen  Verbindung.  Daß 
nun  der  Vorsitzende  einer  der  erwähnten  internationalen  Kom- 
missionen oder  diese  selbst  den  vertretenen  Staaten  und  in  den 
vertretenen  Staaten  nichts  zu  befehlen  haben,  weiß  jedermann. 
Diese  Kommissionen  fassen  ihre  Beschlüsse,  die  vertretenen  Staaten 
erwägen  frei,  ob  sie  nicht  über  die  Grenzen  der  vertragsmäßig 
übernommenen  Pflichten  hinausgehen  und  führen  sie,  wenn  diese 
Prüfung  ein  befriedigendes  Ergebnis  liefert,  selbständig  aus. 
Aber  auch  der  deutsche  Bundestag  hatte  weder  den  verbündeten 
deutschen  Staaten  noch  auf  ihrem  Gebiet  etwas  zu  befehlen  und 
die  von  ihm  beschlossene  Wechselordnung  und  das  von  ihm  be- 
schlossene Handelsgesetzbuch  sind  für  Österreich  erst  dann  ver- 
bindlich geworden,  nachdem  sie  durch  österreichische  Gesetze 
eingeführt  waren  und  nur  mit  den  hiebei  zugleich  getroffenen 
Änderungen.  Kurz,  die  Beziehungen  der  Bundesorgane  zu  den 
verbündeten  Staaten  waren  nur  völkerrechtlich  und  sie  sind  da- 
durch nicht  staatsrechtlich  geworden,  daß  nach  Völkerrecht  jeder 
Staat  verpflichtet  war,  jene  staatsrechtlichen  Akte  für  sein  Gebiet 
zu  erlassen,  welche  rechtmäßig  gefaßten  Beschlüssen  des  Bundes- 
tags entsprechen,  daß  also  die  deutschen  Bundesakte  ,,sekundär" 

'"*)  Zuletzt  Staatslehre,  1.  A.,  S.  691. 
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staatsrechtliche  Wirkungen  übten  wie  jeder  völkerrechtHche  Akt. 

Im    Bundesstaat  dagegen   wird   von   den  höchsten   Organen   eine 

wirklich  staatliche  Gesetzgebung  und  Verwaltung  geführt.  Gesetze, 

die  zwischen  dem  deutschen   Bundesrat  und  dem   Reichstag  ver- 

I 
einbart   sind,    verbinden   schon   durch   ihre   reichsgesetzliche   Ver-j 

kündigung  jeden  Deutschen,  ob  er  Preuße,  Sachse,  Bayer  usw. 
ist  und  dasselbe  gilt  von  Verordnungen  des  Bundesrates.  Wie 
steht_es^  nun  mit  dem  gemeinsamen  Monarchen  der  öster- 
reichisch -  ungarischen  Monarchie  als  Subjekt  des  Heeres- 
befehls? Seine  Organisationsverordnungen,  sein  Dienstregle- 
ment sind  nicht  erst  durch  beide  Staaten  kraft  Völkerrechts, 
durch  sekundäre  Akte  einzuführen  sondern  sind  mit  ihrer  Kund- 
machung für  das  ganze  Gebiet  der  Monarchie  erlassen,  sie  wirken 
von  vornherein,  primär,  unmittelbar.  Die  militärgerichtlichen  Urteile 
sind  mit  ihrem  Ausspruche  schon  gefällt  und  üben  nicht  bloß 
sekundär  staatsrechtliche  Wirkungen.  Einer  verhängnisvollen 
Leitung  der  äußeren  Politik  vermögen  sich  beide  Staaten  keines- 
falls so  zu  entziehen,  wie  es  die  Staaten  des  deutschen  Bundes 
der  gesamten  Bundespolitik  gegenüber  gemacht  haben,  sondern 
sie  schneidet  beiden  Staaten  unmittelbar  ins  Fleisch.  Aus  allen 
diesen  Gründen  halte  ich  noch  heute  daran  fest,  daß  eine  Ver- 
bindung zweier  Staaten,  kraft  welcher  sie  wesentliche  Organe 
und  Institutionen  (wie  es  der  Monarch  und  konstitutionelle  Minister 
für  einen  konstitutionell  monarchischen  Staat  sind,  eine  Armee  für 
jeden  Staat  ist),  nicht  so  für  sich  allein  besitzen,  wie  der  kleinste 
isolierte  Staat  sondern  nur  miteinander  zusammen,  nicht  bloß  durch 
ein  äußeres,  ihr  Wesen  nicht  berührendes  Band  aneinander  an- 
gebunden sondern  von  innen  aus  in  einer  ihr  ganzes  Wesen 
erfassenden  Weise,  also  organjsch  miteinander  verwachsende) 
sind,  daß  eine  solche  Verbindung  darum  keine  bloß  völkerrecht- 
liche, sondern-^ine  staatsrechtliche  sei.  Daran  ändert  die  Tatsache 
nichts,  daß  die  rechtliche  Verbindung  beider  Staaten  durch  eine 
zwischen  ihnen  getroffene  Vereinbarung  geregelt  ist.  Eine  Ver- 
einbarung hat  ebensowohl  staatsrechtliche  als  völkerrechtliche 
Wirkungen,  je  nach  dem  Willen  der  Konstituenten.  So  geht  die 
herrschende  Meinung  dahin,  daß  die  Vereinbarungsakte  zwischen 


^«)  A.  a.  O.,  S.  144.  : 

Dr.  Tezner,  Ausgleichsrecht. 


—     34     — 

dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  anderen  deutschen  Staaten 
auf  eine  Staateno;ründun<;  gerichtet  waren  und  leitet  daraus  den 
staatsrechthehen  Charakter  der  Organe  des  Deutsclien  Reichs 
ab.  Der  CiA.  XII:  1867  beantwortet  die  in  der  ungarischen  1848er 
Vertassung  ungelöst  gelassene  Frage,  was  unter  dem  nach  §  2 
aufrechtzuhaltenden  Verband  der  Monarchie  zu  verstehen  sei,  dahin, 
daß  der  Wirkungskreis  der  Monarchie  gegenüber  den  Aspirationen 
der  zentralistischcn  Vergangenheit  wesentlich  verengt  und  ihre 
Organisation  konstitutionell  werden  solle.  Davon  abgesehen  soll 
sie  nach  der  Einleitung  des  Gesetzes,  wie  sie  war,  fortbestehen. 
Standen  nun  Monarch,  Hofkriegsrat,  Hofkammer,  Staatskanzlei, 
Armee  in  einem  unmittelbaren  staatsrechtlichen  Verhältnis  zu  beiden 
Staaten,  waren  sie  für  beide  Staaten  staatsrechtliche  Organe  und 
Einrichtungen,  so  gilt  das  auch  für  den  konstitutionellen  Monarchen 
als  gemeinsamen  Herrscher,  dem  Kriegsministerium,  dem  Reichs- 
finanzministerium, dem  Ministerium  des  Äußern,  der  gemeinsamen 
Armee.  ^^•■»)  Es  gehört  übrigens  keine  Gelehrsamkeit  dazu,  um 
die  Unhaltbarkeit  einer  Konstruktion  zu  erkennen,  welche  das  Ver- 
hältnis des  Monarchen,  der  gemeinsamen  Minister,  der  Armee 
zu  beiden  Staaten  von  gleicher  Art  erklärt,  wie  jenes  des  Vor- 
sitzenden einer  Gradmessungskommission  zu  den  darin  vertretenen 
Staaten  oder  wie  jenes  der  Bundestruppen  zu  den  Staaten  des 
deutschen   Bundes! 3") 

§  10.   Der  Sitz  der  Reichsinstitute. 

Was  nun  den  Sitz  der  Reichsinstitutionen  betrifft,  so 
scheint  mir  die  Frage,  soweit  der  GA.  XII:  1867  in  Betracht 
kommt,  dahin   entschieden,  daß  er  den  Grundsatz  der  Parität  in 

««•)  Vgl.  das  bei  Turba,  Pragmatische  Sanktion,  S.  155,  mitgeteilte 
Dokument. 

•  ■)  Hauke,  Grundriß  des  österreichischen  Verfassungsrechts,  S.  144, 
nimmt  mit  Jeliinek  an,  daß  die  staatsrechtliche  Stellung  der  gemeinsamen 
Organe  eine  bloße  sekundäre  Wirkung,  eine  Nebenwirkung  des  an  sich 
völkerrechtlichen  Verhältnisses  zwischen  beiden  Staaten  sei.  Allein  die 
Vereinbarung  des  Jahres  1867  war  auf  die  Forterhaltung  der  historischen 
staatsrechtlichen  Stellung  der  gemeinsamen  Organe  zu  beiden  Staaten  als 
erstes  und  einziges  Ziel,  als  unmittelbare  Hauptwirkung  gerichtet. 
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diesem  Punkte  nur  hinsichtlich  der  Tagung  der  Delegationen  ge- 
wahrt wissen  will,  indem  er  im  §  32  fordert,  die  Delegationen 
sollten  abwechselnd  nach  Pest  und  nach  Wien  oder  nach  einer 
anderen  österreichischen  Hauptstadt  zur  Jahressession  einberufen 
werden.  Daraus  geht  hervor,  daß  man  im  übrigen  an  einer  mehr- 
hundertjährigen Kontinuität  nichts  ändern  wollte.  Es  gibt  eben 
keine  politische  Idee,  welche  ohne  Absurdität  bis  in  ihre  letzten 
Konsequenzen  durchzuführen  wäre.  Und  eine  solche  Absurdität 
wären  Wanderministerien,  welche  mit  ihrem  ganzen  Personal,  ihren 
Archiven  und  Registraturen  jeden  Semester  von  Wien  nach 
Budapest  und  umgekehrt  zu  übersiedeln  hätten.  3»)  Auch  über 
die  Wahrung  der  Parität  bei  der  Besetzung  der  gemeinsamen 
Behörden  enthält  der  GA.  XII  nichts,  offenbar  deshalb,  weil  er 
den  gemeinsamen  Monarchen  nicht  hindern  will,  bei  dieser  Be- 
setzung objektive  Zweckmäßigkeitserwägungen  frei  walten  zu 
lassen.  33) 


'^^)  Sofern  keine  technischen  Schwierigkeiten  entgegenstünden,  wäre, 
das  freilich  immer  unwahrscheinlicher  werdende  Zurückgehen  Ungarns  auf 
den  GA.  XII  vorausgesetzt,  gegen  eine  Transferierung  des  gemeinsamen 
Finanzministeriums  nach  Budapest  und  gegen  die  Errichtung  eines  gemein- 
samen Verwaltungsgerichtshofes  für  öffentlichrechtliche  Ansprüche  gegen 
die  Monarchie,  dann  für  die  dualistischen  Angelegenheiten,  also  z.  B.  für 
das  Zollwesen,  nichts  einzuwenden.  Damit  könnte  der  formale  Ausdruck 
der  Anerkennung  geboten  werden,  daß  nur  Zweckmäßigkeitsgründe  den 
Bruch  mit  dem  Prinzipe  der  Parität  erheischen.  Auf  die  Überführung  des 
auf  Ungarn  sich  beziehenden  Teils  des  Hofkammerarchivs  dürften  die 
Ungarn  wohl  verzichten,  da  sie  doch  nach  ihrer  Empfindung  der  Errichtung 
eines  Hentzidenkmals  für  die  alte  zentralistische  Verwaltung  in  Ungarn 
gleich  käme.  Dagegen  ist  der  Rechtsanspruch  Ungarns  auf  förmliche 
Etablierung  eines  ungarischen  Hofhaushaltes  ganz  liquid. 

"*')  Auch  die  Forderung  nach  einer  verhältnismäßigen,  das  ist  dem 
Maße  der  Beitragspflicht  beider  Staaten  angepaßten  Besetzung  der  Stellen 
In  den  gemeinsamen  Ämtern  ist  gerechtfertigt.  Vielleicht  stünde  manches 
heute  anders,  wenn  der  Rat  der  Palatinalkonferenz  und  die  Bestimmungen 
des  Art.  17: 1790/91  rechtzeitig  befolgt  und  die  gemeinsamen  Ämter  nicht 
nahezu  als  ausschließliche  Domäne  des  österreichischen  Adels  betrachtet 
worden  wären.  Über  die  Ungarn,  die  unseren  gemeinsamen  Behörden  bis- 
her vorgestanden  sind,  hat  man  wahrlich  keine  Klage  zu  führen. 


Zweiter  Abschnitt. 


Absolute')  staatsrechtliche  Einheit  der  Heeres- 
gewalt und  der  äußeren  Vertretung  bilden  und 
erschöpfen   zugleich   das  Wesen   der   öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie. ') 

§  11.    Die  kaiserliche  Armee  als  Objekt  einheitlicher  Heeres- 
gewalt, eine  selbständige  Schöpfung  der  österreichischen 

Herrscher. 

Von  Ferdinand  I.  an  besteht  in  dem  kaiserlichen  Hofkriegsrat 
eine  Zentralbehörde  behufs  Fürsorge  für  die  Verteidigung  der 
gesamten  habsburgischen  Länder,  Böhmen  und  Ungarn  inbegriffen. 
Als  Behörde  des  Seniors  des  Hauses  übt  dieser  Kriegsrat  Einfluß 
auch  auf  die  Kriegsverwaltung  der  österreichischen  Erbländer 
während  der  Dauer  ihrer  nach  dem  Tode  Ferdinand  I.  sich  voll- 
ziehenden Teilung.  In  Ungarn  wird  er  in  einer  Reihe  von  Reichs- 
gesetzen unter  dem  Namen  des  consilium  bellicum  als  Kriegs- 
behörde des   Landes  anerkannt.'^) 

Mit  den  Soldaten  steht  es  in  Ungarn  ganz  ebenso  wie  mit 
den  Steuern  und  ganz  ebenso  wie  in  anderen  ständischen  Staaten. 
Die  Stände  sind  weder  zur  Entrichtung  von  Steuern  noch  zur 
Erhaltung  eines  stehenden  Heeres  verpflichtet.  Stellendes  Heer, 
Steuer   und    Mannschaftsbewilligungspflicht   sind   überhaupt   keine 

')  Nicht  zu  verwechseln  mit  absolutistisch. 

-)  Hierüber  das  ganze  Werk  Andrässys  über  den  1867er  Ausgleich, 
die  Formulierung  wie  oben  S.  127,  173. 
■')  So  in  den  GA.  38:  1569,  7:  1655. 
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verfassungsmäßige  Einrichtung  des  Ständestaates,  jedenfalls  hat 
der  König  sowie  die  Kosten  für  die  Verwaltung  seiner  Rechte 
auch  die  Kosten  eines  Offensivkrieges  aus  eigenen  Mitteln  zu 
tragen  i),  mögen  darunter  auch  solche  sein,  die  ihm  aus  seiner 
verfassungsmäßigen  Dotation,  aus  seinem  Amtseinkommen,  den 
Kameraleinkünftcn  zufloßen.  Erweisen  sich  diese  Mittel  als  un- 
zulänghch,  so  muß  er  die  Stände  angehen,  sei  es  um  eine  Bei- 
steuer für  die  Werbung  von  Söldnern,  sei  es  unmittelbar  um 
Lieferung,  Beistellung  einer  von  den  Ständen  zu  werbenden  oder 
zu  erhaltenden  Mannschaft. 

Was  aber  dem  König  an  solcher  Mannschaft  ohne  Vorbehalt 
beigestellt  wurde,  war  sein,  ganz  so,  wie  dies  von  jener  Mann- 
schaft galt,  die  er  mittels  der  ihm  bewilligten  Steuern  selbst 
warb,  ganz  so,  wie  die  ihm  abgeführten  Steuern  und  seine  Kammer- 
einkünfte sein  waren.  Und  so  wie  die  habsburgischen  Herrscher 
ihre  aus  den  verschiedenen  Ländern  ihnen  zufließenden  Einkünfte 
in  einer  einzigen,  der  kaiserlichen  Hofkammer,  vereinigen  konnten, 
über  welche  sie  nunmehr  unabhängig  von  den  Länderver- 
fassungen mit  einer  einheitlichen  selbständigen  Gewalt  verfügten, 
ganz  genau  so  konnten  sie  sowohl  die  von  ihnen  selbst  ge- 
worbenen als  auch  die  von  den  Ständen  beigestellten  Mann- 
schaften, mit  Ausnahme  des  fast  gar  nicht  mehr  praktischen  Landes- 
aufgebotes, einer  Art  Landsturm,  zu  einem  eijijzigen,  einheit- 
LJxhen  Heere,  der  kaiserlichen  Armee,  verschmelzen,  über  welche 
sie    nicht   kraft  der   Länderverfassungen,    sondern   kraft 

eigenen und    darum     einheitlichen     Rechtes    verfügten 

wie  über  ihre  Gesamtkammer.  Wir  sehen  also:  Das 
ständische  Ungarn  kennt  zunächst  gar  kein  stehendes  Heer 
und  somit  auch  keine  verfassungsmäßigen  Herrscher- 
rechte über  ein  stehendes  Heer.  Der  Ständestaat  will  zu- 
nächst gar  kein  stehendes  Heer.  Und  wie  nun  Ungarn  zum  ersten 
Mal  Stellung  zur  Frage  eines  stehenden  Heeres  nimmt,  weil  es 
zur  Einsicht  kommt,  daß  es  nicht  mehr  entbehrt  werden  kann,  ist 
dieses  stehende  Heer  schon  da,  aber  nicht  als  ungarisches, 
sondern  als  ein  aus  Ungarn  und  Fremden  bestehendes;  es  ist 
nicht  erst  zu  organisieren,  sondern  es  ist  bereits  unter  einer 


*)  GA.  3:1439,  19:1492. 
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einheitlichen  und  deshalb  aus  der  ungarischen  Ver- 
fassung nicht  ableitbaren  Armeegewalt  Sr.  geheiligten 
Majestät  und  als  einheitliches  Objekt  dieser  einheit- 
lichen Befehlsgewalt  organisiert. 

Es  vollzieht  sich  somit,  was  das  stehende  Heer  betrifft,  ganz 
der  gleiche  Vorgang  wie  bei  den  Zentralbehörden.  Zunächst  ver- 
einigen die  habsburgischen  Herrscher  die  Herrschaftsobjekte,  über 
welche  sie  nach  den  Länderverfassungen  nach  Art  eines  Eigen- 
tums verfügen  können,  zu  einem  einzigen  ihrer  rechtlich  einheit- 
lichen Verfügungs-  oder  Herrschergewalt  unterworfenen  einheit- 
lichen Herrschaftsobjekt  und  wenn  das  so  Geschaffene  nicht 
mehr  umzubringen  ist,  dann  kommen  die  ungarischen  Stände  und 
nehmen  Einfluß  auf  diese  zentralistische  und  darum  über  den 
Rahmen  ihrer  Verfassung  weit  hinausreichende,  nicht  mehr  aus 
ihrer  Verfassung  zu  erklärende  Einrichtung  in  Anspruch.  ÜA. 
8:  1715  erstreckt  den  Grundsatz,  daß  Steuern  nur  auf  Grund  reichs- 
tagsmäßiger Bewilligung  eingehoben  werden  dürfen,  auf  die  Steuern 
für  Zwecke  des  organisierten,  aus  Einheimischen  wie  aus  Fremden 
bestehenden  Heeres  und  in  anderen  Gesetzen  desselben  Jahres 
heißt  dieses  Heer  schon  kaiserlich-königliches,  auch  kaiserliches.'') 
Damit  ist  die  stehende  Armee  in  jener  staatsrechtlichen 
Gestaltung,  in  welcher  sie  zur  Zeit  dieser  Gesetze  schon 
bestanden  hat,  also  als  einheitliches  Objekt  einer  staats- 
rechtlich einheitlichen  Befehlsgewalt  durch  ungarisches 
Reichsgesetz  anerkannt.  Und  nur  so  wird  die  sonst  ganz  un- 
verständliche Fassung  des  vielumstrittenen  §  11  des  GA.  XII:1S67 
verständlich,  welcher  anordnet,  daß  infolge  der  verfassungsmäßigen 
Herrscherrechte  Sr.  Majestät  in  betreff  des  Kriegswesens,  all  das, 
was  auf  die  einheitliche*')  Leitung,  Führung  und  innere  Organi- 
sation der  gesamten  Armee  und  somit  auch  des  ungarischen 
Heeres  als  eines  ergänzenden  Teiles  der  Gesamtarmee  Bezug 
hat,  als  der  Verfügung  Sr.  Majestät  zustehend  anerkannt  wird. 

•■»)  Vorrede,  Art.  43,  99,  130:1715.  Hiezu  Turba,  „Österreichische 
Rundschau",  Jahrg.  1905,  S.  394;  Tezner,  Wandlungen  der  österreichisch- 
ungarischen  Reichsidee,  Wien  1905,  S.  29  ff. 

"i  Die  wirkliche  Übersetzung  aus  dem  Ungarischen  müßte  heißen: 
die  alle  Teile  zu  einem  Ganzen  zusammenfügende  Führung, 
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Da  nämlich  auf  Grund  der  ungarischen  Verfassung  der  Monarch 
keine  Herrscherrechte  über  die  gesamte  auch  Nichtungarn  (Ex- 
ternis)  umfassende  Gesamtarmee  ausüben,    da  diese  so  gestaltete 
Gesamtarmee  aus  demselben  Grund  aus  der  ungarischen  Ver- 
fassung nicht  hervorgegangen,  durch  sie  nicht  geschaffen 
sein  kann,    was  auch  durch  ihre  geschichtliche  Entwicklung  be- 
zeugt wird,  da  endlich  diese  Gesamtarmee  auch  nicht  erst  durch 
den  GA.  XII  geschaffen  wurde,  sondern  vor  seiner  Annahme  be- 
standen  hat   und   der   Annahmebeschluß   des    Reichstags   nur  auf 
sie    als    schon    Bestehendes    Bezug   nimmt,    so    sind   die    ver-   ' 
fassungsmäßigen  Herrscherrechte  des  §  11  nichts  anderes,  als  die  ,' 
außerverfassungsmäßig     entstandene,      nur      nachträglich 
durch  die  ungarische  Verfassung  anerkannte,  staatsrecht- 
lich einheitliche  Heeresgewalt  des  gemeinsamen  Monarchen  über 
die  gesamte  Armee  als  einheitliches  Herrschaftsobjekt.    Und'] 
es  besagen   dann  die  §§   11   und   12  des  GA.  XII   in   ihrem  Zu-  ' 
sammenhange   nichts   anderes   von   der   Rekrutenbewilligung,   der 
Wehrgesetzgebung  und   der  Einquartierungslast,  als  GA.  8:1715 
von  der  Steuerbewilligung  für  Heereszwecke. 

§  12.     Konservierung    der     historischen,     einheitlichen 

Heeresgewalt    und    des  Verhältnisses    Ungarns    zu    der 

historischen  Armee  durch  GA.  XII :  1867. 

Denken    wir    den    Gedankengang    des    GA.    XII    folgerichtig  | 
durch,   so    sagt   er   uns :    Wir   Ungarn   vollziehen   durch   die   An-   | 
nähme  dieses  Gesetzes  die  Aufforderung  des  gemeinsamen  Mon- 
archen, nicht  nur  für  die  unversehrte  Erhaltung  der  ungarischen    j 
Unabhängigkeit,    sondern    auch   für   die   unversehrte    Erhaltung! 
der  Lebensbedingungen    der  Sicherheit  und  des  Fortbestandes' 
der  Monarchie  zu  sorgen.   Was  anerkennen  wir  als  diese  Lebens-  [ 
bedingungen,  welche  sind  sie  gewesen  und  welche  sollen  sie  in 
Zukunft   sein?     Darauf   antworten    wir:    die    Einheit   der   Armee 
und  die   äußere  Vertretung.')   Sind   das  Neueinführungen?  Nein. 
Es  sind  historische  Rechtsinstitute.    Wenn  sie  unversehrt  er- 
halten werden  sollen,  dann  müssen  wir  sie  so  übernehmen,  wie 
sie  die  Vergangenheit  uns  überliefert  hat.    Und  wenn  wir  auch 


')  Andrässy,  Ausgleich,  S.  191. 
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die  Monarchie  auf  konstitutioneller  Grundlage  rekonstruieren,  so 
muli  die  historische  Einheitlichkeit  dieser  Rechtsinstitute  als  Lebens- 
nerv der  Monarchie  eine  feste  Grenze  für  unsere  konstitutionellen 
Bestrebungen  bilden.  Sonst  erfüllen  wir  weder  die  uns  gesetzte 
Aufgabe  noch  lösen  wir  unser  dem  Monarchen  gesetztes  Ver- 
sprechen ein.  Andrerseits  vermag  die  Anerkennung  dieser  histo- 
rischen Einheit  der  Hceresgewalt  nichts  an  den  gleichfalls  histo- 
rischen Rechten  Ungarns  zu  cändern,  kraft  welcher  die  Heeres- 
ergänzung, die  zeitliche  Dauer  der  Dienstpflicht,  die  Einquartierungs- 
last, soweit  Ungarn  in  Betracht  kommt,  nur  mit  Zustimmung  des 
Reichstags  festgesetzt  werden  kann.**) 

Die  loyale  Auslegung  der  verfassungsmäßigen  Herrscherrechtc 
über  die  üesamtarmee  und  der  nachdrücklichen  Hervorhebung 
der  einheitlichen  Leitung,  Führung  und  Organisation  dieses  ge- 
samten, das  ungarische  Kriegsheer,  d.  i.  die  ungarischen  Regi- 
menter umfassenden  Armee  führt  deshalb  zu  folgendem  Ergebnis: 
Durch  dieses  Verfassungsgesetz  wird  anerkannt,  daß  die 
historische  Armee  als  gemeinsame  Armee  beider  Staaten  fort- 
bestehen, die  historische  Rechtsstellung  des  Monarchen  zu  dieser 
Armee  unverändert  bleiben  soll.  Denn  weder  diese  Armee,  noch 
der  einheitliche  Oberbefehl  bilden  ein  Novum.  So  bekennt  auch 
Andrässy  in  seiner  Apologetik  des  Ausgleichs:  „Bei  uns  ist  die 
Einheit  der  Armee  —  und  das  ist  nicht  die  ungarische,  sondern 
die  gemeinsame  —  schon  vor  Anfang  da  gewesen.  Bei  uns 
hätte  —  durch  Zweiteilung  —  ein  lebendiger  Körper  der  Vivi- 
sektion unterzogen  werden  müssen!*'^)  i?  11  des  GA.  XII  be- 
deutet darum  nur  die  Erfüllung  des  Monitum  Stefan  des  Heiligen: 
Regalia  sint  intacta  für  das  Gebiet  des  gemeinsamen  Heerwesens. 

Um  so  mehr  muß  die  Entstellung  gerügt  werden,  welche 
Koloman  von  Szell  in  seiner  Rede  vor  den  Wählern  von  St.  Gott- 
hardt  am  17.  März  1906  mit  dem  §  11  des  GA.  XII  vorgenommen 
hat.'")   Szell    knüpft   seine    Erläuterung  an   folgenden   Vorfall   an: 

">  Veüreös  Nationalbucli  über  die  Berechtigung  und  Ausdehnung  der 
ungarischen  Nationalansprüche  1903,  S.  75. 

")  Andrässy,  Ausgleich,  S.  191,  173. 

'"i  Vgl.  Abendblatt  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  17.  März  1906, 
Nr    14.930. 
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In  der  Fassung  der  Fünfzehner-Subkommission  der  1867er  Aus- 
gleichskommission des  ungarischen  Reichstags  hätte  der  §  11  noch 
so  gelautet:  „Da  die  in  den  Bereich  des  Heereswesens  gehörigen 
Herrscherrechte  Sr.  Majestät  unverletzt  aufrecht  erhalten 
werden,  wird  alles,  was  sich  auf  die  einheitliche  Führung, 
Leitung  und  innere  Organisation  des  Heeres  bezieht,  als 
gemeinsamer  Verfügung  unterstehend  anerkannt."  In  dem  Plenum 
der  Kommission  hat  man  dann,  um  den  Gegenantrag  der  Minorität 
zu  paralysieren,  daß  alle  Armeebefehle  des  gemeinsamen  Fürsten, 
um  für  Ungarn  wirksam  zu  sein,  der  Kontrasignatur  eines  unga- 
rischen verantwortlichen  Ministers  bedürfen  —  was  dann  vom 
Standpunkt  der  Parität  zu  einer  gleichen  Bestimmung  zu  Gunsten 
eines  österreichischen  verantwortlichen  Ministers,  folgerichtig  zur 
Unterstellung  der  Heeresführung  und  Heeresorganisation  unter 
dem  Einfluß  zweier  Parlamente  (!)  und  somit  auch  zur  Auf- 
lösung ihrer  Einheit  hätte  führen  müssen  —  die  Sache  viel  schärfer 
zu  Gunsten  des  von  jeder  ministeriellen  Mitwirkung  aus- 
genommenen Reservatsrechts  des  Monarchen  gefaßt. 
Früher  hieß  es  allgemein :  Die  „Herrscherrechte"  werden  unver- 
sehrt erhalten.  In  der  jetzigen  Fassung  aber  wird  das  präzise 
dahin  bestimmt,  daß  die  einheitliche  Führung,  Leitung  und 
Organisation  des  Heeres  ausgesprochene  Sache  des  Mon- 
archen sei  und  diese  Fassung  enthält  eine  demonstrative  Ab- 
lehnung der  ministeriellen,  der  Kontrolle  des  Parlaments  unter- 
worfenen Kontrasignatur.  Daher  sind  nach  ungarischem  wie  nach 
österreichischem  Recht  weder  die  Sonderstaats-  noch  die  ge- 
meinsamen Minister  zur  Kontrasignatur  von  Armeebefehlen,  sei 
es  berechtigt,  sei  es  verpflichtet  und  sie  können  deshalb,  wenn 
nichts  gegen  sie  vorUegt,  als  daß  sie  einen  nicht  kontrasig- 
nierten Armeebefehl  vollziehen  oder  Verfügungen  zu  dessen  Voll- 
zug treffen,  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Es  zeugt 
deshalb  von  einer  getreuen  Verfolgung  des  Ganges  der  Verhand- 
lungen im  ungarischen  Reichstag,  wenn  §  5,  Abs.  2  des  öster- 
reichischen Ausgleichsgesetz  ganz  im  Sinne  des  §  11  des  GA.  XII 
verfügt:  „Die  Anordnungen  in  betreff  der  Leitung,  Führung  und 
inneren  Organisation  der  gesamten  Armee  stehen  ausschließlich 
dem   Kaiser  zu."    Dagegen   ist  es  eine  aufgelegte  Verdrehung, 
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wenn  Szell  an  die  Verhandlungen  über  den  i?  11  des  GA.  XII 
im  Ausschuß  und  im  Plenum  des  67er  Reichstags  anknüpfend, 
den  üegensat/  der  beiden  Fassungen  so  erklärt:  Man  habe  frülicr 
beabsichtigl,  die  Heeresleitung  gemeinsamer  Verfügung  zu  unter- 
stellen. Davon  sei  man  abgekommen,  habe  sie  gemeinsamer  Ver- 
fügung entzogen  und  in  den  Rechtskreis  der  Herrscherrechte 
einbezogen,  und  da  alle  Herrscherrechte  nur  konstitutionell  aus- 
geübt werden  könnten,  auch  die  Heeresleitung  der  Kontrolle  und 
dem  Einfluß  des  Parlaments  unterworfen.  Aber  als  Gegenstand 
der  Herrscherrechte  hatte  doch  schon  die  Fassung  der  Fünf- 
zehnerkommission die  Heeresleitung  erklärt  und  andrerseits 
hat  doch  diese  Heeresleitung  nicht  aufgehört,  Ciegenstand  ge- 
meinsamer Verfügung  zu  sein,  weil  sie  in  der  jetzigen  Fassung 
noch  schärfer,  als  in  der  ersten  für  ein  von  dem  Kontrasignatur- 
erfordernis befreites  Herrscherrecht  erklärt  wurde.  Ist  denn 
die  einzige  Form  der  gemeinsamen  Verfügung  das  kon- 
stitutionelle Doppelgesetz  in  beiden  Staaten,  nicht  aucii  die 
Verordnungen  und  Verfügungen  der  übrigen  gemeinsamen 
Organe,  des  Monarchen  und  der  gemeinsamen  Minister?  End- 
lich kommt  auch  die  Szellsche  Verdrehung  über  den  Punkt  nicht 
hinweg,  daß  Herrscherrechte  über  die  Gesamtarmee  nicht  unga- 
rische Herrscherrechte  sein  können  und  daß  auch  die  Fassung 
des  Fünfzehnerausschusses  klar  und  deutlich  ausspricht:  Die 
Herrscherrechte  Sr.  Majestät  auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens 
werden  unversehrt  aufrecht  erhalten,  was  doch,  da  von  gemein- 
samer Verfügung  die  Rede  ist,  auf  nichts  anderes  bezogen  werden 
darf,  als  auf  den  Fortbestand  der  historischen  Rechtsstellung 
des  Monarchen  zu  der  historisch  gemeinsamen,  durch  GA.  8 :  1715 
auch  für  Ungarn  landesgesetzlich  rezipierten   Armee. 

Niemand  weiß,  wie  der  von  Ungarn  gegen  den  1867 er  Aus- 
gleich eröffnete  Sturm  enden  wird.  Vielleicht  schlimm  für  Ungarn, 
'  vielleicht  schlimm  für  beide  Staaten.  Dann  aber  wird  die  Ge- 
schichte das  vernichtendste  Urteil  üben  an  den  ungarischen  Staats- 
männern, an  allen  ohne  Ausnahme,  daß  keiner  von  ihnen  den 
Mut  gehabt  hat,  das  Recht  treu  und  ohne  Falsch  zu  weisen ^i), 

")  Andrässy  der  Jüngere,  der  es   1897  getan  hat,  möchte  wohl  am 
liebsten  seine  Deduktionen  ungeschrieben  machen. 
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daß  sie  alle  vielmehr  an  der  tollen  rabulistischen  Orgie,  von 
welcher  Ungarn  seit  einem  Dezennium  heimgesucht  ist  und  welche 
beide  Staaten  zu  keiner  Ruhe  gelangen  läßt,  ihren  redlichen  Anteil 
haben.  Entweder  ist  in  Ungarn  die  Fähigkeit  oder  die  Redhchkeit 
eines  Deäk,  eines  Andrässy  des  Älteren  ausgestorben. 

Wir  in  Österreich  werden  uns  aber  durch  keinerlei  juristische 
Kunststücke  darüber  irre  führen  lassen,  daß  in  dem  Augenblick, 
in  welchem  der  Punkt  des  Programms  des  Neunerkomitees  aus- 
geführt wird^-),  demzufolge  Krone  und  Reichstag  die  Kommando- 
und  Dienstsprache  des  ungarischen  Heeresteils  im  Gesetzeswege 
ohne  Befragung  des  österreichischen  Parlaments  ändern 
können,  der  Ausgleich  in  einem  seiner  wichtigsten  Punkte,  näm- 
lich in  der  Rezeption  der  historisch  einheitlichen  Armeegewalt 
des  gemeinsamen  Monarchen  und  der  historischen  einheit- 
lichen Organisation  der  Armee  zerrissen  ist,-  weil  sowohl  die 
Armeegewalt  als  auch  ihr  Gegenstand  und  weil  damit  die  Rechts- 
gemeinschaft beider  Staaten  an  der  gesamten  Armee,  deren 
Bedeutung  uns  die  beiden  Andrässy  in  so  eingehender  Weise 
erörtern,   zerrissen   wird.i^) 

Wen  die  bisherigen  Ausführungen  nicht  überzeugen,  den  ver- 
weise ich  auf  die  Entwicklung  der  Grundprinzipien  der  Regelung 
des  Heerwesens  durch  Deäk  in  der  Sitzung  des  Fünfzehnerkomitees 
vom  8.  Mai  1867,  in  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Fassung,  i^) 
„Erstens*':  —  das  erachtet  er  als  politisch  geboten  —  „der 
einheitliche  Charakter  des  Heeres  soll  bleiben,  zweitens: 


^-)  Und  das  ist  nach  den  jüngsten  Erklärungen  des  Kriegsministers 
im  Budgetausschuß  der  österreichischen  und  des  Vertreters  der  Marine- 
abteilung im  Budgetausschuß  der  ungarischen  Delegation  nur  mehr  eine 
Frage  der  Zeit.  , 

^")  Zu  diesem  Gegenstand  vgl.  nunmehr  ganz  besonders  den  auf 
den  ungarischen  Gesetzesmaterialien  ruhenden  Artikel  von  der  G.  (Gustav), 
St.  (Steinbach)  im  Morgenblatt  der  „Neuen  Freien  Presse",  durch  welchen 
die  Ausführungen  in  meinen  Wandlungen  der  österreichisch-ungarischen 
Reichsidee,  S.  26  ff.,  S.  30  f.  eine  wertvolle  Bekräftigung  erhalten  haben. 
Die  ungarische  Publizistik  wirft  den  österreichischen  Schriftstellern  des 
Ausgleichsrechts  Mangel  der  Kenntnis  der  ungarischen  Quellen  vor.  Aber 
die  Übersetzung    der  ungarischen  Materialien  bestätigt  immer  nur,    daß 
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dem  Lande  soll  das  Recht  der  Rckrutenbewilligung  bleiben." 
Wieder  anderemale  erklärt  er,  in  der  Armee  sei  Einheit  erforder- 
lich, die  von  Wien  kraft  der  Natur  des  modernen  Heeres  nicht 
nachgelassen  werden  könne,  auch  CjA.  jNl :  17Q6  kenne  d^s 
Heer  als  kaiserlich-königliches,  das  ungarische  Militär  ein- 
schließendes; ein  ungarisches,  selbständiges  stehendes  Heer  habe 
es  seit  dem  habsburgischen  Regiment  nur  in  der  Gestalt  des 
Revolutionsheeres  im  Jahre  1848  gegeben.  Ich  verweise  auf 
die  Ablehnung  des  Antrages  der  Minorität  des  1867er  Ausschusses, 
betreffend  die  Einführung  ungarischer  Embleme  im  ungarischen 
Heere  im  Plenum  des  Reichstags '')  und  für  die  Behauptung,  daß 
die  Urheber  des  GA.  XII  mit  der  Monopolisierung  der  Heeres- 
und ürganisationsgewalt  zu  Gunsten  des  Herrschers  auch  die 
deutsche  Kommandosprache  gegenüber  entgegengesetzten  unga- 
rischen Bestrebungen  in  Sicherheit  gebracht  zu  haben  glaubten, 
verweise  ich  auf  die  vom  Grafen  Julius  Andrässy  dem  Älteren 
über  die  Einheit  der  österreichisch-ungarischen  Armee  am  5.  April 
188y  im  ungarischen  Magnatenhause  gehaltene  denkwürdige 
Rede.  '^')  Dort  findet  sich  auch  die  zutreffende,  mit  dem  Programm 
des  Neunerkomitees  unvereinbare  Charakteristik  des  Verhältnisses 
der  Parlamente  zur  gemeinsamen  Armee:  „Die  gemeinsame 
Armee*',  heißt  es  dort,  „kann  nicht  etwas  Fremdes,  Drittes  im 
Staate  sein,  sondern  nur  das  gemeinsame  Eigentum  beider 
Teile  der  Monarchie. i*^) 

uns  von  der  ungarischen  Publizistik  nur  Entstellungen  geboten  werden, 
was  natürlich  ist,  da  ein  solcher  Gegensatz,  wie  ihn  diese  Publizistik 
zwischen  Gesetz  und  Materialien  herstellt,  ganz  undenkbar  ist. 

"»  A.  a.  O.  Die  Steinbachschen  Zitate  bilden  Übersetzungen  aus 
dem  leider  nur  in  ungarischer  Sprache  erschienenen  Sammelwerke  Konyis, 
Reden  Franz  Deäks. 

^•')  Von  derselben  ist  eine  autorisierte  Übersetzung  im  Manzschen 
Verlage  erschienen.  A.  a.  O.,  S.  13.  Vgl.  auch  Andrässy,  Ausgleich, 
S.  126.  291. 

'"j  Andrässy  der  Jüngere  führt  diesen  Gedanken  folgendermaßen  aus: 
Wir  halten  mit  Österreich  zusammen  eine  gemeinsame  Armee.  Wir  können 
darum  in  derselben  die  unbedingte  Herrschaft  der  (ungarischen)  Staatsidee 
nicht  fordern,  sondern  müssen  Österreich  eine  Stellung  vom 
gleichen  Rang  sichern,  wie  diejenige  unseres  eigenen 
Staates.   A.  a.  O.,    S.  97. 
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§  13.  Die  Bedeutung  der  Armee  als  gemeinsamer  Schutz- 
einrichtung und  die  österreichische  Beitragspflicht  bilden 
den  Rechtsgrund  für  die  Einsprache  Österreichs  gegen 
das  Herauspressen  des  ungarischen  Teils  aus  dem  Rahmen 

der  Armee. 

Durch  die  Heeresgemeinschaft,  durch  den  Mangel  von 
stehenden  Sonderheeren  in  beiden  Staaten  erfährt  das  Steuer- 
bevviUigungsrecht  für  Heereszwecke  und  das  RekrutenbewilHgungs- 
recht  der  Parlamente  beider  Staaten,  soweit  die  Bedürfnisse  der 
gemeinsamen  Armee  in  Betracht  kommen,  eine  einschneidende 
Modifikation.  Im  allgemeinen  wird  man  den  Standpunkt  zu  ver- 
treten haben,  daß  Steuer-  und  Rekrutenverweigerung  zulässige 
Mittel  sind,  um  auf  eine  verfassungsmäßige  Regierung  und  auf 
Abstellung  schwerer  Mißstände  in  der  Leitung  des  Staates  hin- 
zuwirken und  daß  diese  Form  der  Nötigung  auch  zulässig  sei, 
um  eine  der  Verfassung  und  dem  Interesse  des  Staates  ent- 
sprechende Übung  monarchischer  Reservatrechte  herbeizuführen, 
selbst  solcher,  die  den  Vorschriften  ministerieller  Kontrasignatur 
nicht  unterliegen.  Das  ist  das  Richtige  an  der  ungarischen  Lehre, 
daß  im  konstitutionellen  Staat  auch  die  Herrscherrechtc  konsti- 
tutionell geübt  werden   müssen. 

Wenn  beispielsweise  ein  konstitutionell  monarchischer  Staat 
durch  maßlose  Korruption  bei  der  Besetzung  der  monarchischer 
Ernennung  vorbehaltenen  Stellen  an  den  Rand  des  Abgrunds  ge- 
bracht wird,  dann  wird  keine  noch  so  scharfsinnige  juristische 
Budgettheorie  die  Überzeugung  hervorrufen  können,  es  liege  in 
der  Nötigung  zur  Abkehr  durch  Steuer-  und  Rekrutenverweigerung 
ein  Verfassungsbruch.  Das  Gleiche  wird  gelten,  wenn  eine  in- 
dolente Regierung  trotz  wiederholter  Urgenzen  des  Parlaments 
sich  zur  Reform  eines  barbarischen  Militärstrafgesetzes  oder  Militär- 
strafprozesses nicht  aufzuraffen  vermag  oder  wenn  barbarische 
Soldatenmißhandlungen  in  unerhörter  Weise  überhandnehmen. 
Dieses  Nötigungsrecht  des  Parlaments  erfährt  jedoch  dann  eine 
einschneidende  rechtliche  Einschränkung,  wenn  durch  dessen 
Ausübung  in  die  durch  Vertrag  und  Gesetz  begründeten  Rechte 
dritter  Staaten  eingegriffen  wird,  seien  es  gleichstehende,  seien 
es  Oberstaaten.    Sowie  das  Steuerbewilligungsrecht  der  deutschen 
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Parlamente  an  der  Pflicht  ihrer  Staaten  zur  Entrichtung  der  Reichs- 
niatriknlarbeiträj^e,  das  Steuerbe\villi,t,nniji^srecht  des  österreichischen 
luul  des  ungarischen  Parlaments  an  dem  durch  die  beiden  Dele- 
j^fationen  beschlossenen  gemeinsamen  Budget  und  an  dem  Quoten- 
gesetz, das  Stcuerbewilligungsrecht  des  ungarischen  Reichstags  an 
der  Beitragspflicht  Ungarns  zu  der  Verzinsung  der  allgemeinen 
Staatsschuld  seine  rechtliche  Grenze  findet,  so  muß  in  beiden 
Staaten  der  Monarchie  die  Steuer-  und  Rekrutenverweigerung 
stehen  bleiben  vor  dem  Charakter  der  Armee  als  eines  gemein- 
samen Schutzes  beider  Staaten,  vor  der  in  der  Pragmatischen 
Sanktion  und  im  üA.  XII  und  den  entsprechenden  österreichischen 
Gesetzen  konstituierten  wechselseitigen  Verteidigimgspflicht. '') 
Darum  ist  jede  Verfügung,  welche  die  Einrichtung  der  Armee 
betrifft,  möchte  sie  auch  nur  die  Truppen  des  einen  Staates  zum 
Gegenstande  haben,  eine  Angelegenheit,  die  beide  Staaten  angeht 
und  jedes  Parlament  verletzt  das  Recht  des  anderen  Gemein- 
schafters, wenn  es  sein  verfassungsmäßiges  Nötigungsrecht  aus- 
übt, sei  es;  um  der  gemeinsamen  Armee  die  Möglichkeit  des 
Fortbestandes  abzuschneiden,  sei  es,  um  eine  monarchische,  die 
Einrichtung  der  gemeinsamen  Armee  betreffende  Verfügung  unter 
[vollständiger  Ignorierung  des  Parlaments  des  anderen 
Staates  zu  erzwingen.  In  Ungarn  betrachtet  man  die  Proteste 
Österreichs  gegen  das  ungarische  Kommando  und  die  ungarischen 
Embleme  als  unstatthafte  Einmischung  in  eine  streng  ungarische 
Angelegenheit.  Das  träfe  zu,  wenn  es  sich  um  ein  selbständiges 
ungarisches  Heer  handelte.  Nun  sind  aber  die  ungarischen  Regi- 
menter kein  solches  Heer,  sondern  wie  §  11  des  GA.  XII:  1867 
nur  ein  Teil  der  Gesamtarmee  und  diese  Gesamtarmee  ist  in 
den  J<i5  Q  und  10  dieses  Gesetzes  als  gemeinsames  Vcrteidigungs- 
mittcl  beider  Staaten  erklärt  und  als  beiden  gemeinsam  aner- 
kannt. Nach  Art  eines  gemeinsamen  Eigentums  erklärt,  worauf 
schon  verwiesen  wurde,  Andrässy  der  Ältere,  einer  der  be- 
rufendsten    Interpreten    des    ungarischen    Ausgleichsgesetzes,    das 

"i  im  §  5  des  QA.  Xl!  leistet  Ungarn  das  feierliche  Gelöbnis,  es 
werde  wie  in  der  Vergangenheit,  so  auch  in  der  Zukunft  zur  Erfüllung 
all  dessen  bereit  sein,  was  nach  der  Pragmatischen  Sanktion  die  Ver- 
teidigung und  Aufrechthaltung  der  gemeinsamen  Sicherheit  mit  vereinter 
I zusammengefügter)  Kraft  unumgänglich  erfordert. 
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„gemeinsame  Kriegswesen*',  die  „gemeinsame  (nicht  bloß  ver- 
bündete) Verteidigung  der  Monarchie  mit  gemeinsamen  Kräften 
oder  mit  vereinter  Kraft''  der  §§  2,  4,  8,  9,  10  des  GA.  XII.  Von 
einer  gemeinsamen  Sache  gehört  keinem  der  Miteigentümer  ein 
irgendwie  scheidbarer  Bestandteil  besonders.  Und  wäre  selbst  einem 
der  Miteigentümer  eines  Schloßgebäudes  ein  Trakt  zur  besonderen 
Benutzung  zugewiesen,  so  dürfte  er  doch  dessen  Fassade  nicht 
ohne  Zustimmung  der  übrigen  Miteigentümer  rot-weiß-grün  an-  J 
streichen  lassen.  So  sagt  Andrässy  Vater,  es  gehöre  die  ganze/ 
Armee  und  nicht  bloß  ihr  ungarischer  Teil  Ungarn  und  ebenso 
und  nicht  nur  ihr  österreichischer  Teil  Österreich  an.^'^)  Und  der; 
Sohn  führt  den  Gedanken  des  Vaters  umständlicher  aus.  „Einer 
der  beiden  Staaten",  sagt  er,  „kann  über  die  gemeinsamen 
Institutionen  ebensowenig  auf  eigene  Faust  verfügen  wie  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  über  irgend  einen  gemeinsam  gekauften 
Besitz  der  eine  Eigentümer  desselben  ohne  Wissen  und  Bewilligung 
des  anderen  verfügen  kann".i^)  Der  Eigentümer  einer  gemein- 
samen Sache  verfügt  aber  einseitig  über  diese  Sache,  auch  wenn 
er   nur   über   einen    Teil    der   Sache   einseitig   verfügt. 

Zu  dieser  staatsrechtlichen  Erwägung  gesellt  sich  aber  die 
folgende    ungleich    wichtigere    praktisch-politische: 

Daß  die  Magyarisierung  des  ungarischen  Teils  der  gemein- 
samen Armee  eine  organisatorische  Umwälzung  von  ganz  un- 
berechenbaren politischen,  das  Verhältnis  beider 
Staaten  völlig  umgestaltenden   Folgen  bedeute^o),  leugnen 


IS)  A.  a.  O.,  S.  44. 

i'O  Ausgleich,  S.  365,  vgl.  auch  S.  196. 

-0)  Andrässy  der  Jüngere,  a.  a.  O.,  S.  196  bezeichnet  die  Folgerung 
aus  dem  Ausdruck  „ungarisches"  Heer  im  §  11  auf  die  Notwendigkeit  einer 
sichtbaren  organisatorischen  Ausprägung  seiner  Sonderung  von  den  öster- 
reichischen Truppen,  insbesondere  durch  eine  besondere  Kom- 
mandosprache als  irrig.  Denn  §  11  sei  bestimmt,  die  Rechte  Ungarns 
hinsichtlich  der  ganzen  Armee  als  einer  Einheit  zu  sichern,  eine  Einheit, 
die  größer  sei  als  die  des  deutschen  Heeres  (S.  190),  die  zu  stören  ein 
nationales  Unglück  wäre  (S.  187).  Die  Stifter  des  67er  Ausgleichs  hätten 
nicht  gewünscht,  die  Armee  dualistisch  zu  organisieren  (S.  206).  Warum 
macht  dann  Andrässy  den  Nationalitäten  Vorwürfe,  daß  sie  den  Kampf 
für  die  ungarische  Kommandosprache  nicht  mitgekämpft? 
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die  Ungarn  selbst  nicht.  Für  etwas  Geringeres  hätten  sie  sicher 
nicht  sogar  ihre  Verfassung  aufs  Spiel  gesetzt.  Und  da  ist  es 
kein  Wunder,  wenn  der  schUchte  Österreicher,  dessen  Denken 
durch  staatsrechtHche  Kenntnisse  nicht  gehemmt  ist,  sich  sagt: 
Meine  Beitragspfhcht  besteht  nur  für  eine  einheitliche  öster- 
reichisch-ungarische, unter  einheitlichem  Befehl  des  Mon- 
archen stehende  Armee,  deren  Einheit  auch  in  den  militärischen 
Symbolen  zum  Ausdruck  kommt,  nicht  für  eine  ungarische  neben 
einer  österreichischen  und  für  eine  wenn  auch  nur  zum  Teil  der 
Verfügung  des  magyarischen  Stammes  unterworfene  Armee.  Für 
ein  ungarisches  Heer  habe  ich  nicht  zu  steuern.  Will  Ungarn  diese 
Einheit  nicht  mehr,  will  es  nicht  mehr  den  Kaiser  und  König,  als 
Inhaber  der  einheitlichen  Heeresgewalt  sondern  nur  das  unga- 
rische Heer  unter  dem  Oberbefehl  des  Königs  und  das  öster- 
reichische unter  jenem  des  Kaisers,  so  muß  ich  Österreicher 
gefragt  werden,  ob  ich  noch  in  einer  solchen  bisher  nicht  da- 
gewesenen dissolutorischen  Organisation  der  Verteidigung 
der  Monarchie  eine  Sicherung  der  wechselseitigen  Verteidigung 
erblicke  und  ob  ich  für  eine  gegenüber  der  Vergangenheit  in  ihr 
Ciegenteil  verkehrte,  durch  beide  Ausgleichsgesetzc  geradezu 
perhorreszierte  Verteidigungsorganisation -i)  materielle  Opfer  zu 
bringen  bereit  bin?  Ich  lehne  eine  solche  Zumutung  energisch 
ab,  weil  ich  in  der  Ausführung  eines  solchen  Projekts  die  totale 
r3esorganisation  der  gemeinsamen  Verteidigung  erblicke  und 
weil  mir  schon  das  gegenüber  der  gemeinsamen  Armee  von 
Ungarn  in  Anwendung  gebrachte  Aushungerungssystem  einen  Vor- 
geschmack davon  erweckt,  welche  Hilfe  ich  im  Notfall  von  einer 
stramm  magyarisierten  Armee  zu  erwarten  habe?  Jedenfalls  pro- 
testiere ich  gegen  die  Feststellungen  des  Neunerkomitees  als  ein- 
seitige Verfügung  über  eine  gemeinsame  Institution  und  schwere 
Verletzung  der   ausgleichsmäßigen    Parität.—) 

Damit  erledigt  sich  auch  der  stete  Hinweis  der  ungarischen 
Publizisten  auf  die  älteren  ungarischen  Gesetze,  welche  eine 
Magyarisierung  des  ungarischen  Teiles  des  Heeres  vorschreiben  ^3)^ 

")  Vgl.  N.  20. 

•-«)  A.  a.  O.,  S.  195,  196,  197,  200. 

")  GA.  9 :  1792,  §  9  GA.  1 :  1807,  §  5  GA.  6 :  1808,  §  12  GA.  7  :  1830, 
§  12  GA.  2:1840.    Der  der  lateinischen  Sprache  nicht  Mächtige  findet 
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aber  nicht  vollzogen  worden  sind.  Daß  sie  nicht  vollzogen  worden 
sind,  hat  sie  für  die  Einheit  der  Armee  unschädlich  gemacht.  Daß 
die  Stände  von  Steuern-  und  Rekrutenverweigerung  keinen  Ge- 
brauch gemacht  haben,  um  den  Vollzug  zu  erzwingen,  ist  für 
mich  ein  Beweis  dafür,  daß  sie  selbst  den  Preis  dieses  hohen 
Einsatzes  nicht  werthielten.  Ist  aber  nunmehr  durch  §  11  des 
GA.  XII:  1867  und  den  Beitritt  Österreichs  zu  diesem  Gesetze 
der  einheitliche  Charakter  des  Heeres  zwischen  beiden  Staaten 
vereinbart,  so  hat  Österreich  —  und  das  ist  nach  §  5  des  GA.  XII  i 
nicht  mehr  der  Monarch  allein,  sondern  auch  das  die  \ 
Kontributionspflicht  des  Volkes  in  staatsrechtlichen 
Formen  bestimmende  Parlament  —  das  Recht,  in  Er- 
örterung zu  ziehen,  ob  eine  von  Ungarn  angestrebte  radikale  I 
Nationalisierung  der  ungarischen  Truppen  die  organisatorische  Ein- 
heit des  Heeres  unberührt  lasse. -s)  Gestattet  doch  auch  Andrässy 
in  seiner  Apologetik  des  Ausgleichs  keinem  der  beiden  Staaten  auch 
nur  einen  Buchstaben  des  Ausgleichs  ohne  den  andern  zu 
ändern !  -^) 

eine  holprige  Übersetzung  dieser  Gesetze  in  Eugen  von  Veöreös  National- 
buch über  die  Berechtigung  und  Ausdehnung  der  ungarischen  National- 
ansprüche 1903.  Übrigens  hat  der  ungarische  Reichstag  nicht  immer  die 
in  diesen  Gesetzen  sich  kundgebende,  von  den  österreichischen  Herr- 
schern niemals  realisierte  Nationalisierungstendenz  verfolgt;  gerade  im 
Jahre  der  Pragmatischen  Sanktion  1723  verlangen  die  ungarischen  Stände, 
es  sollten  ungarische  Gemeine  wie  Offiziere  (gregarii  et  officiales)  unge-  \ 
mischt  auch  in  die  deutschen  Regimenter  aufgenommen  werden,  ut  quasi 
in  gentem  Unam  coclescerent,  damit  sie  gewissermaßen  zu  einem  ein- 
zigen Volk  zusammenwachsen.  Bidermann,  Geschichte  der  österreichi- 
schen Hofamtsstaatsidee.    Bd.  II,  S.  359. 

Daß  die  Stände  immer  wieder  die  Erfüllung  schon  gesetzlich  in- 
artikulierter Zusagen  urgieren  mußten,  zeigt  uns,  daß  die  Zusichernden 
die  Erfüllung  ihrer  Zusage  für  politisch  unmöglich  hielten.  Auch  die 
Stände  haben,  wie  im  Text  bemerkt  wurde,  ihre  Forderung  insofern  nicht 
ernst  genug  erhoben,  als  sie  niemals  von  ihrer  Befugnis  der  Steuer-  und 
Rekrutenverweigerung  Gebrauch  gemacht  haben,  um  die  Erfüllung  der 
Zusage  zu  erzwingen.  Sie  begnügen  sich  mit  der  Anerkennung  des  Prinzips 
nach  Art  der  Approbation  de  Programmes  des  Neunerkomitees. 

-^)  S.  367. 

Dr.  Tezner,  Ausgleichsrecht.  4 
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Steht  (Jas  Einspruchsrecht  des  österreichischen  Reichsrates 
gegen  die  Desorganisation  der  einhcitUchcn  Armee  nicht  etwa 
im  Widerspruch  mit  der  ausschhelJhchen  Zuständigkeit  des 
iWonarchen  zur  Organisation  der  einheitUchcn  Armee?  Sicher  nicht, 
denn  es  enthält  nichts  als  die  Fcststelhmg  der  Rechtslage,  nach 
welcher  der  Reichsrat  Rekruten  und  Steuern  mir  für  eine  ein- 
heitliche, nicht  aber  zwei  gesonderte,  wenn  auch  verbündete 
Heere  zu  bewilligen  verpflichtet  ist.  Kurz,  so  lange  Ungarn  An- 
spruch darauf  erhebt,  daß  das  ungarische  Kriegsheer,  das  sind 
die  ungarischen  Regimenter,  von  Österreich  mitalimenticrt  wird, 
hat  Österreich  das  Recht,  sich  auszubitten,  daß  nicht  aus  dem 
ungarischen  Kriegsheer  eine  magyarische  Nationalarmee  gemacht 
werde.  Seine  Kontributionspflicht  für  die  ungarischen  Regimenter 
ist  der  Rechtstitel  seines  Einspruchsrechts.  Denn  schon  nach 
einem  Rechtssprichwort  des  Ständestaates  gibt  das  Mittaten  das 
Recht  zum  Mitraten. 

Was  für  Österreich  recht  ist,  muß  Österreich  auch  Ungarn 
zubilligen.  Unzweifelhaft  käme  auch  Ungarn  ein  Einspruchsrecht 
zu,  wenn  der  österreichische  Teil  des  gemeinsamen  Heeres  in 
lauter  nationale  Kontingente  mit  nationalen  Emblemen  und  natio- 
nalem Kommando  untergeteilt  würde,  wie  denn  auch  Ungarn 
durch  Andrässy  den  Älteren  gegen  den  Versuch  der  Unterteilung 
Österreichs  in  den  böhmischen  Staat  und  den  nichtböhmischen 
Staat  unter  Hohenwart  wirksamen  Protest  eingelegt  hat. 

Zwar  hören  wir  von  Ungarn  den  Einwand  —  und  selbst 
Andrässy  der  Jüngere  macht  ihn  sich  zu  eigen  —  daß  die  poli- 
tischen Bestrebungen  der  österreichischen  Nationalitäten  mit  der 
Forderung  Ungarns  nach  voller  Verwirklichung  des  ungarischen 
Nationalstaates  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden  dürften.  Ihnen 
fehle  die  gewaltige  Macht  der  Rechtskontinuität. 

Mit  dem  ungarischen  Nationalgefühl  steht  es  ebenso  wie 
mit  der  Empfindlichkeit  überempfindlicher  Menschen,  welche  regel- 
mäßig das  schwächste  Verständnis  für  die  Empfindlichkeit  Dritter 
besitzen.  Die  Ungarn  übersehen  nämlich,  daß  alle  Kontinuität 
in  menschlichen  Sachen  einen  Anfangs-  und  einen  Endpunkt  besitzt. 
Denn  nichts  auf  Erden  dauert  ewig.  Die  ethische,  in  der 
menschlichen     Natur    wurzelnde,     zugleich    auch    natur- 
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rechtliche  Kontinuität  ist  gewaltiger  als  alle  sonstige 
Rechtskontinuität.  Daher  haben  die  Menschen-  und  Bürger- 
rechte ihren  siegreichen  Zug  durch  alle  zivilisierten  Staaten  unter- 
nommen und  sind  über  die  Rechtskontinuität  des  Altertums  und 
des  Mittelalters,  also  über  eine  ungleich  längere  Kontinuitätsperiode 
hinvveggeschritten,  als  es  jene  der  ungarischen  Verfassung  ist. 
Und  als  Lustkandl  Deäk  die  Kontinuität  der  ständisch-patrimonial- 
zentralistischen  Epoche  entgegenhielt,  bekam  er  zur  Antwort,  ob 
daraus,  daß  ein  Rechtszustand  durch  Jahrhunderte  gedauert  habe,  ein 
absoluter  Rechtsgrund  für  seine  Fortdauer  abgeleitet  werden  könne  ? 
Und  auch  Ungarn  läßt  sich  durch  die  mehrhundertjäh- 
rige Rechtskontinuität,  welche  durch  die  Zweispaltung 
der  einheitlichen  Armee  zerstört  wird,  in  seinen  poli- 
tischen Forderungen  nicht  beirren.  Es  kann  darum  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  das  staatsrechtliche  Argument  der  man- 
gelnden Rechtskontinuität  hinweggefegt  werden  wird  von  der 
Gewalt  der  elementaren  Bewegung,  welche  die  Bildung  eines 
magyarischen  Heeres  nicht  bloß  im  österreichischen,  sondern  auch 
im  ungarischen  Teil  der  gemeinsamen  Armee  entfesseln  und  welche 
zur  Pulverisierung  dieser  Armee  führen  wird.^ö)  Sehr  schön  ent- 
wickelt Andrässy  der  Jüngere  in  seinem  hier  schon  öfters  er- 
wähnten Werke  und  ganz  im  Geiste  seines  großen  Vaters,  die 
Einheit  der  Armee  sei  von  den  Stiftern  des  Ausgleichs  als  etwas 
Staatsnotwendiges  und  als  eine  schlechthin  unvermeidliche 
Souveränitätslast  für  beide  Staaten  übernommen  worden.  Zu- 
gleich aber  wurzle  sie  infolge  ihrer  Anerkennung  durch  die  Gesetze 
beider  Staaten  in  deren  Souveränität.  Und  wie  sie  in  dieser 
Souveränität  wurzle,  so  sei  sie  zugleich  ein  Fundament  und  eine 
Erweiterung  dieser  Souveränität,  sofern  der  österreichische  Teil 
des  Heeres  Ungarn  genau  so  gehöre  wie  der  ungarische.  An 
dieser  sinnreichen  und  tiefdurchdachten  Institution  zu  rütteln,  wäre 
darum  ein  Unglück  für  die  Nation,  ja  geradezu  ein  finsteres,  gegen 
sie  gerichtetes  Verbrechen.-^")  Heu  quantum  haec  Niobe  Niobe 
distabat  ab  illa! 


-5)  Vgl.  die  Verweisung  von  Andrässy  Vater  auf  das  Gegenstück  der 
Deformation  der  Einheit  des  deutschen  Heeres,  Heereseinheit,  S.  41. 
-•'^'')  A.  a.  O.,  S.  119,  187. 

4* 
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§  14.    Die  historische  völkerrechtliche  Einheit  der  Mon- 
archie, ihre  staatsrechtliche  Proklamation  im  Jahre  1804 
und  ihre  Anerkennung  im  GA.  12  :  1867. 

Auf    den    vcrhältnismälijo    geringsten    Widerstand    Ungarns 
ist  bis  auf  die  neueste  Zeit  die   Einheitlichkeit  der  äu(5ercn   Ver- 
waltung gestoßen.     Selbst   zur   Zeit,   da   die    Ungarn    paritätische 
Organisation  der  Gesandtschaften  forderten,  hielten  sie  fest  daran, 
daß  die  Doppelgesandtschaften  nur  gemeinsamen  Willen  kund- 
zugeben   hätten -c)    und    späterhin    wünschen    sie    nur    Beiziehung 
ungarischer  Räte,  wenn  es  sich  um  Friedensschlüsse  oder  Kriegs- 
erklärungen   handle,    zuletzt   um    Aufnahme    in    die    höchsten    zur 
Verwaltung  der  äußeren  Angelegenheiten  berufenen  Behörden  am 
Wiener  Hofe.-")    Auch  die  Proklamation  des  Titels  eines  Kaisers 
von    Österreich    zur    Bezeichnung    der    jeweils    österreichischen 
Herrscher  als    Nachfolger  in   den   unzertrennbaren   Besitz 
ihrer  unabhängigen   Reiche  ohne  äußere  Scheidung  der 
ungarischen  und  nichtungarischen  —  und  der  Monarchie 
von   Österreich    zur   Bezeichnung    dieses    untrennbaren    Herr- 
schaftsgebietes,   deren    vornehmster   Zweck   die    Sicherung   der 
einheitlichen     völkerrechtlichen     Persönlichkeit    des     Beherrschers 
dieses  Herrschaftsbereichs  bildete,    kann  in   Ungarn  mittels  des 
in  lateinischer  Sprache  abgefaßten  Reskriptes  vom  17.  August  1804 
verlautbart  werden,  ohne  eine  Gravaminalpolitik  des  ungarischen 
Reichstags  hervorzurufen,  die  sich  erst  dann  entwickelte,  als  der 
Kaisertitcl     zur    Verwischung   des    ungarischen    Königstitels    ver- 
wendet wurde.'-?«)  Von  1804  an  geht  der  Ausdruck  Monarchie,  öster- 
reichische Monarchie,  ja  zuweilen  Imperium,  d.  i.  Kaiserreich  zur 
Bezeichnung  des   Geltungsbereichs  der  Sätze   der   Pragmatischen 

•-«)  GA.  50:  1655;  5,7  :  1647;  7  :  l(i49  Turba,  Die  Pragmatische  Sank- 
tion, S.  86. 

")  Tezner,  Kaisertitel,  S.  77  f.,  36,  Turba,  a.  a.  O.,  S.  87. 

-^)  Hiezu  Tezner,  Kaisertitel,  S.  163  ff.,  166  A.  3.  Die  Reproduktion 
der  ungarischen  Proklamation  findet  sich  bei  Tezner,  Der  üster.  Kaiser- 
titel, seine  Geschichte  und  seine  politische  Bedeutung,  Grünhuts  Zeit- 
schrift, 25  Bd.,  S.  75  f. 
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Sanktion    als    einer   nach   außen    geschlossenen    Gebietseinheit   in 
die  Verhandlungssprache  des  ungarischen  Reichstags  über.-"')    Ja 


-«)  Belegstellen  bei  Tezner,  a.  a.  O.,  S.  166,  A.  103,  dann  in 
dessen  Abhandlung  bei  Grünhut,  25  Bd.,  S.  379  f.,  A.  44,  PGS., 
Bd.  20,  Nr.  22,  S.  4,  26  f.  Daß  ich,  wie  Steinbach  a.  a.  O.  annimmt, 
mich  irgendwo  so  ausgedrückt  hätte,  es  sei  am  11.  August  1804  ein 
Kaisertum  Österreich  begründet  worden,  weiß  ich  nicht.  Ungenau  ist 
es  aber,  wenn  Steinbach  und  mit  ihm  auch  einzelne  ungarische  Historiker 
der  Proklamation  des  Kaisertitels  keine  weitergehende  Bedeutung  zuer- 
kennen wollen,  als  der  Verleihung  des  Kaisertitels  an  das  Herrscherhaus, 
also  bloß(?)  die  eines  dynastischen  Titels  und  wenn  sie  diesem  Titel 
staatsrechtliche  Bedeutung  für  Ungarn  absprechen.  Ganz  abzusehen  da- 
von, daß  die  dynastische  Stellung  des  Hauses  eine  staatsrechtliche 
Rechtsstellung  zu  den  österreichischen  und  ungarischen  Ländern  ist 
und  in  dem  für  beide  Gruppen  einheitlich  gestalteten  Thronfolgerecht 
wurzelt,  enthält  das  Reskript  für  Ungarn  keine  bloße  Ver- 
ständigung des  ungarischen  Reichstags,  der  Titel  sei  nur 
für  die  österreichischen  Länder,  nur  zur  Bezeichnung  der 
Rechtsstellung  des  Hauses  zu  diesen  Ländern  angenommen 
worden  und  sei  für  Ungarn  bedeutungslos,  sondern  schlecht- 
hin eine  lateinische  Übersetzung  des  deutschen  Textes  und 
enthält  somit  auch  die  dort  ausgesprochene  Festsetzung, 
der  Titel  solle  jedem  Nachfolger  in  dem  unzertrennlichen 
Besitze  der  unabhängigen  Königreiche  und  Staaten  des  Prok- 
lamanten  bezeichnen.  Das  ist  aber  die  technische  Bezeichnung  füx- 
das  Geltungsgebiet  des  Thronfolgerechts  der  Pragmatischen 
Sanktion,  welches  in  der  Proklamation  als  Monarchie  von  Öster- 
reich (Monarchia  austriaca)  angeführt  wird.  Die  Materialien  des  Ge- 
setzes lassen  diese  Absicht  deutlich  erkennen.  Kaisertitel,  S.  117,  124. 
Wer  diese  These  trotz  des  erdrückenden  Beweismaterials  leugnet,  muß 
erklären,  was  die  Ausdrücke  Monarchia,  Monarchia  Austriaca  (GA.  38 :  1827), 
tota  Monarchia,  Imperium  an  den  von  mir  a.  a.  O.,  S.  166,  A.  103,  ange- 
führten Belegstellen  aus  der  Verhandlungssprache  des  Reichstags  be- 
deuten, welche  rechtliche  Unterlage  sie  besitzen.  Daß  Ungarn  zugleich 
eine  Verfassungsgarantie  erhielt,  bildet  keinen  Gegenbeweis,  weil  das 
deutsche  Patent  sämtlichen  Königreichen,  Fürstentümern  und  Provinzen 
ihre  Verfassungen  garantiert.  Und  kann  man  die  Wirksamkeit  der 
Pragmatischen  Sanktion,  des  GA.  XII  für  Ungarn  leugnen,  weil  diese 
Urkunden  zugleich  Verfassungsgarantien  enthalten.  Auch  an  die  kon- 
stituierenden Bestimmungen  über  die  unio  contra  omne  vim  externam  der 
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es    liefert    die    Terminologie   der   ungarischen    Gesetzes- 
sprache     mit     der     universa     Monarchia     Austriaca     des 
OA.  38:    1827   sogar   den    Vorläufer   der    heute    in    Ungarn 
verpönten   österreichischen   üesamtmonarchie!   So   taucht 
endlich   unsere   Monarchie   in   den   ersten   drei   Absätzen   der    Ein- 
leitung  und    im    i<  8   des    ÜA.    XII:  1867   wieder  auf,   sofern    die 
ungarische  Sprache   für  Monarchie  und   Reich  eine   Bezeichnung 
besitzt.    Zwar  scheut  man  von  der  näheren   Bezeichnung  öster- 
reichische Monarchie,  Öster-Reich  zurück.    Wenn  man  aber  die 
Urheber  des  GA.  XII  zur  Zeit,  als  sie  dieses  Gesetz  entwarfen  und 
berieten,  gefragt  hätte,  wie  nach  dem  damaligen  Rechtszustande 
die  Monarchie  oder  das   Reich   heilte,    so  hätten  sie  auf  (Jrund 
des   noch    immer   rechtsbeständigen    Reskriptes    vom    17.    August 
1804  und  des  GA.  38:1827  keine  andere  Antwort  erteilen  kön'nen 
als  österreichische   Monarchie   (Monarchia  austriaca)   oder  Öster- 
reich   (Austria).     Denn    die    Proklamation    des    Kaisertitels    ist   in 
Ungarn  gültig  verlautbart  worden   und   ihrem   Inhalt  gemäß   be- 
deutet   Monarchia    austriaca,     zu    deutsch    Monarchie    von   Öster- 
reich, das  ganze  Gebiet,  welches  von  der  in  der  Pragmatischen 
Sanktion    als    verfassungsmäßig    rezipierten    domus  austriaca, 
vom   Hause   Österreich,  beherrscht  wird.    Und  so  begegnen   wir 
sogar   jetzt    noch    der    Einheitsbezeichnung    Monarchie    für    beide 
Staaten  selbst  im   Munde  der   Exaltados  der  gegenwärtigen    Un- 
Pragmatischen  Sanktion    knüpfen    sich   Garantien    der   ungarischen   Ver- 
fassung.     Noch    die    österreichische    Verfassung    vom    25.    April    1848, 
POS.,    Bd.  76,    Nr.  49,    §§1    und  2  und    der   Entwurf   des    Kremsierer 
Ausschusses,  §§  1  und  2,  unterschieden  zwischen  Österreich  als  Kaiser- 
staat und  Österreich   als  Ungarn    mitumfassendes  Kaiserreich  (Groß- 
österreich).   Es  geht  deshalb  nicht  an,  den  in  die  ungarischen  Gesetze 
rezipierten  Titel  Austriae  Imperator  dem  rechtlich  für  Ungarn  bedeutungs- 
losen eines  Germaniac  Imperator  gleichzustellen.    Austriae  Imperator  ist 
dasjenige  Mitglied  des  domus  Austriae,  welchem  kraft  seiner  Zugehörigkeit 
zu  diesem  Hause  und  des  durch  die  Pragmatische  Sanktion  geregelten  Nach- 
folgerrechts die  Herrschaft  über  sämtliche  diesem  Hause  untergebenen 
Länder  (ditiones)  zukommt,  jene  Länder,  welche  nach  §  4  der  praefatio 
zum  GA.  11:1722/23  eine  unio  in  aevum  perdurans  bilden  und  nach  dem 
Reskripte  vom  17.  August  1804  mit  der  Bezeichnung  Monarchia  austriaca 
zusammengefaßt    werden    sollen.     Österreich  =  Herrschaftsbereich    des 
Hauses  Österreich. 
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abhängigkeitspartei,  die  vor  seiner  praktischen  Verwendung  nicht 
zurückscheuen,  möchten  sie  auch  mit  aller  Gewalt  auf  die  Zer- 
störung der  konstitutiven  Einrichtungen  der  Monarchie  hinarbeiten. 

§  15.  Die  absolute  Natur  der  völkerrechtlichen  Einheit  und 

Persönlichkeit  der  Monarchie,  ihr  politischer  Grund  und 

ihre  politische  Bedeutung. 

Das  Allerhöchste  Handschreiben  vom  14.  November  1868 
hat  festgesetzt,  daß  die  Gesamtheit  der  unter  dem  Zepter 
der  Monarchen  aus  dem  Hause  Österreich  verfassungsmäßig 
(d.  i.  durch  die  Sätze  des  Thronfolgerechts)  vereinigten  König- 
reiche und  Länder  den  neuerhch  geordneten  Verfassungs- 
verhältnissen entsprechend  in  Staatsverträgen  die  Bezeichnung 
österreichisch-ungarische  Monarchie  oder  österreichisch-unga- 
risches Reich  führen  solle.  Die  in  der  späteren  Gesetzessprache 
übliche  Bezeichnung  Österreich-Ungarn  kennt  das  Handschreiben 
noch  nicht.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dieser  Aus- 
druck an  Stelle  der  Monarchie  von  Österreich  oder  der 
Monarchia  austriaca  des  Patentes  und  des  Reskriptes  von  1804 
über  die  Proklamation  des  österreichischen  Kaisertitels  treten  und 
daß  damit  lediglich  die  für  Ungarns  Verfassung  verhängnisvolle 
Bezeichnung  des  Kaisertums  Österreich  als  eines  wahrhaften,  über 
Ungarn  und  den  nichtungarischen  Ländern  sich  erhebenden  Ober- 
staates ausgelöscht  sein  sollte.  Allein  gerade  die  Bestimmung 
der  neuen  Bezeichnung,  an  Stelle  der  österreichischen  Monarchie 
zu  treten,  läßt  erkennen,  daß  auch  nach  der  Auffassung  dieses 
Handschreibens  die  alte  Bezeichnung  zur  Zusammenfassung  des 
ganzen,  durch  die  Pragmatische  Sanktion  verfassungs- 
mäßig verbundenen  Ländergebietes  zu  dienen  hatte, 
welches  in  allen  Staatsverträgen  als  Herrschaftsgebiet 
eines  einzigen  Kontrahenten  angeführt  erscheint.  Der  Be- 
herrscher der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  oder  des  Reichs 
soll  fortan  in  den  Staatsverträgen  dieser  Monarchie  den  Titel  Kaiser 
von  Österreich  und  Apostolischer  König  von  Ungarn  führen. 
Die  Frage  nun,  wie  viel  Kontrahenten  durch  die  neuen  Titel  be- 
zeichnet werden  sollen,  beantwortet  das  Handschreiben  kurz  und 
bündig  so:  ein  vertragschließender  Teil,  nicht  zwei  Staaten,  ein 
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Monarch,  nicht  zwei  Monarchen.  Die  Vollmacht  des  Monarchen 
an  die  Geschäftsträger  ist  nur  die  Vollmacht  eines  Vollmacht- 
gebers. Und  das  Gebot  der  Verwendung  der  neuen  Titel  ist  ein 
absolutes.  In  allen  Staatsverträgen,  die  im  Namen  des  jeweils 
regierenden  Monarchen  abgeschlossen  werden,  soll  er  Kaiser  und 
König  heißen,  niemals  nur  Kaiser  oder  nur  König'"),  niemals 
auch:  der  Kaiser  von  Österreich  und  der  König  von  Ungarn, 
wie  wenn  von  zwei  Herrschern  die  Rede  wäre.  Kaiser  und 
König  sind  ein  Leib  und  eine  Seele,  sie  sind  eins, 
sie  sind  wie  die  Monarchie  selbst  untrennbar.  Der  Kaiser 
wächst  aus  dem  König  hervor  wie  der  Stamm  und  die 
Krone  des  Baumes  aus  der  Wurzel.")  Ein  Unterschied 
zwischen  Verträgen,  die  das  Interesse  aller  Länder  oder  nur 
die  eines  Landes  betreffen,  darf  nicht  gemacht  werden,  ist  nun 
aber  der  Monarch  in  allen  Staatsverträgen  Kaiser  von  Öster- 
reich und  König  von  Ungarn,  so  repräsentiert  er  in  allen  Staats- 
verträgen die  österreichisch-ungarische  Monarchie  oder  das 
Reich  als  einen  unteilbaren  Kontrahenten,  als  eine  Persönlich- 
keit. Folglich  ist  nur  der  Kaiser  und  König  und  nur  die 
Monarchie  gegenüber  dritten  Staaten  vertragsfähig.  Ich  nenne  das 
die  absolute  Natur  der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit 
der  Monarchie,  neben  welcher  es  eine  solche  Persönlichkeit 
der  beiden  Staaten  nicht  gibt  zum  Unterschiede  von  solchen 
Bundesstaaten,  deren  Glieder  freilich  nur  unter  Kontrolle  des 
Oberstaates  auch  für  sich  allein  für  das  Gebiet  der  ihnen  ver- 
blicbeneii  Staatsangelegenheiten  Verträge  mit  dritten  Staaten 
abschließen  dürfen.  Die  Untersuchung"  der  Frage,  ob  das  Hand- 
schreiben für  Österreich  verfassungsmäßig  gültig  sei,  woselbst 
durch  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBl.  Nr.  146,  be- 
treffend die  allen  Ländern  der  österreichischen  Monarchie 
gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung, 
diese    Bezeichnung    des     Kaiserpatentes    als    gesetzliche     Be- 


«0)  Neuestens  bringen  die  Blätter  eine  Nachricht,  welche  nicht  anders 
gedeutet  werden  kann,  als  daß  zwischen  dem  König  von  Ungarn  und  dem 
von  Rumänien  ein  Staatsvertrag  abgeschlossen  worden  sei. 

^'j  Im  Memorandum  der  Staatskanzlei  vom  20.  März  1804  zur 
Proklamation  des  Kaisertitels  wird  dieses  als  auf  den  Complexus  aller 
unabhängigen  Staaten  radiziert  erklärt.  Kaisertitel,  S.  122. 
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Zeichnung  der  pragmatisch  geeinigten  Länder  festgelegt  wird, 
hat  ihre  praktische  Bedeutung  durch  die  stetige  Verwendung  der 
neuen  Bezeichnungen  in  Staatsverträgen  verloren,  welche  auch 
durch  das  österreichische  Parlament  genehmigt  worden  sind.  Für 
die  Verwendung  des  Ausdruckes  österreichisch-ungarische  Mon- 
archie in  Staatsverträgen,  welche  unmittelbar  nur  die  Interessen 
eines  der  beiden  Staaten  betreffen,  bieten  anschauliche  Beispiele 
der  Vertrag  mit  Preußen,  RGBl,  für  1883,  Nr.  120,  über  die 
Ausübung  der  Praxis  der  an  der  preußisch-österreichischen 
Grenze  wohnenden  Ärzte  und  der  mit  Rußland,  RGBl,  für  1884, 
Nr.  134,  über  die  unmittelbare  Korrespondenz  zwischen  gali- 
zi sehen  und  russischen  Gerichten. 3-)  Hier  handelt  es  sich  in 
beiden  Fällen  um  österreichische  Verhältnisse  und  doch 
schließt  den  Vertrag  der  Kaiser  und  König  für  die  öster- 
reichisch-ungarische Monarchie  ab.  Die  Sache  steht  aber 
auch  für  Ungarn  nicht  anders.  Wir  haben  mit  Ungarn  weder 
das  Strafrecht,  noch  das  Armenrecht  im  Prozesse,  noch  das 
Agrarrecht,  noch  das  Post-,  das  Urheberrecht,  die  Agrarpolizei 
zur  Bekämpfung  der  Reblaus  gemein.  Das  alles  sind  nicht  Ange- 
legenheiten, deren  Gemeinsamkeit  aus  der  Pragmatischen  Sanktion 
fließt,  die  vielmehr  jeder  Staat,  soweit  es  nur  auf  sein  Gebiet 
ankommt,  selbständig  zu  regeln  befugt  ist.  in  dem  Augenblicke 
aber,  in  welchem  diese  Interessen  durch  Akte  des  völker- 
rechtlichen Verkehrs  befriedigt  werden  sollen,  wird  diese  Be- 
friedigung sofort  zur  gemeinsamen  Sache  und  die  Staatsverträge 
für  diesen  Zweck  werden  durch  die  Monarchie  abgeschlossen  ^■5)  und 
daran  wird  selbst  in  jenen  neueren  Verträgen  festgehalten,  aus 
welchen  der  erste  ungarische  Vorstoß  gegen  die  völkerrechtliche 
Einheit  der  Monarchie  zu  erkennen  ist,  sofern  sie  zwar  im  Namen 
der  Monarchie  abgeschlossen  und  in  deren  Namen,  außerdem 
aber  noch  im  Namen  Österreichs  und  Ungarns  unterfertigt 
werden. 

"-)  Vgl.  auch  die  Verträge  Nr.  15,  145,  RGBl.  1905.  Die  österreichisch- 
ungarische Monarchie  schließt  Staatsverträge  zur  Vermeidung  der  Doppel- 
besteuerung infolge  des  neuen  österreichischen  Gesetzes  über  die  direkten 
Personalsteuern,  über  Anschlüsse  an  österreichische  Eisenbahnen  usw. 

"«)  Vgl.  RGBl.  Nr.  19  :  1880,  Nr.  7,  22  :  1887,  Nr.  77  :  1894,  Nr.  123 :  1902. 
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Fragt  man  nach  dem  Grunde  dieser  Übun<j[,  so  ergibt 
sich  die  Antwort  daraus,  daß  in  den  Kämpfen  und  Verhand- 
lungen mit  dem  ungarischen  Reichstag,  welche  dem  Ausgleich 
des  Jahres  1867  vorausgingen,  die  Wahrung  der  Oroßmacht- 
stcUung  der  Monarchie  durch  die  Krone  zur  unerläßlichen  Be- 
dingung jedes  Kompromisses  erhoben  wurde.-")  Da  war  es  er- 
forderlich, gegen  die  Schätzung  der  Monarchie  als  eines  bloßen 
geographischen  Begriffs,  als  eines  unorganischen  Völkerkonglo- 
merates, welche  infolge  der  dualistischen  Umgestaltung  der 
Monarchie  einen  neuen  Zuwachs  an  Gründen  gewinnen  konnte, 
durch  die  deutliche  Kundgebung  der  Fortdauer  der  völker- 
rechtlichen Persönlichkeit  und  Einheit  der  Monarchie 
geradezu  zu  demonstrieren,  insbesondere  auszusprechen,  daß 
durch  die  Neukonstituierung  sich  in  diesem  Punkte  an  der  Ver- 
gangenheit nichts  geändert  habe,  daß  auch  bei  der  neuen  Ord- 
nung der  Dinge,  wie  der  erste  Absatz  der  Einleitung  des  GA.  XII 
in  scharfer  Weise  betont,  der  Fortbestand  der  Monarchie  unver- 
sehrt gewahrt  bleibe.  Diese  Kundgebung  richtet  sich  dort  vor- 
nehmlich an  die  Adresse  dritter  Staaten,  denn  im  Verhältnisse 
zu  einander  ist  von  Einheit  nur  bei  der  Armee  die  Rede.  Die 
angeführte  Stelle  sagt  somit  deutlich:  Aus  der  durch  den  Aus- 
gleich anerkannten  staatsrechtlichen  und  inneren  administrativen 
Selbständigkeit  Ungarns  darf  keinerlei  Schluß  auf  die  Auflösung 
der  alten  Monarchie,  auf  ihre  Umwandlung  aus  einem  Vertrags- 
staat in  den  Zweibund  zweier  nebeneinander  kontrahierender 
Staaten  gezogen  werden,  was  das  Verhältnis  zu  dritten  Staaten 
betrifft.  In  diesem  Punkt  bleibt  vielmehr  alles  beim  Alten.  Die 
Deäkistische  Formel,  an  die  unio  contra  omnem  vim  externam 
der  Pragmatischen  Sanktion  anknüpfend,  besagt:  Was  nach  Innen 
zwei  ist,   ist  nach   Außen   dennoch  eines.    Der   Fortbestand ■''•) 

•')  Tezner,  Kaisertitel,  S.  177  f.,  202,  215,  A.  28;  Andrässy,  Heeres- 
einheit, S.  24  f.,  27;  Andrässy,  Ausgleich,  S.  122,  144,  266,  304  f. 

^*)  Sehr  bemerkenswert  ist,  daß  die  dem  österreichischen  Reichsrat 
vorgelegte  deutsche  Übersetzung  des  GA.  XII  davon  spricht,  daß  die 
Lebensbedingungen  des  Fortbestandes  der  Monarchie  durch  den  Aus- 
gleich unversehrt  gewahrt  werden  sollen,  während  die  zweite  ver- 
besserte amtliche  Ausgabe  der  deutschen  Übersetzung  der  ungarischen 
Landesgesetzsammlung   vom    Jahre    1872,    Budapest,    diese  Stelle    dahin 
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der  Monarchie  ist  gesichert,  die  Monarchie  im  Verhältnis  zum  Aus- 
land dauert  fort.  Der  Dualismus  besteht  nur  pro  foro  intern o. 

Das  wird  noch  ausführlicher  im  §  8  des  GA.  XI 1  gesagt. 
Zwar  enthält  dieser  §  8  die  einschränkende  Fassung: 

„Ein  Mittel  der  aus  der  Pragmatischen  Sanktion  fließenden  gemein- 
samen und  simultanen  Verteidigung  ist  die  zweckmäßige  Leitung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Diese  zweckmäßige  Leitung  erfordert 
Gemeinsamkeit  bezüglich  jener  auswärtigen  Angelegenheiten,  welche  die 
unter  der  Herrschaft  Sr.  Majestät  stehenden  gesamten  Länder  simultan 
betreffen." 

Liest  man  nun  diesen  Satz  für  sich  allein,  so  muß  man 
freilich  annehmen,  daß  zwischen  beiden  Staaten  von  der  Verwaltung 
der  äußeren  Angelegenheiten  nur  die  Offensiv-  und  Defensiv-, 
die  Kriegs-,  die  Bündnispolitik  gemeinsam  sein  solle,  und 
dieser  nicht   sehr  glücklich   gefaßte,   aus   seinem    Zusammenhang 


widergibt,  es  sollen  die  Lebensbedingungen  des  einheitlichen  Be- 
standes der  Monarchie  unversehrt  gewahrt  werden.  Der  Wiener  Rechts- 
anwalt Herr  Dr.  Hermann  Rosenzweig,  ein  mir  bekannter  Kenner  der 
ungarischen  Sprache,  hat  mir  hierüber  die  Aufklärung  erteilt,  daß  bei 
der  Wurzel-  und  Wortarmut  der  ungarischen  Sprache  eine  und  dieselbe 
Wendung  für  eine  ganze  Reihe  von  Begriffen  herhalten  müsse,  für  welche 
fortgebildetere  Sprachen  mehrere  Ausdrücke  besäßen.  Etymologisch  über- 
setzt, müßte  es  an  der  im  Text  erwähnten  Stelle  heißen:  Koexistenz  oder 
Kohärenz  des  Reiches,  weich  letzterer  Ausdruck  auch  für  Monarchie  ver- 
wendet werde.  Würde  man  aber  die  Aufgabe  zu  lösen  haben,  entweder 
die  Fassung  der  Vorlage  an  den  Reichsrat  oder  jene  der  amtlichen  deutschen 
Ausgabe  des  ungarischen  Gesetzblattes  ins  Ungarische  zu  übersetzen,  so 
könnte  man  auch  keinen  passenderen  Ausdruck  finden  als  den  des  unga- 
rischen Textes.  Koexistenz  der  Teile  bildet  eben  das  Ganze,  die  Einheit 
und  unversehrte  Wahrung  der  Koexistenz  des  Reiches,  ist  auch  unversehrte 
Wahrung  seines  Fortbestandes.  Das  Wort  „unversehrt"  drückt  aber  die 
Erhaltung  der  historischen  Einheit  der  Monarchie  deutlich  genug  aus. 
Jedenfalls  lehrt  dieser  Fall,  welche  formalistische  Übertreibung  in  der 
üblichen  Schätzung  der  Vertragsform  für  die  Schaffung  derRechtssicherheit 
im  Verhältnis  der  beiden  Staaten  zu  einander  gelegen  ist.  Da  Ungarn  sich 
nie  entschließen  wird,  den  deutschen  Text  für  allein  authentisch  zu  erklären, 
so  wird  man  immer  zwei  authentische  Texte  in  zwei  Sprachen  besitzen,  die 
einander  im  höchsten  Grade  fremd  sind,  was  bei  einigem  guten  Willen 
eine  unerschöpfliche  Fundgrube  von  Kontroversen  bilden  kann. 
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<;fnsscnc  Satz  bildet  die  ürundlaj^e  der  ungarischen  Forderung, 
dali  Staatsverträge,  welche  nur  das  Interesse  eines  der 
beiden  Staaten  betreffen,  nur  in  dessen  Namen  ge- 
schlossen werden  sollen.  Da  nun  die  Monarchie  im  ganzen 
nur  mit  dem  Deutschen  Reich  und  Italien  in  einem  Allianzverhältnis 
steht  und  Allianzverträge  zumeist  Geheimverträge  sind,  so  hätte 
die  Erfüllung  des  ungarischen  Gravamen  zur  Folge,  daß  bei  der 
ungeheuren  Mehrzahl  der  auf  andere  als  Bündniszwecke  ge- 
richteten Staatsverträge  Ungarn  und  Österreich  in  dem  öffentlich 
sich  vollziehenden  völkerrechtlichen  Verkehre  nahezu  ausnahms- 
los als  vollständig  isolierte  Staaten  auftreten  würden  und  daß 
dem  völkerrechtlichen  Bewußtsein  die  Vorstellung  der  Monarchie 
als  einer  Einheit  völlig  abhanden  kommen  müßte.  Daß  Deäk 
in  einer  solchen  Praxis  eine  Bürgschaft  für  den  unversehrten 
Fortbestand  oder  gar  eine  geeignete  Kundgebung  des  Willens  zu 
unversehrter  Wahrung  der  Einheit  der  Monarchie  erblickt  haben 
sollte,  ist  ohne  zwingenderen  Grund,  als  welchen  die  Fassung  des 
zweiten  Satzes  des  §  8  bietet,  nicht  anzunehmen.  Nun  gibt  aber 
ij  S  in  seinen  weiteren  Sätzen  einen  unmittelbaren  Aufschluß 
über  die  Vorstellungen  Deäks  von  den  Grenzen  der  Einheitlich- 
keit und  Gemeinsamkeit  der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Im 
dritten  Satz  verfügt  nämlich  §  8,  daß  die  diplomatische  und 
kommerzielle  Vertretung  des  Reichs  zu  den  Agenden  des  ge- 
meinsamen Ministeriums  des  Äußern  gehören.  Hier  finden  wir 
erstens  die  Beschränkung  des  zweiten  Satzes  nicht.  Zweitens 
werden  aber  hier  ausdrücklich  alle  Länder,  Ungarn  eingeschlossen, 
für  das  Gebiet  der  handelspolitischen  Interessen  als  ein  dem 
Ausland  gegenüber  einheitlich  zu  vertretendes  Reich  erklärt  und 
somit  gefordert,  daß  alle  Handelsverträge  ohne  irgendwelche  Be- 
schränkung im  Namen  des  Reiches  geschlossen  werden  sollen. 
Nun  gehören  die  Handelsangelegenheiten  zu  den  bedeutendsten 
von  der  pragmatischen  Gemeinsamkeit  ausgenommenen  Ange- 
legenheiten und  Ungarn  hält  diese  Ausnahme  für  so  wichtig,  daß 
es  im  «^  68  des  GA.  XII  diese  Ausnahme  in  der  denkbar 
schärfsten  Weise  betont.  Ist  nun  dritten  Staaten  gegenüber 
die  Existenz  der  Monarchie  als  einer  Persönlichkeit  für  ein  Inter- 
essengebiet anerkannt,  für  welches  sich  Ungarn  seine  innere 
administrative  Selbständigkeit   strengstens  gewahrt   hat,   so   er- 
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scheint    damit     bündig    die    Auffassung    widerlegt,     derzufolge 
die   Gemeinschaft   der   äußeren   Angelegenheiten   strenge   auf   die 
Bündnispolitik  beschränkt  bleiben  soll.    Vielmehr  entspricht  es 
der    Fassung    des    §  8    von    der    kommerziellen    Vertretung    des 
Reiches,   daß  selbst  nach  voller  wirtschaftlicher  Trennung  beider 
Staaten  die  Handelsverträge  mit  Beschränkung  auf  das  besondere 
Staatsgebiet  im  Namen  der  Monarchie  abgeschlossen  werden,  ganz 
so  wie  der  Vertrag  über  die  unmittelbare  Korrespondenz 
zwischen  galizischen  und  russischen  Gerichten  die  öster- 
reichisch-ungarische   Monarchie    als    Kontrahenten    an- 
führt und  ganz  so  wie  in  den  Auslieferungsverträgen,  Armenrechts-, 
Reblaus-  und  anderen  Konventionen  beide  Staaten  nicht  als  Kon- 
trahenten,   sondern    nur   als   gebietsrechtlich    zu   sondernde 
Teile  der  kontrahierenden  Monarchie  figurierende)    Das 
macht  es  dann  begreiflich,  daß  §  8  den  gemeinsamen  Minister 
des    Auswärtigen    schlechthin    für    zuständig    erklärt,    die    zum 
Vollzuge  der  internationalen  Verträge  nötigen  Verfügungen  im 
zu  treffen.  Diese  -  alle  Kategorien  internationaler  Verträge  um- 
fassende Stelle  paßt  gar  nicht  auf  Allianzverträge,  weil  solche 
Verträge   keine   besonderen   Verfügungen  erheischen,  die   nicht 
schon  durch  das  Interesse  jedes  Staates  an  der  Sicherung  seines  Be- 
standes gefordert  werden  und  weil  die  diesem  Zwecke  dienlichen  ^ 
Verfügungen    vornehmlich    in    das    Ressort   des   gemeinsamen 
Krieo-sministers  und  nicht  in  jenes  des  Ministers  des  Äußern 
fallen"  Höchst  bemerkenswert  ist,  daß  Deäk  selbst  in  der  Sitzung  j     |  , 
des  ungarischen  Reichstags  vom  9.  November  1868,  als  er  auf  das  |     If 
schon  damals  auftauchende  Gravamen  der  Opposition  gegen  die 
Verwendung  des  Titels  Reichsministers  einging,  sich  zum  Beweise 
für  die  Gesetzmäßigkeit  dieses  Titels  darauf  berief,  daß  §  8  die 
diplomatische   und    kommerzielle   Vertretung   des    Reiches    dem 
gemeinsammen  Minister  der  Äußern  zuweise. 3')    Von  einer  Be- 
schränkung dieser  Vertretung  auf  die  Allianzpolitik  ist  in  seiner 
Polemik  keine  Rede.   Zwar  erläutert  Deäk  den  Begriff  des  Reiches 

36)~Vgl^  zu  diesem  Punkt  Andrässy,  Ausgleich,  S.  265,  wo  davon 
die  Rede  ist,  daß  bei  jeder  Richtung  der  ungarischen  Wirtschaftspoht.k 
die  Harmonie  mit  Österreich  zu  pflegen  sei. 

^■')  Steinbach,  a.  a.  O. 
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dahin,  CS  sei  damit  keine  vollständig  abgesonderte  Körper- 
schaft   sondern   nur  die  Gesamtheit  der  unter  der  Herrschaft 
Sr.    Majestät   stehenden    Länder  gemeint.    Allein    mit   dieser  selt- 
samen   Charakteristik    soll    offenbar    nur   die    Natur   des    Reiches 
als  eines   über  Ungarn  stehenden   „Staatskörpers"  nach   Art  des 
Kaisertums   Österreich   geleugnet    nicht   aber   im    mindesten   aus- 
gesprochen werden,  daß  die  Kontrahenten  eines  vom  Reich  abge- 
schlossenen Staatsvertrages  sämtliche  Länder  der  Monarchie  sein 
sollen,  eine  für  einen  Ungarn  ganz  unmögliche  Vorstellung,  weil 
sie   Ungarn   zum   Mitkontrahenten  an  der  Seite  von   Krain,' Salz- 
burg, Görz  usw.  herabdrückt,  und  zugleich  eine  durchaus  Zweck- 
widrige  Vorstellung,   weil  sie  geradezu   dahin  führen  müßte,  die 
Vielheit  und  Zersplitterung  nach  außen  kundzugeben,  was  noch 
schlimmer   gewesen    wäre    als    die    Proklamation    des    Dualismus 
auch  nach  außen!   Gesamtheit  der  Länder  bedeutet  deshalb 
auch  hier  nicht  mehr  als  Zusammenfassung  aller  Länder 

zu  einer  handelnden  Persönlichkeit  dritten  Staaten  gegen- 
über, von  welcher  Ungarn  ein  bedeutsames  konstitutives  Element 
zu  bilden  hatte.  So  ist  das  ganze  Verhältnis  auch  nach  dem 
Ausgleich  aufgefaßt  worden  und  wird  auch  noch  heute  so  auf- 
gefaßt, sofern  keiner  der  beiden  Staaten  Angehörige  des  anderen 
Staaten  an  dritte  Staaten  ausliefert,  was  ganz  unzulässig  wäre, 
wenn  nicht  beide  Staaten  sich  auf  dem  Gebiet  der  ihnen  sonst 
nicht  gemeinsamen  Strafrechtspflege  als  einen  Staat  betrachten, 
sowie  das  Verhältnis  zu  dritten  Staaten  in  Frage  steht. 

Diese  Auffassung  findet  auch  im  §  8  ihre  Erklärung.  Der 
sagt  nämlich:  Wenn  die  beiden  Staaten  auf  Tod  und  Leben  ver- 
bunden sind,  so  soll  nicht  der  eine  durch  einseitige  Torheiten 
und  Seitensprünge  den  anderen  mk  iüs  Verderben  ziehen  können. 
Die  wechselseitige  Verteidigung  soll  nicht  von  einem  der  beiden 
Staaten  in  leichtfertiger  Weise  provoziert  werden.  Und  das  ist 
nur  bei  absoluter  Einheitlichkeit  der  äußeren  Politik  denkbar.  Hier 
ist  ein  einheitliches,  einseitige  Sonderzwecke  unter  den  Verbands- 
zweck unterordnendes  Vorgehen  unerläßlich.  Und  das  allein  ist 
auch  vernünftig.  Wie  stellt  man  sich  eine  einheitliche  hohe  Politik 
beider  Staaten  vor,  wenn  dem  Leiter  dieser  Politik  jeglicher  Ein- 
fluß auf  die  äußere  Politik,  sofern  sie  anderen  als  Verteidigungs- 
mteressen  dient,  also  auf  dem  weitaus  größten  Gebiete  der 


—     63     — 

äußeren  Politik  vollständig  entzogen  ist^^),  wenn  er  wirk- 
lich nicht  mehr  ist  als  der  Kommis  der  Sonderstaatsminister,  der  alle 
ihre  Aufträge  ohne  Prüfung  der  Wirkung  ihres  Vollzugs  auf  die  hohe 
Politik  also  ganz  unbesehen  zu  vollziehen  hat?  Und  welches 
Ansehen  soll  die  einheitliche  Bündnispolitik  der  Monarchie  ge- 
nießen, wenn  den  beiden  Staaten  die  Möglichkeit  eröffnet  ist, 
äußere  Politik  gegen  einander  zu  treiben?^^) 

Man  wende  nicht  das  Beispiel  des  Deutschen  Reiches  ein. 
Hier  ist,  von  der  nationalen  Einheit  abgesehen,  der  Wirkungs- 
kreis des  Reiches  so  weit  gezogen,  daß  er  nahezu  mit  den  in 
Österreich  dem  Reichsrat  vorbehaltenen  Angelegenheiten  zu- 
sammenfällt und  für  die  völkerrechtlichen  Venräge  der  Glied- 
staaten nur  ein  bescheidener  Raum  übrig  bleibt;  dann  aber  sind 
die  Garantien  gegen  eine  reichsfeindliche  Politik  der  Gliedstaaten 
weitergehend  als  gegen  eine  unionsfeindliche  Politik  beider  Staaten 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  wenn  sie  bis  auf  die 
Bündnispolitik  eine  selbständige  äußere  Politik  treiben  können. 
Am  allerwenigsten  wird  man  ein  Beispiel  einer  modernen,  politisch 
mächtigen  und  ernst  zu  nehmenden  Staatenverbindung  aufweisen 
können,  deren  Glieder  selbständige  Handelspolitik  be- 
treiben dürfen.  Es  verpflichtet  somit  §  8  beide  Staaten,  auch  im 
Falle  ihrer  wirtschaftlichen  Trennung  ihr  Handelsinteresse  durch 
die  Rücksicht  auf  die  Unionszwecke  mitbestimmen  zu  lassen*-')  und 


''*)  Über  diese  Kohärenz  von  äußerer  und  innerer  Politik  auch  Andrässy, 
Ausgleich,  S.  159,  261,  382;  über  den  Zusammenhang  der  äußeren  und 
militärischen  Politik  Andrässy,  Heereseinheit,  S.  31. 

ä")  Andrässy,  Ausgleich,  S.  264. 

^^)  Daß  das  leichter  gesagt  als  getan  ist,  darauf  habe  ich  bereits  im 
Artikel  Nr.  12.185  des  Jahrgangs  1898  der  „Neuen  Freien  Presse",  dann 
in  dem  im  Jahrgang  1899  der  „Deutschen  Worte"  abgedruckten  Vortrage, 
Der  Ausgleich  und  die  Reichseinheit,  endlich  im  Kaisertitel,  S.  226  ff.,  hin- 
gewiesen. In  der  Zulassung  der  Zolltrennung  für  beide  Staaten  und  in  der 
absoluten  Vorschrift  des  Abschlusses  der  kommerziellen  Verträge  für  das 
Reich  und  durch  den  gemeinsamen  Minister,  also  in  der  Vorschrift  des 
Abschlusses  von  Handelsverträgen  des  Reichs  für  das  österreichische  und 
für  das  ungarische  Gebiet  im  Falle  der  Zolltrennung  liegt  etwas  vom 
handelspolitischen  Standpunkte  so  Absonderiiches,  daß  das  Verhältnis  der 
Zollselbständigkeit  beider  Staaten  zu  dem  §8  den  unverständlichsten 
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ilaiuin  ktriiit  er  mir  eine  kommerzielle  Vertretung  des  Reichs, 
und  nur  durch  den  14  cm  eins  amen  Minister  des  Auswärtigen,  und 
wenn  er  auf  der  einen  Seite  diesen  anweist,  das  Einverständnis 
mit  den  beiden  Sonderstaatsministerien  /u  pflegen,  so  räumt  er 
damit  noch  keinesfalls  auf  der  anderen  Seite  diesen  Ministerien 
ein,  über  den  Kopf  des  gemeinsamen  Ministers  hinweg,  auf 
welchem  Interessengebiete  immer  eine  selbständige  äußere  Politik 
/u   treiben. 

Die  für  jeden  Staat  wertvolle  politische  Bedeutung  des  Ab- 
schlusses von  Staatsverträgen  für  Sonderinteressen  des  einzelnen 
Staates  durch  die  Monarchie  liegt  aber  darin,  daß  die  ganze 
Monarchie  mit  ihrem  politischen  Schwergewicht  für  die  Sonder- 
interessen jedes  der  beiden  Staaten  auftritt  und  eintritt  und  daß 
diese  im  völkerrechtlichen  Verkehre  darum  schwerer  wiegen,  als 
wenn  sie  durch  jeden  der  beiden  Staaten  als  isolierter  Staat  vertreten 
würden.  So  gibt,  wie  ein  Engländer  den  Ungarn  in  Budapest 
gesagt  hat,  die  Monarchie  den  Teilen  reichlich  zurück,  was  sie 
von  ihnen  empfängt.") 

Auch  ist  das  wohl  keine  allzukühne  Annahme,  daß  die 
Schöpfer  des  GA.  XII  ihn  besser  verstanden  haben  als  Apponyi, 
Banffy  und  Kossuth.  Wäre  von  ihnen  die  äußere  Verwaltung, 
von  der  Bündnispolitik  abgesehen,  als  Sonderangclegenheit  beider 
Staaten  betrachtet  worden,  so  hätten  sie  in  der  Führung  dieser 
Verwaltung  durch  den  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  und 


Punkt  des  Ausgleichs  bildet.  Dieser  politisclie  Gallimathias  war  nur  dadurch 
ermöglicht  worden,  daß,  wie  Friedjung  im  Jahrg.  1899  der  „Deutschen 
Worte",  S.  15,  erzählt,  Belcredi  und  Beust  im  Übereifer  der  Konkurrenz 
um  die  Ehre  als  Ausgleichsstifter  ihren  Verhandlungen  mit  Ungarn  weder 
den  (isterrcichischen  Finanz-  noch  den  Handelsminister  zugezogen  haben. 
Es  war  für  Ungarn  nicht  schwer,  den  Punkt  zu  finden,  bei  dem  die 
Trennungspolitik  ohne  große  Rechtsschwierigkeiten  ansetzen  kann.  Nicht 
zur  Unzeit  erinnert  Freiherr  von  Schwegei  in  seinem  Artikel  in  der  „Neuen 
Freien  Presse"  vom  2.  Dezember  1906,  daß  Andrässy  der  Ältere  an  dem 
Ausgleich  noch  die  eine  Verbesserung  gerne  angebracht  hätte,  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  beider  Staaten  enger  zu  verknüpfen  und  ihre  Wahr- 
nehmung durch  die  Regierung  gemeinsam  zu  gestalten.  Vgl.  auch 
Andrässy,  Ausgleich,  S.  261. 

**)  Andrässy,  Ausgleich,  S.  158. 
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im  Abschluß  von  Staatsverträgen  über  nichtpragmatische  Ange- 
legenheiten durch  die  Monarchie  eine  offene  Verletzung  des  §  27 
des  GA.  XII  erblicken  müssen,  der  jedem  gemeinsamen  Minister 
strengstens  die  Einmischung  in  die  Sondervervvaltung  beider  Staaten 
untersagt,  und  die  Aufstellung  dreier  Minister  des  Äußern  (!) 
hätte  die  Folge  der  Abstellung  der  gravaminösen  Praxis  sein 
müssen.  Bekanntlich  hat  diesen  Unsinn*-)  nicht  einmal  die  1848er 
ungarische  Verfassung  postuliert,  noch  weniger  also  die  redlichen 
Männer,  welche  dem  gemeinsamen  Monarchen  im  Eingang  des 
Art.  XII  die  Beruhigung  erteilt  hatten,  der  Ausgleich  lasse 
die  Monarchie  unversehrt  fortbestehen.  Indes  steht  nichts  im 
Wege,  daß  Ungarn  die  Richtigkeit  der  hier  bekämpften  Anschauung 
von  dem  Sinne  des  §  8  im  völkerrechtlichen  Verkehr  dadurch 
erprobe,  daß  es  alle  ihm  nicht  erwünschten,  durch  die  Monarchie 
über  ungarische  Interessen  geschlossenen  Verträge  als  verfassungs- 
widrig, null  und  nichtig  erkläre.  Es  ist  stark  zu  bezweifeln,  daß 
ein  solcher  Versuch  für  Ungarn  und  wohl  auch  für  das  mit- 
verbundene Österreich  so  glücklich  ausfallen  würde,  als  die  Nichtig- 
erklärung der  Staatsschuld  der  Monarchie  für  Ungarn  im  §  53  des 
GA.   XII   und  ihre   Überwälzung  auf  Österreich. 


§  16.   Einheit  der  Heeresgewalt  und  der  Vertretung  nach 
außen,   bundesstaatliche  Elemente  der  verfassungsrecht- 
lichen Union  beider  Staaten. 

Fragt  man  nun,  mit  welcher  der  deutschen  Systematik  der 
Staatenverbindungen  entnommenen  Etikette  die  Monarchie  zu  ver- 
sehen sei,  so  ist  das  bei  dem  wenig  befriedigenden  Stande  der 
Wissenschaft  vom  Rechtsbegriff  des  Staates  und  folgerichtig  auch 
von  der  rechtlichen  Natur  der  Staatenverbindungen  eine  ebenso 
intrikate  als  unpraktische  Frage.  Trotz  des  unleugbaren,  auf  diesen 
Gegenstand  seit  Jellinek  verwendeten  Scharfsinns  und  der  aufge- 
wandten Mühe  bewegt  sich  doch  die  Literatur  hierüber  nur  im 
Kreise.  Sie  bietet  uns  juristische  Merkmale  des  Staates,  die  wir 
für  die  Erkenntnis  des  mit  offenkundiger  Staatsnatur  ausgestalteten 


*")  A.  a.  O.,  S.  132,  276  f.,  Andrässy,  Heereseinheit,  S.  31. 

Dr.   Tezner,  Ausgleichsrccht.  5 
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Verbands  eben  w  cgen  dieser  Offenkundigkeit  nicht  brauchen '  •), 
die  uns  andrerseits  für  die  Bestimmung  unklarer  Fälle  der  unaus- 
gesprochenen, unvollkommenen  Bildungen,  der  beschränkten  Ent- 
wicklungen aber  nichts  nützen.  Denn  bisher  hat  alle  Konstruk- 
tionsvirtuosität den  LJnabhängigkeitsmesser  nicht  herzustellen  ver- 
mocht, mittels  dessen  wir  zu  bestimmen  vermöchten,  ob  ein  herr- 
schaftlicher Verband  schon  oder  nicht  mehr  Staat  sei.  Dann  tritt 
bei  dem  einen  Verband  das  eine,  bei  dem  anderen  das  andere  von 
der  Theorie  aufgestellte  Staatsmerkmal  intensiver  auf.  Wie  soll 
man  sich  bei  dem  Vergleiche  solcher  Verbände  verhalten  gegen- 
über der  Theorie,  die  alle  ihre  Merkmale  für  wesentlich  erachtet? 
Endlich  läßt  die  Kompromißnatur  der  politischen  Schöpfungen  jene 
Merkmale,  welche  uns  die  Wissenschaft  für  die  Bestimmung  des 
staatlichen  (Charakters  eines  Verbandes  bietet,  lange  nicht  mit  jener 
Schärfe  hervortreten,  welche  mehr  als  eine  beiläufige  Schätzung 
der  Staatsnatur  gestatten  würde.  Daher  die  eigentümliche  Erschei- 
nung, daß  die  Urteile  über  den  Staatscharakter  eines  Verbandes 
selbst  vom  Standpunkte  ein  und  derselben  ürundauffassung  so 
verschieden  ausfallen.  Über  das  Wesen  des  Bundesstaates  be- 
sitzen wir  eine  reiche  Auslese  von  Theorien.  Zwar  kann  man  im 
ganzen  vier  Hauptrichtungen  unterscheiden,  eine  neutrale,  wesent- 
lich formale,  eine  preußische,  eine  nationalliberale  und  eine 
bayerische.  Dazwischen  gibt  es  aber  mannigfache  Übergänge,  ganz 
zu  schweigen  von  den  romanischen,  angio-amcrikanischen  und 
schweizerischen  Theorien.  Die  staatliche  Entwicklung  geht  ihren 
Weg  von  diesem  Chaos  unberührt  weiter.  Die  Theorie  wirkt 
auf  die   Entwicklung  nur  als  politische  Tendenz  ein,  das  heißt 

'■I  Um  die  Staatsnatur  Frankreichs  zu  bestimmen,  habe  ich  nicht 
nötiR.  mit  Scidler  die  juristischen  Kriterien  des  Staates  zu  prüfen,  ob 
ihm  neben  Ürganisationshoheit  auch  Personal-  und  Gebietshoheit  zu- 
komme, weil  schon  mit  dieser  ersten  Seite  der  Staatsgewalt  ihre  anderen 
von  Seidler  geschiedenen  Seiten  gegeben  sind.  Mit  der  Fähigkeit  eines 
herrschaftlichen  Verbandes,  sich  seine  Organe  selbst  zu  schaffen,  ist  die 
Beherrschung  von  Personen  und  die  Abgrenzung  des  Wirkungsgebietes 
der  Herrschaft  untrennbar  verknüpft.  Die  Aufstellung  einer  Verfassung 
ist  niclit  bloße  Organisationstätigkeit,  sondern  zugleich  Befehl  an  die  Ver- 
bandsglieder, den  konstituierten  Organen  zu  gehorchen,  und  Bestimmung  der 
örtlichen  Grenzen  für  die  Wirksamkeit  dieses  Befehles. 
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nach  Maßgabe  der  politischen  Macht,  welche  ihr  zur  Verfügung 
steht,  nicht  aber  so,  als  ob  die  Begründer  und  Fortbildner  einer 
Staatenverbindung  sich  fragen  würden,  ob  sie  theoretisch  richtig 
vorgehen,  worauf  sie  freilich  so  viel  Antworten  erhalten  würden, 
als  es  Verbindungstheorien  gibt. 

Verglichen  mit  jenen  Bildungen,  welche  allgemein  als  auf 
konstitutioneller  Grundlage  ruhende  Bundesstaaten  gewertet 
werden,  läßt  nun  die  Monarchie  einen  die  bundesstaatliche  Ein- 
heit zum  Ausdruck  bringenden  gesetzgebenden  Körper  vermissen. 
IDle  konstitutionelle  Erledigung  der  gemeinsamen  Interessen  er- 
folgt unter  gesonderter  Mitwirkung  der  Parlamente  beider  Staaten 
oder  aus  diesen  her\^orgehender  engerer  parlamentarischer  KoUe-i 
gien,  denen  der  Charakter  als  Glieder  eines  Zentral- 
parlaments ausdrücklich  abgesprochen  ist  und  in  der  Form 
zweier  übereinstimmender  Gesetze  oder  sanktionierter  Beschlüsse. 
Der  Monarchie  fehlt  die  Zuständigkeit  zur  Aushebung  von  Re- 
kruten, Ausschreibung  von  Steuern,  zur  Wehrgesetzgebung,  unge- 
achtet doch  die  Verteidigung  beider  Staaten  ihre  Sache  ist  und 
ohne  Soldaten  und  Steuern  gar  nicht  durchgeführt  werden  kann. 
Nun  kann  man  sicher  nicht  einer  Staatenverbindung  konstitutio- 
neller Staaten  ohne  Zentralparlament,  ohne  selbständige  Finanz- 
gewalt, ohne  Heeresergänzungsrecht  und  ohne  Zuständigkeit  zur 
Wehrgesetzgebung  staatlichen  Charakters  im  allgemeinen  und 
bundesstaatlichen  im  besonderen  zusprechen.  Und  alle  diese 
Hä.ngel  deuten  auf  einen  Staatenbund. 

Auf  der  anderen  Seite  gewahren  wir  eine  aus  einem 
nur  bündischen  Verhältnisse  logisch  nicht  ableitbare  und  nur 
historisch  zu  erklärende  staatseinheitliche  oder  einheitsstaat- 
liche Zentralgewalt  mit  allen  Funktionen  der  Staatsgewalt,  der 
gesetzgebenden,  verwaltenden  und  richterlichen^*),  in  der  Gestalt 
der    Heeresgewalt    des    gemeinsamen    Monarchen.     Soweit   sie 


")  Unrichtig  in  diesem  Punkt  Andrässy,  Ausgleich,  S.  194,  der  keine 
gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  der  Unionsorgane  anerkennen  will. 
Aber  die  Regelung  des  Heeresdienstrechtes  ist  Gesetzgebung,  auch  wenn 
sie  nicht  in  konstitutionellen  Formen  geübt  wird.  Und  mehr,  als  daß 
Bürger  beider  Staaten  durch  die  Unionsgerichte  zum  Tod  verurteilt  werden 
können,  braucht  man  wirklich  nicht  zu  verlangen. 

5* 
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reicht,    wird    sie   ^'cübt    über   ein   einheitliches    Volk,    das    Volk 
in  Waffen.*')    r3er  Innsbrucker  Universitätsprofessor,  Ferdinand 
Schmid,  hat  in  seinem  ^oßcn  Werk,  Das  Heeresrecht  der  öster- 
reichisch-nn^arischen    Monarchie    (1903),    die    Bausteine    mühevoll 
/usammen^etragen,  aus  welchen  einmal  ein  nachfol<j;ender  Forscher, 
wenn  es  dann  überhaupt  noch  der  Mühe  lohnt,  den  theoretischen 
Bau  des  Verfassungs-  und  Verwaltungsrcchts  des  österreichisch- 
ungarischen  Militärstaates  aufzuführen  vermag.    Dieses  unter 
einem    staatsrechtlich     einheitlichen    Oberbefehl    vereinigte,     unter 
.  i  einer    vielverzweigten    Behördenorganisation    stehende    Volk     in 
'  i  Waffen  ist  die  einzige  völkerverbindende  Institution  der 
,    Monarchie  und  darin  liegt  ihre  große  innerpolitische,  wie  inter- 
nationale und  zugleich  ethische  Bedeutung. 

Vom  demokratischen  Standpunkte  mag  es  zu  beklagen  sein, 
daß  das  Verfassungsrecht  der  Monarchie  kein  anderes  Mittel  zur 
Verkörperung  der  Einheit  ihrer  Völker  gefunden  hat,  als  den 
durch  militärische  Disziplin  zusammengehaltenen  Armeekörper. 
Aber  die  Ungarn  des  Jahres  1867  lehnten  jede  andere  Form  der 
Völkervereinigung  ab,  dafür  haben  sie  ihr  die  historische  Ein- 
heit, die  intensiver  ist  selbst  als  jene  des  deutschen  Heeres*''^), 
belassen  und  so  bleibt  der  Armeekörper  allein  das  corpus  mysticum, 
aus  dem  die  Kraft,  Macht  und  die  Einheit  der  Monarchie  fließt, 
und  mit  seiner  Zerstörung  fällt  auch  die  Monarchie  in  nichts 
zusammen.^')  Weiter  gewahren  wir  aber  auch,  daß  die  völker- 
rechtliche Persönlichkeit  der  Monarchie  jene  der  beiden  Staaten 
resorbiert  hat  und  mit  einer  ungleich  größeren  Strenge  durch- 
geführt ist  als  die  völkerrechtliche  Einheit  selbst  manchen  Bundes- 
staates. Und  wir  erklären  uns  diese  Strenge  damit,  daß  die  natür- 
lichen separatistischen  Tendenzen  der  Teile  rechtlich  nicht  anders 
paralysiert  werden  können.  Zusammenfassend  kann  man  darum 
sagen,  die  Monarchie  sei  ein  Staatenbund  mit  zwei  ausgesprochen 
einheitlich  oder  bundesstaatlich  gestalteten  Einrichtungen:  der 


••'•)  Von  diesem  spricht  auch  die  Petition  des  ungarischen  Landtags 
von  1723,  welche  auf  Maßregeln  gerichtet  ist  für  den  Zweck,  daß  ungarische 
und  deutsche  Soldaten  gleichsam  zu  einem  Volke  verwachsen. 

*•)  Andrässy,  a.  a.  O.,  S.  190. 

'")  A.  a.  O.,  S.  187. 
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Armeegewall  und  der  undurchbrochenen  Einheit  nach  außen.  Sagen 
uns  doch  auch  die  Männer  des  Jahres  1867,  daß  das  durch  den  Aus- 
gleich geschaffene  Kleid  des  Staates  diesen  durchaus  nicht  schöne 
kleide,  und  was  herausgekommen  ist,  kommt  ihnen  vor,  wie  des 
Chaos  wunderlicher  Sohn.  Allein  faute  de  mieux  begnügen  sie  sich 
damit,  daß  das  Reich  weiter  existiert,  wenn  auch  sein  Körper- 
bau kein  ästhetisches  Wohlgefallen  hervorzurufen  vermag.  ^'^) 

Diese  begrifflich  disparate  Elemente  verbindende  Erklärung 
der  Monarchie  ist  zweifellos  höchst  unlogisch,  aber  nicht  mehr 
als  die  Politik,  die  ihr  ihre  jetzige  Gestaltung  gegeben  hat.  Treffend 
bemerkt  Andrässy  in  seiner  politischen  Würdigung  des  Ausgleichs : 
„In  der  Politik  muß  man  sich  mit  relativen  Ergebnissen  be- 
gnügen."^'') Das  Gleiche  gilt  aber  auch  vom  Staatsrecht,  sofern 
es  der  Inbegriff  der  zu  staatsrechtlichen  Bildungen  verdichteten 
Strebungen  ist  und  somit  alle  Elemente  seines  Ursprungs  an  sich 
trägt.  Die  Prärogativen  des  konstitutionellen  Monarchen  und  das 
Budget-,  das  Steuer-  und  Rekrutenbewilligungsrecht  der  Parlamente 
stehen  in  keinem  logischen  Einklang  und  das  englische  Ver- 
fassungsrecht würde  als  Gegenstand  logisch  -  seminaristischer 
Übungen  eine  sehr  schlechte  Rolle  spielen. 

Aus  diesem  Grunde  kommt  man,  wenn  man  die  Einrichtungen 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  logisch  aus  einem  Grund- 
prinzip   erklären    will,   zu    Absurditäten,    entweder  zu   dem   Vier- 


*'*)  Neue  Gesetzgebung,  S.  537,  547. 

*^)  Jellinek,  Staatenverbindungen,  S.  9,  15,  38;  derselbe,  Allgemeine 
Staatslehre,  I.Auflage,  564  f.,  A.  1,  611  f.  Von  seinen  Staatenverbindungen 
bis  zu  dem  schmiegsamen  Recht  seines  1906  gehaltenen  Vortrages 
über  Verfassungswandlungen  hat  sich  Jellinek  der  von  mir  im  21.  Band 
der  Grünhutschen  Zeitschrift  und  im  Jahrgang  1902  der  „Annalen  des 
Deutschen  Reichs"  vertretenen  höchsten  Relativität  und  der  Bedingt- 
heit des  Wertes  der.  doktrinären  Begriffe  des  Staatsrechts  zwar  unter  un- 
mutigen Verkleinerungen  meines  Einspruchs  gegen  die  Überschätzung  der 
staatsrechtlichen  Doktrin,  im  Wesen  aber  doch  so  weit  genähert,  daß  hier  ein 
viel  anschaulicheres  Beispiel  der  Wandlung  der  inneren  Verfassung  vor- 
liegt, als  die  in  dem  Vortrag  gebotenen.  Vgl.  meine  knappe  Bemerkung 
in  Grünhuts  Zeitschrift,  20.  Bd.,  S.  738,  A.  8  und  die  sie  umständlich 
exemplifizierende  Abhandlung  Jellineks,  Über  Staatsfragmente,  1896. 

*«i  A.  a.  O.,  S.  219. 
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kaiiiincrparlaiiiciit  Daiitschcrs,  wenn  alles  bundesstaatlich  kon- 
struiert wird,  oder  zur  staatsrechtlichen  Doppelhinrichtung  des  zum 
Tode  verurteilten  Soldaten  oder  zum  Hochverrat  des  einem  fremden 
Souverän  üehorsam  schwörenden  Soldaten,  wenn  der  Monarch 
auch  als  Inhaber  der  Heeresgewalt  eine  doppelte  staatsrechtliche 
Persönlichkeit  darstellt,  da  doch  die  militärgerichtlichen  Urteile 
im  Namen  des  Kaisers  und  Königs  gefällt,  der  soldatische  Eid 
dem   Kaiser  und   König  geleistet   wird! 

Jedenfalls  wird  die  hier  vertretene,  der  Einheitlichkeit  ent- 
behrende Konstruktion  der  Monarchie  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung des  Ausgleichs,  den  nachdrücklichen  Forderungen  der  Krone 
und  der  Forderung  nach  loyaler  Auslegung  der  Gewährungen  der 
ungarischen  Führer  in  höherem  Grade  gerecht,  als  wenn  man  mit 
Jellinek,  um  die  Einheit  der  staatsrechtlichen  Konstruktion  /u 
wahren,  Einheit  der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit,  Einheit 
des  Reichsfiskus,  Einheit  der  Armee  als  bloße  Residua  des  früheren 
Zustands  erklärt,  welche  von  den  Schöpfern  des  Ausgleichs  als 
unerheblich  (!)  vernachlässigt  worden  seien.''")  Also  die  Kern- 
punkte des  Ausgleichs,  die  rekonstruierten  Fundamente  und  Trag- 
säulen der  Monarchie,  von  deren  Erschütterung  man  die  Ver- 
nichtung beider  Staaten  und  einen  europäischen  Weltbrand  besorgt, 
sollen  staatsrechtlich  nichts  höher  gewertet  werden,  als  das  os 
coccygis  anatomisch  geschätzt  wird!  Und  doch  sind  ja  nicht  die 
ungarischen  Staatsmänner  allein,  sondern  auch  der  Monarch  ist 
Mitschöpfer  des  Ausgleichs.  Und  ihm  soll  eine  so  niedrige  Wertung 
der  Einheitselemente  der  Monarchie  zur  Last  fallen?  Wie  erklärt 
sich  dann  sein  zäher  Kampf  gegen  die  Beseitigung  so  schäbiger 
Reste?  So  macht  die  Würdigung,  welche  Jellinek  den  Einhcits- 
elementcn  der  Monarchie  zu  teil  werden  läßt,  den  destruktiven 
Umvvandlungsprozeß,  der  sich  an  der  Monarchie  vor  unseren  Augen . 
vollzieht  und  die  ihn  hervorrufenden  staatsrechtlichen  Bestrebungen 
^ganz  unverständlich.  Vom  Standpunkte  politisch-praktischer  Be- 
trachtung erscheint  es  jedenfalls  ungleich  wichtiger,  das  Wesen 
und  die  Wirkungsweise  jener  zwei  Einheiten  zu  bestimmen,  welche 
der  GA.  XII  als  Lebensbedingungen  der  Monarchie  erklärt,  mit 
deren   Vernichtung   sie  untergehen   muß,   als  diese   Monarchie   in 

•*i  Allgemeine  Staatslehre,  Seite  693,  A.  L 
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eine  Abteilung  des  deutschen  Schachtelsystems  so  einzuzwängen, 
daß  ihr  die  Rippen  krachen.  Will  man  aber  schon  dieses  Wesen  bild- 
lich veranschaulichen,  so  kommt  man  auch  hier  der  Wirklichkeit 
näher,  wenn  man  Heereseinheit  und  Einheit  der  völkerrechtlichen 
Persönlichkeit  nicht  zu  unerheblich  erachteten  Residua  der  Ver- 
gangenheit erniedrigt  sondern  sie  als  die  Fundamente  eines  die 
Sicherheit  und  das  internationale  Ansehen  beider  Staaten  ver- 
bürgenden gewaltigen  Festungsbaues  erklärt.  Freilich  ist  dieser 
Festungsbau  durch  das  Steuer-,  das  Rekrutenbewilligungsrecht  und 
die  grundsätzliche  Anerkennung  der  wirtschaftlichen  Selbständig- 
keit Ungarns  unterminiert.  Aber  nach  der  Absicht  der  ungarischen 
Schöpfer  des  Baues  sollen  die  Minen  nur  dann  entzündet  werden, 
wenn  eine  imminente  Gefahr  für  die  staatsrechtliche  und  ad- 
ministrative innere  Selbständigkeit  Ungarns  besteht^i),  nicht  aber 
war  daran  gedacht,  daß  ohne  solchen  Notstand  die  Festungs- 
werke allmählich  abgetragen  und  beide  Staaten  in  einen  Zustand 
lebensgefährlicher  Pendenz  der  zu  ihrer  Sicherheit  dienenden  Ein- 
richtungen, in  einen  Zustand  dauernder  Fortbestandsunsicherheit 
versetzt  werden  sollen.  Da  hätte  doch  die  Zeit  für  beide  Staaten 
besser  genützt  werden  können,  wenn  der  Trennungsschnitt  schon 
1867  vollzogen  worden  wäre. 

§  17.    Beschränkung    der  völkerrechtlichen   Einheit   der 
Monarchie   auf   die   Defensivpolitik   offenbart  ihren  Zer- 
setzungsprozeß den  dritten  Staaten. 

Der  GA.  Xll  lehrt  uns  die  Richtigkeit  der  hier  vertretenen 
Würdigung  der  Einheitselemente  von  einer  anderen  Seite.  Er 
lenkt  unsere  Aufmerksamkeit  im  §  5  darauf,  daß  das  Gesetz  der 
Reichseinheitsidee  im  Interesse  der  Unabhängigkeit  Ungarns  gerade 
nur  das  Existenzminimum  zugestanden  habe,  daß  somit  die 
geringste  Abschwächung  der  beiden,  die  institutionelle  Ver-  ! 
körperung  der  Untrennbarkeit  beider  Staaten  bildenden  Einheiten  | 
die  Monarchie  ihrem  Ende  zuführen  werde  und  müsse.  Und  dieses  j 


^^)  Unger  drückt  das  ganze  hier  dargestellte  Verhältnis  der  auf 
Sprenggeschossen  ruhenden  Einheit  durch  das  harmlosere  Bild  der  Mon- 
archie auf  Kündigung  aus. 
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ist  nach  dem  üesctzc  das  Verhältnis  der  Parität  beider  Staaten 
zu  den  beiden  Hinlieiten,  dali  diese  Einheiten  die  beiden  Staaten 
im  Interesse  ihrer  Erhaltung'-)  staatsrechtlich  gleichmäßig 
belasten,  nicht  aber,  daß  im  Namen  der  Parität  zur  Auflösung 
der  Einheiten  oder  zur  Kundgebung  der  Zweihcit  oder  der  Ent- 
zweiung  nach    außenhin   geschritten    werden   dürfe, ■^^) 

Darum  ist  mit  Entschiedenheit  die  ungarische  Forderung  ab- 
zuweisen, daß  die  Monarchie  noch  als  fortbestehend  betrachtet 
und  für  sie  kontribuicrt  werden  soll,  wenn  die  Staatsverträge 
fortan  im  Namen  Österreichs  und  im  Namen  Ungarns  als  zweier 
isolierter  Staaten  abgeschlossen  werden  sollen,  die  nur  um  der 
Kostenersparnis  willen  —  welche  Knauserei  für  eine  heilige  Krone! 
—  sich  desselben  diplomatischen  Personals  bedienen,  im  übrigen 
aber  auf  dem  weitaus  größten  Teil  der  äußeren  Verwal- 
tung ihre  ganz  besonderen  Wege  gehen  und  sich  gar 
nicht  zu  kümmern  haben,  wie  diese  selbständige  Politik 
auf  die  internationale  Lage  des  anderen  Staates  ein- 
wirkt? Denn  die  letzte  Folge  dieser  Form  der  äußeren  Ver- 
tretung wird  nach  dem  politischen  Adam  Riese  nur  die  sein, 
daß  der  Kaiser  und  der  König  einander  gar  nichts  mehr 
angehen. 

Man  muß  für  das  praktische  staatliche  Leben  scharf  unter- 
scheiden zwischen  unfruchtbarem  Formalismus  oder  Pedanterie 
und  dem  Formalismus  als  Ausdruck  eines  fruchtbaren  politischen 
Prinzips,    einer    politischen    Idee.     Pedantisch    ist    die    durch    das 


■'-)  Vgl.  Andrässy,  Ausgleich,  S.  119:  „Haben  wir  mit  dem  Ausgleich 
nur  Leidliches  erreicht,  so  wäre  es  ein  Verbrechen  (!)  gegen  die  Nation, 
diese  Errungenschaft  zu  gefährden,  ein  finsteres  und  ernstes  Verbrechen, 
welches  dadurch  nicht  gemindert  würde,  daß  das  ideal,  mit  welchem  man 
uns  lockt,  mit  der  rotweißgrünen  Fahne  und  mit  nationalen  Tressen  verziert, 
unter  uns  erschiene. 

■•'i  Eine  solche  Proklamation  Hegt  in  der  Anbringung  der  unver- 
bun denen  Wappen  heider  Staaten  oder  des  Hissens  ihrer  Fahnen  auf  den 
Botschaftsgebäuden  der  Monarchie.  Das  besagt  wohl  nicht  mehr,  als  daß 
in  einem  und  demselben  Gebäude  Botschaften  zweier  Staaten  sind,  nicht 
aber,  daß  diese  Staaten  dem  Ausland  als  ein  Reich  gegenüber  stehen. 
Überdies  besitzt  Österreich  bis  jetzt  noch  keinen  verfassungsmäßigen  Namen, 
kein  Wappen,  keine  Fahne. 
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praktisch  politische  Leben  längst  überwundene  Forderung,  daß 
Vereinbarungen,  um  wirksam  zu  sein,  sich  in  die  Form  wechsel- 
seitiger Versprechen  der  sich  einigenden  Parteien  kleiden  müssen; 
geboten  dagegen  durch  das  Lebensprinzip  der  Monarchie  ist  der 
—  strengster  Einheit  der  Armee  und  der  äußeren  Vertretung  ent- 
sprechende Formalismus.  Mag  nämlich  diese  Einheit  immerhin 
die  bedeutsamsten  Lebensinteressen  der  beiden  Staaten  erfassen, 
so  ist  die  Einheitsbasis  doch  so  schmal,  daß  strengste  Fest- 
haltung des  formalen  Ausdrucks  ihrer  Bekundung  er- 
forderlich ist,  um  sie  überhaupt  noch  wahrnehmbar  zu 
machen.  Auch  dem  Werke  Andrässys  über  den  österreichisch- 
ungarischen Ausgleich  könnte  das  Motto  vorangesetzt  w^erden: 
„Die  Einheitselemente  der  Monarchie  seien  unter  den  Schutz  des 
politischen  Gebotes,  des  noli  me  tangere,  gestellt  I"^"^)  Für  Öster- 
reich insbesondere  —  und  dies  hätten  die  den  ungarischen  For- 
derungen submittierenden  gemeinsamen  Minister^^)  bedenken 
müssen  —  bedeutet  die  besondere  völkerrechtliche  Persönlichkeit 
Ungarns  in  Verbindung  mit  dem  für  die  Abtrennung  reifen  unga- 
rischen Kriegsheer  eine  Verstärkung  der  ungarischen  Forderungen 
durch  die  ungarische,  mittels  selbst  gewählter  ungarischer  Bundes- 
genossenschaft erhöhte   Kriegsgefahr. 


^*)  Besonders  a.  a.  O.,  S.  372. 

*')  Es  ist  eine  eigentümliche,  mit  Beust  beginnende  und  sich  bis  in 
die  jüngste  Zeit  wiederholende  Erscheinung,  daß  in  Sachen  der  Reichs- 
politik jeder  Nachfolger  die  Verantwortung  für  die  Ungarn  zum  Nachteil 
der  Reichsidee  gewährten  Konzessionen  auf  seinen  Vorgänger  überwälzt 
und  dann  selbst  doch  wieder  Stoff  für  die  gleiche  Verantwortung  seines  Nach- 
folgers schafft. 


Dritter  Abschnitt. 

Die    Verein barungsnatur    des    österreiehiseh- 
ung-arischen  Ausgleichs. 

§  18.   Die  Anschauung  der  maßgebenden  Kreise  Ungarns 
von  der  Natur  des  Ausgleichs  als  einseitigen  ungarischen 

Rechtsakts. 

Das  Verhältnis  Österreichs  zu  Ungarn  in  seiner  gegenwärtigen 
Gestaltung  beruht  bekanntlich  auf  zw^i  Gesetzen,  auf  dem 
österreichischen  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBl.  Nr.  146, 
betreffend  die  allen  Ländern  der  österreichischen  Monarchie 
gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung 
und  dem  GA.  XII  des  ungarischen  Reichstages  1867  über  die 
zwischen  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen 
unter  der  Regierung  Sr.  Majestät  stehenden  Ländern  obschwcben- 
den  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  den  Modus  ihrer  Behand- 
lung. Das  ungarische  Gesetz  ist  am  12.  Juni  1867  sanktioniert 
worden!)  und  somit  um  fünf  Monate  älter  als  das  österreichische. 
Verhandlungen  durch  Deputationen  beider  Sonderstaatsparlamcnte 
über  den  Inhalt  des  Ausgleichs  haben  nicht  stattgefunden.  Viel- 
mehr wurde  zunächst  der  Inhalt  des  Ausgleichs  zwischen  dem 
genuinsanien  Monarchen  unter  Mitwirkung  des  österreichischen 
Minister  des  Innern,  Grafen  Belcredi  und  nachher  des  Reichs- 
kanzlers Grafen  Beust  vereinbart  und  durch  den  Monarchen 
sanktioniert.    Aber  schon  unmittelbar  an  die  Sanktion  schloß  sich 

'.  Die  Ausfertigunj^  ist  jedoch  vom  28.  Juli  1867  datiert.  Vgl.  die 
im  Verlage  der  österreichischen  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  erschienene 
Ausgabe  der  österreichischen  Staatsgrundgesetze.    4.  A.  1874     S.  296  f. 
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das  österreichische  Gesetz  vom  16.  Juh  1867,  RGBl.  Nr.  97, 
betreffend  die  Entsendung  einer  Deputation  des  Reichsrates  zur 
Verhandlung  mit  dem  ungarischen  Reichstage,  welches  auf  die 
Wiederherstellung  der  ungarischen  Verfassung  Bezug  nahm  und 
den  Reichsrat  berechtigte,  zur  Wahl  einer  Deputation  für  Ver- 
handlungen mit  dem  ungarischen  Reichstag,  über  die  durch  diese 
Wiederherstellung  notwendig  gewordenen  Auseinandersetzungen. 
Erst  später  befaßte  sich  der  Verfassungsausschuß  des  österreichi- 
schen Abgeordnetenhauses  mit  dem  als  Gegenstück  des  ungarischen 
Gesetzes  gedachten  Regierungsentwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Delegationen  und  insbesondere  die  Delegation  des  Reichsrates-) 
und  erweiterte  ihn  zu  dem  österreichischen  Ausgleichsgesetze, 
von  der  Anschauung  geleitet,  daß  hiemit  der  im  GA.  XII  ent- 
haltene Ausgleichsvorschlag 3)  angenommen  und  eine  Vereinbarung 
zwischen  beiden   Parlamenten  und  beiden  Staaten  hergestellt  sei. 

Über  die  gewählte  Form  des  Ausgleichs  äußerte  sich  in 
der  Generaldebatte  des  österreichischen  Abgeordnetenhauses  mit 
bewunderungsv/ürdiger  Voraussicht  des  Kommenden  der  Abge- 
ordnete Dr.  Hanisch  in  folgender  Weise:  „Ein  gewichtiges  recht- 
liches Bedenken  gegen  den  Gesetzentwurf  liegt  für  mich  auch 
in  folgender  Betrachtung  und  ich  bedauere,  daß  ich  auch  sagen 
muß,  sie  hätte  in  ernster  Weise  gemacht  werden  müssen.  Wofür 
hält  man  die  Schöpfung,  welche  uns  vorliegt?  ...  Es  ist  die 
sogenannte  Vereinbarung  diesseits  Gesetz  und  jenseits  Gesetz, 
aber  so,  daß  diesseits  nach  diesseitiger,  jenseits  nach  jenseitiger 
Norm  abgeändert  werden  kann,  ohne  daß  einer  um  den  andern 
sich  kümmert.  Es  ist  kein  Vertrag,  kein  beiderseitiger 
Staatsvertrag,  und  glauben  Sie  nicht,  daß  das  Personal- 
union   ist?"^) 

Es   gereicht   der   Loyalität  5)    der   führenden   österreichischen 


-)  Die  neue  Gesetzgebung  Österreichs,  S.  508  ff. 

3)  A.  a.  0.,  S.  532,  Abs.  6,  533,  Abs.  6,  546,  Abs.  7,  554,  Abs.  3  u.  a. 

')  A.  a.  O.,  S.  590. 

'")  Vgl.  z.  B.  Freiherr  von  Pratobevera:  „Nun  meine  Herren,  Ungarn 
hat  uns  die  Hand  geboten,  und  wenn  wir  diese  uns  gebotene  Hand 
offen  und  ehrlich  ergreifen,  nicht  ganz  ohne  Vertrauen,  daß  sie  es 
auch  mit  uns  ehrlich  meinen  .  .  ."  A.  a.  O.,  S.  546. 
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ParlaiiKniaricr  zur  Eliiv,  dal5  diese  juristische  Kritik,  welche 
einer  ji^aii/eii  Natiuii  die  Übung  eines  Advokatenkniffs  zumutete 
und  ihrer  Ehre  in  der  empfiiidhchsten  Weise  nahe  trat  — 
denn  praktisch  erachtete  der  Redner  nur  den  einseitigen  Rücktritt 
Ungarns  für  mögUch  —  gar  keiner  Entgegnung  gewürdigt  wurde. 
Diese  LoyaUtät  hebt  sich  wohltuend  ab  von  der  advokatischen 
Behandlung,  welche  die  im  GA.  XI 1  enthaltenen  Anerkennungen 
des  ehrwürdigsten  ungarischen  Staatsmannes  durch  die  nachge- 
wachsene Generation  ungarischer  Staatsmänner  in  der  letzten  Zeit 
haben  dulden  müssen. 

Mit  der  Charakteristik  der  Militärgewalt  des  Monarchen  als 
eines  Jus  exclusivum,  welche  der  österreichische  Ministerpräsident 
Körber  im  Reichsrat  geboten  hatte,  polemisiert  Stefan  Tisza  als 
ungarischer  Ministerpräsident  in  der  Sitzung  des  ungarischen  Ab- 
geordnetenhauses vom  18.  November  1903  in  folgender  Weise: 
„Der  österreichische  Ministerpräsident  hat  gestern  .  .  .  gewisse 
Exkursionen  in  das  Gebiet  des  ungarischen  Staatsrechts  unter- 
nommen. Ich  fühle  mich  nicht  berufen,  mich  mit  den  Auseinander- 
setzungen des  Herrn  österreichischen  Ministerpräsidenten  über 
das  ungarische  Staatsrecht  meritorisch  zu  beschäftigen.  ...  Ich 
glaube,  es  geht  uns  nichts  an,  welche  Dispositionen  das  öster- 
reichische Staatsrecht  über  die  Natur,  den  Umfang  und  den 
Inhalt  der  Hoheitsrechte  des  Kaisers  von  Österreich  enthäh  und 
ich  erblicke  auch  darin  kein  Unglück,  wenn  in  diesem  Belange 
zwischen  dem  österreichischen  und  ungarischen  Staatsrecht  Ab- 
weichungen bestehen.  Die  einzige  Frage,  die  uns  angeht,  und  die 
auljcr  uns  sonst  niemanden  angeht,  ist,  daß  der  Umfang,  die 
Natur  und  der  Inhalt  der  konstitutionellen  Herrschcrrcchte  des 
Königs  von  Ungarn  durch  das  ungarische  Staatsrecht  festgestellt 
werden.  In  dieser  Beziehung  liegt  es  in  unserer  Macht,  den  Tat- 
bestand festzustellen. '"5)  Das  wird  dann  in  der  Sitzung  des  Ab- 
geordnetenhauses vom  21.  November  1903  noch  schärfer  formuliert: 
„Es  existiert  ein  österreichisch-ungarisches  Ausgleichsgesetz 
nicht.  Es  gibt  zwei  voneinander  völlig  unabhängige  Gesetze, 
ein    österreichisches    und    ein    ungarisches,    die    zu    verschiedenen 


")  Dantscher,  Der  staatsrechtliche  Charakter  der  Delegationen,  19Ü3, 
S.  298. 
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Zeiten  zu  stände  gekommen  sind  und  die  auch  ihrem  Inhalte 
nach  in   vvesentHchen   Punkten  voneinander  abweichen."^) 

In  eine  tiefere  Untersuchung,  wie  auf  zwei  rechtlich  ganz 
beziehungslose  Akte  die  nach  der  Einleitung  des  GA.  XII :  1867 
fest  zu  verankernde  Monarchie  fundiert  und  wie  durch  zwei  jedes 
rechtlichen  Konnexes  entbehrende  Erklärungen  der  Inhalt  der 
wechselseitigen  Verteidigungspflicht  und  die  Formen  ihrer  Er- 
füllung näher  bestimmt  werden  konnten  (§  2),  darüber  gibt  uns 
der  Redner  keinen  Aufschluß.  Ebensowenig  erklärt  er  uns,  mit 
welchem  Rechte  man  von  einer  Willenskundgebung,  die  doch 
über  den  Bereich  der  Verfügungsgewalt  des  ungarischen  Staates 
hinausgreift  und  Österreich  eine  Organgemeinschaft  mit  Ungarn 
zumutet,  sagen  könne,  sie  sei  nichts  als  ein  ungarisches, 
also  nur  auf  ungarische  Angelegenheiten  sich  beziehendes 
Gesetz,  das  Österreich  gar  nichts  angehe,  und  wie  man  ferner 
von  Herrscherrechten,  die  sich  auf  die  einheitliche  Führung 
und  Organisation  einer  aus  Ungarn  und  NichtUngarn  bestehenden 
Gesamtarmee  beziehen,  sagen  könne,  es  seien  dies  die  Herr- 
scherrechte  des   ungarischen   Königs. 

Trotz  des  Mangels  einer  tieferen  Begründung  der  Tiszaschen 
Formulierung  der  Natur  des  sogenannten  Ausgleichs  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  diese  Formulierung  im  Kampfe 
gegen  die  einheitlichen  Institutionen  der  Monarchie  eine  hervor- 
ragende Rolle  gespielt  habe,  daß  Tisza  ganz  in  ihrem  Sinne  vor- 
gegangen ist  und  der  Monarchie  die  schwerste  Wunde  zugefügt 
hat,  die  sie  je  empfing,  so  daß  für  den  Unbefangenen  der  diesen 
Mann  verfolgende  Haß  seiner  der  Auflösung  der  Monarchie  zu- 
strebenden  Landsleute  nicht  begreiflich  ist. 

Tiszas  des  Jüngeren  Formulierungen  gehen  von  der  Selbst- 
verständlichkeit der  Sätze  aus,  daß  wechselseitige  Verpflich- 
tungen nur  aus  wechselseitigen  Versprechen  der  Verpflichteten 
hervorgehen  und  daß  verpflichtende  Erklärungen  nur  in  der  Form 
eines  an  die  Adresse  des  Berechtigten  gerichteten  Versprechens 
abgegeben  werden  könnten. 

■'l  A.  a.  O.  Viel  unsicherer  äußert  sich  Tisza  noch  am  28.  Oktober  1903. 
Da  meint  er,  die  einseitige  Aufhebung  des  Art.  XII  durch  Ungarn  sei  wirksam, 
sofern  dadurch  die  Verhältnisse  im  Heere  nicht  in  Verwirrung  geraten,  weder 
in  den  Zentralämtern  noch  im  österreichischen  Teile.   A.  a.  O.,  S.  313. 
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§  19.  Die  Pragmatische  Sanktion  eine  Form  der  Ver- 
bindung der  Habsburgischen  Länder  miteinander  durch 
den  gemeinsamen  Herrscher,  als  ihren  Repräsentanten. 

Üal)  die  Technik  des  Rechtes  nicht  so  armselig  ist  und 
aiicli  keine  so  dürre  Pedanterie  cntfaHet,  als  Tisza  annimmt, 
beweist  uns  gerade  das  ungarische  Staatsrecht. 

Das  bedeutsamste  Beispiel  dafür,  wie  sich  die  Technik  des 
Rechts  für  die  Herbeiführung  derselben  Wirkung  der  verschie- 
densten Formen  bedient  und  wie  es  in  dieser  Weise  Hinder- 
nisse politischer  Natur,  welche  sich  der  Beobachtung  einer  ganz 
bestimmten  Form  entgegenstellen,  siegreich  überwindet,  bildet  die 
Pragmatische  Sanktion.  Ihr  Zustandekommmen  auf  österreichischer 
und  ungarischer  Seite  hat  neuestens  der  österreichische  Rechts- 
historiker Turba  in  seiner  Abhandlung  über  die  Pragmatische 
Sanktion  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Länder  der  Stefans- 
krone mit  einer  bisher  nicht  erzielten  Vollständigkeit  und  An- 
schaulichkeit auf  Grund  wichtiger,  bisher  nicht  veröffentlichter 
Akten  dargestellt.  Diese  Abhandlung  verdient  die  volle  Aner- 
kennung als  eines  der  wertvollsten  Bestandteile  unserer  rechts- 
geschichtlichen Literatur. 

Anschaulicher  als  bisher  wird  uns  der  im  übrigen  schon  be- 
kannte Tatbestand  vorgeführt,  daß  alle  staatlichen  Faktoren,  welche 
in  irgend  einer  Weise  an  dem  Zustandekommen  der  Pragmatischen 
Sanktion  oder  an  der  Schaffung  von  Garantien  für  ihre  Wirksam- 
keit mitarbeiten,  wissen,  daß  es  sich  nicht  nur  um  die  Erbberech- 
tigung des  Weiberstammes  des  herrschenden  Hauses  handelt, 
welche  für  die  nichtungarischen  Länder  gar  nicht  neu  zu  schaffen 
war,  sondern  um  die  Herstellung  eines  nicht  mehr  bloß  durch 
zentrale  Behörden  vermittelten  inneren  staatsrechtlichen  Gefüges 
zwischen  ihnen  selbst.  Die  Form,  wie  das  vom  Hof  den  Ständen 
der  Länder  der  Monarchie  mitgeteilt  wird,  ist  verschieden  in  den 
nichtungarischen  und  in  den  ungarischen  Ländern.  Dort  ruht  der 
Motivenbericht  mehr  auf  patrimonialer,  hier  mehr  auf  moderner 
Staatsauffassung.  Den  österreichischen  Ständen  wird  mitgeteilt, 
es  handle  sich  um  die  Verwirklichung  einer  Zentralisationsidee 
Ferdinand  IL,  um  die  Konsolidation  aller  Thronfolgerechte  zu 
einer  einzigen   Fideikommißhcrrschaft  mit  der  Rechtsfolge  der 
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ewigen  unzertrennlichen  Vereinigung  und  Beisammen- 
haltung  deren  von  Uns  dermalen  in  und  außer  Deutsch- 
land besitzenden  oder  auch  künftig  zukommenden  Erb- 
königreich, Fürstentum  und  Land.  Die  darauf  gerichteten 
hausgesetzlichen  Dispositionen  sollen  also  von  jedem  Landstand 
angenommen,  erkennt  und  publiziert  werden,  s)  Das  Einberufungs- 
schreiben an  den  ungarischen  Landtag  wünscht,  es  mögen  die 
hausgesetzlichen  Festsetzungen,  welche  allein  die  Sicherung  des 
Thrones  und  eine  jede  Unklarheit  ausschließende  Thronfolge- 
ordnung, damit  zugleich  eine  untrennbare  Verbindung  der 
Königreiche  und  Provinzen  zum  Zwecke  hätten,  von  den 
Ständen  mit  der  Bedeutung  einer  grundlegenden  Festsetzung  (eines 
Grundgesetzes)   angenommen   werden.  ^) 

Die  Stände  des  Landes  Österreich  unter  der  Enns  erblicken 
die  stärkste  (nicht  die  einzige)  Bürgschaft  und  die  wirksamste 
(nicht  die  allein  wirksame)  Form  für  die  Erreichung  des  ange- 
gebenen Zweckes  in  unmittelbaren  Verträgen  aller  Stände  mit- 
einander, i*^)  Aber  schon  die  Palatinal-  oder  Magnatenkonferenz 
von  1712,  eingesetzt  zur  Beratung  über  die  an  Ungarn  für  die 
Einführung  der  Thronfolge  der  Weiber  zu  machenden  Zuge- 
ständnisse, wünscht  für  diesen  Zweck  eine  vertragsmäßige  Ver- 
bindung der  österreichischen  Landstände,  der  sich  dann  die 
Ungarn  angliedern  sollten  n)  und  auch  im  Zuge  der  Beratung 
der  ungarischen  Pragmatischen  Sanktion  selbst  wird  von  der 
unteren  Tafel  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  eine  vertragsmäßige 
Union  mit  den  übrigen  Ländern,  also  den  Landständen  des  Hauses 
Österreich  geschlossen  werden  solle? 

Begreiflicherweise  steht  Karl  VI.  unmittelbaren  Verträgen 
der  Stände  untereinander  kühl  und  ablehnend  gegenüber.  Zu- 
nächst wirkt  die  Erinnerung  an  die  ständischen  Konföderationen  i-) 


«)  Turba,  a.  a.  O.  S.  33  t. 

»)  A.  a.  0.  S.  91,  134,  Bidermann,  Entstehung  und  Bedeutung  der 
Pragmatischen  Sanktion,  Grünhuts  Zeitschrift,  2.  Bd.,  S.  147. 

"»)  Bidermann,  a.  a.  O.,  S.  150. 

"}  Turba,  a.  a.  O.,  S.  81. 

1-)  Vgl.  auch  den  Wiener  Friedensvertrag  (1606,  der  wesentlich 
Ständevertrag  ist,  unter  gezwungenem  Beitritt  des  gemeinsamen  Herrschers. 
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des  Refonnationskricges  fort.  Und  soll  etwa,  nachdem  Ungarn  im 
CiA.  8:1715  die  kaiserliche  Armee  anerkannt  hat,  das  historische 
Kriegs-  und  Verteidigungsrecht  der  Stände  durch  Abschluß  eines 
wechselseitigen  Schutz-  und  Trutzbündnisses  zwischen  den  Ständen 
selbst  wieder  ins  Leben  treten?'')  Und  sollten  die  Stände  durch 
ihre  Organe  über  den  Kopf  des  gemeinsamen  Herrschers  hin- 
weg die  Bundeshilfe  mit  üut  und  Blut  in  Anspruch  nehmen  dürfen 
und  niitcinaiKler  den  Eintritt  des  Bundesfalles  festsetzen?  Das 
hätte  ja  die  Entwicklung  des  Absolutismus,  dessen  Stärke  der 
Kaiser  ja  kürzlich  durch  einseitige  Verkündigung  der  Pragmatischen 
Sanktion  vom  19.  April  1713  wenigstens  den  österreichischen 
Ständen  gegenüber  mit  günstigem  Erfolge  erprobt  hatte,  um 
100  Jahre  zurückwerfen  können. 

Nun  drückt  sich  doch  die  Vorlage  an  die  österreichischen 
Stände  so  aus,  daß  nicht  etwa  bloß  jedes  Land  mit  der  Dynastie, 
sondern  daß  alle  Länder  innerhalb  und  außerhalb  Deutschlands 
miteinander  untrennbar  vereinigt  werden  sollen.  Für  diesen 
Zweck  —  das  ist  der  Gedankengang,  welcher  der  Vorlage  an 
jedes  Land  besonders  entspricht  — ,  ist  aber  ein  Vertrag  zwischen 
den  Land  ständen  nicht  unumgänglich  erforderlich.  Die 
können  überdies  ohne  politische  Gefahr  weder  zum  Abschluß  des 
Vertrages  miteinander,  noch  zur  Geltendmachung  von  Forderungen 
aus  einem  solchen  Vertrag  legitimiert  erklärt  werden.  Aber  der 
rechtliche  Effekt  einer  Länderverbindung  kann  doch  auch  so  her- 
gestellt werden,  daß  jeder  Landstand  seine  Verpflichtungserklärung 
in  die  Hand  des  Kaisers  abgibt,  der  sie  als  Herr  aller  übrigen 
Länder  in  Empfang  nimmt  und  der  in  eben  dieser  Eigen- 
schaft auch  schon  die  auf  die  Vereinigung  gerichtete  Gegner- 
versicherung in  der  Pragmatischen  Sanktion  und  in  dem  Vorlage- 
akt im  vorhinein  erklärt  hat. 

Und  dies  ist  auch  die  Auffassung,  welche  der  Annahme  der 
Beschlüsse  des  ungarischen  Landtags  von  1723  zu  Grunde  liegt, 
nur  daß  hier  die  monarchische  Gegenversicherung  dem  Annahme- 
beschlussc  des  Landtags  nachfolgt.  Modern  gefaßt  ist  der  Stand- 
punkt Karl  VI.  folgender:  Die  Rechtsvorstellung,  daß  Land  und 
Landstände  identisch  sind,  daß  die  Länder  durch  die  Landstände 

'")  Bidermann  a.  a.  O.,  S.  140;  Turba  a.  a.  O.,  S.  40. 
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Einungen  eingehen  können,  darf  nicht  wieder  aufleben.  Nur  der 
gemeinsame  Fürst  soll  die  Länder  einander  gegenüber  reprä- 
sentieren. Nur  durch  ihn  sollen  sie  sich  miteinander  verbinden 
können.  Nur  er  soll  befugt  sein,  die  wechselseitigen  Ver- 
bandspflichten geltend  zu  machen.  Ist  also  z.  B.  Ungarn  bedroht, 
dann  darf  nicht  Ungarn  sich  durch  Botschaften  an  die  anderen 
Landstände  wenden,  sondern  sein  Hilfsanspruch  ist  durch  Postulate 
des  Landesherrn  an  die  übrigen  Landesstände  von  Amts  wegen  zur 
Geltung  zu  bringen,  deren  meiste  sich  übereinstimmend  bereit 
erklärt  hatten,  für  das  neue  Thronfolgerecht  mit  allen  seinen  clau- 
sulis  modis  et  formulis,  also  auch  für  die  Untrennbarkeit  und 
Unteilbarkeit  der  Länder,  nötigenfalls  mit  Gut  und  Blut  einzu- 
stehen, i")  So  waren  zwei  Fliegen  mit  einem  Schlag  getroffen; 
die  Herrscherrechte  wurden  von  der  Gefahr  einer  Schmälerung, 
welche  eine  durch  Ständeeinung  vermittelte  Länderkonföderation 
heraufbeschwören  mußte,  befreit  und  die  Länder  waren  durch  die 
ihre  Erklärungen  aufnehmende  und  auf  dieser  Rechtsgrundlage 
für  alle  Länder  Vereinbarungen  in  sich  und  durch  sich  vollziehende 
Dynastie  rechtlich  miteinander  geradeso  vereinigt,  als  hätten  die 
Stände  unmittelbar  und  nicht  durch  die  Mittelperson  des 
Monarchen  Einungserklärungen  miteinander  ausgetauscht.  Daß 
die  beobachtete  Form  für  die  anzustrebende  Wirkung  vom  Kaiser 
sowohl  als  auch  ganz  besonders  von  den  ungarischen  Ständen 
ausreichend  erachtet  wurde,  geht  sowohl  aus  der  Botschaft  des 
Königs  an  die  Stände  vom  7.  JuH  1722  hervor,  worin  als  Rechts- 
folge der  Annahme  der  Satzungen  der  Pragmatischen  Sanktion 
die  Herstellung  wechselseitigen  Einvernehmens  und  einer 
engeren  Verbindung  Ungarns  mit  den  übrigen  erblichen 
Königreichen  und  Ländern  bezeichnet  wird^^),  als  auch  aus 
der  Einleitung  zu  den  GA.  I,  II,  111:1722  23  und  aus  dem 
GA.  1:1722/23,  woselbst  die  ungarischen  Stände  erklären,  daß 
der  von  ihnen  vorgenommene  gesetzgeberische  Akt  ganz  den 
Intentionen  des  Königs  entsprechend  zwischen  Ungarn  und  den 
nichtungarischen  Ländern,  also  nicht  etwa  bloß  zwischen  Ungarn 
und  der  Dynastie  ein  wechselseitiges  Einverständnis  und  eine 


1=5)  Bidermann  a.  a.  O.,  S.  140;  Turba  a.  a.  O.,  S.  40. 
1*)  Turba,  a.  a.  O.,  S.  182. 

Dr.   Tezner.  Ausgleichsrecht.  6 
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Verbindiin{^  zur  Abwehr  äußerer  Gewalt  iitui  Aiifrcchthaltuno 
dir    kiilu'    im    Innern    herzustellen. >'■) 

.Wit  dieser  Zweckbestimmung  haben  die  ungarischen  Stände 
den  Unionszweck  von  dem  in  der  österreichischen  Pragmatischen 
Sanktion  mehr  hervortreteiiden  dynastischen  Interesse  auf  das 
Länderinteresse  und  insbesondere  auf  die  Sicherung  ihrer 
eigenen  Existenz  hinübergespielt,  wovon  in  der  Einleitung  zum 
Gesetze  ausdrikklich  die  Rede  ist. 

Aus  dem  bloßen  Verbote  dynastischer  Teilungen,  als  welche 
sich  die  österreichische  Pragmatische  Sanktion  hauptsächlich  dar- 
stellt, aus  dem  Gebote,  alle  Länder  beisammenzuhalten,  wird 
hier  die  Begründung  der  Verpflichtung  aller  Länder,  beisammen- 
zubleiben  und  fest  zusammenzuhalten,  die  Begründung  einer 
wechselseitigen  Lebensversicherung,  eines  Verteidigungsverbandes. 
Der  österreichischen  Pragmatischen  Sanktion  ist  das  Bundes- 
gelöbnis der  Stände  von  außen  angegliedert,  die  ungarische  ent- 
hält es  in  sich.  Sie  steht  staatsrechtlich  auf  einer  weit  höheren 
Stufe. 

Ich  glaube  kaum,  daß  die  Konstituenten  der  Pragmatischen 
Sanktion  sich  über  die  Herstellung  eines  juristisch  for- 
malen Zusammenhanges  zwischen  der  von  ihnen  angenommenen 
Wirkung  der  Pragmatischen  Sanktion  und  ihrer  Form  sehr  viel 
Gedanken  gemacht  haben.  Es  genügte  ihnen  das  Bewußtsein 
von  dem  allseits  vorliegenden  ernstlichen  und  solenn  erklärten 
Unionswillen  und  es  scheint  überhaupt,  daß  man  damals  mehr 
Wert  darauf  legte,  solenne  Versicherungen  zu  halten,  als  sie 
juristisch  zu  konstruieren  oder  wegzukonstruieren.  Diesen  Kon- 
stituenten sagt  ihr  naives  Rechtsgefühl,  daß  Wahrung  von  Treu 
und  Glauben  der  Quell  und  die  Bedingung  alles  Rechtes  sind. 
Soll   man    insbesondere   die    Bereitschaft  der  ungarischen   Stände. 

'•'•)  Vf^i.  auch  die  Apologie  der  Pragmatischen  Sanktion  des  Proto- 
notars  Nikolaus  Jancovics  in  den  Akten  des  Preßburger  Landtags  1722. 
Dort  wird  der  Einwand,  es  sei  Ungarns  unwürdig,  mit  dem  ihm  an  Rang- 
wert nachstehenden  Herzogtum  Österreich  in  Verbindung  zu  treten,  mit 
der  Bemerkung  abgetan,  daß  das  Einberufungsschreiben  auf  die  Verbindung 
aller  Länder  und  Königreiche  unter  sich  gerichtet  sei  und  daß  es  Ungarns 
Interesse  gebiete,  in  diese  geplante  Verbindung  einzutreten.  Bider- 
mann,  a.  a.  O.,  S.  159. 
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sich  an  Stelle  der  gewünschten  unmittelbaren  Ständekonförderation 
mit  der  wirklich  gewählten  Form  der  Konstituierung  der  Untrenn- 
barkeit  aller  von  ihrer  Dynastie  beherrschten  Länder  zu  begnügen, 
in  moderner  Form  deuten,  so  kann  man  sagen:  Sie  dachten,  es 
geht  auch  so,  weil  es  nicht  darauf  ankommt,  in  welcher  Form 
jemand  es  ausdrückt,  daß  und  wozu  er  einem  anderen  gegenüber 
verbunden  sein  will,  wenn  er  es  nur  so  ausdrückt,  daß  jeder,  der 
auf  Treue  und  Glauben  etwas  hält,  sagen  muß,  dieser 
Jemand  habe  sich  dem  und  jenem  zu  dem  und  jenem 
verpflichten  wollen.  Faßt  man  somit  die  Form  der  Kon- 
stituierung des  untrennbaren  Wehr-  und  Verteidigungsverbandes 
der  Länder  der  Monarchie  durch  zwei  Gesetze,  durch  ein  im 
absolutistischen  Wege  erlassenes,  von  den  Ständen  nachträglich 
garantiertes  und  durch  ein  von  vornherein  auf  dem  Landtag  zu 
stände  gekommenes,  ins  Auge,  so  muß  man  sagen,  es  sei  durch 
das  für  die  Monarchie  vergossene  Blut  aller  ihrer  Völker  die 
in  der  ungarischen  Pragmatischen  Sanktion  sich  ausdrückende 
Rechtsauffassung  für  alle  Zeiten  geweiht  und  geheiligt,  daß 
die  höchsten  und  heiligsten  wechselseitigen  Verpflichtungen 
zwischen  Ungarn  und  den  nichtungarischen  Ländern  auch  in  der 
Form  zweier  innerlich  zusammenhängenden  Doppelgesetze  be- 
gründet werden  können  und  daß  es  hiezu  der  Form  eines  wechsel- 
seitigen Versprechens  oder  der  Staatsvertragsform  nicht  bedürfe 
und  daß  niemand  an  dem  Worte  der  ungarischen  Nation  soll 
drehn  und  deuteln  dürfen,  auch  wenn  es  nicht  die  Form  hat, 
die  seinem  Zwecke  am  meisten  entspricht.  Und  diese  Rechts- 
auffassung stimmt  mit  dem  herrlichsten  Werke  zusammen,  welches 
die  deutsche  Rechtswissenschaft  über  die  Bedeutung  der  Treue 
im   Rechtsleben   besitzt.^'') 

§  20.  Deäks  Konstruktion  der  Vereinbarungsnatur  der  Prag- 
matischen Sanktion  und  des  Ausgleichs  des  Jahres  1867. 

Diese  Rechtsauffassung  vermöchte  uns  über  die  Wirkung  der 
Form  des  österreichisch-ungarischen  Ausgleichs  vollkommen  zu 
beruhigen,    wenn    nicht   zu    allen    Zeiten    neben    der    Rechtslehre 

^®)  Es  ist  dies  die  klassische  Abhandlung  von  Siegel,  Das  Ver- 
sprechen als  Verpflichtungsgrund,  Berlin  1873,  S.  45  ff. 
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sich  gerade  auf  dein  (icbictc  des  Staatsrechts  eine  formale,  gleis- 
nerische, aber  innerlich  hohle  Kunst  breit  gemacht  hätte,  welche 
alles  /u  beweisen  vermag  uiul  ciiu-  walire  Schwarz-  oder 
Teiifilskunst  ist. 

Auch  Deäk  hat  einmal  diese  Kunst  betrieben,  als  er  in  der 
Polemik  mit  Lustkandl  das  Verhältnis  beider  Staaten  als  bloße 
Personalunion  erklärte,  die  ungarischen  Reichsgesetze  über  die 
Zentralbehörden  wegzudisputicren  und  abzuschwächen  versuchte 
und  als  er  behauptete,  die  ungarische  Pragmatische  Sanktion  sei 
kein  Vertrag  Ungarns  mit  den  österreichischen  Provinzen,  sondern 
nur  mit  dem  König  von  Ungarn^"),  ganz  so  wie  heute  Ungarn 
und  neuestens  auch  zwei  österreichische  Staatsrcchtslehrer  den 
(JA.  XII:  1867  erklären.  Nachdem  aber  der  von  ihm  geleitete 
politische  Kampf  einem  für  Ungarn  höchst  ehrenvollen  Ende  zu- 
geführt ist,  wird  Deäk  seiner  Natur  wieder  treu  und  konstruiert 
die  Pragmatische  Sanktion  ex  fide  bona.  Und  kraft  dieser  bona 
fides  gibt  er  kund,  daß  er  nicht  den  geringsten  Zweifel  hege, 
es  hätten  die  Konstituenten  der  Pragmatischen  Sanktion 
die  rechtlichen  Vorgänge,  auf  welchen  sie  sich  aufbaut, 
die  sie  konstituierenden  Akte  für  völlig  ausreichend  ge- 
halten, ein  unmittelbares  Rechtsverhältnis  nicht  etwa 
bloß  zwischen  Ungarn  und  seiner  Dynastie  —  das  wäre"^ 
ja  sinnlos,  da  ja  diese  beiden  ohnedies  für  einander  ein- 
stehen müssen  — ,  sondern  zwischen  Ungarn  und  den 
nich[tungarischen  Ländern  Sr.  Majestät  zu  begründen. 
Denn  im  §  5  des  vornehmlich  von  Deäk  herrührenden  QA.  XII 
steht  es  geschrieben,  daß  die  Pragmatische  Sanktion  ein  gemein- 
sames und  wechselseitiges  Verpflichtungsverhältnis  aller  einen 
unteilbaren  und  untrennbaren  Besitz  unter  dem  gemeinsamen 
Herrscher  bildenden  Länder  untereinander  und  nicht  bloß  zur 
Dynastie  begründet  habe  und  im  §  21,  daß  zwischen  allen  diesen 
Ländern  kraft  der  Pragmatischen  Sanktion  ein  rechtlicher 
Verband    bestehe!''')     Die    Form    wird    also   auch    von    ihm    als 

")  A.  a.  O.,  S.  200. 

'*•)  Hier  liegt  also  ein  solenner  Widerruf  der  von  Deäk,  a.  a.  O., 
S.  200  vertretenen  staatsrechtlichen  Würdigung  der  Pragmatischen  Sank- 
tion vor. 
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nach  ungarischem  Recht  für  die  Erzielung  dieses  Rechtszvvecks 
geeignet  erklärt.  Da  nun  Deäk,  der  Rechtslage  gemäß,  von  der 
wechselseitigen  staatsrechtlichen  Unabhängigkeit  und  Gleich- 
heit der  ungarischen  und  nichtungarischen  Länder  ausgeht,  so 
liegt  es  auf  der  Hand,  daß  er  niemals  zu  einer  wechselseitigen 
Verpflichtung  dieser  Länder  gelangen  kann,  wenn  er  in  der  unga- 
rischen Pragmatischen  Sanktion,  wie  Tisza  der  Jüngere  im  GA.  XII 
nichts  mehr  erblickt,  als  ein  ungarisches,  nur  ungarische  Ver- 
hältnisse regelndes  Gesetz.  Denn  ein  solches  Gesetz  kann  die 
nichtungarischen  Länder  Ungarn  gegenüber  so  wenig  verpflichten, 
als  ein  Gesetz  jener  Länder  Ungarn  eine  Last  aufzulegen  ver- 
mag. Er  verfällt  auch  nicht  auf  den  Einfall,  zu  sagen,  der  gemein- 
same Monarch  habe  von  den  Ungarn  ein  Versprechen  erhalten 
zu  Gunsten  der  NichtUngarn  und  ein  Versprechen  dieser  zu  Gunsten 
Ungarns,  ohne  daß  hiedurch  ein  Rechtsverhältnis  zwischen  Ungarn 
und  NichtUngarn  begründet  worden  wäre.^^) 

Denn  er  muß  sich  doch  sagen,  daß  nicht  bloß  die  Land- 
ständc  ihrem  Herrn  erklärt  haben,  sie  wollen  mit  den  andern 
Ländern,  deren  Herr  er  außerdem  ist,  beisammen  bleiben,  sondern 
daß  auf  der  andern  Seite  ihr  Herr  ihnen  die  Gegenversicherung 
gibt,  daß  er  sie  mit  den  andern  beisammen  halten  werde,  daß 
diese  Versicherung  die  andern  Länder  mit  dem  Untrennbarkeits- 
bande  belastet,  daß  er  also  diese  Versicherung  nicht  mehr  als 
ihr  Herr  allein,  sondern  zugleich  auch  als  Beherrscher  seiner 
übrigen  mit  dem  Untrennbarkeitsbande  zu  belastenden  Länder 
abzugeben  vermag.  Man  denke  sich  doch,  daß  jeder  der  unions- 
lustigen Stände  unter  einem  besonderen  Herrscher  gestanden 
wäre.  Wie  hätte  ihre  Untrennbarkeit,  ihre  nach  menschlicher 
Berechnung  unlösliche  Verbindung  miteinander  durch  lauter  ein- 
seitige Erklärungen  der  Stände  und  des  Herrn  jedes  Landes 
begründet  werden  können?  Dazu  mußten  doch  diese  Unions- 
erklärungen miteinander  in  rechtliche  Verbindung  gebracht,  mit- 
einander ausgetauscht  werden.  Das  konnte  nun  durch  Gesandt- 
schaften geschehen,  welche  die  Erklärungen  austauschten  oder 
durch    Beschlüsse    einer   gemeinsamen    Tagung   ständischer    Aus- 


'")  So    Hauke    a.    a.  O.,     S.   144    und    ihm    nachfolgend  Bernatzik, 
Studienausgabe  der  österreichischen  Verfassungsgesetze,  S.  10. 
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schüssi-  alk-r  Länder  und  ihrer  Herren  oder  endlich  entsprechend 
der  damalij,fen  Entwicklunjrsstufe  des  Staatsrechts,  auf 
welcher  die  Lej^ntiniation  der  Stände  zu  Vertra<js- 
abschlüssen  nur  mehr  liistorische  Erinnerung,  die  Re- 
präsentationsbefugnis der  Herrscher  allein  praktisch 
war,  durch  Austausch  der  Einungserklärungen  von  Herr- 
scher zu  Herrscher.  Dieser  Austausch  war  aber  hier,  wo  alle 
Länder  unter  einem  Herrn  standen,  entbehrlich.  Auch  so,  also 
ohne  Ständekonförderation,  konnten  die  Länder  durch  die  Dynastie 
hindurch  miteinander  rechtlich  verbunden  und  einander  gegen- 
über verpflichtet  werden.  Bezeichnenderweise  spricht  noch  die 
Märzverfassung  vom  Jahre  1849  von  dem  Übergange  der  Krone 
der  Länder  auf  die  nachfolgeberechtigten  Mitglieder  des  Hauses 
Habsburg-Lothringen  und  betrachtet  noch  die  Landesherrlichkeit 
für  alle  Länder  in  diesem  Hause  vereinigt. 

Wer  aber  wegen  der  fortgeschrittenen  Zentralisation  der  nicht- 
ungarischen Länder  mehr  patrimonial  konstruieren  will,  der  kann 
sich  die  Sache  so  vorstellen,  daß  der  Kaiser  als  Inhaber  des 
Universalfideikommisses  der  konsolidierten  Landesherr- 
lichkeiten die  Anerkennungs-  und  Garantieerklärungen  der  Stände 
einsammelte  und  in  dieser  Eigenschaft  und  nicht  bloß  als  König 
von  Ungarn,  auch  die  Unionserklärung  der  ungarischen  Stände 
entgegennahm. 

jedenfalls  legt  sich  auch  Deäk  ganz  in  der  hier  ge- 
schilderten Weise  die  Frage  zurecht,  wie  denn  durch  die 
ungarische  Pragmatische  Sanktion  —  warum  er  nur  auf  diese 
reflektiert,  wird  später  erklärt  werden  —  die  ungarischen  und. 
nichtungarischen  Länder  in  einem  rechtlichen  Verband  gebracht 
(1?  1),  einander  wechselseitig  verpflichtet  werden  konnten  (§  2)? 

Er  geht  von  der  rechtshistorischen,  durch  die  Art  der  Ent- 
stehung der  österreichischen  Pragmatischen  Sanktion  geförderten 
Annahme  aus,  daß  bis  zum  Jahre  1867  der  ungarische  König, 
oder  richtiger  die  mit  der  ungarischen  Königswürde  beliehene 
Person  in  ihrer  Eigenschaft  als  absoluter  Fürst  der  nicht- 
ungarischen Länder  über  deren  Interessen  und  Angelegen- 
heiten mit  absoluter  Macht  verfügt  und  sie  somit  auch  dritten 
Ländern    gegenüber    mit    absoluter    Macht    vertreten    habe    und 
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berechtigend  und  verpflichtend  habe  vertreten  können.-'*)  Das  alles 
sagt  er  im  §5  ausdrücklich.  Und  nun  konstruiert  er  im  Abs.  3  der 
Einleitung  zum  GA.  XII  die  Pragmatische  Sanktion  nicht,  wie 
er  es  noch  in  seiner  Polemik  gegen  Lustkandl  getan  hatte, 
als  einen  Vertrag  Ungarns  mit  seinem  König  allein,  durch 
welchen  der  Effekt  der  Verpflichtung  der  nichtungarischen  Länder 
nie  hätte  herbeigeführt  werden  können,  sondern  als  Vertrag 
Ungarns  mit  dem  Herrscherhause,  welches  nach  §  5  zu- 
gleich zur  Vertretung  der  nichtungarischen  Länder  mit 
absoluter  Macht  legitimiert  war.  Nach  dieser  Konstruktion,' 
welche  sich  nur  auf  die  ungarische  Pragmatische  Sanktion  bezieht, 
ist  diese  nicht  bloß  ein  ungarisches  Gesetz,  sondern  wegen  ihres 
die  österreichischen  Länder  belastenden  Inhalts  zugleich  auch 
ein  Staatsvertrag  Ungarns  mit  den  nichtungarischen 
Ländern,  durch  welchen  Ungarn  das  Versprechen  dieser  Länder 
zur  gemeinsamen  Verteidigung  beizutragen  aus  dem  Munde  des 
absoluten  Herrschers  dieser  Länder  empfängt  und  sein  diese 
Länder  berechtigendes  Versprechen  gleichen  Inhalts  in  die 
Hand  des  Herrschers  eben  dieser  Länder  ablegt.  Damit  ist  auch 
vom  Standpunkte  Deäks  die  Konstruktion  des  1867  er  Ausgleichs 
gegeben. 

Vom  Standpunkte  seiner  Konstruktion  der  Pragmatischen 
Sanktion  muß  Deäk  auch  für  den  Ausgleich  zu  dem  Ergebnis 
gelangen,  daß  die  Vereinbarungen  zwischen  den  führenden  unga- 
rischen Politikern  und  dem  Monarchen,  bei  welchen  der  Reichs- 
kanzler und  der  österreichische  Minister  des  Innern  vermittelte, 
Vereinbarungen  seien,  durch  welche  den  nichtungarischen  Ländern 
eine  bestimmte  Behörden-  und  Gesetzgebungsorganisation,  außer- 
dem aber  die  ganze  Kapitalslast  der  historischen  Staatsschuld  der 
Monarchie  und  der  weitaus  größere  Teil  der  Zinsenlast  dieser 
Schuld  (§§  53,  54)  auferlegt  werden  sollte  und  daß  darum  die 


-'^)  Davon  ist,  was  die  Pragmatische  Sanktion  betrifft,  nur  so  viel 
wahr,  daß  sie  als  verbindlich  ohne  Mitwirkung  der  österreichischen 
Stände  erlassen  wurde.  Aber  ob  diese  Stände,  auch  für  die  Aufrecht- 
haltung des  Zusammenhanges  des  habsburgischen  Länderbesitzes  kon- 
tribuieren  und  darauf  bezügliche  Verpflichtungen  übernehmen  wollen,  dar- 
nach mußten  sie  gefragt  werden,  weil  sie  zur  Zeit  Karl  VI.  noch  unbe- 
strittenermaßen das  Steuerbewilligungsrecht  besaßen. 
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Zui^ichcrun^reii   des   Monarchen   iti    dieser   Hinsicht  staatsrechthch 
nicht  als  solche  des  Könij^^s,  sondern  als  Zusicherunt,a'n  des  Be- 
herrschers    der      nichtuntrarischen      Länder      betrachtet 
werden  miilUen,  dali  somit  hier  abermals  das  unj^arische  Gesetz 
nicht    als    bloßes   (iesetz   für    Unfrarn,    nicht   als   ein    untrarischer 
Monolog,  als  ein  in  die  Mecresbrandung  verhallender  Ruf,  sondern 
als    ein    wahrhafter    Vertrag   zwischen    Ungarn    und    Nichtungarn 
zu  erfassen  sei.    In  einem   Punkte  hat  sich  aber  —  und  das  wird 
gleichfalls  von  Deäk  mit  aller  Schärfe  hervorgehoben  —  die  Rechts- 
lage  seit  der   Pragmatischen   Sanktion    wesentlich  geändert,   und 
zwar   dadurch,    daM    Se.    Majestät    auch    seinen    übrigen    Ländern 
konstitutionelle  Rechte  verliehen  hat,  somit  sie  nicht  mehr  mit 
absoluter  Macht  vertreten  und  ihren  verfassungsmäßigen 
Einfluß  nicht  umgehen  kann  (§  5).    Darum  ist  der  zwischen 
Ungarn  und  dem  Monarchen  der  übrigen  Länder  abgeschlossene 
Vertrag   über   die   Grenzen   der   Gemeinsamkeit  und   den    Modus 
ihrer  Behandlung  oder  das  Übereinkommen  über  die  Gegen- 
stände der  Gemeinsamkeit  noch  nicht  perfekt  (i<  18).  Die  im 
S  18  des  Gesetzes  nachdrücklich  geforderte  Zustimmung  beider 
Teile    liegt,     was    Nichtungarn     betrifft,   .noch     nicht    in    voll- 
kommener verfassungsmäßiger  Gestalt  vor.    Wohl  aber  ist 
der    Abschluß    des    Übereinkommens    dann    vollzogen,    wenn    die 
nichtungarischen  Länder  dem  Inhalt  des  ungarischen  Gesetzes  über 
die   Art  der  Behandlung  der  gemeinsamen   Angelegenheiten   auf 
verfassungsmäßigem   Wege   beigetreten   sind   (§  69). 

Der  ungarische  Gcsetzartikel  ist  nach  seiner  ganzen  Ent- 
stehung —  er  ist  ein  in  aller  Eile  in  Paragraphe  zerteiltes  poli- 
tisches Programm  —  kein  Muster  einer  gesetztechnischen  Leistung. 
Wer  ihn  aber  redlich  und  gründlich  liest,  findet  bald  den  Faden 
durch  sein  Labyrinth  und  vermag  die  disjecta  membra  zusammen- 
zustellen. Was  den  hier  erörterten  Punkt  betrifft,  gehört  der 
zweite  Absatz  der  Einleitung  und  die  i<5j  1,  2,  5,  18  und  öQ 
letzter  Absatz  zusammen.  Ungarn  fordert  also,  worauf  noch 
zurückzukommen  sein  wird,  für  die  Perfektion  des  im  §  18 
buchstäblich  in  Aussicht  genommenen  Übereinkommens 
nur  den  Beitritt  der  österreichischen  Volksvertretung  zu  den 
Bestimmungen  seines  Gesetzes  über  den  Modus  der  Be- 
handlung der  gemeinsamen  Angelegenheiten,  erklärt  aber  andrer- 
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seits  diesen  Beitritt  für  den  Zweck  der  Perfektion  des  Über- 
einkommens vollkommen  ausreichend.  Die  Forderung  nach 
einer  bestimmten  Beitrittsform  wird  nicht  aufgestellt.  Darum 
glaubte  die  österreichische  Regierung,  sich  sogar  mit  der  Annahme 
eines  Gesetzentwurfes  über  den  Modus  der  Behandlung  der  prag- 
matischen Angelegenheiten  begnügen  zu  können.  Vom  ungarischen 
Standpunkte  hätte  aber  selbst  ein  sanktionierter  Beschluß  des 
Reichsrates,  den  zu  zitierenden  Bestimmungen  des  ungarischen 
Gesetzes  über  den  Modus  der  Behandlung  der  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten beizutreten,  zur  Perfektion  des  im  §  18  geforderten 
Übereinkommens    vollkommen    genügt. 

Der  Abstand  der  Rechtsanschauungen  Deäks  und  seiner 
Epigonen  ist  ebenso  klar  als  gewaltig.  Der  rektifizierten  An- 
schauung Deäks  erschien  schon  die  ungarische  Pragmatische 
Sanktion  als  ein  durch  Vermittlung  ihrer  gemeinsamen  Herrscher 
abgeschlossener  Vertrag  zwischen  den  ungarischen  und  nicht- 
ungarischen Ländern,  ungeachtet  dort  die  Ungarn  ihre  Er- 
klärungen nur  an  den  Herrscher  und  nicht  an  die  Kompazis- 
zenten  richten. 

Nun  bedeutet  der  GA.  XII  trotz  seiner  sonstigen  Unvoll- 
kommenheit  in  diesem  Punkt  einen  technischen  Fortschritt.  Hier 
spricht  sich  Ungarn  sehr  ausführlich  aus,  was  die  übrigen  Länder 
Sr.  Majestät  tun  sollen,  um  die  Umgestaltung  der  Monarchie  auf 
konstitutioneller  Grundlage  im  Wege  der  Vereinbarung  mit 
Ungarn  (§  18)  zu  vollenden  (§  69).  Ihre  Minister  sollen  zu- 
ständig erklärt  werden,  auf  die  äußere  Politik  Einfluß  zu  nehmen 
(§  8),  ihr  Reichstag  soll  eine  Deputation  zur  Vereinbarung  der 
Quote  wählen  (§  19),  ihre  Regierung  soll  den  einheitlichen  Vor- 
schlag beider  Deputationen  oder  ihre  abweichenden  Vorschläge 
an  den  Reichstag  leiten  (§21),  ihr  Reichstag  soll  für  die  Fest- 
stellung des  gemeinsamen  Budgets  eine  Delegation  wählen  (§§  29, 
40  ff.),  den  quotenmäßig  ermittelten  Beitrag  Österreichs  zu  den 
gemeinsamen  Lasten  in  das  Budget  dieses  Staates  einstellen  (§  41), 
durch  seine  Delegation  teilnehmen  an  der  Bestellung  eines  ge- 
meinsamen Staatsgerichtshofes  (§  51),  die  Staatsschulden  der  Mon- 
archie grundsätzlich  auf  die  Schultern  Österreichs  überwälzen  (§  54), 
periodisch  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Ungarn  beschließen 
(§  59).  Und  er  soll  sich  darüber  erklären,  ob  er  das  alles  will  und. 
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wenn  tT  es  erklärt,  so  ist  das  Übereinkommen  fertig 
(J;ii  IS,  W).  Der  sogenannte  österreichische  Reichstag  hat  die 
geforderte  Erklärung  abgegeben.  Auf  Grund  beider  Erklärungen 
hat  sich  die  Neukonstitiiierung  der  Monarchie  mit  einer  /u  Un- 
gunsten Österreichs  ausgestalteten  Disparität  der  Verbandslasten 
vollzogen,  durch  30  Jahre  unangefochten  bestanden,  und  nun 
kommen  führende  ungarische  Staatsmänner  und  sagen:  ,,Das 
Oan/e  ist  rechtlich  nichts.  Die  beiden  Gesetze  gehen  an- 
einander vorüber  wie  zwei  Parallelen,  die  sich  wenigstens  nach 
der  älteren  Lehre  in  der  Unendlichkeit  nie  treffen.  Das  öster- 
reichische Gesetz  geht  die  Ungarn  gar  nichts  an.  Ungarn  kann 
in  den  im  GA.  XII  geregelten  Angelegenheiten  seine  eigenen 
Wege  gehen,  ohne  sich  um  Österreich  zu  kümmern."  Das  ist  aber 
keine  Jurisprudenz,  sondern  der  Dolus  des  römischen  Juristen, 
der  in   dem   erborgten   Mantel   einer   Rechtslehrc  dahinschreitet. 

§  21.  Nach  ungarischem  Staatsrecht  ist  das  Gesetz  eine 
wirksame  Form  für  die  Kundgebung  des  Vereinbarungs- 
willens  des    ungarischen    Volkes    oder   des    ungarischen 

Staates. 

Soll  das  hier  behandelte  Thema  für  das  Gebiet  des  unga- 
rischen Staatsrechts  erschöpfend  behandelt  werden,  so  muß  sich 
die  Erörterung  noch  auf  eine  eigenartige  Erscheinung  dieses  Staats- 
rechts erstrecken.  Das  ungarische  Staatsrecht  betrachtet  das  mit 
den  Reichsständen  vereinbarte  ungarische  Gesetz  von  einer 
doppelten  Seite;  einerseits  ist  es  ihm,  wie  die  (Charakteristik 
der  fVagmatischen  Sanktion  beweist  und  wie  dies  der  mittel- 
alterlichen Staatslehre  über  das  monarchische  Prinzip  und  der 
Auffassung  des  Ständestaates  entspricht,  ein  Vertrag  zwischen  dem 
durch  die  Mächtigen  des  Reichs  gebildeten  Volk  (populus)  und 
dem  Herrscher,  andrerseits  doch  wieder  eine  Satzung,  Fest- 
setzung, eine  Sanktion,  ein  Gesetz  dieses  Herrschers.  So  schildert 
Werböcz,  der  die  ständische  Lehre  durch  den  Ausschluß  des  nicht- 
adeligen Plebs  vom  Begriff  des  Volkes  (P.  II.,  t.  4)  am  schärfsten 
ausprägt,  den  Gesetzgebungsprozeß  in  der  Weise,  daß  entweder 
der  König  das  Volk  um  sein  Einverständnis  befragt  oder  daß 
das  Volk    den   König  demütig  bittet,  das  von  ihm  einmütig  Be- 
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schlossenc  zum  Gesetz  zu  erheben  (P.  II.,  t.  3,  §  4).  Aber  in 
beiden  Fällen  sei  das  Gesetz  eine  Festsetzung  des  Königs, 
principis  et  non  populi  statuta.  Fassen  wir  die  erstere  Form 
der  Gesetzesentstehung  ins  Auge,  so  gewahren  wir:  Das  bloße 
Einverständnis  zwischen  König  und  Nation  macht  noch  nicht  das 
Gesetz,  weshalb  das  genehmigte  Programm  des  Neunerkomitees 
des  ungarischen  Reichstags  nach  ungarischem  Staatsrecht  noch 
kein  Gesetz  ist,  sondern  es  muß  das  Vereinbarte  noch  erst  durch 
das  Statutum  principis,  durch  förmliche  Sanktion  zum  Gesetz 
erhoben  werden.  Die  Vereinbarung  muß  Gesetzesform 
erhalten  und  sie  erhält  sie,  indem  ihr  Inhalt  doch  noch  einmal 
als  Satzung  durch  den  Willen  des  Königs  hindurchgeht.  Andrer- 
seits ist  jedes  Reichsgesetz  zugleich  eine  Vereinbarung,  oder 
das  Gesetz  ist  eine  geeignete  Form  für  den  Ausdruck 
eines  auf  eine  Vereinbarung  gerichteten  Willens  der 
ungarischen  Nation  und  es  ist  dann  nur  aus  dem  Inhalte 
des  Gesetzes  zu  bestimmen,  ob  die  Vereinbarungsbereitschaft  nur 
gegenüber  dem  König  oder  anderen  staatlichen  Faktoren  erklärt 
wird.  So  ist  die  sogenannte  Pacificatio  Viennensis  von  1606  ein  in 
Gesetzesform  vom  Erzherzog  Mathias  als  Generalbevollmächtig- 
ten Rudolf  II.  ratifizierter,  unter  Teilnahme  der  Stände  von  Böhmen, 
der  österreichischen  Länder  und  Siebenbürgens  abgeschlossener 
Friedensvertrag  mit  dem  aufständischen  Ungarn.  Der  Gesetz- 
artikel XXX:  1868  ist  ein  von  der  ungarischen  gegenüber  der 
kroatischen  Nation  (§  59)  erklärter  und  vom  König  sanktionierter 
Vereinbarungswille  und  hat  doch  dabei  die  Form  des  Gesetzes. 
Auch  der  Gesetzartikel  XV:  1867  über  das  Beitragsverhältnis 
Ungarns  zur  Verzinsung  der  Staatsschulden  bezeichnet  sich  als 
eine  durch  den  König  sanktionierte  Vertragserklärung  Ungarns, 
ist  also  Vertragserklärung  in  Gesetzesform.-i)  Und  von  hier 
aus  Hegt  die  Schlußfolgerung  nahe;  GA.  XII:  1867  ist  nicht  bloß 
ein  ungarisches  Gesetz,  sondern  zugleich  auch  ein  von  Ungarn 
an  den  Monarchen  der  nichtungarischen  Länder  (§5)  erklärter, 
von  diesem  bereits  genehmigter  Vereinbarungsvville,  welchen  er  den 


-1)  Die  beiden  Regierungen  und  Deputationen,  von  welchen  im  GA. 
die  Rede  ist,  geben  nicht  die  Vertragserklärungen  ab,  sondern  unter- 
stützen nur  die  Gesetzgebungen  beider  Staaten. 
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nichtiin^arisclun  LiiiKlcrii  luluifs  Herstellung^  voller  verfassiintjs- 
niäiJijijer  Wirkung  durch  Zustimmung  ihrer  parlamentarischen  Ver- 
tretuiiL;  mitteilen  soll.  Er  enthält  also  eine  an  diese  Länder  ge- 
richtete Erklärung  der  Vcreinbarungsbercitschaft  und  eine  Über- 
mittlungscrmächtigung  an  den  Monarchen,  der  bei  dem 
(jA.  XII  zugleich  als  Herrscher  der  übrigen  Länder,  als  vor- 
nehmer und  /ugleicli  für  die  Perfektion  des  Ausgleichs  unent- 
behrlicher   Fremder    interveniert    hat    (i<    5). 

Am  schärfsten  prägt  sich  aber  die  Anschauung  des  ungarischen 
Staatsrechts,  daH  durch  einseitige,  d.  h.  der  Versprechens-  oder 
der  Vertragsform  entbehrende  Beschlüsse  parlamentarischer 
Kollegien  beider  Staaten  und  durch  die  Sanktion  des  gemeinsamen 
Monarchen  eine  Vereinbarung  zwischen  beiden  Staaten  be- 
gründet werde,  in  den  §§  40,  43  des  GA.  XII  aus.  Der  unga- 
rische Gesetzartikel  schärft  in  strengster  Weise  die  Sonderung 
der  beiden  Delegationen  ein.  Grundsätzlich  hat  jede  Delegation 
ihre  Beschlüsse  einseitig  und  niemals  in  der  Form  eines  an  die 
Adresse  der  anderen  Delegation  gerichteten  Versprechens, 
sondern  immer  nur  in  der  einer  einseitigen  Festsetzung  zu 
fassen.  Nichtsdestoweniger  nennt  §  40  das  Budget, 
welches  durch  solche  übereinstimmende  einseitige,  vom 
Monarchen  sanktionierte  Beschlüsse  beider  Delegationen 
zu  Stande  kommt,  ein  gemeinsames,  nach  §  41  beide 
Staaten  zur  Beitragsleistung  nach  dem  jeweiligen  Quotenverhältnis 
verpflichtendes.  Hier  finden  wir  die  bündigste  Widerlegung 
jener  formalistischen  und,  sagen  wir  es  gerade  heraus,  jener  ante- 
diluvianischen  Anschauung  selbst  vom  Standpunkte  des  archai- 
stischen ungarischen  Staatsrechts,  derzufolge  wechselseitige  Ver- 
pflichtungsverhältnisse zwischen  zwei  Staaten  nur  in  der  Form 
wechselseitiger,  in  ihrem  Namen  abgegebener  Ver- 
sprechen  sollen   begründet  werden  können.--) 

-'-I  So  Bernatzlk,  a.  a.  0.  S.  289,  A.  I. 
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§   22.    Auch   nach   modernem   Staatsrecht    bilden   Prag- 
matische Sanktion  und  Ausgleich  keine  einseitigen,  wider- 
ruflichen Verfügungen  Ungarns. 

Welche  Auffassung  des  hier  behandelten  Falles  bietet  uns 
nur  die  moderne  Staatslehre? 

In  der  modernen  Staatslehre  herrscht  vor  allem  kein  Zweifel 
darüber,  daß  mehrere  Personen  nicht  nur  durch  Vertrag,  sondern 
auch  durch  konstituierende  Akte  unter  einen  Hut  gebracht 
werden  können.  Um  diesen  Begriff  zu  veranschaulichen,  sei  an 
die  ergreifende  Darstellung  der  Begründung  der  Eidgenossenschaft 
zwischen  den  Kantonen  Schwyz,  Uri  und  Unterwaiden  in  der 
zweiten  Szene  des  zweiten  Aufzugs  des  Schillerschen  Wilhelm 
Teil  erinnert.  Die  Männer  von  Schwyz,  Uri  und  Unterwaiden 
unterschreiben  da  nicht,  wie  einstens  die  sich  vereinigenden  Ver- 
treter der  Staaten  der  Union :  wir  Endesgefertigten  schließen 
hiemit  im  Namen  der  von  uns  vertretenen  Kantone  einen  Vertrag 
folgenden  Inhalts,  sondern  schwören  mündüch,  stehenden  Fußes, 
unmittelbar  und  sofort  zu  gesamter  Hand  den  Eid  des  zu  be- 
gründenden Bundes:  ,,Wir  wollen  sein  ein  einzig  Volk  von 
Brüdern,  in  keiner  Not  uns  trennen  und  Gefahr."  Die  deutsche 
Rechtswissenschaft  spricht  dann,  wenn  eine  Mehrheit  von  Per- 
sonen ihren  auf  die  Errichtung  eines  sie  umfassenden  Verbandes 
gerichteten  Willen  in  einer  hiefür  geeigneten  Form  erklärt,  von 
einem  Akte  einer  Gesamtheit  oder  einem  Gesamtakt-^)  oder  von 
einer  Vereinbarung  in  einem  vom  Begriff  des  Vertrages  ver- 
schiedenen Sinne  dieses  Wortes.  Volkstümlicher  und  auch  in  der 
Gesetzessprache   gebräuchlicher    ist   aber   die    Bezeichnung   kon- 


-^}  Hierüber  vor  allem  Kuntze,  Der  Gesamtakt,  ein  neuer  Rechts- 
begriff, in  den  Festgaben  der  Leipziger  Juristenfakultät  für  O.  Müller.  Ich 
habe  seit  jeher  diese  Konstruktion  für  den  österreichischen  Ausgleich 
vertreten,  hier,  wo  es  gilt,  die  Rechtsgrundlage  für  die  Neukonstituierung 
des  Reichs  zu  finden,  rechne  ich  auch  mit  der  Konstruktion  als  Vertrag. 
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stituierendcr  Akt.  Jeder  kennt  ihn,  der  an  der  ersten  konsti- 
tuierenden V'ersammlung  eines  Vereines  als  Mitbegründer  teil- 
genommen hat.  Jeder  weili,  daß,  wenn  die  angenommenen  Statuten 
eine  wechselseitige  Hilfs-  und  Unterstützungspflicht  für  die  Mit- 
glieder festsetzen,  diese  Pflicht  auch  ihm  als  Mitbegründer  und 
Mitglied  obliege,  ungeachtet  er  mit  keinem  der  anderen  Mitglieder 
einen  Vertrag  hierüber  geschlossen  hat. 

So  ist  denn  auch  die  [Pragmatische  Sanktion  ein  zwar  in 
seltsamer,  unbeholfener  Form  zu  stände  gekommener,  aber  doch 
sich  klar  ausprägender  konstituierender  Akt  von  gewaltiger 
historischer  Bedeutung.  Er  ist  gerichtet  auf  eine  Eid- 
genossenschaft aller  Völker  und  Länder  der  großen  habs- 
burgischen  Monarchie.  Der  gemeinsame  Monarch  versieht  die 
Funktion  des  Pfarrers  \on  Uri,  nur  daß  er  infolge  einer  für  seine 
Zeit  begreiflichen  Ängstlichkeit  nicht  die  Stände  aller  seiner 
Länder  zu  einer  einzigen  Eidcstagfahrt  aufbietet,  sondern  das  Ver- 
brüderungsgelöbnis von  Land  zu  Land  einsammelt.  Und  die  ><;<  1 
und  '1  des  GA.  XIi:1867  konstatieren  nach  136  Jahren,  daß  die 
Untrcnnbarkeit  aller  von  der  weiblichen  Linie  des  Hauses 
Habsburg  beherrschten  Länder  auch  auf  diesem  Wege  be- 
wirkt werden,  daß  es  auch  so  gegangen  sei.-') 

Steht  die  Sache  nun  so,  so  wähle  man  auch  bei  der  Be- 
urteilung des  Ausgleichs  des  Jahres  1867  eine  von  den  hier  dar- 
gebotenen Betrachtungsweisen,  die  antiquierte  oder  die  moderne, 
da  es  gleichgültig  ist,  durch  welche  juristische  Formel 
man  zur  Wahrung  von  Treue,  Glauben  und  Ehre  gelangt. 
Es  ist  nämlich  der  rechtliche  Vorgang  bei  diesem  Ausgleich  der- 
selbe wie  bei  der  Pragmatischen  Sanktion,  nur  die  Reihenfolge 
ist  eine  andere.  Bei  der  Pragmatischen  Sanktion  gehen  die  Öster- 
reicher voran  und  die  Ungarn  treten  bei.  Bei  der  Neukonstituierung 
des   Verbandes   im   Jahre   1867  treten  die   Ungarn   mit  einem   zu- 

-')  Vgl.  den  von  Renner,  a.  a.  O.,  S.30,  zitierten  Traum  eines  schlafenden 
Österreichers  vom  einigen  Österreich  aus  Ferdinand  Kürnbergers  Siegelringe, 
S.  58:  „Die  einzige  Verfassung,  von  der  vernünftiger  Weise  bei  uns  die 
Rede  sein  kann,  heißt  föderative  Republik  mit  monarchischer  Spitze, 
eine  österreichische  Eidgenossenschaft  mit  einer  einzigen  gemeinsamen 
Angelegenheit,  der  Verteidigung  nach  außen." 
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gleich  als  Ultimatum,  als  Darbietungsgrenze  und  als  Existenz- 
minimum des  Verbandes --')  bezeichneten  Konstituierungsvorschlage 
hervor  und  erklären  die  Sache  als  mit  Österreich  abgemacht,  wenn 
Österreich  dem   Vorschlag  beitreten  würde.-'') 

Die  hier  angestellten  Erörterungen  spiegeln  eben  nicht  nur 
die  in  altertümlicher  Gestalt  auftretende  Anschauung  des  unga- 
rischen Staatsrechts,  sondern  überhaupt  die  Rechtsanschauung  ge- 
sitteter Völker  wider.  Denken  wir  uns  den  Fall:  Zwei  Staaten, 
die  in  engere  Beziehungen  treten  wollen,  verhandeln  darüber, 
daß  ihr  Inhalt  den  Gesetzen  jedes  der  beiden  Staaten  einver- 
leibt und  daß  die  gemeinsame  Rechtsbeziehung  in  dieser  Weise 
zu  schaffen  sei  und  vor  ihre  Kodifizierung  in  beiden  Staaten  nicht 
bestehen  solle.  Hier  sind  alle  der  Kodifizierung  vorangehenden 
Verhandlungen  rechtlich  wirkungslos,  rechtswirkend  allein  sind 
die  Gesetze.  Man  spricht  in  solchen  Fällen  von  der  Herstellung 
einer  pragniatischen  Verbindung  zweier  Staaten.  Bismarck 
dachte  einmal  an  eine  solche  Pragmatisierung  des  deutsch-öster- 
reichischen Bündnisses  und  manche  Österreicher  ziehen  ein  prag- 
matisches Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  dem  Deutschen  Reich 
einer  österreichisch-ungarischen  Zollunion  vor.  Man  hat  es  darum 
bei  der  Pragmatisierung  des  1867er  Ausgleichs,  auch  wenn  man 
ihn  nicht  als  Staats-,  sondern  als  völkerrechtlichen  Akt  betrachtet, 
mit  einer  völkerrechtlich  vollwirksamen  Verpflichtungsform  zu  tun, 
zumal  das  Völkerrecht  ganz  sowie  das  Staats-  und  das  Privat- 
recht keine  exklusive  Form  für  Verträge  aufstellt  und  sogar 
Handlungen  eines  Staates,  die  gar  nicht  förmliche  Erklärungen 
rechtlichen  Inhalts  sind,  als  solche  behandelt,  wenn  sie  unter  ver- 
nünftiger Erwägung  aller  Umstände  keine  andere  Deutung  zulassen, 
als  daß  der  handelnde  Staat  einen  Vertrag  abschließen  wolle. -^) 

Unter  den  deutschen  Staatsrechtslehrern  war  es  Laband,  der 
den  Satz  aufgestellt  hat,  daß  das  konstitutionelle  Gesetz  die 
Fähigkeit  besitze,  als  geeignete  Form  für  die  verschiedensten 
staatlichen  Kundgebungen  zu  dienen,  welche  in  Wahrheit  keine 
Gesetze  sind:  für  die  Aufnahme  von  Anlehen,  für  die  Gewährung 


-5)  Einleitung  und  §  4  des  GA.  XII. 

-«)  §  18,  letzter  Satz  und  §  69  a.  a.  O. 

-->)  Völkerrecht  von  E.  Ulimann,  Freiburg  i.  B.,  1898,  S.  166. 
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von  DotatiotK'n  an  Männer,  die  sich  um  den  Staat  verdient  ge- 
macht Ilaben,  für  die  Errichtunj^r  eines  Denkmals  usw.  „Es  gibt", 
so  sagt  er,  „keinen  Gegenstand,  welcher  nicht  zum  Inhalt  des 
Gesetzes  gemacht  werden  könnte."-'')  Er  sagt,  solche  Gesetze 
sind  nur  der  äußeren  Form  nach  Gesetze,  in  Wirklichkeit  das,  was 
ihrem  Inhalt  entspricht.  Nach  Laband  ist  also  die  Form  der 
konstitutionellen  Gesetze  das  staatsrechtliche  Mädchen  für  Alles, 
die  universellste  Form  staatlicher  Willensakte.  Die  gesetzmäßige 
Ächtung  Räkoczys  und  die  Rehabilitation  seines  Andenkens,  das 
(jesetz  über  die  Verabreichung  einer  Ehrengabe  an  die  Königin 
Elisabeth  wären  Beispiele  solcher  Gesetze  aus  der  ungarischen 
Praxis.  Ich  möchte  nun  sagen,  daß  der  Vertrag  oder  die  Ver- 
einbarung in  Gesetzesform,  bei  welchen  Vertragsabschluß  und 
gesetzliche  Anordnung  der  Befolgung  des  Vertrages  sich  durch 
dieselben  staatlichen  Akte  vollziehen,  die  praktisch  bedeutsamste, 
wenn  nicht  gar  die  einzig  praktisch  beachtenswerte  Erscheinung 
des  formellen  Gesetzes  darstellen.  Und  auch  das  ist  ein  Weg, 
der  uns  zu  der  nicht  nur  vom  österreichischen  Parlamente 2»), 
sondern  von  der  ganzen  Welt  angenommenen  Vereinbarungsnatur 
des  Ausgleichs  führt."") 

§   23.    Behebung   der  Widersprüche   und   Änderung   der 

Ausgleichsgesetze    durch    die    wirkliche    Gestaltung    des 

Verbandslebens. 

Noch  ist  einer  Einwendung  gegen  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung zu  gedenken. 

Es  ist  die  nicht  wegzuleugnende  Abweichung  der  Texte 
beider  Gesetze  in  erheblichen  Punkten.  Dieses  Argument  be- 
weist aber  zu  viel,  weil  man  von  ihm  aus  auch  zur  Ungültig- 
keit der  Pragmatischen  Sanktion  gelangt,  von  welcher  doch 
der  GA.  XII  ausdrücklich  sagt,  daß  sie  einen  rechtlich  bestehenden, 

-")  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  3.  Auflage,  1.  Bd.,  1895, 
S.  542. 

-••')  Der  §  11  StGG.  vom  21.  Dezember  1867,  RGBl.  Nr.  141,  nennt 
in  der  Einleitung  und  in  iit.  o.  den  Ausgleich  ausdrücklich  eine  Verein- 
barung. 

'^»  Ganz  so  Andrässy,  Ausgleich,  S.  172,  193. 
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die  Länder  wechselseitig  verpflichtenden  Verband  zwischen  ihnen 
begründet  habe  (§§  1,  2).  Denn  auch  die  Abweichungen  zwischen 
der  Pragmatischen  Sanktion  für  die  ungarischen  von  jener  für  die 
nichtungarischen   sind    im    höchsten   Grade   erheblich. 

Das  ungarische  Gesetz  erhebt  die  katholische  Religion  zur 
unerläßlichen  Voraussetzung  der  Thronfolgefähigkeit,  die  öster- 
reichische hat  dieses  Erfordernis,  wie  Jellinek  überzeugend  nach- 
gewiesen hat 3^),  absichtlich  ausgelassen,  um  die  Anerkennung  der 
Pragmatischen  Sanktion  bei  den  protestantischen  deutschen  Reichs- 
ständen, unter  welchen  sich  Angehörige  nachfolgeberechtigter 
Linien  befanden,  zu  fördern.  Das  österreichische  Gesetz  be- 
schränkt die  Nachfolge  der  weiblichen  Linien  in  keiner  Weise.  Das 
ungarische  läßt  zum  mindesten  die  im  Jahre  1867  zum  Gesetz 
erhobene  Deutung  zu,  daß  diese  Nachfolge  über  die  von  Leopold  L 
abstammende  Linie  nicht  hinausgehe.  Sehr  erheblich  ist  auch 
der  Unterschied,  der  anläßlich  der  gesetzförmigen  Inartikulierung 
der  Erklärung  des  Erzherzogs  Ferdinand  über  die  Nachfolge- 
unfähigkeit seiner  Nachkommenschaft  aus  der  Ehe  mit  Sofie  Gräfin 
Chotek  im  ungarischen  Abgeordnetenhaus  zur  Diskussion  gelangte, 
daß  in  Ungarn  das  Hausrecht  nur  in  jenem  Zustande  rezipiert 
worden  sei,  in  welchem  es  sich  zur  Zeit  der  Annahme  der  Prag- 
matischen Sanktion  in  Ungarn  befunden  hat.  3-)  Während  die 
österreichische  Pragmatische  Sanktion  unter  Beziehung  auf  die 
mitverlesenen  Hausverträge  und  besonders  das  pactum  mutuae 
successionis  vom  Jahre  1703  verlautbart  wurde,  welches  die 
Hausgesetzgebung  aufrecht  hält,  soweit  ihr  nicht  der  Inhalt  der 


31)  In  der  Heidelberger  Festschrift  für  E.  J.  Betkker,  1899,  S.  173. 

^'-)  Tezner,  Die  Sukzessions-  und  Verwandtenrechte  des  Prinzen 
Alexander  von  Oldenburg,  Berlin,  1905,  S.  17  ff.  Ich  möchte  deshalb  nicht 
mit  Bernatzlk,  a.  a.  O.,  S.  23,  das  Inartikulierungsgesetz,  GA.  24 :  1900, 
als  Leugnung  der  Vereinbarung  des  Thronfolgerechts  auffassen,  sondern 
als  Feststellung  der  Unabhängigkeit  des  ungarischen  Thronfolgerechts  von 
der  Hausgesetzgebung,  als  Grenze  der  Anerkennung  seiner  Gemein- 
samkeit. Eine  solche  Grenze  hat  übrigens  Ungarn  schon  im  §  4, 
GA,  II :  1867  gezogen,  in  welchem  Jahr  Ungarn  trotz  der  Anerkennung 
der  Thronfolgegemeinschaft  durch  GA.  XII:  1867  ausgesprochen  hat,  daß 
es  diese  Gemeinschaft  über  die  weibliche  Linie  Leopold  I.  hinaus  nicht 
anerkenne. 

Dr.  Tezner,   Ausgleichsrecht.  7 
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Praj^niatisclR-n  Sanktion  entgegensteht,  wurde  im  ungarischen 
Abgeordnetenhause  von  der  Regierung  der  Standpunkt  ver- 
treten, dal}  i;  t)  (Jes  (jA.  11:1722/23  die  Verwendung  von  Haus- 
recht  zur  Ausfüllung  der  Lücken  dieses  Gesetzes  nur  in  jener 
Gestalt  gestatte,  wie  es  im  durchlauchtigsten  Hause  Österreich 
derzeit  bereits  eingeführt  und  anerkaiuit  ist.  So  wenig  klar  diese 
Anschauung  aus  der  Fassung  der  ungarischen  Pragmatischen 
Sanktion  abgeleitet  werden  kann,  so  findet  sie  doch  ihre  Stütze 
darin,  daM  die  Anerkennung  einer  nicht  scharf  umgrenzten  Haus- 
gesetzgebung als  primärer  Rechtsciuelie  für  Thronfolgerecht  dem 
Geiste  des  ungarischen  Staatsrechts  und  dessen  ge- 
schichtlicher Entwicklung  direkt  zuwiderläuft.  Wenn  nun 
trotz  dieser  sehr  bedeutenden  Unterschiede  die  Pragmatische 
Sanktion  in  der  Einleitung  des  GA.  XII  als  gegenseitige  Rechts- 
basis für  die  ungarischen  und  nichtungarischen  Länder  erklärt 
wird,  so  hängt  dies  mit  der  allgemeinen  Erfahrung  zusammen, 
dal5  es  in  der  ganzen  Welt  kein  Verfassungswerk  ohne 
tiefklaffcnde  Widersprüche  gibt  und  daß  durch  eine  Juris- 
prudenz, welche  die  Wirksamkeit  eines  Verfassungswerks  von 
seiner  Widerspruchslosigkeit  abhängen  läßt,  jede  Verfassung  aus 
den  Angeln  gehoben  werden  kann.  Von  der  alten  Verfassung 
Englands  sagt  William  Paley,  daß  man  sich  in  diesem  alten  Bau 
vergeblich  nach  der  Harmonie  der  Teile  und  äußerer  Symmetrie 
umsehe.  Und  ganz  dasselbe  Urteil  gibt  der  größte,  aus  dem 
16.  Jahrhunderte  stammende  Rechtslehrer  Ungarns  Werböcz  in 
der  Einleitung  zu  seinem  Tripartitum  juris  consuetudinarii  Regni 
Hungariae  über  die  ungarische  Verfassung  ab,  woselbst  er  sagt, 
es  sei  ganz  unmöglich,  den  ganzen  Wust  der  im  Laufe 
der  Zeit  erlassenen,  einander  direkt  widerstreitenden 
Gesetze  in  eine  widerspruchslose  Einheit,  in  ein  Rechts- 
system zu  verein  ige  n.33)  An  tiefen  inneren  Widersprüchen 
krankt  das  konstitutionell  -  monarchische  System  3^),  alle  öster- 
reichischen Konstitutivurkunden,  die  Dezemberverfassung  mit  ein- 

•■'•')  Mit  Recht  verweist  Andrässy,  Ausgleich,  S.  218,  auf  die  Un- 
möglichkeit politischer  Entwicklung  für  alle  jene,  welche  sie  dem  corpus 
juris  Hungarici  gemäß  gestalten  wollen. 

■•')  Darum  scheitern  alle  Versuche,  den  Budgetkonflikt  juristisch  zu 
lösen.     Wie  die  Lösung  auch  ausfallen  möge,    entweder  wird   dadurch 
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geschlossen  und  die  inneren  Widersprüche  des  GA.  XII,  auch 
wenn  er  für  sich  allein  betrachtet  wird,  drängen  sich  dem  Leser 
mit  Gewalt  auf.  Konstitutionalismus  ist  mit  Absolutismus,  strenge 
Einheit  mit  schroffster  Bifurkation  auf  ganz  demselben  Gebiete 
staatlicher  Angelegenheiten  ohne  Vermittlung  in  primitiver  Weise 
durch  einen  nicht  sehr  dauerhaften  Kitt  äußerlich  verbunden.  3^) 
Diese  mit  dem  politischen  Leben  unlösbar  verknüpfte  Erscheinung, 
welche  mit  dem  Unvermögen  zur  vollen  Entfaltung  der  sich  be- 
kämpfenden politischen  Ideen  zusammenhängt,  ist,  wie  bereits 
bemerkt  wurde,  auch  dem  ungarischen  Staatsrecht  nicht  fremd. 
Dieses  sagt  darum :  Wir  dürfen  das  Recht  nicht  so  nehmen,  wie 
es  sich  uns  in  geschriebenen  Gesetzen  oder  gesammelten  Gewohn- 
heitsrecht entgegentritt,  weil  wir  sonst  vor  einem  Knäuel  unlös- 
barer Widersprüche  stünden,  sondern  so,  wie  es  sich  durch  die 
im  Einverständnis  zwischen  König  und  Volk  herbeigeführte  Ent- 
wicklung des  politischen  Lebens  herausgebildet  hat.  Sonst  müßten 
wir  jeden   Augenblick  an  einen  toten   Punkt  geraten. 

Und  darum  gelobt  auch  der  ungarische  König  beim  Re- 
gierungsantritt Gesetz-  und  Gewohnheitsrecht  genau  so  zu  halten, 
wie  dessen  Sinn  und  Übung  durch  gemeinsames  Einver- 
ständnis des  Königs  und  Reichstags  festgestellt  worden  ist. 
So   erkennt   denn   das   ungarische    Recht  auch   der   Übung,   eine 

das  monarchische  Recht  oder  das  Recht  des  Parlaments  zum  Schein. 
Jellinek  hat  diese  Fälle  des  Bankerotts  der  Jurisprudenz  auf  dem  Ge- 
biete des  Staatsrechts  als  metajuristische  bezeichnet. 

""^i  „Heute  kommt  es,  wie  auch  ich  glaube,  darauf  an,  ein  konstitu- 
tionelles Kleid  für  den  österreichischen  Staat  zu  schaffen  und  dabei  ist 
es  nicht  von  großer  und  von  hervorragender  Wichtigkeit,  darauf  zu  sehen, 
daß  ein  sehr  schöner  Faltenwurf  bei  diesem  Kleide  sich  präsentiere,  sondern 
vorzüglich  darauf,  ob  das  Kleid  ein  solches  ist,  welches  den  Dimensionen 
der  Körperstärke  dieses  Staatskörpers  angemessen  ist,  so  daß  dieser 
Staatskörper  in  diesem  Kleide  sich  unbeengt  und  frei  (?)  bewegen  kann." 
Abgeordneter  von  Mende,  Neue  Gesetzgebung,  S.  537.  „Ich  verkenne  nicht, 
daß  diese  Delegationen  sich  ungefähr  ausnehmen,  wie,  erlauben  Sie  mir 
den  Vergleich,  ein  zöpfisches  Dach  auf  einem  stilgerechten  Gebäude, 
während  gewiß  nur  eine  echt  parlamentarische  Spitze  einen  konstitutionellen 
Grundbau  würdig  krönen  sollte."  Abgeordneter  Freiherr  von  Pratobevera, 
Neue  Gesetzgebung,  S.  545. 
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Widersprüche  ausgleiclKiuic,  heilende  und  rechtUche  Wirkung  bei. 
Damm  ist  die  Pragmatische  Sanktion  über  die  Widersprüche 
/wischen  österreichischer  und  ungarischer  Fassung  hinwegge- 
kommen, weil  heute  auch  in  Österreich  niemand  ernstlich  zweifelt, 
daß  nur  ein  Katholik  Kaiser  werden  kaiui,  weil  die  Erklärung 
Ungarns,  daß  es  die  Gemeinsamkeit  der  Thronfolgegesetzgebung 
nur  bis  zur  weiblichen  Linie  Leopold  1.  anerkenne  und  nur  auf 
Grundlage  des  in  Ungarn  rezipierten  Hausrechts  in  Österreich 
widerspruchslos  hingenommen  wurde.  Und  so  hat  denn  auch 
die  Praxis  die  Widersprüche  zwischen  beiden  Ausgleichsgcsetzen 
ausgeglichen.  Die  Delegationen  sind  keine  gesetzgebenden  Körper 
für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  geworden,  wie  sie  es  nach 
dem  österreichischen  Gesetz  sein  sollten,  sondern  wesentlich  auf 
die  Feststellung  des  gemeinsamen  Budgets  beschränkt  geblieben, 
die  Quote  wird  vom  gemeinsamen  Monarchen,  nicht  wie  das 
ungarische  Gesetz  es  vorschrieb,  auf  eine  zeitlich  begrenzte,  aber 
im  Gesetz  nicht  fixierte  Zeit,  sondern  im  Sinne  des  österreichischen 
Gesetzes  nur  für  ein  Jahr  bestimmt.  Im  österreichischen  Parlament 
wird  die  konstitutionelle  Verantwortlichkeit  der  österreichischen 
Minister  für  die  Einflußnahme  auf  die  gemeinsamen  Minister  ebenso 
geltend  gemacht  wie  im  ungarischen,  wiewohl  sie  nur  das  unga- 
rische Gesetz  und  nur  mit  Beschränkung  auf  die  äußere  Politik 
ausspricht  (§  8).  Interpellationen  über  äußere  Politik  und  Heer- 
wesen werden  im  österreichischen  Parlament  ebenso  beantwortet 
wie  im  ungarischen.  Die  Bestimmung  des  §  8  des  ungarischen 
Gesetzartikel,  wonach  der  Minister  des  Äußeren  die  Durch- 
führungsverfügungen zu  den  Staatsverträgen  zu  treffen  hat,  ist  in 
beiden  Staaten  nicht  praktisch  geworden,  sofern  diese  Verfügungen 
von  den  Sonderstaatsministern  ausgehen.  3'^)  Das  gleiche  gilt  von 
den  deputationsweisen  Vorverhandlungen  zwischen  beiden  Legis- 
lativen, welche  im  ungarischen  Gesetz  für  die  Ausgleichung  von 
Differenzen  in  den  Gmndsätzcn  der  Wehrgesetzgebung,  im  öster- 


'")  Darum  wird  es  wohl  als  allgemeine  Rechtsüberzeugung  angesehen 
werden  müssen,  daß  auch  den  ungarischen  Delegierten  in  Österreich  die 
Immunität  zustatten  komme,  trotzdem  das  österreichische  Gesetz  an  diesen 
F^unkt  vergessen  hat,  und  dali  in  der  Verletzung  dieser  Immunität  ein 
flagranter  Rechtsbruch  gelegen  sei.  Auch  hier  kann  nur  ein  gefähdicher 
Formalismus  die  entgegengesetzte  Behauptung  vertreten. 
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reichischen  für  die  dualistischen  Angelegenheiten  vorgesehen  sind. 
Auch  die  staatsrechtliche  Einheit  der  Armee  ist  volle  30  Jahre 
durch  keine  Aktion  des  ungarischen  Parlaments  gestört  worden. 
Man  spricht  in  Ungarn  davon,  die  dreißigjährige  Gemeinschaft 
zwischen  beiden  Staaten  sei  nur  eine  tatsächliche  gewesen.  Ge- 
meinschaft ist  doch  aber  Rechtsgemeinschaft.  Ist  da  nicht  eine  tat- 
sächliche, der  rechtUchen  Natur  entbehrende  Gemeinschaft  eine 
contradictio  in  adjecto?  Bieten  die  zu  dieser  Gemeinschaft  führen- 
den rechtlichen  Akte  auch  nur  den  schwächsten  Anhaltspunkt  für 
eine  beliebig  widerrufliche  Gemeinschaft?  Ist  ferner  dem  unga- 
rischen Recht  die  rechtswirkende  Kraft  der  langen  Zeitdauer  eines 
Rechtszustandes   unbekannt? 

§  24.    Politische  Bedenklichkeit  der  Lehre  von  der  Un- 
fertigkeit  der  Monarchie. 

Jede  staatsrechtliche  Jurisprudenz  muß  reales  Leben  erklären, 
darf  es  aber  nicht  wegdisputieren.  Wenn  Stubengelehrte  sich 
in  überscharfsinnigen  Abhandlungen  an  staatsrechtlichen  Kapriolen 
erlustigen  und  wohlgefällig  die  baroken  Früchte  formalistischer 
Haarspalterei  und  Paradoxie  darbieten,  dann  mag  man  ihnen 
solches  harmlose  Vergnügen  gönnen.  Wenn  aber  aktive  Staats- 
männer solche  Jurisprudenz  nicht  nur  lehren,  sondern  auch  üben, 
so  erwächst  daraus  große  politische  Gefahr.  Ich  wenigstens  habe 
die  Empfindung,  daß  durch  die  seit  bald  10  Jahren  in  den  maß- 
gebenden Kreisen  Ungarns  praktizierte  Jurisprudenz  das  ungarische 
Staatsrecht  als  das  Staatsrecht  der  heiligen  Krone  der  unga- 
rischen Länder  oder  des  heiligen  Stefan  oder  der  ritterlichen 
Nation  erniedrigt  wird  zu  einem  Arsenal  perfider  Kniffe,  Tücken 
und  Ränke,  aus  denen  ein  Netz  gesponnen  werden  kann,  um 
es  über  den  Kopf  eines  jeden  zu  werfen,  der  auf  ein  ungarisches 
Versprechen 3')  baut,  um  ihn  in  die  Fallgrube  des  nur  dem  Ungarn 
verständlichen  Mysteriums  der  ungarischen  Verfassung  hinabzu- 
ziehen, wo  er  unfehlbar  zu  Grunde  gehen  muß. 

Zuletzt  muß  aber  Ungarn  selbst  in  diese  Fallgrube  stürzen,  die 
es  den  andern  gräbt.  Wenn  ein  beide  Staaten  zu  einer  rechtlichen 
Einheit  nach  außen  zusammenschließendes  Unionsverhältnis  nach 
dem  Staatsrecht  der  heiligen  Krone  nur  durch  wechselseitige,  wört- 

=  ')  §  4  des  GA.  XII. 
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lieh  übereinstimmende,  in  Vertragsform  abgegebene  Vertrags- 
erklärnnnc-n  begründet  werden  kann,  dann  ist  die  Monarchie  oder 
das  Reich,  von  welchem  sowolil  die  ungarische  Verfassung  des 
Jahres  184S  als  auch  der  GA.  XII:  1867  und  dieser  wiederholt 
spricht,  niemals  zu  stände  gekommen,  nicht  1723,  nicht  1848  und 
nicht  1867.  Denn  dieses  formale  Unionserfordernis  erfüllt  weder 
die  Pragmatische  Sanktion,  noch  die  Verfassung  des  Jahres  1848, 
noch  der  Ausgleich  des  Jahres  1867.  Und  da  nun  durch  ein 
ungarisches  (leset/  allein  wegen  der  Parität  der  beiden  Teile 
eine  sie  umschlieliende,  dem  Ausland  als  ein  Kontrahent  gegen- 
übertretende Monarchie  nicht  einmal  für  das  Gebiet  der  prag- 
matischen Angelegenheiten  geschaffen  werden  kann,  so  sind  alle 
jemals  durch  diese  Monarchie  abgeschlossenen  Staatsverträge  als 
Verträge  eines  staatsrechtlichen  Nonsens  nichtig.  Dann  hat  das 
Österreich-Ungarn,  dessen  Regierung 3^^)  (nicht  Regierungen)  den 
vom  Imperator  Austriae  ratifizierten  Berliner  Vertrag  abgeschlossen 
haben,  in  den  Okkupationsländern  nichts  zu  suchen.  Denn  der 
Berliner  Vertrag  kennt  nicht  Österreich  und  Ungarn  als  zwei, 
etwa  wie  das  Deutsche  Reich  und  Rußland  miteinander  und 
mit  den  anderen  Staaten  kontrahierende  Vertragsstaaten  sondern 
nur  als  einen  Kontrahenten,  dem  nur  eine  Vertragsurkunde  aus- 
gefertigt wird.  Dann  trachten  wir  Österreicher  und  Ungarn,  nur 
schnei)  unsere  Truppen  aus  den  Okkupationsländern  zu  ziehen,  denn 
sie  befinden  sich  ohne  völkerrechtlichen  Grund  dort  und  die  Ein- 
wohner können  jeden  Soldaten  der  gemeinsamen  Armee  mit 
vollem  Recht  niedermachen.  Denn,  wenn  die  Pragmatische  Sanktion 
und  der  Ausgleich  als  gescheiterte,  also  als  Nicht-Vereinbarungen 
und  der  bezweckten  rechtlichen  Wirkung  einer  Unionsbegründung 
entbehrend  zu  behandeln  sind,  dann  existiert  vielleicht  eine 
patrimoniale  kaiserliche  Armee,  aber  keine  österreichisch- 
ungarische Armee.  Dann  muß  aber  auch  Ungarn  Österreich 
restituieren,  was  dieses  für  eine  nicht  existierende  gemeinsame 
Armee  beider  Staaten  mehr  gezahlt  hat,  als  auf  die  Erhaltung  der 
österreichischen  Soldaten  und  der  in  Österreich  befindlichen  mili- 
tärischen Einrichtungen  durch  30  Jahre  entfallen  wäre. 

a«)  Art.  XXV  des  Bediner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878,  RGBl.  f.  1879, 
Nr.  43.  Die  Anerkennung  beider  Staaten  als  besonderer  Paziszenten  erfolgte 
erst  durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention. 
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Wir  wissen  alle,  daß  eine  rechtliche  Ordnung  jener  Art,  wie 
sie  in   den  beiden  Ausgleichsgesetzen  getroffen  wurde,  getroffen 
werden  mußte,  um  Antwort  zu  geben  auf  die  Fragezeichen  des 
GA.  111:1847  48,  der  im   §  2  neben  der  Einheit  der  ungarischen 
Krone  von  der  Aufrechthaltung  des  Verbandes  der  Monarchie, 
im    §  13    von    Verhähnissen    spricht,    welche    das    Vaterland    und 
die  Erbprovinzen  gemeinsam  interessieren,  der  keinen  unga- 
rischen Minister  des  Äußern  kennt  und  im  §  8  die   Frage  offen 
läßt,  welche  Einrichtung  für  eine  wirksame  Verteidigung  Ungarns 
durch  ein  jederzeit  zur  Offensive  geeignetes  Heer  zu  Recht 
bestehe.  39)     Nichtsdestoweniger    wäre    ich   als    ungarischer    Jurist 
keinen   Augenblick  in  Verlegenheit,   dem  ganzen   Ausgleich   auch 
ohne   Aufstellung   der  starren   Vertragslehre   den   Gnadenstoß    zu 
versetzen.    Ich  würde  sagen,  die  ungarische  Verfassung,  die  unga- 
rische Unabhängigkeit  kann  überhaupt  nie  Gegenstand  eines  Ver- 
gleiches oder  Ausgleichs  sein,  am  allerwenigsten  zu  Gunsten  eines 
dritten  Staates   und  mit  einem  ungekrönten   König,  ^o)    Wie  man 
sieht,   ist   die   Auslegungskunst,   mit  welcher  seit   10   Jahren   die 
ungarische  Politik  und  Publizistik  die  Welt  erfreut,  nicht  gar  so 
schwer  zu  lernen,  als  es  den  Anschein  hat.    Es  ist  jene  juristische 
Kunst,   für   welche   es    nichts    Unerweisliches   gibt,    welche   aber, 
ethisch  und  ästhetisch  betrachtet,  ebenso  widerlich  als  frivol  ist. 
Diese   Art  von   Jurisprudenz  läßt  auch  den  Vorwurf  müßig 
erscheinen,  den  man  gegen  die  österreichischen  Staatsmänner  der 
Ausgleichsepoche   erhoben   hat,   daß    sie   durch   Unterlassung   der 
Forderung  nach  einer  vertragsmäßigen  Stipulation  des  Ausgleichs 
eine    außerordentliche    Oberflächlichkeit    und    Leichtfertigkeit   be- 
kundet hätten.    Abgesehen  von  der  Eile,  zu  welcher  beide  Parla- 
mente gedrängt  wurden,  abgesehen  von  den  fruchtbaren  Keimen 
für  Kontroversen,  welche  das  Nebeneinanderstehen  zweier  sprach- 
lich verschiedener,   gleich   authentischer,   den   Nährboden   für  die 
Konstruktion  eines  Dissenses  über  fundamentale  Punkte  abgebender 

»ö)  So  auch  Andrässy,  Ausgleich,  S.  150. 

^•^i  Richtig  ist  das  nicht,  weil  in  der  Form  des  Krönungs-  oder  Inaugural- 
diploms  ältere,  dem  monarchischen  Prinzip  abträgliche  Privilegien,  wie 
das  des  Widerstandsrechts  der  Stände  gegen  gesetzwidrige  monarchische 
Akte,  aufgehoben  worden  sind.  Aber  weißmachen  kann  man  alles,  namentlich 
vornehmen  Fremden. 
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Vertragstexte  in  sich  ^^eborgcn  hätte,  gegenüber  einer  solchen 
Jiirispniden/,  wie  sie  von  Ungarn  seit  10  Jahren  geübt  wird, 
ist  jede  Kautelarjurisprudenz  ohnmächtig. *i)  Für  die  ist  das  Hin- 
überkommen  über  den  klarsten  Vertragsinhalt  nur  eine  touristische 
Kleinigkeit: 

„Auch  was  Geschriebenes  forderst,  du  Pedant? 

„Rast  nicht  die  Welt  in  allen  Strömen  fort, 
„Und  mich  soll  ein  Versprechen  halten? 


*')  Das  geht  z.  B.  aus  der  in  Ungarn  immer  mehr  Boden  gewinnenden 
Anschauung  von  der  rechtlichen  Natur  der  Delegationen  als  bloßer  Aus- 
schüsse der  beiden  Parlamente  hervor.  Wo  kommt  noch  sonst  das  Beispiel 
solcher  parlamentarischer  Ausschüsse  vor,    die,    von  der  Wahl  und  von 
der  Funktionsdauer  abgesehen,   in  keinerlei  Abhängigkeitsverhältnis  zum 
Parlamente  stehen,    den  bedeutsamsten  Teil  des  Budgetrechtes  ausüben, 
deren  Beschlüsse  vom  Monarchen  sanktioniert  werden  (GA.  XII,  §  43), 
die  mit  der  Zuständigkeit  zur  Geltendmachung  der  politischen  und  kon- 
stitutionellen Ministerverantwortlichkeit  ausgestattet  sind  (§§  44,  5o),  das 
Recht  der  Initiative  besitzen  (§  44)  und  deren  Mitgliedern  die  Immunität 
besonders  zugesichert  werden  muß  (§  47)?  Freilich,  das  Budgetfeststellungs- 
recht wird  jetzt  den  Delegationen  bestritten,  trotzdem  §  41  des  GA.  XII 
das  Verbot  ausspricht,    das  gemeinsame  Budget  in  den  Parlamenten  in 
Verhandlung  zu  ziehen  und  jedes  Land  verpflichtet,    seinen  quoten- 
mäßigen Anteil  an  diesem  Budget  zu  tragen.  Allein  das  moderne  ungarische 
Staatsrecht  hält  sich   an  die  Stelle  des  §  41,    wo  es  nach  dem  Eingang 
überflüssiger  Weise  noch  einmal  heißt,  daß  die  Posten  des  gemeinsamen 
Budgets  hinsichtlich   ihrer  Hohe  keiner  weiteren  Diskussion  unterzogen 
werden    dürfen    und    meint,    daß    man    durch    die   völlige   Streichung 
dieser  Posten    doch   nicht   ihre  Höhe    in  Diskussion  ziehe.    So   kommt 
dieses  Staatsrecht  zu  der  Lehre,  daß  die  Parlamente  Posten  des  gemein- 
samen Budgets  zwar  nicht  erörtern,  wohl  aber  das  Budget  im  ganzen 
verwerfen  können.   Würdigt  man  nicht  das  monarchische  Prinzip  herab, 
wenn  man  dem  Monarchen  ein  solches  Budget  in  den  Wind  sanktionieren 
läßt?    Diese  Jurisprudenz   erinnert  ganz  an   die  Form   der  Prozeßführung 
im  alten  schriftlichen  Prozesse,    in  welchem   das  geduldige  Papier  alles 
ertrug:    I.  Klage  auf  Übernahme  und  Bezahlung  des  vom   Käufer  abzu- 
steckenden Holzes.  II.  Einwendung:  Das  Holz  ist  wertlos,  der  Borkenkäfer 
ist  eingedrungen.  III.  Replik:  Also  der  bekannte  Borkenkäfer.  Ein  einziger 
Käfer!  und  deshalb  soll  das  ganze  Holz  nicht  brauchbar  sein!? 


Vierter  Abschnitt. 


Die  Lehre  Hauke's  von  der  Natur  der  öster- 
reiehiseh  -  ungarischen  Monarchie  als  einer 
bloßen  Reflexwirkung  der  Pragmatischen 
Sanktion  oder  als  einer  bloßen  durch  die 
politische  Moral  gebotenen  Rechtsfiktion. 

§25.  Österreich  ein  bloßes  Objekt  der  ständisch-ungarischen 

Gesetzgebung? 

Die  von  den  ungarischen  Staatsmännern  seit  1897  gegen  die 
Monarchie  unternommene  Zerstörungsarbeit  hat  in  neuester  Zeit 
durch  zwei  österreichische  Staatsrechtslehrer  Hauke  und  Bernatzik, 
beide  Universitätsprofessoren,  der  erstere  in  Graz,  der  letztere 
in  Wien,  eine  unerwartete  Unterstützung  erfahren.  Ganz  unstatt- 
haft ist  die  Annahme,  als  hätten  sie  sich,  angewidert  von  den 
politischen  Vorgängen  und  der  politischen  Hypokrisie  in  Ungarn, 
die, stück  für  Stück  von  der  Schöpfung  Deäks  abreißend, 
fortwährend  beteuert,  daß  sie  diese  Schöpfung  konser- 
viere (!),  von  der  leicht  begreiflichen  Erwägung  leiten  lassen, 
es  möchte  auch  von  österreichischer  Seite  die  Lösung  dieses 
unerträglichen  Verhältnisses  staatsrechtlich  vorbereitet  und  ge- 
fördert werden.  Nichts  davon!  Soweit  man  in  der  Lage  ist,  die 
politische  Gesinnung  der  beiden  Autoren  zu  erforschen,  wünschen 
sie  beide  den  Fortbestand  der  Monarchie.  Politisch  genommen, 
arbeiten  sie  gegen  sich  und  das  erklärt  sich  dann  so,  daß  sie 
auf  eine  Fundierung  der  Monarchie  hinarbeiten,  welche  ihren 
formalen   Anforderungen   entspricht,  weil  sie  sich  von  einer  den 
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SclHilrt<^cln  entsprechenden  Konstituierung  der  Monarchie  eine 
ganz  besondere  Festigun<^  ihrer  Struktur  versprechen.  Demgemäß 
sind  auch  ihre  Ausführungen  nicht  pohtisch,  sondern  streng,  oder 
sagen  wir  Heber,  starr  juristisch.  Und  als  solche  sollen  sie  auch 
hiir  behandelt  werden. 

In  der  deutschen  Staatsrechtsliteratur  gibt  es  gewisse 
technische  Ausdrücke,  die  von  ihren  Urhebern  als  Veranschau- 
lichungsbilder  glücklicii  erfunden,  alsbald  aber  durch  eine  zu 
weitgehende  unbedachte  Verwendung  entwertet  werden.  Zum 
Beispiel  formell  und  materiell,  primär  und  sekundär,  aktiv  und 
passiv,  positiv  und  negativ,  Status,  Rudiment,  Fragment,  Residuum. 
Solche  Wendungen  treiben  alsbald  ganze  Habilitationsschriften 
hervor.  Der  Neophyt  erhält  von  derartigen  Untersuchungen  einen 
tiefen  Eindruck.  Lernt  er  das  Handwerk  kennen,  dann  findet  er 
freilich  nichts  dahinter.  Ein  solcher  abgebrauchter  technischer  Aus- 
druck ist  denn  auch  das  Reflexrecht  oder  reflektierte  oder  Neben- 
wirkungen des  Rechts. 

Die  strafgesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Diebstahl  haben 
zunächst  das  Interesse  des  Staates  an  der  Wahrung  der  Eigen- 
tumsordnung zum  Zwecke.  Selbstverständlich  kommt  ihre  Auf- 
stellung und  Handhabung  auch  dem  Eigentümer  zu  statten.  Aber 
um  des  einzelnen  bestimmten  Bestohlenen,  z.  B.  des  N.  N.  willen, 
sind  sie  nicht  da,  er  profitiert  nur  von  ihnen.  Er  hat  kein 
Strafverfolgungsrecht,  nicht  von  ihm  hängt  es  ab,  ob  der  Dieb, 
der  ihn  geschädigt,  gestraft  wird.  Das  Strafgesetz,  in  erster  Linie, 
primär  ganz  andere  Ziele  verfolgend,  wirkt  nur  sekundär,  nebstbei 
auch  zu  Gunsten  des  geschädigten  Eigentümers.  Wie  man  sieht, 
hat  derjenige,  auf  den  ein  Recht  reflektiert,  keinerlei  Rechts- 
macht, die  Wirkungen  des  Rechtes  herbeizuführen,  er  muß  sie 
eben  leiden,  ob  sie  zu  seinem  Nachteil  ausschlagen  oder  zu 
seinen  Gunsten.  Er  spielt  dabei  rechtlich  eine  ganz  passive  Rolle. 
Die  Luft  umgibt  uns.  Wir  haben,  auch  wenn  sie  uns  zu  statten 
kommt,  kein  Recht  auf  sie.  Aber  wir  können  uns  ihr  auch  nicht 
anders,  als  durch  Selbstmord  entziehen.  Wir  sind  ein  bloßes 
Objekt  ihrer  Wirkung. 

Nun  muß  diese  totgehetzte  Rosinante  des  Reflexrechts  still- 
halten, damit  die  (ksterreichisch-ungarische  Monarchie  aufsteigen 
könne  und  Hauke  hilft  ihr  in  den  Sattel. 
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Nach  Hauke  ist  nämlich  die  ungarische  Pragmatische  Sanktion 
im  Widerspruch  mit  ihrer  Anerkennung  im  GA.  XII  als  gegen- 
seitiger, ein  wechselseitiges  Verpflichtungsverhältnis 
stützender  Rechtsbasis  nur  als  Vertragsinstrument  zwischen 
den  ungarischen  Ständen  und  dem  ungarischen  Herrscherhaus 
zu  beurteilen.  „Erst  durchaus  (?)  sekundär'',  so  fährt  er  fort, 
„vermag  die  Frage  aufgeworfen  zu  werden,  ob  und  in  wie  weit 
dieser  zwischen  Ungarn  und  seiner  Dynastie  geschlossene  Grund- 
vertrag wegen  seiner  Rückwirkung  (i.  e.  Reflexwirkung)  zu 
Gunsten  und  Lasten  der  übrigen  Länder  diese  letzteren,  wenn 
auch  nicht  als  Kontrahenten,  so  doch  mittelbar  berechtigt 
und  verpflichtet  erscheinen  läßt?"  Wie  man  sieht,  vollzieht 
Hauke  hier  an  den  nichtungarischen  Ländern  eine  noch  viel  ärgere 
Degradierung  als  das  Märzpatent  mit  Ungarn;  denn  dieses  läßt 
Ungarn  noch  immer  als  einen  den  nichtungarischen  Ländern  pari- 
tätischen Gliedstaat  des  Kaisertums  erscheinen.  Hauke  hin- 
gegen läßt  aus  einem  Vertrage  zwischen  Ungarn  und  seinem 
Herrscherhause,  also  mit  der  Dynastie  als  streng  ungarischer 
Dynastie  belastende  Wirkungen  für  die  nicht  ungarischen 
Länder  hervorgehen.  Zuerst  kommt  ihm.  Ungarn,  dann  lange  nichts 
und  endlich  die  nichtungarischen  Länder  als  „mittelbar  Berech- 
tigte und  Verpflichtete". 

Eine  sorgfältige  Untersuchung  führt  aber  zu  folgendem 
Ergebnis : 

Ein  Staat  kann  die  Rechtslage  von  Personen  *ind  Verbänden 
durch  seine  Gesetzgebung  unmittelbar  oder  mittelbar  nur  soweit 
bestimmen,  als  sie  seiner  Gesetzgebung  unterworfen  sind. 

Wenn  deshalb  Hauke  aus  der  ungarischen  Pragmatischen 
Sanktion  allein  für  die  nichtungarischen  Länder  auch  nur  mittelbar 
die  rechtliche  Wirkung  entstehen  läßt,  daß  sie  zu  Gunsten  Ungarns 
mit  einem  doppelten  Untrennbarkeitsband  belastet  sind,  was  ihr 
Verhältnis  untereinander  und  zu  Ungarn  betrifft,  und  daß  sie 
Ungarn  gegenüber  keine  Verteidigungsgenossen,  sondern  nur 
Verteidigungsobjekt  sind,  so  erklärt  er  damit  die  nichtungarischen 
Länder  der  ungarischen  Verfassungsgesetzgebung  unterworfen 
und  eröffnet  damit  die  Wahl,  diese  Länder  als  Neben-  oder  als 
Reichs-  oder  als  Kolonialland  oder  als  autonome  Provinz  von 
Ungarn  zu  erfassen.  Diese  Auffassung  geht  aber,  wenn  man  von 
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Franz  Kossiitli  absieht,  selbst  über  im(,rarische  Begriffe  hinaus. 
Denn  in  welclie  politische  Zwangslagen  immer  Ungarn  Österreich 
gebracht  hat,  von  tler  angeführten  Ausnahme  abgesehen,  hat  es 
immer  den  Hcchtsstandpnnkt  eingenommen,  daß  für  Österreich 
keine  Rechtspflicht  bestehe,  sich  ihnen  zu  fügen, 

Hanke  mag  immerhin  für  die  Anschauung  eintreten,  die  öster- 
reichischen Länder  seien  1713  absolutistisch  regiert  gewesen, 
wiewohl  die  Landstände  bis  1748  ein  ganz  wirksames  Steuer- 
und  Heereslastenbewilligungsrecht  geübt  haben.  Wenn  sie  aber 
selbst  als  absolutistisch  beherrschte  Gemeinwesen  überhaupt  in 
einem  Unterordnungsverhältnis  standen,  so  bestand  ein  solches 
für  die  österreichischen  Erbländer  höchstens  gegenüber  dem 
Deutschen  Reich'),  nicht  gegenüber  Ungarn.  Da  nun  die  unga- 
rische Pragmatische  Sanktion  als  Ziel  und  Zweck  der  Thron- 
folgeregelung nicht  die  Herstellung  eines  wechselseitigen  Schutz- 
verhältnisses zwischen  dem  Lande  und  der  ungarischen  Dynastie 
und  auch  nicht  die  Begründung  einer  Schutzhoheit  Ungarns  über 
die  übrigen  Königreiche  und  Länder  sondern  ein  wechselseitiges 
Einvernehmen  und  eine  Vereinigung  mit  ihnen  anführt,  so  konnte 
diese  Wirkung  doch  nur  bei  einer  Rechtsauffassung  erzielt  werden, 
für  welche  das  Haus  Österreich  nicht  allein  als  ungarisches 
Königshaus  sondern  zugleich  auch,  meinetwegen  absolutistisch 
regierendes  Herrscherhaus  für  jedes  der  zu  vereinigenden  König- 
reiche und   Länder  in  Betracht  kam. 

Wir  haben  hier  ein  warnendes  Beispiel  für  die  Verwirrung, 
welche  durch  die  wildwuchernden  terminologischen  Wendungen 
der  neuen  deutschen  Rechtswissenschaft  gestiftet  werden  kann. 
Hauke  genügen  die  sekundären  Rechtswirkungen  schon  gar  nicht 
mehr.  Er  tut  es  nicht  unter  durchaus  sekundären  Rechts- 
wirkungen. Er  bietet  uns  den  neuen  Begriff  der  mittelbar  Be- 
rechtigten und  Verpflichteten  ohne  den  geringsten  Anhaltspunkt, 
was  man  sich  darunter  vorzustellen  hat  und  bei  näherer  Betrach- 
tung reduziert  sich  diese  neue  Kategorie  auf  unmittelbar  ein- 
ander gegenüber  berechtigte  und  verpflichtete  Verbände  oder  Ge- 
meinwesen, zwischen  welchen  ein  unmittelbares  Rechtsverhältnis 

'i  Darauf  wird  noch  im  P,  3  des  Patentes  vom  11.  August  1804  über 
den  österreichischen  Kaisertitel  angespielt. 
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durch  Vermittlung  ihres  in  derselben  Person  oder  in  demselben 
Familienverband  zusammentreffenden  repräsentativen  herrschaft- 
lichen Organs  hergestellt  wird.  Oder  zweifelt  jemand  daran,  daß 
ein  unmittelbares  Rechtsverhältnis  zweier  Verbände  durch  Ver- 
mittlung ihrer  Repräsentanten  hergestellt  werden  könne? 

§    26.     Das    österreichische    Ausgleichsgesetz,    ein    von 
Ungarn  zur  Vollendung  der  Neukonstituierung  der  Mon- 
archie gefordertes  Gesetz. 

Gönnt  nun  Hauke  der  Pragmatischen  Sanktion  nur  eine 
so  kümmerliche  Bedeutung,  so  sollte  man  von  ihm  doch  etwas 
mehr  Wohlwollen  gegenüber  dem  Ausgleich  des  Jahres  1867  er- 
warten. Denn  man  darf  doch,  da  das  ungarische  Gesetz  voll  ist 
von  Andeutungen,  was  Österreich  zu  tun  hat,  damit  die  daselbst 
entworfene  Neukonstituierung  der  Monarchie  perfekt  werde,  die 
Sache  nicht  so  auffassen,  daß  Ungarn  alles,  was  im  GA.  XII 
steht,  nur  so  vor  sich  hingebrummt  habe,  die  Hände  in  den  Hosen- 
taschen bergend,  wie  der  Schauspieler  auf  der  Bühne  zur  Seite 
spricht,  daß  ihn  zwar  das  Publikum  hört,  nicht  aber  der  Partner, 
auf  den  die  gesprochene  Bemerkung  gemünzt  ist;  und  man  wird 
es  doch  nicht  recht  verständlich  finden,  daß  für  Ungarn  keine 
rechtlichen  Konsequenzen  entstehen,  wenn  Österreich  auf  die 
im  GA.  XII  enthaltene  und  von  Ungarn  gebotene  Anregung 
eingeht.  Allein  Hauke  erweist  sich  auch  gegenüber  der  Zu- 
mutung, dem  1867  er  Ausgleiche  reziproke  Rechtswirkungen  zu- 
zuerkennen, höchst  ablehnend. 

Nach  Hauke  hätten  die  im  Jahre  1867  zu  stände  gebrachten 
Verfassungsgesetze  zwar  in  Betreff  der  zwischen  Österreich  und 
Ungarn  obwaltenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse  den  Weg 
des  Übereinkommens  als  Grundlage  für  die  Gesetzgebungsakte 
der  beiden  Staaten  vorgezeichnet,  dagegen  mangle  es  an  jeder 
vertragsrechtlichen  Voraussetzung,  insoweit  die  verfassungs- 
rechtliche Organisation  den  Gegenstand  der  Gesetzgebungen 
bilde.-)  Nur  einen  Trost  bietet  Hauke.  Wenn  es  auch  um  die 
staatsrechtlichen  Wirkungen  des  Ausgleichs  recht  schlimm  be- 


-)  Dafür  kauft  man  sich  staatsrechtlich  nichts. 
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stellt  sei,  so  ciiirfr  doch  die  Ervvägunj^  iiiclit  unterschätzt 
werden-'),  daß  der  materielle-')  Zusammenhang  sich  wechselseitig 
ergänzender,  im  gegenseitigen  Vertrauen  zu  stände  gebrachter 
Gesetzgebungsakte,  Wirkungen  in  Anspruch  zu  nehmen  vermag, 
deren  Gewicht  nicht  minder  wieg1,  als  eine  staatsrechtliche 
Verpflichtung.')  Ich  habe  diese  Periode  hin-  und  hergedreht  und 
gewendet  und  bin  zu  keinem  Ergebnis  darüber  gelangt,  was 
man  mit  ihr  staatsrechtlich  anzufangen  hat.  Nur  eine  dunkle 
Ahnung  steigt  mir  auf,  daß  Hauke  die  Empfindung  hat,  die  neueste 
Lehre  von  dem  Mangel  jeder  verpflichtenden  Wirkung  des  unga- 
rischen Ausgleichsakts  für  Ungarn  gegenüber  Österreich  verstoße 
gegen  die  elementarsten  Grundsätze  von  Treu  und  Glauben.  Ist 
das  die  richtige  Auffassung  dieser  orakelhaften  Stelle,  so  ist  es 
lebhaft  zu  bedauern,  daß  Hauke  nicht  einen  Schritt  weiter  ge- 
gangen ist  und  gesagt  hat:  Wenn  die  Konstruktion  der  einseitigen 
Widerruflichkeit  des  GA.  XII  perfid  ist  und  der  nach  dem  1867er 
Ausgleich  zur  höchsten  Aktualität  gelangten  Monarchie-') 
den  Rechtsboden  entzieht,  so  kann  sie  nicht  richtig  sein. 
Und  es  war,  wenn  Hauke  schon  einmal  so  weit  gelangt  war,  gar 
nicht  nötig,  das  ganze  Schwergewicht  auf  die  beiden  Ausgleichs- 
gesctze  allein  zu  legen,  vielmehr  war  mit  ebenso  großem  Nachdruck 
zu  betonen,  daß  nach  dem  Zustandekommen  der  Ausgleichsgesetze 
die  Neukonstituierung  der  Monarchie  wesentlich  nach  dem  darin 
enthaltenen  Entwürfe  vor  sich  gegangen  sei,  daß  diesen  Gesetzen 
deshalb  die  staatsrechtliche  Funktion  der  Begründung 
und    Bewirkung   dieser   Umwandlung   niemals   bestritten 


-•)  Dafür  kauft  man  sich  staatsrechtlich  nichts. 

")  Diese  hier  ganz  unverständliche  und  unjuristische  Wendung  be- 
stätigt gleichfalls  meine  frühere  Bemerkung,  daß  sich  die  Worte  einstellen, 
wo  die  Begriffe  fehlen. 

')  A.  a.  O.,  S.  144.  Diese  Behauptung  ignoriert  vollständig  die  auto- 
ritative Schätzung  der  staatsrechtlichen  Vorgänge  durch  die  Konstituenten 
selbst,  wie  sie  sich  im  §  18  des  GA.  XII  und  in  der  Einleitung  und  in 
der  lit.  a  des  StGG.  vom  21.  Dezember  1867,  RGBl.  Nr.  141,  ausdrückt. 
Hauke  gibt  also  hier  den  Würdigungsmaßstab  vollständig  preis,  dessen 
Vernachlässigung  er  S.  145  mir  zum  Vorwurf  macht. 

'')  Eine  Apologetik  dieser  Aktualität  bietet  das  schon  oft  zitierte  Werk 
Andrässys  über  den  Ausgleich  von  1867. 
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werden  könne  und  daß  umgekehrt  aus  dieser  Wirkung 
und  Funktion  nicht  etwa  bloß  auf  einen  mysteriösen 
„materiellen'*,  sondern  auf  einen  rechtlichen  oder  staats- 
rechtlichen, einseitig  nicht  lösbaren  Zusammenhang 
dieser  Gesetze  geschlossen  werden  müsse.  Dieser  Zu- 
sammenhang ist  aber  aus  dem  GA.  XII  selbst  so  deutlich  zu 
erkennen,  daß  es  nicht  nötig  ist,  auf  die  bona  fides  Österreichs 
lediglich  als  Milderungsgrund  für  die  unterlaufene  Sorglosigkeit 
bei  der  Wahl  der  Formalien  des  Ausgleichs  zu  plädieren.  Im 
GA.  XII  erklärt  der  ungarische  Reichstag:  „Auf  die  Aufforderung 
Sr.  Majestät  sind  wir  zur  Vereinbarung  des  ungarischen  Unab- 
hängigkeitsbedürfnisses mit  den  Existenzbedingungen  der  Mon- 
archie geschritten.  Wir  haben  Sr.  Majestät  erklärt,  daß  wir  von 
den  historischen  institutionellen  Einrichtungen  der  Monarchie  keine 
mehr  als  fortwirkend  anerkennen  außer  der  Einheit  der  Armee 
und  der  äußeren  Vertretung  und  daß  wir  die  hier  näher  ent- 
wickelten Vorschläge  über  die  Konstitutionalisierung  dieser  Ein- 
richtungen zu  machen  hätten  —  Vorschläge,  welche  ihrer  Natur  nach 
die  Organisation  der  beiden  staatsrechtlich  gesonderten  Länder- 
gruppen der  Monarchie  ergreifen.  Se.  Majestät  hat  sich  hiemit 
einverstanden  erklärt,  kraft  seiner  Stellung  als  König  von  Ungarn 
und  als  Beherrscher  der  übrigen  Länder  und  damit  wäre 
die  für  die  Neukonstituierung  der  Monarchie  erforderliche  Ver- 
einbarung zwischen  beiden  Teilen  fertig,  wenn  Se.  Majestät  die 
übrigen  Länder  noch  absolut  beherrschen  würde,  wie  das  noch 
zur  Zeit  der  Vereinbarung  der  Pragmatischen  Sanktion  der  Fall 
war.  Da  diese  Voraussetzung  aber  gegenwärtig  nicht  mehr  zu- 
trifft, so  bedarf  es  zur  Perfektion  der  Vereinbarung  (§  18)  noch 
des  Konsenses  der  Volksvertretung  jener  Länder,  welche  in  der 
Form  eines  Gesetzes  über  ihren  Beitritt  zu  der  vorgeschlagenen 
Neuorganisation  der  Monarchie  erteilt  werden  kann  (§  69).'*  Ist 
nun  die  Sache,  so  wie  Ungarn  es  verlangte,  vor  sich  gegangen 
und  hat  Ungarn  die  Perfektion  des  geforderten  Über- 
einkommens durch  widerspruchslose  Zulassung  des 
Vollzuges  der  Neukonstituierung  anerkannt,  dann  kommt 
zu  dem  Gesetzescharakter  des  GA.  XII  noch  der  Charakter 
einer  Erklärung  hinzu,  durch  welche  eine  Vereinbarung  nicht 
nur   angeregt,    sondern   mitkonstituiert   worden   ist   und   dann    ist 
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er  einseitig  nicht  niilir  widerruflich.  GA.  XII  vereinigt  eben  zwei 
Funktionen  in  sich,  welclie  bei  der  Konstituierung  des  Deutschen 
Reichs  gesondert  waren.  Da  lagen  /unäclist  Verträge  vor  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bund  und  den  übrigen  Staaten  über  die 
Neugründung  des  Reichs  und  dann  kamen  die  konstituierenden 
Annahmeerklärungen  der  Gesetzgebungen  aller  den  Norddeutschen 
Hund  zum  Deutschen  Reich  erweiternden  Staaten.  GA.  XII  ver- 
einfacht die  Sache,  indem  er  sagt:  Geht  Österreich  auf  den 
Inhalt  dieses  Gesetzes  ein,  dann  ist  die  Neukonstituierung  abge- 
macht und  fertig.  Wir  brauchen  keine  Vorverhandlungen  und 
wollen  keine,  weil  wir  sie  schon  mit  der  österreichischen  Re- 
gierung gepflogen  haben  und  weil  von  uns  nichts  mehr 
herauszubekommen  wäre  als  wir  hier  bieten,  wir  brauchen 
darum  auch  keinen  Staatsvertrag  zwischen  beiden  Regierungen, 
der  noch  erst  die  Genehmigung  der  Parlamente  zu  erlangen 
hätte.  Wir  bieten  vielmehr  mit  unserem  Gesetzesbeschluß 
schon  im  vorhinein  die  Genehmigung  der  noch  zwischen 
dem  gemeinsamen  Monarchen  für  uns  mit  den  übrigen 
Völkern  der  Monarchie  zu  treffenden  Vereinbarung,  wenn  das 
österreichische  Parlament  als  Vertretung  dieser  Völker  auf  unseren 
Vercinbarungsvorschlag  eingeht.  So  ersparen  wir  uns  zuerst  einen 
Staatsvertrag  abzuschließen,  dann  ihn  parlamentarisch  ge- 
nehmigen zu  lassen,  zuletzt  noch  die  hiedurch  nötig  ge- 
machten Verfassungsgesetze  zu  beschließen.  Das  geschieht, 
wenn  das  österreichische  Parlament  „Ja"  sagt,  in  einem  Auf- 
waschen. Aus  dieser  durch  das  Beschlcunigungsbedürfnis  des 
Monarchen  und  Ungarns  hervorgerufenen  Formvereinfachung  darf 
man  deshalb  keine  Schlüsse  ziehen,  welche  dazu  führen,  daß  die 
österreichisch-ungarische  Monarchie  nichts  als  ein  staatsrechtliches 
Truggebilde  sei.  Es  ist  doch  wohl  ein  seltsames  Staatsrecht, 
welches  als  Ersatz  für  die  durch  seine  Kunst  bewirkte  Ver- 
dunstung der  Monarchie  nichts  mehr  als  die  mageren  Tröstungen 
der  politischen  Ethik  zu  bieten  vermag.  Dazu  noch  auf  Grund 
einer  ganz  schiefen  Auffassung  des  Tatbestandes.  Nicht  etwa  eine 
bloße  Erwartung  einer  künftigen  Aktion  Ungarns  hat,  wie  man 
mit  Hauke  annehmen  müßte,  die  österreichische  Gesetzgebung 
zur  Schaffung  des  österreichischen  Ausgleichsgesetzes  bewogen, 
es  hat  vielmehr  der  ungarische  Staat  in  rechtsförmlicher  Weise 
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das  Verlangen  nach  einem  solchen  Gesetz  gestellt  und  Öster- 
reich hat  dieses  Verlangen  in  rechtsförmlicher  Weise  erfüllt. 
Der  Ausgleich  vollzieht  sich  also  in  den  Formen  Rechtens  und 
nicht  durch  rechtlich  indifferente  Erwartungen  jedes  der  beiden 
Staaten   in   Betreff  des   Verhaltens  des  anderen. 

Seltsam  ist  es  auch,  daß  Hauke,  der  sich  doch  durch 
seine  sympathischen  Bemerkungen  über  das  Wesen  und  die 
Mission  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  von  den  ver- 
neinenden Geistern  jenseits  der  Leitha  vorteilhaft  unterscheidet, 
sich  nicht  die  naheliegende  Frage  gestellt  hat,  ob  seine  Kon- 
struktion wirkUch  zu  dem  Ergebnis  führt,  das  GA.  XII  als  sein 
Ziel  bezeichnet,  nämlich  durch  die  vorgeschlagene  Neuorganisation, 
den  Glanz  des  Thrones  und  die  Macht  der  Monarchie  auf  kon- 
stitutioneller Grundlage  zu  fundieren  ?  Kann  von  der  Macht  einer 
Monarchie  die  Rede  sein,  welche  jedes  staatsrechtlichen  Funda- 
ments entbehrt,  die  nur  für  das  Gebiet  der  Ethik  aber  nicht  für 
jenes  des  Staatsrechts  existiert? 

„Wenn  es'',  so  polemisiert  Andrässy  der  Jüngere  gegen  seine 
Landsleute  von  der  radikalen  Unabhängigkeitspartei,  „ihnen"  — 
das  sind  wir  Österreicher  —  „nicht  erlaubt  ist"  —  und  er  meint 
da  nicht  politisch,  sondern  rechtlich  nicht  erlaubt  ist  —  „ohne 
uns  oder  gegen  uns,  an  den  gemeinsamen  Angelegenheiten"  — 
nicht  bloß  an  der  Art  ihrer  Behandlung  —  „auch  nur  einen  Buch- 
staben zu  ändern,  wie  könnten  wir  uns  selbst  ein  derartiges 
Vorgehen  gestatten?"*^) 

Und  diese  juristische  Auffassung  muß  der  Sohn  vertreten, 
um  das  Andenken  seines  Vaters  nicht  zu  erniedrigen,  welcher  vor 
dem  versammelten  ungarischen  Reichstage  in  seiner  Rede  über 
die  Heereseinheit  beteuerte: 

„Ich  darf  es  mit  gutem  Gewissen  behaupten,  daß  die 
Männer,  welche  die  Ausgleichsverhandlungen  ....  im  Auf- 
trage der  parlamentarischen  Mehrheit  geführt  haben,  durch  die 
Lehren  der  Geschichte  gewitzigt,  nicht  die  Absicht  hatten,  die 
zwischen  Ungarn,  der  Krone  und  dem  anderen  Staate  der 
Monarchie  unerledigt  gebliebenen  Fragen  provisorisch  zu 
ordnen,  sondern  daß  ihre  Absicht  vielmehr  die  war,  Fragen  ein 


«)  A.  a.  O.,  S.  367. 

Dr.  Tezner,  Ausgleichsrecht. 
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für  allemal  zu  erledigen,  daß  das  einmal  festgestellte  staatsrecht- 
lielie  Verhältnis  unzählbare  Generationen  hiedurch  weder 
in   Frage,   noch   in   Verhandlung  gezogen  werde."') 

l'nd  nun  kommen  nicht  nur  ungarische  Rabulisten,  sondern 
auch  österreichische  Rechtslehrer  und  sagen:  „Der  Liebe  Müh 
umsonst!  Ihr  beiden,  Deäk  und  Andräss}-,  seid  in  einer  so  wich- 
tigen Sache  ärger  und  unbeholfener  zu  Werke  gegangen,  als  Zulu- 
kaffeni.  Denn  wenigstens  deren  Häuptlinge  haben  bewiesen,  daß 
sie  verstehen,   wie  ein   Vertrag  zu  machen   ist." 

Eine  solche  Behandlung  solenner  Erklärungen  der  Stifter  des 
Ausgleichs  erinnert  an  den  altrömischcn  Formelprozeß,  in  welchem 
das  Verfehlen  auch  nur  eines  Wortes  der  Antrags-  oder  Erwide- 
rungsformcl  die  Niederlage  der  verfehlenden  F^artei  zur  Folge 
hätte.  Gelangt  solche  Jurisprudenz  zur  Herrschaft,  dann  bringt 
sie  nicht  nur  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  sondern  die 
ganze    Rechtsordnung   zum    Falle, 


')  Vgl.  die  zitierte  deutsche  Ausgabe,  S.  18. 


Fünfter  Abschnitt. 


Bernatzik's  Lehre  von  der  unheilbaren  Nichtig- 
keit der  österreiehiseh-ungarisehen  Monarchie 
oder:  Quod  non  est  in   p actis,   non  est  in 

m  u  n  d  0. 

§  27.  Warum  Ungarn  nur  die  ungarische  Pragmatische 
Sanktion   als  Grundlage   des  Unionsrechts  gelten  lassen 

will? 

In  seiner  Studienausgabe  der  österreichischen  Verfassungs- 
gesetze i)  macht  Bematzik  an  zwei  verschiedenen  Stellen  ein  paar 
knappe,  leider  für  den  Unterrichtszweck  unzureichende  Bemer- 
kungen über  die  Rechtsnatur  der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie.-)  Im  praktischen  Ergebnis  stimmt  er  ganz  mit  der 
vor  ihm  durch  Hauke  aufgestellten  Lehre  überein.  Aber  im  Ton 
unterscheidet  er  sich  stark  von  seinem  Vorgänger.  Hauke  versüßt 
die  bittere  Pille  des  Tadels  der  Konstituenten  der  Pragmatischen 
Sanktion  und  des  1867  er  Ausgleichs  wegen  ihrer  das  beabsichtigte 
Konstitutionswerk  vereitelnden  Unbeholfenheit  in  der  Konstruk- 
tionstechnik durch  die  wohlwollende  Bemerkung,  immerhin  könne 

^)  Sie  bildet  den  III.  Band  der  1906  erschienenen,  von  Professor 
Löffler  besorgten  Studienausgabe  österreichischer  Gesetze,  von  welchen 
bisher  nach  meiner  Ansicht  die  von  Löffler  selbst  besorgte  ausgezeichnete 
Ausgabe  des  Strafrechts  dem  angestrebten  Ziele  am  nächsten  kommt. 

-)  Vgl.  S.  22  und  S.  289  A.  1. 

8* 
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dif  Monarchie  doch  noch  ein  bescheidenes  Dasein  als  Rechts- 
wirkini^^  der  ungarischen  Pragmatischen  Sanktion  fristen  oder  als 
moralische  fVrson,  zwar  nicht  im  Sinne  der  juristischen  Person 
des  gemeinen  Rechts,  wohl  aber  in  der  Form,  daß  die  Fiktion 
ihres  rechtlichen   Bestandes  moralische  Pflicht  beider  Staaten  sei. 

Rauher  urteilt  Bernatzik.  Unnachsichtig  streicht  er  die  Kon- 
struktionsfehler beider  Staatsakte  mit  seinem  Rotstift  dreimal  an, 
erklärt  das  Operat  für  ganz  ungenügend  und  begnügt  sich  für 
die  Begründung,  die  Männer  des  1867er  Ausgleichs  auf  ihre  völlige 
Unkenntnis  der  Paradigmata  am  Rande  des  Pensums  zu  ver- 
weisen. Seinen  jungen  Lesern  gibt  er  damit  die  Lehre:  ,, Ver- 
achtet mir  den  Schimmel  nicht!  Die  Form  der  Pragmatischen 
Sanktion  und  des  1867er  Ausgleichs  seien  Euch  ein  abschreckendes 
Beispiel!  Denn  die  Unmöglichkeit,  die  staatsrechtliche  Existenz 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  nachzuweisen,  rührt  nur 
daher,  daß  die  Konstituenten  der  Pragmatischen  Sanktion  und 
des  1867er  Ausgleichs  sich  nicht  an  das  Formular  für  Staats- 
verträge gehalten  haben.  Ich  stelle  deshalb  dem  bekannten  Aus- 
spruch Palackys:  wenn  Österreich  (im  Sinne  der  heutigen  Mon- 
archie) nicht  bestünde,  so  müßte  es  geschaffen  werden,  den 
staatsrechtlich  richtigen  entgegen :  Die  Monarchie  hat  nie  be- 
standen, besteht  auch  heute  nicht,  w'cil  die  auf  ihre  Konstituierung 
gerichteten  Akte  mit  unheilbarer  Nichtigkeit  behaftet  sind.  So 
wie  die  Leute  die  Sache  gemacht  haben,  durfte  sie  nicht  ange- 
packt werden.  Beide  Teile  müßten  sich  in  einem  wechsel- 
seitigen an  ihre  Adresse  gerichteten  Vertrage  zur  Anerkennung 
der  Union  oder  der  Monarchie  und  ihrer  Organe  verpflichten  und 
sich  wechselseitig  versprechen,  diese  Anerkennung  niemals  ein- 
seitig zurückzuziehen.    Anders  geht  die  Sache  nicht." 3) 

Bernatzik  zieht  diesen  Schluß  nicht  ausdrücklich.  Aber  er 
übermittelt  uns  die  Totgeburtserklärung  der  Monarchie  eben  so 
schonend  als  der  Freund  eines  außerhalb  des  Hauses  vom  Schlage 
Gerührten  dessen  ihm  bis  dahin  nicht  bekannte  Frau  auf  das 
Unglück  durch  die  Frage  vorbereitet:  „Habe  ich  die  Ehre,  mit 
der  Witwe  Franz  Müller  zu  sprechen?"  Durch  alle  Widersprüche 

A.  a.  O.,  S.  280,  A  1. 
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und  Unklarheiten  hindurch  geht  doch  deuthch  der  eine  Ton:  Die 
Pragmatische  Sanktion  hat  keine  staatsrechtliche  Verbindung 
zwischen  beiden  Teilen  der  Monarchie  hergestellt.  Der  Ausgleich 
des   Jahres   1867  auch  nicht. 

Wir  sagen  durch  Widersprüche  und  Unklarheiten,  Denn 
zunächst  macht  Bernatzik  das  Zugeständnis,  daß  die  ungarischen 
Stände  selbst  im  §  1  des  GA.  1:1722  23  von  der  Rechtsauffassung 
ausgingen,  es  werde  durch  ihren  Beschluß  dem  deutlich  geäußerten 
Wunsche  des  Herrschers  nach  einer  gegen  äußere  Gewalt  ge- 
richteten und  der  Erhaltung  der  Ruhe  im  Innern  dienenden  Ver- 
einigung (Unio)  Ungarns  mit  den  nachbarlichen  Königreichen  und 
Erbländern  entsprochen,  daß  also  auch  die  ungarischen  Stände 
die  beobachtete  Form  für  die  Erzielung  der  Konföderations- 
wirkung  geeignet  hielten. 

Auch  das  kann  Bernatzik  angesichts  des  klaren  Wortlautes 
des  GA.  XII  nicht  in  Abrede  stellen,  daß  die  Rechtsauffassung 
von  der  länderverbindenden  Vertrags-  und  Rechtskraft  der  Prag- 
matischen Sanktion  auch  das  Ausgleichswerk  des  Jahres 
1867  beherrsche.  Dann  aber  springt  er  doch  wieder  von  der 
ursprünglich  eingeschlagenen  Richtung  ab  wegen  des  GA.  24:1900, 
betreffend  die  Inartikulierung  der  Erklärung  des  Erzherzog  Franz 
Ferdinand  über  die  Rechtsnatur  seiner  Ehe  mit  Gräfin  Sofie  Chotek 
und  die  Thronunfähigkeit  der  Nachkommenschaft  aus  dieser  Ehe, 
weil  darin  die  im  GA.  I,  11:1723  enthaltene  Regelung  der  Thron- 
folgeordnung sowohl  ihrem  Ursprünge,  als  ihren  Bedingungen 
und  ihrem  Inhalte  nach  als  völlig  selbständig  und  für  die 
in  den  Kreis  der  Thronfolge  gehörigen  Fragen  als  allein  maß- 
gebend erklärt  wurde.  Dieser  Gesetzartikel  hat  aber  folgende 
weit  nach  rückwärts  reichende  Vorgeschichte:  Zunächst  hat  das 
auf  der  Verwirkungstheorie  ruhende  Märzpatent  vom  Jahre  1849, 
durch  welches  Ungarn  zu  einem  Gliedstaate  des  Kaisertums  Öster- 
reich herabgedrückt  wurde,  im  §  9  die  Krone  des  Reiches  oder, 
was  dasselbe  ist,  die  österreichische  Kaiserkrone,  als  im 
Hause  Habsburg-Lothringen  erbhch  erklärt,  gemäß  der  Prag- 
matischen Sanktion  und  der  österreichischen  Hausordnung. 
Nun  ist,  wenn  man  selbst  auf  die  Proklamation  des  österreichischen 
Kaisertitels   zurückgeht,   die   ungarische    Krone   das   Fundament 
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der  österreichischen  Kaiserkrone.  Das  Kaiserrecht  ist,  wie  sich 
die  Be<,'Ieitakten  der  IVoklaination  ausdrücken,  auf  dem  ganzen 
Complexus  der  Monarchie  radiziert.  Demnach  kann  niemand 
den  Titel  eines  Kaisers  von  Österreich  führen  und  gekrönt  werden, 
der  nicht  gekrönter  König  von  Ungarn  ist,  denn  die  österreichische 
Kaiserkrone  soll  die  vollzogene  Nachfolge  in  den  unzertrenn- 
baren Besitz  aller  Lcänder  der  Pragmatischen  Sanktion  erkennbar 
machen  und  diese  Nachfolge  wird  doch  für  Ungarn  erst  durch 
die   ungarische    Königskrönung  perfiziert. ') 

Nun  kommt  die  Märzverfassung  und  sagt:  Der  Kaiser  ist 
nicht  —  König  von  Ungarn  +  Beherrscher  der  nichtungarischen 
Länder,  sondern:  Der  Kaiser  steht  über  dem  König  und  hat 
ihm  zu  befehlen.  Der  Widerstand  Ungarns  gegen  die  Verfassungs- 
verletzung des  Jahres  1849  überhaupt  richtet  sich  deshalb  natur- 
gemäß auch  gegen  die  in  ihr  enthaltene  verfassungsverletzende 
Mißdeutung  der  Pragmatischen  Sanktion  als  unmittelbarer 
Rechtsgrundlage  eines  einheitsstaatlichen  Monarchen- 
rechts. Dazu  kommt  noch  die  Beziehung  auf  die  ihrem  Inhalte 
nach  völlig  unbekannten  Hausgesetze.  So  drängt  die  höchst  ver- 
hängnisvolle Politik  des  Jahres  1849  die  Ungarn  dazu,  sich  auf 
die  ihnen  gut  bekannte  ungarische  Pragmatische  Sanktion  als 
alleinige  Rechtsgrundlage  ihrer  rechtlichen  Beziehungen  nicht 
bloß  zur  Dynastie  sondern  auch  zu  den  nichtungarischen 
Ländern  zurückzuziehen,  zumal  das  Oktoberdiplom  die  Sache 
noch  schlechter  macht  als  das  Märzpatent,  weil  es  gar  nur 
die  österreichische  [Pragmatische  Sanktion  vom  19.  April  1713 
als  ausschließlichen  Rechtstitel  für  die  Untrennbarkeit  der 
Länder  der  Monarchie  erklärt  und  die  ihrem  staatsrechtlichen 
Inhalte  nach  ungleich  bedeutsamere  ungarische  Pragmatische 
Sanktion  einfach  totschweigt.  Darum  ist  auch  schon  die  Polemik 
Deäks  gegen  Lustkandl  von  dem  Bestreben  erfüllt,  zugleich  mit 
dem  österreichischen  Kaisertitel  die  österreichische  Pragmatische 
Sanktion,    ungeachtet    sie    in    dem    i<  3    des   GA.   I    und    in   den 

')  Nach  der  Überschrift  zum  GA.  1:1867  ist  Franz  Josef  I.  nurderAiler- 
durchlauchtigste  Herr  Franz  Josef  I.  Erst  im  Inauguraldiplom,  GA.  11:  1867 
nennt  er  sich  Apostolischer  König  von  Ungarn.  Vgl.  auch  Andrässy,  Aus- 
gleich, S.  418. 
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§§  7  und  9  des  GA.  11:1723  ausdrücklich  bezogen  wird,  von 
Ungarn  ganz  abzudrängen  und  er  verleiht  dieser  Tendenz  den 
schärfsten  Ausdruck  dadurch,  daß  er  seinen  Streit  mit  Lustkandl 
über  die  Begrenzung  der  dynastischen  Gemeinschaft  durch  den 
§  4  des  ungarischen  GA.  II  des  Inauguraldiploms  von  1867  zu 
seinen  Gunsten  auf  Grund  seiner  Auffassung  von  dem  Inhalt 
der  ungarischen    Pragmatischen   Sanktion   entscheiden  läßt. 

So    sehr   dieser   ganze   Vorgang   mit   der   im   GA.    XII:  1867 
ohne    weitere    Beschränkung   ausgesprochenen    Anerkennung 
der  Untrennbarkeit  aller  Länder  als  einer  Rechtsfolge  der  Prag- 
matischen   Sanktion    und   vielleicht   auch    mit   dem    Inhalte    der 
ungarischen    Pragmatischen    Sanktion    im    Widerspruch    steht,    so 
har  Deäk  andrerseits  doch  wieder  der  Forderung  des  Monarchen 
gemäß  die  ungarische  Pragmatische  Sanktion  als  gegenseitige 
Rechtsbasis,    als    Rechtsgrundlage    eines    wechselseitigen    Ver- 
pflichtungsverhältnisses zwischen  den  ungarischen  und  nichtunga- 
rischen  Ländern   anerkannt  und  deshalb   liegt  die   Lösung  des 
Widerspruches  der  GA.  11:1867  und  24:1900  mit  der  von  Deäk 
anerkannten  Vertragsnatur  der  Pragmatischen  Sanktion  darin,  daß 
Deäk  und  die  Urheber  des  GA.  24:1900  infolge  des  Verfassungs- 
bruchs   des    Jahres    1849   und    der   nachgefolgten   Vorgänge    den 
Rechtsstandpunkt   einnehmen:     „Der    Inhalt   des    Vertrages,   den 
Ungarn    mit   der    Dynastie   und    durch    diese   mit   den   nicht- 
ungarischen Ländern  abgeschlossen  hat,    ist  ausschließlich 
aus   der   Fassung  der  ungarischen   Pragmatischen  Sanktion  zu 
bestimmen,  nicht  aus  der  österreichischen,  nicht  aus  den   Haus- 
gesetzen.   Die   kennen   wir   Ungarn   nicht  und  von   ihnen   wollen 
wir  nichts   wissen.    Aber  ein  Vertrag  mit  den   Erbländern 
bleibt  das  ungarische  Gesetz  darum  doch." 

Freihch  stimmt  mit  dieser  selbst  auf  die  ungarische  Prag- 
matische Sanktion  reduzierten  Vertragsnatur  des  dynastischen 
Verteidigungsverbandes  dessen  einseitige  authentische  Inter- 
pretation durch  Ungarn  nicht,  allein  darin  liegt  nur  eine  Reaktion 
gegen  die  nicht  bloße  einseitige  sondern  widerrechtliche 
Deutung  der  Jahre  1849  und  1860!  Eine  kompromissarische  oder 
Schiedsgerichtsklausel  enthält  die  Pragmatische  Sanktion  nicht  und 
da    interpretiert    deshalb,   wer   die    Macht   dazu    hat.    So 


—      120     — 

wcni},^  aber  aiK  der  einseitig  erfolgten  Lösung  des  Unionsverhält- 
nisses /wischen  Norwegen  und  Schweden  darauf  geschlossen 
werden  konnte,  die  Union  habe  auf  einem  einseitigen  Staatsakt 
Norwegens  beruht,  so  wenig  darf  aus  den  von  Ungarn  vorge- 
nommenen einseitigen  Interpretationen  der  Pragmatischen  Sanktion 
darauf  geschlossen  werden,  daß  die  Untrennbarkeit  der  nicht- 
ungarischen Länder  untereinander  (!)  und  im  Verhältnisse  /u 
Ungarn,  wie  sie  im  §  7  des  GA.  11:1722/23  stipuliert  wurde, 
anders  als  durch  eine  Vereinbarung  (sie  sei  Vertrag  oder  Kon- 
stitution) Ungarns  mit  dem  diese  Länder  vertretenden  Herrscher 
begründet  werden  konnte  und  begründet  wurde,  nicht  nur  weil 
dies  staatsrechtlich  der  ein/ige  Weg  zur  Begründung  dieser  Un- 
trennbarkeit ist  sondern  weil  die  Verbandsabsicht  und  der  Ver- 
bandszweck in  der  Pragmatischen  Sanktion  ausdrücklich  ausge- 
sprochen   luul    ihre    Verbandswirkung  anerkannt   ist. 

Der  ganze  Unterschied,  der  zwischen  dem  von  Bernatzik  als 
mustergültig  betrachteten  Vorgange  bei  der  Union  Norwegens 
mit  Schweden  und  jenem  bei  dem  Zustandekommen  der  Prag- 
matischen Sanktion  besteht,  kennzeichnet  sich  dadurch,  daß  durch 
die  Konvention  vom  14.  August  1814  der  schwedische  Kronprinz 
ausdrücklich  im 'Namen  des  Königs  von  Schweden  sich  gegen- 
über dem  scheidenden  König  von  Norwegen  verpflichtete,  dem 
einzuberufenden  schwedischen  Storthing  keine  weiteren  als  die 
durch  die  Vereinigung  mit  Schweden  gebotenen  Beschränkungen 
der  norwegischen  Verfassung  aufzulegen,  s)  Bei  der  Pragmatischen 
Sanktion  ergibt  sich  die  Tatsache,  daß  hier  eine  Vereinbarung 
der  ungarischen  Stände  zugleich  mit  dem  Beherrscher  der 
übrigen  Länder  abgeschlossen  worden  sei,  zwar  nicht  durch 
eine  darauf  hindeutende  Vertragseinleitungsformel,  wohl  aber 
ganz  deutlich  aus  ihrem  Inhalte.  Daß  jemand  als  Repräsentant 
eines  Verbandes  eine  Erklärung  abgebe,  bedarf  eben  nicht  aus- 
drücklicher solenner  Hervorhebung  in  einer  besonderen  Ein- 
Icitungsformel  sondern  muß  überall  dort  angenommen  werden, 
wo  dies  aus  dem  Inhalte  seiner  über  Rechte  des  Verbandes  ver- 

'■•)  Vgl.  hiezu  Seidler,  Der  Konflikt  zwischen  Norwegen  und  Schweden 
über  die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  „Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  8.  Bd.,  S.  451. 
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fügenden  Erklärung  hervorgeht.  Das  gilt  nicht  nur  für  das  Handels- 
recht, sondern  für  das  allgemeine  Privatrecht  und  für  das  ganze 
Gebiet  des  Rechtes  überhaupt,  weil  man  allenthalben  über  den 
Formahsmus  längst  hinausgekommen  ist,  daß,  was  ich  für  einen 
anderen  wirksam  erklären  will,  mit  den  Worten  beginnen  muß: 
„Im  Namen  des  N,  N.  und  als  dessen  Vertreter  erkläre  ich,  was 
folgt":  Die  Ungarn  wußten  aber,  wie  aus  der  Pragmatischen 
Sanktion  hervorgeht,  ganz  gut,  daß  ihr  König  noch  andere  Länder 
beherrsche  und  gerade  deshalb  haben  sie  mit  ihm  paktiert,  um 
durch   ihn   mit  den   anderen   Ländern  uniert  zu   werden. 


§  28.  Entbehrlichkeit  der  Versprechens-  und  Vertragsform 
für  Vereinbarungszwecke. 

Bei  dem  Parallelismus  der  Vorgänge,  welche  zur  Prag- 
matischen Sanktion  und  welche  zum  1867  er  Ausgleich  geführt 
haben,  kann  es  nicht  ausbleiben,  daß  Bernatzik  die  Auffassung 
des  durch  den  Ausgleich  von  1867  geregelten  Verhältnisses  beider 
Staaten  als  vertragsmäßigen  für  vollkommen  unrichtig  erklärt. 
Indes  kann  von  einer  selbst  auch  nur  für  den  Fachmann,  ge- 
schweige denn  für  den  Anfänger  erkennbaren  Vollkommenheit 
des  Beweises  dieser  These,  welche  der  behaupteten  Vollkommen- 
heit der  Unrichtigkeit  ihres  Gegensatzes  entspräche,  keine  Rede 
sein.  Und  doch  hätte  gerade  für  den  Anfänger  eine  so  wichtige 
Behauptung  vollständig  liquid  gestellt  und  gemeinverständlich  er- 
klärt werden  müssen. 

Bernatzik  knüpft  an  den  Tadel  der  falschen  Anschauung  zu- 
nächst nur  die  Bemerkung  an,  das  Verhältnis  beider  Staaten  sei 
zwischen  der  „Krone"  und  Ungarn  einseitig  geregelt  worden. 
Diese  dunkle,  unjuristische  Wendung  wird  sicher  nicht  geklärt 
durch  eine  frühere  Feststellung  Bernatziks^),  Einheitlichkeit  der 
auswärtigen  Verwaltung  und  des  Heeres  seien  durch  den 
GA.  XII:  1867  als  vertragsmäßige,  beide  Staaten  gegenein- 
ander verpflichtende    Elemente   der   drei   Gesetzartikel  von   1723 

«)  S.  22. 
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anerkannt  worden.")  Diese  Dinge  kann  selbst  ein  Fachgelehrter 
nicht  ifusammcnreimcn,  viel  weniger  ein  Student.  Ist  er  ungewöhn- 
lich gründlich,  so  wird  er  sich  sagen,  Bernatzik  falit  den  GA.  XII 
offenbar  als  Vertrag  zwischen  „Krone"  und  Ungarn  auf  und 
meint,  dal)  durch  diesen  Vertrag  die  Pragmatische  Sanktion  gleich- 
falls als  ein  zwischen  den  ungarischen  und  nichtungarischen 
Ländern  abgeschlossener  Vertrag  nachträglich  anerkannt,  daß 
ihm  nachträglich  Vertragsnatur  zuerkannt  worden  sei,  ungeachtet 
sie  sich  in  Wirklichkeit  nicht  als  Vertrag  darstellt.  ,,Hier  stock' 
ich  schon",  wird  aber  die  nächste  Empfindung  des  denkenden 
Schülers  sein.  Wer  ist  denn  diese  Krone?  Ist  es  der  ungarische 
König?  Das  ist  nicht  möglich,  weil  doch  bei  der  staatsrechtlichen, 
in  den  §§  13,  18,  61  des  GA.  XII  anerkannten  Unabhängigkeit 
Österreichs  durch  einen  Vertrag  zwischen  dem  König  von  Ungarn 
und  der  Nation  keine  Art  von  Rechtswirkung,  sei  es  für  oder 
wider  Österreich  entstehen,  weil  Ungarn  doch  nicht  Österreich 
einer  nur  von  ihm  ausgehenden  gesetzlichen  Regelung  unter- 
werfen kann;  ist  aber  die  Krone  der  König  von  Ungarn  und 
außer  ihm  zugleich  der  Kaiser,  dann  ist  ja  der  Ausgleich  wieder 
jener  Vertrag,  dessen  Annahme  Bernatzik  für  vollkommen  unrichtig 
erklärt,  nämlich  der  Vertrag  des  durch  König  und  Nation  reprä- 
sentierten Ungarn  mit  dem  die  nichtungarischen  Länder 
repräsentierenden  Kaiser,  dessen  nachträgliche  Geneh- 
migung durch  die  Volksvertretung  dieser  Länder  noch 
eingeholt  werden  soll.  So  gelangt  man  durch  alle  gequälten 
Subtilitäten  Bernatzkis  hindurch  doch  wieder  nur  auf  die  früher 
besprochene  Konstruktion  Deäks  zurück.^)  Es  ist  aber  gezeigt 
worden,   daß,   wenn    man    der   Pragmatischen   Sanktion   und   dem 


•)  Betrachtet  etwa  Bernatzik  die  Anerkennung  als  Grund  einer  Ver- 
pflichtung gegenüber  üsterreicli,  dann  kann  sie  es  doch  auch  nur  sein,  weil 
Österreich  die  Anerkennungserklärung  angenommen  hat,  und  so  gelangt 
man  doch  wieder  zu  einem  Anerkennungsvertrag.  Um  Worte  wollen 
wir  aber  nicht  streiten. 

"i  So  konstruiert  selbst  das  den  Zielen  der  Unabhängigkeitspartei 
zustrebende,  in  einen  rotweiligrünen  Umschlag  geheftete  Nationalbuch 
von  Veöreüs,  S.  123:  „Der  12.  GA.  vom  Jahre  1867  ist  einerseits  ein 
Vertrag  zwischen  Ungarn  und  Seiner  Majestät  dem  König,  andrerseits 
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Ausgleich  loyal  im  Sinne  der  Fundatoren  zur  rechtlichen 
Wirksamkeit  helfen  will,  man  auf  die  Vertragskonstruktion  nicht 
angewiesen  ist,  daß  vielmehr  mehrere  Wege  nach  Rom  führen. 

Es  muß  aber  andrerseits  offen  zugestanden  werden,  daß  es 
nicht  w^eniger  Methoden  gibt,  den  Ausgleich  in  unzählige  Stücke, 
jedes  nicht  breiter  als  ein  Haar  zu  spalten  oder  die  solenne  in  der 
Pragmatischen  Sanktion  enthaltene  Proklamation  der  Untrennbar- 
keit  und  Unteilbarkeit  der  Monarchie  und  die  im  Ausgleich  des 
Jahres  1867  zur  Sicherung  der  Kohärenz  der  Monarchie  geschaffenen 
staatsrechtlich  einheitlichen  Einrichtungen  an  allen  Ecken  und  Enden 
zu  unterw^ühlen  und  vollständig  und  siebartig  zu  durchlöchern. 
Zuletzt  spitzt  sich  deshalb  für  den  Gelehrten  des  Staatsrechts 
ganz  wie  für  den  Ungelehrten  —  und  ich  w^eiß  nicht,  ist  das 
ein  Beweis  für  die  Entbehrlichkeit  der  ganzen  Wissenschaft,  die 
heute  trotz  oder  richtiger  wegen  des  auf  sie  verwendeten  über- 
großen Scharfsinns  problematischer  dasteht  als  je,  oder  ein  Beweis 
für  ihren  Wert  —  zuletzt,  sage  ich,  spitzt  sich  das  hier  be- 
handelte Problem  zu  der  Alternative  zu:  Natürlich  oder  ver- 
künstelt, gerade  oder  krumm,  recht  oder  schlecht,  fides  oder 
perfidia?  Das  ist  aber  nicht  so  gemeint,  wie  bei  tjauke,  der 
für  beide  Staaten  nur  die  moralische  Verpflichtung  aufstellt, 
die  Konstituierung  der  Monarchie  als  vollzogen  anzuerkennen, 
sondern  so:  ob  man  juristische  Vorgänge  in  der  Weise  kon- 
struieren dürfe,  daß  dabei  die  perfidia  zur  vollen  Befriedi- 
gung gelangt,  während  die  fides  mit  ihrer  Forderung 
ganz  durchfällt?    Und  ich  glaube,  wenn  jede  andere  Tendenz 


durch  die  Vermittlung  Seiner  Majestät  mit  dessen  Erbländern, 
indem  der  §  69  statuiert,  daß  die  Bestimmungen  des  Ausgleichsgesetzes, 
insofern  sich  diese  auf  die  Behandlungsweise  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten beziehen,  dann  in  Kraft  treten  werden,  wenn  deren  Inhalt  auch 
von  jenen  Ländern  Seiner  Majestät,  die  nicht  zu  der  ungarischen  Krone 
gehören,  im  konstitutionellen  Wege  akzeptiert  würden.  Die  Definition 
des  Gesetzessinnes  und  der  Wirksamkeit  seiner  Ausdrücke  kann  mit  un- 
bedingter Gewißheit  nur  so  festgestellt  werden,  wenn  alle  drei  kontra- 
hierenden Teile  punkto  der  Definition  eines  Sinnes  sind."  Veöreös 
leugnet  das  Zustandekommen  des  Vertrages  nur  wegen  der  Abweichung 
der  beiden  Ausgleichsgesetze. 
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auf  dem  Gebiete  der  Staatsrechtsvvissenschaft  ausgeschlossen  ist, 
die  Tendenz,  der  Fides  zum  Siege  zu  verhelfen,  ist  geboten.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  es  nicht  ohne  Bedeutung,  hervorzuheben, 
dali  die  Völker  Österreichs  nach  dem  Zeugnisse  der  §§  5  und  54 
des  GA.  XII  an  der  Politik  des  Jahres  1849  nicht  teilgenommen 
haben,  daß  Ungarn  diese  Politik  durch  den  Inhalt  des  GA.  XI 1 
für  gesühnt  erklärt  hat,  daß  alle  an  diesen  GA.  XII  sich  knüpfen- 
den staatsrechtlichen  Fragen  nicht  von  Österreich  sondern  von 
Ungarn  aufgeworfen  wurden,  daß  die  in  Österreich  herrschende 
Auffassimg  von  dem  Wesen  der  Einheit  der  Armee  und  der  äußeren 
Vertretung  auf  einer  durch  die  Staatsverträge  und  die  Heeres- 
verordnungen sich  äußernde  Praxis  gestützt  wird,  welche  unter 
der  Ägide  jener  Männer  eingeleitet  wurde,  die  den  GA.  XII  ver- 
faßt haben ^),  daß  von  diesen  Vätern  des  Gesetzes  niemals  das 
Gravamen  erhoben  wurde,  der  Beitritt  Österreichs  zu  diesem  Ge- 
setze habe  sich  nicht  oder  nicht  ordnungsmäßig  vollzogen, 
die  Perfektion  des  im  §  18  geforderten  Übereinkommens  sei  nie 
eingetreten  oder  die  Gestaltung  der  gemeinsamen  Institutionen, 
wie  sie  noch  zu  ihren  Lebzeiten  vor  sich  ging  und  durch  30  Jahre 
unangefochten  gedauert  hat,  laufe  den  Absichten,  aus  welchen  die 
Fassung  des  Gesetzes  entsprungen  ist,  zuwider.  Nunmehr  freilich 
möchte  man  diese  auctores  legis  in  Ungarn  als  hinterlistige  Ge- 
sellen, als  Spitzbuben  schlimmster  Sorte  erklären,  welche  in  den 
GA.  XII  allerlei  Zweideutigkeiten  und  Mentalreservationen  und 
geheime  politische  Testamente  so  versteckt  hätten,  daß  sie 
der  blöde   Blick   der  Österreicher  nicht  zu  entdecken  vermochte, 

"i  Neuestens  freilich  fordert  der  gewesene  ungarische  Unterrichts- 
minister Wlassics  den  Nachweis  aus  den  Schriften  und  Reden  Deäks  und 
Andrässys,  daß  sie  den  Ausgleich  als  vollzogen  betrachtet  hätten.  Was 
für  Gedanken  diese  beiden  Männer  in  ihrem  Innern  geborgen  haben,  kann 
niemand  wissen  als  Gott.  Der  Artikel  Doczis,  des  vertrauten  Sekretärs 
Andrässys.  in  derNummer  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  25.  November  1906 
macht  nicht  den  Eindruck,  als  ob  die  jetzige  Entwicklung  in  Ungarn  im  Sinne 
Andrässys  gelegen  sei.  So  viel  darf  man  aber  sagen:  Heute  könnten  Deäk 
und  Andrässy  nicht  einmal  den  ersten  Satz  ihrer  Reden  über  die  Be- 
rechtigung der  Bezeichnung  Reichsminister  und  über  die  Einheit  der  öster- 
reichisch-ungarischen Armee  vollenden.  Und  wenn  sie  ihn  enden  könnten, 
würden  sie  schon  für  diesen  ersten  Satz  gesteinigt  werden. 
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und  mit  welchen  Ungarn  zu  gelegener  Zeit  hervorkommen  könne. 
Hiezu  sei  hier  nur  soviel  bemerkt,  daß  gegen  eine  solche  Insinuation 
Andrässy  der  Ältere  in  seiner  Rede  über  die  Heereseinheit  die 
entschiedenste   Einsprache   erhoben   hat.  i°) 

Wenn  schon  unsere  Staatsrechtslehrer  formale  Bedenken  tragen, 
den  Ausgleich  auf  die  beiden  Ausgleichsgesetze  zu  basieren  ii), 
die  doch  in  jeder  Einberufung  der  Delegationen  angeführt  werden, 
gilt  ihnen  die  wirklich  vollzogene  Neukonstituierung  der  Mon- 
archie nichts,  nichts  die  ehemals  so  machtvolle  Kundgebung  ihres 
Daseins  in  jener  Formi-),  welche  ganz  dieselben  Staats- 
rechtslehrer selbst  als  staatsrechtlich  wirksam  dar- 
stellen? Wahrlich  die  zehn  Jahre  politischer  Wirren  haben  schon 
eine  so  arge  Konfusion  gestiftet,  daß  man  bei  uns  in  Gesetz- 
sammlungen und  Abrissen  das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  darstellt,  nebstbei  aber,  entweder  im  vor- 
hinein oder  nachher  sagt:  Genau  besehen,  ist  das  gar  kein  Staats- 
recht, sondern  etwas,  was  sich  jeder  staatsrechtlichen   Be- 


^")  Vgl.  oben,  Seite  114,  A.  7.  Dort  findet  sich  noch  die  weitere  Stelle  r 
„Darum  ist  in  dem  Ausgleich  keine  Verfügung  aufgenommen  worden, 
welche  den  Keim  des  Zerwürfnisses  enthalten  könnte.  Und  S.  19  heißt 
es:  „Hätten  wir  eine  selbständige  Armee  für  nötig  erachtet,  so  hätten  wir 
den  Versuch  gemacht,  sie  anzubahnen."  Vgl.  Andrässy,  Ausgleich,  S.  337, 
340,  358.  Dagegen  heißt  es  a.  a.  O.,  S.  104,  daß  den  Ungarn  die  Nation 
über  alles  stehe,  daß  sie  es  verstanden  haben,  nach  Lage  der  Umstände 
im  Dienste  der  nationalen  Idee  bald  untertänig  zu  sein,  bald  zu  Schlauheit 
und  Gaukelei  zu  greifen,  bald  auch  in  den  Tod  zu  gehen.  Bei  jedem 
anderen  eher  als  bei  Deäk  und  Andrässy  darf  Gaukelei  gesucht  werden, 

^^)  Ganz  anders  Andrässy,  Ausgleich,  S.  193:  Die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten haben  ihren  Ursprung  nicht  einem  Reichsgesetz  zu  ver- 
danken, sondern  der  Vereinbarung  der  ungarischen  und  österreichischen 
Gesetze"  und  noch  präziser  S.  172:  „Die  übernommene  Verpflichtung  zur 
Verteidigung  hat  internationalen  Charakter.  Sie  begründet  ein  in  Ge- 
setzesform gefaßtes  Vertragsverhältnis." 

1-)  Vgl.  UUmann,  Völkerrecht,  S.  166.  Wie  erklären  Bematzik  und 
Hauke  das  Tagen  der  ungarischen  Delegation  auf  österreichischem  Gebiet, 
wie  das  Hinaushängen  der  ungarischen  und  kroatischen  Fahne  über  den 
Balkon  des  Gebäudes,  in  welchem  die  Delegation  tagt?  Etwa  aus  dem 
GA.  XU:  1867? 
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st  im  in  un^^  ciit/ieht.  Der  flüchtige  Teil  der  Studenten  wird 
freilich  an  dieser  seltsamen  Feststellung^  achtlos  vorübergehen.  Aber 
gerade  der  Denkende  wird  sich  fragen,  welche  Vernunft  darin 
stecke,  daß  man  den  Studierenden  mit  dem  Studium  der  staats- 
rechtlich gemeinsamen  Institute  und  der  Formen  der  staatsrechtlich 
gemeinsamen  Behandlung  bestimmter  staatlicher  Interessen  beider 
Staaten  bemüht,  wenn  man  ihn  gleichzeitig  warnt,  eine  staats- 
rechtliche (irundlage  dieser  Gemeinschaft  anzunehmen.  Gerade 
der  denkende  Teil  der  Studentenschaft  muß  an  einem  solchen, 
sich   selbst   aufhebenden    Staatsrecht   irre    werden. 

§  29.   Staatsrechtliche  Maßstäbe  für  die  Beurteilung  der 
Vereinbarungsnatur  des  Ausgleichs. 

Höchst  verwirrend  und  irreführend  sind  nun  auch  die 
Beispiele,  die  Bernatzik  unerfahrenen  Lesern  darbietet  von  wirk- 
lichen Vereinbarungen  in  Gesetzesform,  mit  welchen  der  öster- 
reichisch-ungarische Ausgleich  nicht  verglichen  werden  dürfe.  Es 
ist  die  Vereinbarung  der  Quote  und  jene  des  ungarischen 
kroatischen  Ausgleichs.  Worin  dieser  tiefgreifende  Unterschied 
bestehen  soll,  erfährt  der  Leser  hier  wieder  nicht.  Etwa  darin, 
daß  die  beiden  Quotengesetze  im  §  18  des  GA.  XII  ein  wechsel- 
seitiger  Pakt  genannt  werden? 

Wenn  nun  Bernatzik  schon  so  unerbittlich  ist,  keinen  Rechts- 
akt als  Vertrag  oder  Vereinbarung  oder  Übereinkommen  anzu- 
erkennen, der  sich  nicht  wirklich  so  bezeichnet,  steht  denn  nicht 
im  §  18  des  GA,  XII  geschrieben,  daß,  wenn  auch  noch  der 
andere  Teil  dem  GA.  XII  zugestimmt  haben  werde,  durch  den 
Erlaß  des  Gesetzartikels  und  durch  diese  Zustimmung  ein  Über- 
einkommen hergestellt  sein  werde?  Und  bezeichnet  nicht  der 
i^  11  des  österreichischen  Staatsgrundgesetzes  in  seiner  Einleitung 
und  in  der  lit.  o  die  Mitzuständigkeit  Ungarns  bei  der  Behand- 
lung der  gemeinsamen  Angelegenheiten  als  Folge  einer  zu  stände 
gekommenen  Vereinbarung?  Ist  endlich  nach  §  18  des  GA.  XII 
der  Quotenpakt  etwa  mehr  als  Vollzugsvertrag  zu  dem  Ausgleich 
als  Ur-,  Haupt-  oder  Grundvertrag  über  die  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten? Darum  wünscht  auch  Andrässy  Sohn,  daß  der  Aus- 
gleich, sowie  er  rechtlich  als  Übereinkommen  zwischen  Österreich 
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und  Ungarn  als  Bundesgenossen  zu  stände  gekommen  ist,  auch 
politisch  als  ihrem  freien  Willen  entsprungen  und  nicht  als  Oktroi 
gewertet  werde i^)  und  daß,  sowie  er  durch  Übereinkommen  beider 
Teile  hergestellt  wurde,  er  nur  wieder  durch  ein  solches  Über- 
einkommen geändert  werden  solle,  i^)  Rechtlich,  glaubt  er,  könne 
nicht  ein  Buchstabe  des  Ausgleichs  durch  einen  Paziszenten  allein 
geändert  werden,  i^) 

Vielleicht  besteht  aber  der  Vorzug  der  Quotenvereinbarung 
und  des  ungarisch-kroatischen  Ausgleichs  vor  dem  österreichisch- 
ungarischen, was  die  Ausprägung  der  Vertragsnatur  betrifft,  darin, 
daß  bei  dem  letzteren  die  Vorverhandlung  durch  parlamentarische 
Deputationen  fehlt?  Allein  diese  Deputationen  sind  nichts  als 
Negotianten,  Vermittler.  Sie  schließen  nicht  einen  durch  die  Parla- 
mente zu  ratifizierenden  Vertrag,  dieser  wird  vielmehr  aus- 
schließlich durch  die  sanktionierten,  in  Gesetzesform  ge- 
faßten Beschlüsse  oder  wie  sie  auch  (vgl.  §§  19,  20,  40—43) 
heißen,  durch  die  sanktionierten  einseitigen  Feststellungen 
beider  Parlamente  konstituiert.  Mit  der  größten  Schärfe  drückt  §  21 
des  GA.  XII  den  Mangel  der  konstitutiven  Kraft  der  Vorschläge  der 
Quotendeputation  durch  die  Vorschrift  aus,  daß  auch  im  Falle 
des  Scheiterns  der  Einigung  zwischen  beiden  Deputationen  ihre 
abweichenden  Vorschläge  beiden  Parlamenten  vorzulegen  seien, 
zweifellos  für  den  Zweck,  um  beiden  Parlamenten  die  in  Form  von 
Gesetzesbeschlüssen  zu  vollziehende  Einigung  auf  einen 
dieser  Vorschläge  über  den  Dissens  der  Deputation  hinweg  zu 
ermöglichen.  Auf  die  Form  der  ohne  jede  Verhandlung  sich  voll- 
ziehenden, die  Form  des  wechselseitigen  Versprechens 
vollständig  abstreifenden  Vereinbarung  des  gemeinsamen 
Budget  durch  sanktionierte  einseitige  Feststellungen  beider  Dele- 
gationen wurde  bereits  verwiesen. 

Will  Bernatzik  ferner  eine  Vereinbarung  nicht  zugestehen, 
wenn  ihm  nicht  Vorverhandlungen  der  Parteien  nachgewiesen 
werden,  so  kann  ihm  auch  damit  aufgewartet  werden.  Zunächst 
macht  Beust  in  der  Beratung:  des  Ausgleichsgesetzes  dem  öster- 


1")  Ausgleich,  S.  256. 
")  A.  a.  O.,  S.  373. 
1"')  A.  a.  O.,  S.  367. 
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rcichischcn  Abgcortlnetenhausc  Mitteilung  von  Verhandlungen,  die 
in  Wien  über  den  Inhalt  des  Ausgleichs  mit  einflußreichen  Mit- 
gliedern des  ungarischen  Landtags  gepflogen  wurden,  i'"')  Dann 
aber  bestimmt  Andrässy  Vater  in  seiner  Rede  über  die  §§  14 
iMid  25  des  ungarischen  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1889  die  Natur 
dieser  Verhandlungen  juristisch  näher,  daß  sie  im  Auftrage  der 
parlamentarischen  Mehrheit  geführt  wurden,  um  in  Betreff 
der  zwischen  Ungarn,  der  Krone  und  dem  anderen  Staate 
der  Monarchie  unerledigt  gebliebenen  Fragen  ein  dauerndes 
staatsrechtliches  Verhältnis  zu  begründen.  Hier  wird  Öster- 
reich ausdrücklich  als  mitverhandelnd  angeführt,  woraus  hervor- 
geht, daß  die  ungarischen  Negotianten  die  mit  ihnen  in  Wien 
verhandelnden  Minister,  wie  dies  auch  dem  Stande  des  unga- 
rischen Verfassungskampfes  entsprach,  sicher  nicht  als  ungarische, 
sondern  als   österreichische  Minister  betrachteten, i'^) 

Auch  das  bleibt  an  Bernatziks  Darstellung  ganz  unverständ- 
lich, daß  er  den  Vereinbarungscharaktcr  des  Ausgleichs  aus  dem 
Grunde  leugnet,  weil  man  sich  bei  seiner  Herstellung  nicht  an 
das  Verfassungssistierungsmanifest  und  das  Sistierungspatent  vom 
20.  September  1865,  RGBl.  Nr.  88  und  89  gehalten  habe,  wonach 
die  ungarischen  Vorschläge  für  die  Neukonstituierung  der  Mon- 
archie vor  der  Entschließung  des  Monarchen  den  nichtungarischen 
Ländern  sollten  vorgelegt  werden,  um  ihren  gleichgewichtigen 
Ausspruch  zu  vernehmen  und  zu  würdigen.  Nun  erklärten  beide 
Dokumente  diesen  Ausspruch  der  Länder  nur  soweit  paritätisch, 
als  sie  noch  vor  der  Entschließung  des  Monarchen  zu  hören 
waren,  daß  aber  der  Monarch  bei  seiner  endgültigen  Entschließung 
an  das  Votum  der  nichtungarischen  Länder  sollte  gebunden  sein, 
oder  daß  die  Neugestaltung  der  Monarchie  nur  auf  Grund  eines 
gemeinsamen,  einheitlichen  konstituierenden  Aktes  beider  Legis- 
lativen soll  erfolgen  dürfen,  darüber  enthalten  die  beiden   Doku- 


'*)  Neue  Gesetzgebung,  S.  607. 

'')  Vgl.  die  zitierte  Ausgabe  dieser  Rede,  S.  18.  Eingehend  werden 
die  gepflogenen  Verhandlungen,  soweit  ihr  Verlauf  überhaupt  bekannt  ist, 
von  Friedjung  in  seinem  im  Wiener  sozialpolitischen  Verein  gehaltenen 
Vortrag,  Geschichte  des  Ausgleichs  von  1867,  dargestellt.  „Deutsche  Worte", 
Jahrg.  1899. 
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mente  nicht  die  schwächste  präjudizierliche  Versicherung'.  Auch 
dafür  bieten  beide  Dokumente  keinen  Anhaltspunkt,  daß  man 
beabsichtigte,  beide  Parlamente  in  unmittelbare  Verhandlungen 
miteinander  treten  zu  lassen. 

Fragen  wir  uns  zusammenfassend,  was  Bernatzik  mit  all  den 
von  ihm  aus  dem  ungarischen  und  dem  österreichischen  Staats- 
recht entnommenen  Beispielen  bewiesen  hat,  so  müssen  wir  sagen 
das  gerade  Gegenteil  seiner  Behauptung,  daß  Vereinbarungen, 
um  wirksam  zu  sein,  sich  in  der  Form  von  Verträgen  vollziehen 
müssen.  Denn  alle  diese  Vereinbarungen  treten  nicht  in  der 
Form  von  Verträgen  auf,  in  welchen  die  Kontrahenten  unmittelbar 
miteinander  und  zueinander  sprechen  und  welche  sie  im  Falle 
ihrer  Beurkundung  als  Kontrahenten  unterfertigen,  sondern  sie 
werden  ausschließlich  durch  Erklärungen  in  Gesetzesform  kon- 
stituiert, und  daß  sie  Vereinbarungen  sind,  entnehmen  wir  des- 
halb nicht  aus  ihrer  Form  sondern  aus  ihrem  Inhalt,  weil 
sie  Willenskundgebungen  über  Gegenstände  sind,  welche 
einseitiger  Verfügung  des  Erklärenden  nicht  unterliegen. 
Und  weil  nun  dieses  Merkmal  auch  auf  die  beiden  Ausgleichs- 
gesetze zutrifft,  von  welchen  das  österreichische  durch  das  ungarische 
ausdrücklich  (§§  18,  6Q)  herausgefordert  worden  ist,  so  be- 
gründen auch  sie  eine  einseitig  nicht  mehr  widerrufliche 
Vereinbarung. 

§  30.  Anerkennung  des  österreichischen  Ausgleichsgesetzes 
als  Perfektion  des  ungarischen  im  GA.  XIV :  1867. 

Hemmend  steht  der  von  Bernatzik  vertretenen  Auffassung 
auch  der  §  5  des  GA.  XIV:  1867,  des  ersten  ungarischen 
Quotengesetzes  entgegen,  worin  die  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes an  die  Bedingung  geknüpft  wird,  es  müßten  vorher  jene 
Bedingungen  erfüllt  sein,  an  welche  das  Inslebentreten  des  GA.  XII 
in  diesem  Gesetzartikel  selbst  geknüpft  ist.  Zur  Zeit,  als  dieses 
Gesetz  vom  ungarischen  Reichstag  beschlossen  wurde,  war  eben 
das  österreichische  Ausgleichsgesetz  noch  nicht  sanktioniert. ^s) 


1*)  Die  Sanktion  des  ungarischen  Quotengesetzes  erfolgte  am  27.  De- 
zember, also  um  sechs  Tage  später  als  jene  des  österreichischen  Ausgleichs- 
gesetzes. Wozu  diese  Vorsicht? 

Dr.   Tezner,   Ausgleichsrecht.  9 
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Und  daraiil'  spielt  nun  der  (jA.  XIV:  1867  an.  Wenn  aber,  wie 
Beriiat/ik  annimmt,  das  Verhältnis  beider  Staaten  schon  durch 
das  unfrarische  Ausglcichsgeset/.  geregelt  und  damit  allein 
schon  die  staatsrechtliche  Voraussetzung  für  den  Quotenpakt  ge- 
schaffen war,  wozu  verlangen  die  Ungarn  noch  erst  die  Er- 
fülliui^  von  Bedingungen  der  Wirksamkeit  des  GA.  XII;  von 
wem  sind  diese  Bedingungen  gestellt,  an  wen  sind  sie  und  worauf 
Sinti  sie  gerichtet,  und  durch  wen  sind  sie  zu  erfüllen,  und  worin 
bestehen  sie?  Darauf  muß  eine  Antwort  gegeben  werden.  Ich 
gebe  sie  dahin,  daß  vor  der  Wirksamkeit  des  Quotenpaktes  das 
im  i;  18  des  GA.  XII  geforderte  Übereinkommen  über  den 
ganzen  Ausgleich,  als  rechtliche  Voraussetzung  und  Grund- 
lage des  Quotenpaktes,  durch  den  Beitritt  Österreichs  her- 
gestellt sein  mußte  und  daß  die  Genehmigung  der  durch  den 
gemeinsamen  Monarchen  bereits  auch  für  Österreich  ange- 
nommenen Vereinbarung  mit  Ungarn  durch  einen  sanktionierten  Be- 
schluß des  österreichischen  Parlaments,  also  noch  erst  in  kon- 
stitutioneller Form  zu  erfolgen  hatte.  Bernatzik  hat  die  an  den 
§  5  des  GA.  XIV  sich  anknüpfenden  Fragen  überhaupt  nicht  auf- 
gestellt. Aber  auf  die  Frage,  welches  denn  die  rechtliche  Natur 
des  im  §  69  geforderten  Beitritts  der  österreichischen  Volks- 
vertretung sei,  gibt  er  eine  Antwort.  Es  kommt  nur  darauf  an, 
was  für  eine   Antwort  das   ist? 

§  31.   Der  Ausgleich  erstreckt  sich  auf  die  gemeinsamen 
Angelegenheiten   und  nicht  bloß  auf  die  Form  ihrer  Be- 
handlung. 

Bernatzik  meint,  daß  der  Beitritt  Österreichs  im  §  69  nur  (!) 
zur  Ermögliciiung  einer  gemeinsamen  Verwaltung  offen- 
gelassen worden  sei.i^)  Auch  der  Sinn  dieser  Bemerkung  ist  sicher 
höchst  dunkel.  Der  Ausschuß  des  Kremsierer  Reichstags  schuf 
seinen  Verfassungsentwurf  nur  für  Österreich  und  dachte  sich 
die  Erstreckung  seines  Verfassungswerkes  auf  Ungarn  in  der  Weise, 

"0  Hier  konzediert  Bernatzik  ausnahmsweise  mehr  als  Hauke,  der, 
a.  a.  O.,  S.  144,  davon  ausi^cht,  daß  auch  die  Organisation  der  gemein- 
samen Verwaltung  durch  die  verfehlte  Form  des  Ausgleichs  gescheitert 
sei,  wonach  also  die  gemeinsamen  Organe  verfassungswidrig  funktionieren! 
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daß  Ungarn  freiwillig  beitrete.  Die  nordamerikanische  Unions- 
verfassung läßt  den  Beitritt  neuer  Staaten  offen.  Hat  nun 
ein  solcher  Beitritt  nicht  die  Erstreclcung  des  ganzen  Inhalts 
der  Konstitutivuri<unde  auf  den  Beitretenden  zur  Folge,  wie  ein 
einem  Vereine  beitretendes  Mitglied  durch  den  ganzen  Inhalt 
der  Statuten  gebunden  wird?  Ist  es  ferner  richtig,  daß  der  Beitritt 
nur  auf  eine  gemeinsame  Verwaltung  und  nicht  auch  auf  gemein- 
same Budgetierung  (§  40),  auf  gemeinsame  Gesetzgebung  in  der 
Form  der  dem  Monarchen  vorbehaltenen  Regelung  der  Heeres- 
organisation und  des  Inhalts  der  militärischen  Dienst- 
pflicht, auf  gemeinsame  Gerichtsbarkeit  in  der  Form  der  Militär- 
strafgerichtsbarkeit und  der  Gerichtsbarkeit  eines  gemeinsamen 
Staatsgerichtshofes  (§  51),  endlich  auf  eine  gemeinsame  Gesetz- 
gebungspolitik in  den  sogenannten  dualistischen  Angelegenheiten 
gerichtet  gewesen  sei? 

Eine  ungarische  Zeitung  hat  einmal  über  eine  Äußerung  des 
verstorbenen  ungarischen  Handelsministers  Hegedus  berichtet,  der- 
zufolge  gemäß  §  69  des  GA.  XII  der  Ausgleich  eine  Verein- 
barung nur  über  den  Modus  der  Behandlung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  nicht  über  die  Gemeinsamkeit  dieser  Ange- 
legenheiten selbst  sein  sollte.  Wenn  also  Ungarn  die  Gemein- 
schaft der  Angelegenheiten  selbst,  an  welche  es  durch  keine 
Vereinbarung  gebunden  sei,  aufhebe,  falle  die  Vereinbarung  über 
die  Gemeinschaft  der  Verwaltung  von  selbst  zusammen.  Ich 
weiß  nicht,  ob  Bernatzik  diese  konfuse  Anschauung  teilt,  ob- 
gleich seine  Formulierung,  das  Verhältnis  beider  Staaten  sei  kein 
vertragsmäßiges,  vielmehr  von  Ungarn  und  der  Krone  einseitig 
geregeltes  und  nur  zur  Ermöglichung  einer  gemeinsamen  Ver- 
waltung sei  die  Beitrittsklausel  des  §  69  beigefügt  worden,  be- 
denklich an  das  Referat  über  die  Konstruktion  von  Hegedüs  er- 
innert. Nun  steht  die  Sache  so:  Es  können  mehrere  Staaten 
vereinbaren,  eine  Einrichtung  auf  gemeinsame  Kosten  zu  er- 
halten, die  ihnen  allen  dienen  soll.  Zum  Beispiel  können 
mehrere  Kleinstaaten  sich  einigen,  ein  Obergericht  zu  erhalten, 
welches  je  nach  der  Herkunft  des  Prozesses  im  Namen  jedes 
dieser  Staaten  urteilen  soll.  Diese  Staaten  haben  dann  zwar  ein 
und  dasselbe  Gericht  zu  ihrem  Appellationsgericht,  aber  keine 
gemeinsame     Appellationsgerichtsbarkeit,     weil    dasselbe 

9* 


—     132     - 

Gericht  nach  Laue  des  Falles  bald  im  Namen  dieses,  bald  jenes 
der  kontribiiierenden  Staaten  urteilt.  Wenn  aber  mehrere  Staaten 
eine  <i;enieinsamc  Verwaltunn^  bestimmter  Staatsangelegenheiten 
vereinbaren,  dann  wollen  sie  nicht  nur,  dali  diese  Interessen  durch 
dieselben  Behörden  sondern  durch  diese  Behörden  für  die  ver- 
einbarenden Staaten  einheitlich  erledigt  werden,  dann  erklären 
sie  aber  die  einheitlich  zu  erledigenden  Interessen  und  Ange- 
legenheiten selbst  für  gemeinsam.  Es  gibt  also  keine  über 
eine  bloße  Erhaltungsgemeinschaft  hinausgehende  Ver- 
waltungsgemeinschaft ohne  Gemeinschaft  der  gemeinsam  zu 
verwaltenden  Interessen  oder  Angelegenheiten.  Man  sieht 
hier,  wie  viel  Selbstverständliches  die  Kontroverse  über  das  Wesen 
des   Ausgleichs   beweisbedürftig  macht. 

Nun  soll  freilich  der  Jurist  für  alles  Flüchtige,  technisch 
Unvollkommene,  welches  die  beiden  in  fliegender  Hast  fertig 
gestellten  Ausgleichsgesetze  in  Fülle  aufweisen,  einen  tieferen 
Grund  finden.  Warum  fordert  §  6Q  des  GA.  XII  die  Beitritts- 
erklärung Österreichs  nur  zu  seinen  Festsetzungen  über  die  Art 
der  Behandlung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  nicht 
auch  zu  jenen  über  ihre  Bestimmung?  Wenn  man  dahinter 
schon  durchaus  eine  tiefere  Absicht  suchen  will,  kann  man  sie 
leicht  finden.  Im  §  18  fordert  der  GA.  XII  zwar  ein  Übereinkommen 
über  die  Gegenstände  der  Staatengemeinschaft.  Im  ganzen 
steht  er  aber  auf  dem  Standpunkt,  ein  solches  Übereinkommen  sei 
streng  genommen  nicht  unumgänglich  nötig.  Denn  es  liege 
in  der  Pragmatischen  Sanktion  bereits  vor,  die  doch  nicht 
neuerlich  zu  vereinbaren  sei.  Ausdrücklich  sagen  dies  die  §§2,  4, 
8,  18,  des  GA.  XII  und  der  §  58  deutet  indirekt  darauf  hin. 
Der  GA.  XII  scheint  somit  die  Anerkennung  der  Gemeinschaft 
zwischen  beiden  Staaten,  freilich  nur  strenge  innerhalb  der  von 
ihm  gezogenen  Grenzen,  auch  für  den  Fall  festhalten  zu 
wollen,  als  der  im  §  69  geforderte  Beitritt  Österreichs 
zu  dem  vorgeschlagenen  Modus  ihrer  Behandlung  nicht 
erfolgen  sollte,  um  nicht  die  Verbindungsbrücke  zwischen 
beiden  Staaten  vollständig  abzubrechen-"),  ganz  so,  wie  selbst 


-°)  Vgl.  insbesondere  §  4  des  GA.,  der  ein  unbedingtes  Versprechen 
enthält. 
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die  ungarische  1848er  Verfassung  den  Reichsverband  aner- 
kennt, ohne  sich  über  die  neue  Form  seiner  Konstituierung 
ausdrücklich  zu  äußern.  Andrerseits  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  der  GA.  XII  in  der  vorbehaltlosen  Annahme 
seiner  Organisationsvorschläge  auch  das  im  §  18  geforderte  Über- 
einkommen über  die  von  ihm  gezogenen  Grenzen  der  Gemeinschaft 
der  staatlichen  Interessen  und  Angelegenheiten  erblickt.  Darum 
drückt  sich  der  zitierte  §  5  des  GA.  XIV:  1867  so  aus,  als  sei 
nicht  etwa  bloß  die  Wirksamkeit  der  Bestimmungen  über  den 
Behandlungs  modus  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten, 
sondern  die  Wirksamkeit  des  ganzen  Inhalts  des  GA.  XII  vom 
Beitritt  Österreichs  abhängig,  was  ganz  vernünftig  ist,  da  es 
doch  keinen  gemeinsamen  objektlosen  Behandlungsmodus  an 
sich  gibt  sondern  nur  einen  auf  ein  bestimmtes  Objekt  ge- 
richteten und  Handlung  und  Objekt  voneinander  nicht  zu 
trennen  sind. 

§  32.  Der  Ausgleich  des  Jahres  1867,  eine  zwischen  beiden 
Staaten  vereinbarte  authentische  Interpretation  und  Fort- 
bildung der  Pragmatischen  Sanktion. 

Die  These  Bernatziks  von  der  einseitigen  Natur  des  Ver- 
hältnisses beider  Staaten,  schon  an  sich  juristisch  nicht  faßbar 
und  zur  völligen  Untergrabung  der  Rechtsgrundlagen  der  auch 
von  ihm  als  Realität  hingestellten  Monarchie  führend,  steht  und 
fällt  mit  dem  schon  durch  die  staatliche  Praxis  der  Antike  über- 
holten, durch  die  eigenen  Beispiele  Bernatziks  von  Verein- 
barungen in  Gesetzes  form  widerlegten  Satze,  daß  wechsel- 
seitige Verpflichtungen  nur  aus  Erklärungen  in  der  Form  wechsel- 
seitiger Versprechen  hervorgehen  können  und  daß  die  einzige 
Form  des  Versprechens  die  Versprechensform  sei.  Wenn  nun 
Bernatzik  gar  zur  Beantwortung  der  Frage,  wie  die  Männer  des 
Jahres  1867  hüben  und  drüben  es  hätten  machen  sollen, 
um  eine  wahrhafte  Vereinbarung  zwischen  beiden  Staaten 
herzustellen,  auf  §  70  des  gleichfalls  doch  wieder  nicht 
in  Versprechens-  sondern  in  Gesetzesform  zu  stände 
gekommenen  ungarisch  -  kroatischen  Ausgleichs  verweist,  wo- 
selbst  Ungarn   und    Kroatien   sich   ausdrücklich  gegenseitig 
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das  VcTsprcclicn-')  j^^cbcii,  nichts  einseitig  an  dem  Übor- 
cinkoninun  /u  ändern,  und  ein  solches  gegenseitiges 
Versprechen  als  das  Wesentliche  eines  Vertrages  er- 
klärt, so  bietet  er  eine  Rechtslehre,  welche  nur  in  jene 
Epoche  der  menschlichen  Gesittung  hineingehört,  da  Ceres  noch 
nicht  zu  den  Sterblichen  niedergestiegen  war,  die  Bezähmerin 
wilder  Sitten,  die  den  Menschen  zum  Menschen  gesellt.  Diese 
Rechtslehre  geht  noch  über  die  moderne  ungarische  hinaus,  sofern 
selbst  diese  daran  festhält,  es  müsse  ein  auf  eine  widerruf- 
liche Gemeinschaft  beider  Staaten  gerichtetes  ungarisches  (iesctz 
eine  ausdrückliche  Widerrufs-  oder,  wie  man  sie  seit  der  Szell- 
schen  Formel  nennt,  eine  Reziprozitätsklausel  enthalten,  widrigens 
sie  nicht  als  einseitig  widerruflich  behandelt  werden  dürfe. 

Aber  Bernat/ik  selbst  nimmt  an  der  Polemik  gegen  Bernatzik 
Anteil.  Er  keiuizeichnet  den  GA.  Xll  dahin,  daß  in  ihm  die 
Anerkennung  der  Einheitlichkeit  der  auswärtigen  Verwaltung 
und  des  Heeres  als  vertragsmäßiger,  beide  Staaten  gegen- 
einander verpflichtender  Elemente  der  drei  Gesetzartikel  von 
1723  gelegen  sei.  Diese  letzteren  Gesetzartikel  selbst  sind  ihm 
aber  kein  Vertrag,  der  Ungarn  gegenüber  den  nichtungarischen 
Ländern,  sondern  nur  ein  solcher,  der  sie  gegenüber  der  Dynastie 
verpflichtet.  So  wenig  man  nun  aus  einem  Vogel  einen  Fisch 
machen  kann,  so  wenig  kann  man  aus  einer  Vereinbarung 
Ungarns  und  der  streng  ungarischen  Dynastie  einen  wechsel- 
seitigen Vertrag  Ungarns  mit  den  nichtungarischen  Ländern 
machen.  Bernatziks  Bemerkung  von  der  1867  erfolgten  Aner- 
kennung der  Vertragsnatur  der  aus  der  Pragmatischen 
Sanktion  abgeleiteten  Einheitselemente  der  Monarchie 
läßt  also  nur  die  eine  Auffassung  zu,  daß  der  Inhalt  der  Prag- 
matischen Sanktion  nachträglich  durch  seine  Einbeziehung  in 
den  GA.  XII  zum  Inhalte  einer  vertragsmäßigen,  von  Ungarn 
und  Österreich  einverständlich  vollzogenen  Interpretation  ge- 
worden sei,  welche  zu  wechselseitiger  Anerkennung  der  Elemente 
der  Einheit  beider  Staaten  geführt  habe.  Das  kann  aber  nur 
dann   der    Fall    sein,   wenn    GA.    XII    selbst   als    eine   ungarische 


-')    Aber    auch    der   ungarisch-kroatische   Ausgleich    liegt   niclit   in 
Versprechens-,  sondern  in  Gesetzesform  vor. 
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Vertragserklärung  aufgefaßt  wird,  welcher  eine  die  Konfor- 
mierung Österreichs  ausdrückende  Erklärung  dieses  Staates  als 
die  vert'^agsmäßige  Gegenerklärung  gegenübersteht.  Kurz,  die 
Pragmatische  Sanktion  ist  nach  dieser  Erklärung  Bernatziks  1867 
von  beiden  Staaten  zum  Inhalt  eines  Vertrags  gemacht  und  durch 
diesen  Vertrag  weiter  entwickelt  worden. 

Und  auch  das  ist  zu  bedenken,  so  wenig  durch  einseitiges 
Schenkungsanerbieten    ein    Schenkungsvertrag   begründet   werden 
kann,  so  wenig  durch  eine  einseitige  Anerkennung  Ungarns  die 
Vertragsnatur  der  Pragmatischen  Sanktion.   Wenn  Österreich  heute 
durch  Gesetz  anerkennen  würde,  es  stehe  in  einem  Bündnis  mit 
Rußland,   so   mag  man  vielleicht  sagen,  Österreich   werde  durch 
diese    Anerkennung    durch    eine    angemessene    Zeit   einseitig    zu 
Gunsten    Rußlands   gebunden,   bis   dieses   in   der   Lage    ist,   sich 
darüber   zu   erklären.    Aber   das    Bündnis   liegt  doch   vor   dieser 
Erklärung  nicht  vor.  Ist  sie  aber,  gleichviel,  ob  ausdrücklich  oder 
stillschweigend,  in  zustimmendem  Sinne  ausgefallen,  dann  ist  das 
Bündnis   nicht   ein   einseitiges,  durch   die   Anerkennung  Öster- 
reichs   allein    begründetes,     was    ein    juristischer    Nonsens    ist, 
sondern   wurzelt   in   der   Übereinstimmung   oder   Vereinbarung 
beider  Staaten. 

§  33.  Die  staatsrechtliche  und  politische  Beurteilung  des 
Ausgleichs  in  Österreich. 

Bernatzik  behauptet,  die  Auffassung  des  Verhältnisses  beider 
Staaten  als  eines  vertragsmäßigen  sei  eine  spezifisch  öster- 
reichische. Das  ist  in  doppelter  Beziehung  unrichtig.  Sofern  es 
sich  um  die  staatsrechtliche  Beurteilung  dieses  Verhältnisses 
handelt,  ist  bis  zum  Ausbruch  der  gegenwärtigen  Reichskrise  die 
Anschauung  von  dessen  Vereinbarungsnatur  nicht  bloß  in  Öster- 
reich sondern  in  der  ganzen  Welt  die  herrschende  gewesen,  soweit 
sie  sich  für  die  Beurteilung  dieses  Verhältnisses  überhaupt  inter- 
essiert hat.  22)  Ich  glaube,  daß  Bernatzik  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  keine  außerösterreichischen  deutschen  oder  nichtdeutschen 
Schriftsteller  des  Staatsrechts,  Ungarn  ausgenommen,  namhaft  zu 


")  Der  erste,  der  schwankt,  ist  Hauke. 
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niaclicii  in  ilct  Lay^c  sein  wird,  (.kr  nicht  dieses  Verhältnis  /um 
mindesten  als  Healunion,  somit  als  auf  Vereinbarung  der  unierten 
Staaten  ruhend,  betrachtet  hätte.  Auch  die  Monojrraphie  des 
jüngeren  Andrässy  geht  von  einem  Bündnis  Verhältnis  beider 
Staaten  aus,  welches  doch  nur  durch  einen  auf  ein  solches  Bündnis 
gerichteten  \'ertrag  begründet  werden  koimte.-')  Wer  sich  durch 
Bernatziks  Bemerkung  verleiten  Iiel5e,  anzunehmen,  Österreich  sei 
auf  den  Kopf  gefallen  gewesen  und  hätte  nicht  gesehen,  was 
für  die  ganze  Welt  außer  Diskussion  stand,  würde  darum  irren. 

Das  politische  Urteil  Österreich  über  den  sogenannten 
Ausgleich  ging  aber  von  allem  Anbeginn  und  lautet  noch  heute 
dahin,  daß  er  Österreich  oktroyiert  worden  ist.  Politisch  hat  des- 
halb in  Österreich  niemand  jemals  ein  anderes  Urteil  über  die 
Natur  des  Ausgleichs  gehabt,  als  welches  Bematzik  für  das 
richtige  staatsrechtliche  ausgibt.  Selbst  der  Reichskanzler  Beust 
hat  die  Verantwortung  für  die  Zwangslage  abgelehnt,  in  welcher 
der  österreichische  Reichsrat  durch  die  Sanktion  des  GA.  Xll 
geraten  sei.  Indes  wird  er  von  dem  Vorwurfe  nicht  freizusprechen 
sein,  daß  er  durch  die  Zurücknahme  seiner  Forderung  nach  Zu- 
ziehung des  österreichischen  Handels-  und  Finanzministers  zu 
den  Verhandlungen  mit  den  ungarischen  Staatsmännern  beige- 
tragen hat,  die  Voraussetzungen  für  eine  chaotische  Gestaltung 
der  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Interessen  Österreichs  zu 
schaffen,  ohne  hiefür  die  vom  Monarchen  zur  unerläß- 
lichen Bedingung  erhobene  ausreichende  Fundierung  der 
Einheit  der  Armee  und  der  äußeren  Vertretung  als  Kom- 
pensation heimzubringen.  Auch  wird  man  wohl  retrospektiv 
sagen  können,  daß  das  ungarische  Parlament  in  dem  öster- 
reichischen Kurienparlament  keinen  ebenbürtigen  Partner  besaß, 
der  die  Kraft  besessen  hätte,  dem  ungarischen  Oktroi  wirksam 
zu  begegnen.  Als  staatsrechtliches  Oktroi  ist  der  Ausgleich 
auch  von  den  Nationalitäten  Siebenbürgens  und  von  Kroatien 
empfunden  worden.  Denn  im  §  4  des  ungarisch-kroatischen  Aus- 
gleichs ist  gesagt,  daß  in  Zukunft  ein  Gesetz  von  der  Art  des 
GA.  XII  und  über  die  dort  geregelten  Verhältnisse  nicht  mehr 
über  den  Kopf  Kroatiens  hinweg  geschaffen  werden  dürfe. 

•")  V)i\.  die  wiederholt  zitierten  Stellen  S.  172,  193. 
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Ob  sich  nicht  in  Zukunft  einmal  die  Wirkungen  dieser  Oktroy- 
ierung zum  Nachteil  Ungarns  ebenso  äußern  werden  wie  jene  der 
Oktroyierung  vom  Jahre  1849  zum  Nachteil  der  Monarchie,  muß 
dahin  gestellt  bleiben.  Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  ob  für 
Österreich  noch  die  politische  Möglichkeit  besteht,  irgendwelchen 
Zukunftstraum  über  einen  deus  ex  machina  nachzuhängen,  der 
die  von  ungarischer  Seite  ausgehenden  Versuche  zur  Lockerung 
des  Verbandes  beider  Staaten  zum  Stillstand  zu  bringen  vermag. 
Und  zu  dieser  Frage  soll  in  dem  folgenden  letzten  Abschnitt 
Stellung  genommen  werden. 


Sechster  Abschnitt. 

Die  Garantien   des   österreichisch- ungarischen 

Ausgleichs. 

§  34.  Allgemeine  Bemerkungen  über  die  staatsrechtlichen 
und  politischen  Garantien  des  Ausgleichs. 

Die  bedeutendste  juristisch  -  technische  Garantie  des  Aus- 
gleichs vom  Jahre  1867  liegt  darin,  daß  er  in  beiden  Staaten 
durch  konstitutionelle  Gesetze  verankert  ist. i)  Es  kann  des- 
halb der  gemeinsame  Monarch  ihn  nicht  einseitig  unter  Mit- 
wirkung des  Parlamentes  eines  der  beiden  Staaten  und  unter 
Ignorierung  des  Parlaments  des  andern  Staates  lösen,  ohne  die 
konstitutionelle  Verfassung  dieses  Staates  zu  verletzen.-)  Diese 
Erwägung  liegt  auch  der  Forderung  des  GA.  Xll  zu  Grunde, 
daß  der  Ausgleich  in  beiden  Staaten  auf  konstitutioneller  Grund- 
lage aufgebaut  und  daß  der  Beitritt  Österreichs  in  verfassungs- 
mäßiger Form  erklärt  werden  müsse  (§§  5,  23,  69).  Vielleicht 
hätte  Ungarn  die  Neukonstituierung  eines  Verbandes  mit  Öster- 
reich in  einer  einheitlichen  Versammlung  der  Volksvertreter  beider 
Staaten  vorgeschlagen,  wenn  man  im  Jahre  1849,  anstatt  die 
ungarische  Verfassung  zur  Verfassung  eines  Gliedstaates  durch 
Oktroyierung  der  Märzverfassung  und  des  dort  vorgesehenen 
Zentralparlaments  herabzudrücken  und  anstatt  den  Kremsierer 
Reichstag  zu  sprengen,  an  die  Anerkennung  des  Reichsverbandes 
und  seiner  gemeinsamen  Interessen  in  der  ungarischen  1848er 
Verfassung  angeknüpft  und  auf  eine  vernünftige  Verbesserung  des 

')  Andrässy,  Ausgleich,  S.  172,  193. 
-)  A.  a.  O.,  S.  367,  253. 
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Entwurfs  des  Kremsierer  Verfassungsausschusses  hingewirkt  hatte, 
des  einzigen  älteren  Verfassungswerkes,  an  welchem  Vertreter  aller 
österreichischen  Nationalitäten  teilgenommen  haben.  Vielleicht 
wäre  dann  die  Neugestaltung  des  Verbandes  durch  unmittelbare 
Verhandlungen  beider  von  ihren  Regierungen  unterstützter  Parla- 
mente zu  stände  gekommen  und  ein  besonderes  Verfahren  zur 
Ausgleichung  auftauchender  Zwiespältigkeiten  festgesetzt  worden. 
Allein  das  Mißtrauen  gegen  den  unmittelbaren  Verkehr  beider 
Reichsvölker,  welches  das  Zustandekommen  der  Pragmatischen 
Sanktion  durch  unmittelbare  Konföderation  der  ungarischen  und 
österreichischen  Stände  vereitelt  hat,  hat  sich  in  das  Mißtrauen, 
ja  man  kann  sagen,  in  einen  durch  die  republikanischen  Allüren 
des  Reichstags  und  die  Konzentration  der  reaktionären  Elemente 
hervorgerufenen,  förmlichen  Haß  gegen  die  Parlamente  verwandelt. 
Anstatt  auf  eine  freiwillige  Umwandlung  des  Verbandes  auf  kon- 
stitutioneller Grundlage  hinzuv.irken,  wird  durch  die  Märzver- 
fassung eine  Zwangsumwandlung  verfügt,  welche  ohne  Verletzung 
der  ungarischen  Verfassung  nicht  durchführbar  gewesen  ist.  Seit 
den  im  Jahre  1849  begonnenen,  in  den  Jahren  1860  und  1861 
erneuerten  Versuchen,  Ungarn  ein  Zentralparlament  für  Ungarn 
und  Österreich  aufzunötigen,  will  Ungarn  von  einer  gemein- 
schaftlichen Beratung  und  Verhandlung  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten in  einer  einheitlichen  Versammlung  von  Volksver- 
tretern beider  Staaten  nichts  mehr  wissen,  denn  es  will  an  das 
Zwinguri  des  gemeinsamen  Reichstags  und  des  weiteren  Reichs- 
rates, welches  mittels  der  Märzverfassung,  des  Oktoberdiploms 
und  des  Februarpatents  errichtet  werden  sollte,  nicht  einmal  er- 
innert werden.  Auch  die  Neukonstituierung  soll  nicht  in  einer 
gemeinsamen  Konstituante  ausgesprochen,  ja  nicht  einmal  durch 
Verhandlung  zwischen  zwei  Regnikulardeputationen  vermittelt 
werden.  Ungarn  hat  für  die  an  ihm  verübten  Oktroyierungs- 
versuche  Vergeltung  an  den  österreichischen  Völkern  geübt,  die 
doch  an  den  Oktroyierungsversuchen  nicht  teilgenommen  haben, 
sondern  doch  nur  selbst  Oktroyierungsobjekt  gewesen  sind. 
Es  entbot  den  österreichischen  Völkern  seinen  durch  Gesetzes- 
form solennisierten  Ausgleich  mit  der  Alternative:  „Friß  Vogel 
oder  stirb!''  So  ist  denn  an  Stelle  des  staatsrechtlichen,  gegen 
Ungarn  verübten  Oktrois  das  politische  über  Österreich  verhängte 
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getreten,  ^aii/  itn  Wiclerspriiclu'  mit  dem  konstitutionellen 
Geiste,  von  weleliem  sonst  der  (jA.  XII  beherrscht  ist  und  alle 
die  Schrullen  dieses  Gesetzes:  die  strenge  Sonderung  der  Dele- 
gationen, die  komische  Bestimmung  über  ihre  gemeinsame  Sitzung, 
die  Quotenfestsetzung  durch  den  gemeinsamen  Monarchen,  der 
horror  vor  jeder  unmittelbaren  Berührung  der  beiden  Parlamente, 
wenn  auch  nur  für  den  Zweck  einer  bloßen  Aussprache  über 
die  auftauchenden  Differenzen''),  all  dies  erklärt  sich  aus  der 
ungarischen  Verfassungsgeschichte  von  1849 — 1867.  Deshalb  steht 
beiden  Staaten  zur  Durchsetzung  wirklicher  oder  vermeintlicher, 
aus  dem  Ausgleich  erwachsender  Rechte  kein  anderes  Mittel  als 
das  der  Drohung  mit  Repressalien  zu  Gebote,  wobei  jener  Staat 
den  Kürzeren  zieht,  welcher  der  zaghaftere  ist  und  sich  durch 
diese  Drohungen  einschüchtern  läßt.  Wird  dann  zur  Verwirk- 
lichung der  Repressalienpolitik  geschritten,  dann  leiden  aber  doch 
der  zurückdrängende  wie  der  zurückgedrängte  Staat  gleichmäßig 
darunter  und  diese  Erscheinung  widerlegt  in  bündigster  Weise 
den  Satz,  daß  zwei  unter  demselben  Monarchen  vereinig^te  Staaten 
keinen  Krieg  miteinander  führen  können,  ein  Satz,  der  in  doktrinärer 
Weise  den  von  zwei  Kriegsheeren  geführten  Krieg  als  die  einzige 
Form  der  Bekriegung  zweier  Staaten  betrachtet.  So  sehen  wir: 
die  staatsrechtlichen  Garantien  des  Ausgleichs  sind  unzulänglich. 
Wie  ist  es  nun  mit  den  politischen  Garantien  bestellt? 
Der  Ausgleich  rechnet  politisch  mit  der  staatsrechtlichen 
Parität  beider  Staaten.  Diese  gesetzliche  Anerkennung  erweist 
sich  aber  als  wertlos,  wenn  hinter  der  staatsrechtlichen  nicht  die 
politische  Parität  steht.  An  dieser  mangelt  es  aber  wTgen  der 
überwältigenden  Überlegenheit  des  ungarischen  Parlaments  über 
das  zerklüftete  österreichische.  Das  österreichische  Parlament  war 
bisher  kein  wahrhafter  Pair  des  ungarischen.  Daraus  erklärt 
sich  dann  die  völlige  Verschiebung  der  Rechtslage  gegenüber  dem 
Inhalt  des  Ausgleichs  in  dem  letzten  Dezennium  zu  Gunsten  der 
ungarischen  Vorherrschaft,  welche  ich  in  meinen  Wandlungen 
der  österreichisch-ungarischen    Reichsidee  dargestellt   habe. 

')  VkI.  hiezii  Tezner,  Der  österreichische  Kaisertitel,  seine  Geschichte 
und  seine  poHtische  Bedeutung.  Grünhuts  Zeitschrift,  25.  Bd.,  S.  57 
und  derselbe,  Kaisertitel,  ungarisches  Staatsrecht  usw.  S.  230,  derselbe, 
„Deutsche  Worte",  Jahrg.  1899. 
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§  35.  Die  Wandlung  als  Form  der  Änderung  von  Gesetzen, 

Mit  dem  Ausdruck  Wandlungen  des  Verfassungsrechts  be- 
zeichnet man  seit  Laband,  den  Begründer  und  noch  immer 
hervorragendsten,  weil  juristisch  bedeutendsten  und  gewandtesten 
Vertreter  der  juristischen  Methode  der  Staatsrechtswissenschaft, 
Veränderungen  im  Verfassungsrechte  eines  Staates,  die  nicht 
auf  bewußte,  in  der  hiefür  vorgeschriebenen  Form  zu  stände 
gekommene  verfassungsändernde  Gesetze  zurückzuführen  sind 
sondern  sich  in  anderer  und  verschiedenartiger  Weise  vollziehen, 
bald  durch  die  staatsrechtliche,  also  von  den  verschiedenen 
Organen  des  Staates  geübte  Praxis,  namentlich  durch  unange- 
fochten wirkende  behördliche  Verordnungen,  durch  Rechtsprüche 
der  Gerichte,  bald  durch  einfache  Gesetze,  welche  mit  den  funda- 
mentalen Sätzen  der  Staatsverfassung  im  Widerspruch  stehen,  ohne 
daß  man  sich  des  Widerspruchs  bewußt  würde,  oder  die  auch  in 
bewußtem  Widerspruch  zu  diesen  Sätzen  erlassen  werden,  weil 
Macht-  und  Zweckmäßigkeitserwägungen  dazu  drängen,  ohne  daß 
man  sich  doch  zu  entschließen  vermöchte,  die  ihnen  wider- 
sprechenden Verfassungssätze  in  aller  Form  Rechtens  aufzu- 
heben. Man  will  sie  eben  doch  noch  für  andere  Fälle  in  Reserve 
halten  oder  scheut  den  Eklat  einer  offenen  Verf assungsaufhebung.  ^) 
Daß  dieser  staatsrechtliche  Begriff  gerade  in  Deutschland  ent- 
standen ist  und  daß  man  hier  in  den  ihm  zu  Grunde  liegenden 
Erscheinungen  etwas  ganz  Besonderes  erblickt  hat,  erklärt  sich 
aus  der  deutsch-rechtlichen  Auffassung  des  konstitutionellen  Staats- 
rechts. Man  hatte  hier  die  Erfahrung  gemacht,  daß  das  ständische, 
zum  großen  Teil  in  ungeschriebenem  Gewohnheitsrecht 
wurzelnde  Staatsrecht  allmählich  durch  den  Landesherrn  weg- 
revidiert wurde  auf  Grund  der  mittelalterlichen  und  noch  neu- 
zeitlichen Lehre,  daß  nur  gute  und  löbliche  Gewohnheiten  rechts- 
beständig seien.  So  bestätigt  auch  die  ältere  Form  des  Ver- 
fassungsgelöbnisses des  ungarischen.  Königs  nur  die  gebilligten 


^)  Ein  Fall  der  letzteren  Art  liegt  in  der  Bestimmung  des  §  48  der 
Reichsvolksschulgesetznovelle  vom  2.  Mai  1883,  RGBl.,  Nr.  53  über  die 
Konfessionszugehörigkeit  des  verantwortlichen  Schulleiters.  Man  kann 
diese  Art  der  Gesetzgebung  als  Verfassungsdurchlöcherungs-Gesetzgebung 
bezeichnen. 
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oder  die  guten  und  gebilligten  Gewohnheiten  des  Landes. 
Weil  nun  wichtige  ständische  Privilegien,  i^uwcilen  sogar  das 
Stcuerfreiheits-  und  Steuerbewiliigungsprivilegium  nur  in  der  Form 
des  (lewohnheitsreehts  auftreten,  so  geht  die  Lehre  von  der  durch 
Billigkeit  und  Gerechtigkeit  bedingten  Geltung  des  Gewohnheits- 
rechts auch  auf  die  in  Urkundsform  bestehenden  Privilegien 
über  und  so  schwinden  diese  Privilegien  dahin,  weil  mit  den 
geänderten  Zeitverhältnissen  ihre  Unbilligkeit  und  Ungerechtigkeit 
immer  schroffer  hervortritt. 

So  hat  für  Deutschland  der  Begriff  des  Gewohnheitsrechts 
auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  die  ominöse  Nebenbedeutung 
einer  allmählich  sich  vollziehenden  Wandlung  der  beschränkten 
zur  absolutistischen  Monarchie.  Diese  Erfahrung  hat  man  bei 
der  Schaffung  konstitutioneller  Verfassungen  in  Deutschland  aus- 
genützt. Man  forderte  überall  einerseits  eine  förmliche  Konstitution, 
d.  i.  eine  erschöpfende,  unter  Teilnahme  der  Volksvertretung  sich 
vollziehende  Beurkundung  der  Verfassung,  andrerseits  die  Auf- 
nahme des  Grundsatzes  in  diese  Verfassungsurkunde,  daß  alles 
Gesetz  und  Recht  im  Staate  nur  mit  dem  Willen  der  Volksver- 
tretung oder  nur  auf  Gmnd  eines  so  geschaffenen  Ermächtigungs- 
gesetzes durch  Anordnungen  der  Behörden  soll  geschaffen  und 
abgeändert  werden.  Also  kein  Recht  außerhalb  der  beur- 
kundeten Verfassung,  der  beurkundeten  Gesetze  und  gesetz- 
mäßigen Verordnungen.  Und  keine  Gesetzes-  und  Ver- 
fassungsänderung ohne  Beobachtung  der  hiefür  vorge- 
schriebenen Formen.  Deshalb  ist  heute  noch  der  hervor- 
ragende Leipziger  Verwaltungsrechtslehrer  Otto  Mayer  geradezu 
ein  geschworener  persönlicher  Feind  eines,  das  konstitutionelle 
Gesetz  aufhebenden  oder  ändernden  Gewohnheitsrechts  oder 
der  rechtsändernden  Kraft  der  Praxis  im  konstitutionellen  Staate. 
Aber  die  Macht  der  Verhältnisse  hat  sich  auch  hier  stärker 
erwiesen    wie    alle    Theorie.  5)     Gerade    Laband,    dem    Begründer 

*)  Bei  uns  in  Österreich  kann  die  Existenz  der  zwar  mit  Kredit- 
instituten verbundenen  aber  selbständige  Persönlichkeit  besitzenden,  der 
für  Versicherungsgesellschaften  nötigen  Konzession  entbehrenden  Pensions- 
institute nur  durch  Gewohnheitsrecht  erklärt  werden,  desgleichen  die  Be- 
freiung der  parlamentarischen  Klubs  vom  Vereinsgesetze. 
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der  Lehre  von  der  formellen  Gesetzeskraft,  welche  die  Auf- 
hebung des  konstitutionellen  Gesetzes  nur  durch  konstitutionelles 
Gesetz  und  unter  Beobachtung  der  hiefür  vorgeschriebenen  Formen 
oder  durch  Verordnungen  auf  Grund  konstitutioneller  Ermäch- 
tigungsgesetze zulassen  will,  war  es  beschieden,  die  wichtige  Ent- 
deckung zu  machen,  daß  bald  nach  der  Begründung  des  Deutschen 
Reichs  eine  Reihe  von  Gesetzen  und  Einrichtungen  geschaffen 
wurde,  welche  der  deutschen  Reichsverfassung  direkt  zuwider- 
liefen, ohne  daß  man  sich  vorerst  der  Mühe  einer  Verfassungs- 
änderung unterzogen  hätte.  Diese  Erscheinung  wird  aber  ganz 
begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  wie  schlecht  es  mit  der  Kenntnis 
der  Verfassung  bei  jenen  bestellt  ist,  welche  die  Gesetze  machen 6), 
und  daß  selbst  jene  Gesetzgeber,  die  sie  kennen,  alle  staatsrecht- 
lichen Skrupel  achselzuckend  hinter  die  Erwägung  der  Zweck- 
mäßigkeit eines  Gesetzes  zurücktreten  lassen.  Laband  hat  für 
den  hier  geschilderten  Vorgang  die  anschauliche  Bezeichnung 
„Wandlungen  der  deutschen  Reichsverfassung"  geschaffen  und 
so  kann  man  allgemein  von  Verfassungswandlungen  sprechen. 
In  England,  der  Heimat  des  konstitutionellen  Staatsrechts, 
kennt  man  keinen  so  allgemeinen  Ausdruck.  Aber  gerade  hier, 
wo  die  Entwicklung  von  Gewohnheitsrecht  und  gewohnheits- 
rechtlichem Verfassungsrecht  durch  die  höchsten  Reichsgerichte 
und  die  Machtstellung  des  mit  justizmäßigen  oder  justizähn- 
lichen Befugnissen  ausgestatteten  Parlaments  beeinflußt  war, 
hat  man  niemals  gezweifelt,  daß  Verfassungsrecht  durch  die 
Praxis  des  Parlaments  und  der  höchsten  Gerichte  im  Rahmen 
ihrer  sachlichen  Zuständigkeit  geschaffen  werden  könne.  Das  lehrt 
schon  die  staatsrechtlich  zwar  anspruchslose  aber  doch  instruktive 
Darstellung  des  englischen  Verfassungsrechts  von  Eduard  Fischel 
(1862),  in  neuester  Zeit  aber  der  bedeutsame  Versuch  Julius 
Hatscheks,  sich  konstruktiv  in  dieses  so  eigenartige  Recht  zu  ver- 
tiefen   (1905/06)    sowie    das    umfassende    Werk    Josef    Redlichs, 


•*)  Der  Verfasser  hat  im  Laufe  der  Zeit  ganz  merkwürdige  Erfah- 
rungen hierüber  im  Verkehr  mit  hervorragenden  Praktikern  gemacht.  Die 
Herren  nehmen  keinen  Anstand,  ihre  volle  Unkenntnis  der  staatsrecht- 
lichen Literatur  zuzugeben,  erklären  aber  hiefür  nur  diese  verantwortlich, 
weil  sie  keine  praktisch  verwertbaren  Ergebnisse  liefere. 
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Recht  uikI  Technik  des  englischen  Parlaments  (1905),  in 
w  eicheni  uns  die  Verfassungsrecht  hervortreibende  Kraft  der  Fest- 
setzungen der  parlamentarischen  Geschäftsordnung  des  Unter- 
hauses in  ebenso  fesselnder  als  anschaulicher  Weise  dargestellt 
wird,  üie  Staatsrecht  bildende  Wirkung  der  Praxis  im  Leben 
des  ungarischen  Staates  wurde  bereits  hervorgehoben.  In  einer 
knappen  Abhandlung  hat  auch  Gustav  Seidler  sich  mit  dem  Problem 
der  Aufhebung  der  konstitutionellen  Gesetze  durch  Gewohnheits- 
recht befalit  und  diesen  Gesetzesvernichtungsprozeß  durch  das 
Bild  zu  veranschaulichen  versucht,  es  vollziehe  sich  dabei  eine 
Art  stiller  Revolution.')  Dieses  Bild  ist  aber  nicht  für  alle  Fälle 
zutreffend  zu  erachten.  Der  Prozeß  vollzieht  sich  bald,  wie  wir 
das  bei  der  Wandlung  der  österreichisch-ungarischen  Reichsidee 
wahrnehmen,  unter  schweren  politischen  Krisen  als  Abschluß  eines 
gewaltigen  Kampfes  politischer  Mächte,  bald  aber  ohne  jegliche 
Umwälzung.  In  letzterem  Falle  liegt  keine  Revolution  vor,  weil 
gar  kein  positiver  Wille  mehr  da  ist,  gegen  den  zu  revoltieren 
wäre.  Gesetze  sind  Samen,  welche  in  den  Boden  des  Rechts- 
lebens eingesetzt  werden.  Die  einen  gehen  auf,  die  anderen  nicht. 
Verfehlte  Gesetze  bleiben  auf  dem  Papier  stehen.  Niemand  achtet 
auf  sie  und  die  sie  geschaffen  haben,  sind,  wenn  sie  ein  politisches 
Gewissen  besitzen,  am  meisten  froh  darüber,  daß  ihnen  der  Vor- 
wurf eines  gemeinschädlichen  Mißgriffes  erspart  geblieben  ist.  Von 
einem  Gesetz,  das  gar  nicht  ins  Leben  tritt,  nach  welchem  kein 
Hahn  kräht  und  das  von  seinem  Urheber  selbst  im  Stich  ge- 
lassen wird,  von  einer  lex  ob  omnibus  destituta,  kann  man  aber 
doch  nicht  sagen,  sie  sei,  wenn  auch  nur  durch  eine  stille  Re- 
volution weggefegt  worden.  Es  ist  das  eine  Erscheinung,  welche 
auch  die  ältere  Rechtslehre  beobachtet  hat.  Sie  sagte,  ein  Gesetz 
verliere  seine  Kraft  dadurch,  daß  es  nicht  praktiziert  werde,  durch 
non  usus  oder  noch  anschaulicher:  Es  gerät  in  Vergessenheit 
und  wird  durch  Ignorierung  zu  Nichts  zerrieben:  Oblivionc  teritur. 
So  ist  die  Wandlung  eine  auf  allen  Gebieten  des  Rechtslebens  vor- 
kommende Erscheinung.  In  seinem  bereits  erwähnten  „Verfassungs- 

')  Zur  Lehre  vom  üewohnheitsrecht,  ein  Teil  der  Festschrift  der 
Wiener  juristischen  Fakultät  zur  Feier  des  70.  Geburtstags  Josef  Ungers, 
1898,  S.  27. 
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änderungen  und  Verfassungswandlungen"  betitelten  Vortrage  hat 
Jellinek  eine  Zusammenfassung  der  hier  dargestellten  Beobach- 
tungen mit  Beschränkung  auf  das  Verfassungsrecht  geboten  und 
als  bedeutsamstes  Beispiel  einer  Wandlung  im  österreichischen 
Recht  angeführt,  daß  hier  ein  Ministerpräsident  und  ein  Minister- 
rat existiert  ohne  gesetzUche  Grundlage.  Aber  gerade  dieses  Bei- 
spiel ist  nicht  sehr  glücklich  gewählt.  Der  Ministerpräsident,  an 
der  Spitze  des  Ministerrates,  ist  durch  Allerhöchste  Entschließung 
vom  17.  März  1848,  PGS.,  Bd.  76,  Nr.  30  eingeführt  worden. 
Die  sogenannte  Pillersdorfsche  Verfassung  vom  25.  April  1848 
(PGS.,  Bd.  76,  Nr.  49)  wird  bereits  auf  Antrag  des  Minister- 
rates erlassen.  Als  streng  monarchischer  Kronrat  ist  hierauf  der 
Ministerrat  durch  Kabinettschreiben  vom  20.  August  1851,  RGBl. 
Nr.  194  in  die  absolutistische  Epoche  mit  hinübergenommen  und 
endlich  durch  §  2  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1867,  RGBl.  Nr.  101 
wieder  auf  seine  ursprüngHche  konstitutionelle  Grundlage  zurück- 
geführt worden.  Richtiger  und  bedeutsamer  ist  die  von  Jellinek 
nicht  gewürdigte  Tatsache,  daß,  was  wir  in  Österreich  an  Rechts- 
schutz im  Verfahren  vor  den  Verwaltungsbehörden  besitzen,  im 
Wesentlichen  auf  der  Praxis  des  österreichischen  Verwaltungs- 
gerichtshofes ruht.  Sehr  merkwürdig  ist  auch  die  unangefochtene 
Praxis,  daß  in  Österreich  Verschiebungen  des  Geschäftskreises 
der  Ressortministerien  durch  Ministerialverordnungen  vor  sich 
gehen,  im  Widerspruch  mit  Zuweisungen  durch  konstitutionelle 
Gesetze.  Die  allgemeine  Überzeugung  scheint  eben  die  zu  sein, 
daß  zweckmäßige  Veränderungen  solcher  Art  an  der  Lehre  vom 
konstitutionellen  Gesetz  kein  Hemmnis  finden  sollen. 

§  36.   Die  Wandlung  des  österreichisch-ungarischen  Aus- 
gleichsrechts, eine  Folge  der  Übermacht  des  ungarischen 
Parlaments  über  das  österreichische. 

Die  bedeutsamste  Wandlung  hat  sich  nun  —  und 
damit  kommen  wir  wieder  auf  unser  Thema  zurück  —  gegen- 
über dem  Inhalt  des  österreichischen  Ausgleichsgesetzes 
vollzogen.  Dieses  Gesetz  ist  von  vornherein  nicht  so,  wie  es 
lautet,  ins  Leben  getreten,  sondern  mit  jenen  wesentlichen  Ände- 
rungen, welche  vornehmlich  durch  die  abweichenden  Bestimmungen 

Dr.   Tezner,  Ausgleichsrecht.  10 
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des  ungarischen  Ausglciclisgesetzes  als  eines  Ausgleichsulti- 
matums geboten  erschienen  oder  sich  als  praktische  Verbesserungen 
des  einen  oder  des  anderen  Ausgicichsgesetzes  erwiesen  haben. 
Und  doch  ist  dieses  Gesetz  bis  heute  nicht  der  Praxis  ent- 
sprechend korrigiert  worden.  Es  ist  dies  wieder  ein  höchst  lehr- 
reicher Beweis  für  die  Unvereinbarkeit  des  starren  Formalismus 
mit  den  Bedürfnissen  des  staatlichen  Lebens.  Und  nun  verfolgen 
wir  mit  iiöchstcr  Spannung  jenen  gewaltigen,  die  Einheit  der 
österreichisch-ungarischen  Armee  und  der  völkerrechtlichen  Per- 
sönlichkeit der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  erfassenden 
Wandlungsprozeß,  der  durch  die  der  Gesetzesform  entbehrende 
königliche  Genehmigung  des  Programms  des  Neunerkomitees 
und  die  im  Verhältnis  zur  epochalen  Bedeutung  des  Inhalts  ganz 
unscheinbare  Erklärung  Ungarns  und  Österreichs  als  besonderer 
Vertragsstaaten  im  §  7  des  Brüsseler  Vertrages,  der  sogenannten 
Zuckerkonvention,  eingeleitet  wurde.  ^)  Vollzieht  sich  die  Wand- 
lung in  der  durch  diese  Akte  bezeichneten  Richtung  bis  zu  ihrem 
gänzlichen  Abschluß,  dann  wird  der  ganzen  umfangreichen  Literatur 
über  die  Rechtsnatur  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
nur  mehr  historischer  Wert  zukommen.  So  lange  aber  die,  wenn 
auch  nur  schwache  Hoffnung  obwaltet  hat,  der  Dissolutionsprozeß 
könne  zum  Stillstand  gelangen,  kam  jedem  Versuche,  die  recht- 
lichen Fundamente  dieser  staatlichen  Schöpfung  durch  Erkenntnis 
ihres  Wesens,  ihrer  Funktion  zu  vertiefen^),  aus  den  im  Eingang 
erwähnten  Gründen  die  Bedeutung  einer  politisch  -  kulturellen 
Leistung  bei  und  nur  an  diesem  Maßstabe,  nicht  an  ihrem  prak- 
tischen Erfolge  darf  die  Literatur  beurteilt  werden,  welche  sich 
um  die  Erkenntnis  dieses  Wesens  aus  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung der  Monarchie  und  aus  dem  Willen  der  Konstituenten 
des  1867er  Ausgleichs  bemüht  hat.  Was  aber  diesen  letzteren 
Punkt  betrifft,  so  darf  die  Erkenntnis  dieses  Wesens  nur  aus  der 
loyalen    Auslegung    des    Willens    der    Fundatoren    gewonnen 

■')  Vgl.  die  Publikation  dieses  verfassungsgeschichtlich  bedeutsamen 
Vertrages  vom  5.  März  1902,  im  Reichsgesetzblatt  für  1903  unter  Nr.  25. 

"}  Als  bedeutsamste  Leistungen  in  dieser  Richtung  betrachte  ich 
die  hier  oft  erwähnte  Rede  Andrässys  des  Vaters  und  die  Monographie 
des  Sohnes  über  Zwecke  und  Ziele  des  1867er  Ausgleichs. 
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werden,  nicht  daraus,  was  ihre  Epigonen  aus  der  zwar  höchst 
verkünstelten  aber  ernst  gemeinten  Schöpfung  ihrer  Vorfahren  ge- 
macht haben  und  noch  zu  machen  beabsichtigen.  Wenn  darum 
gegen  die  Anschauung  angekämpft  wird,  es  sei  durch  den 
GA.  Xn:1867  die  historische  staatsrechthche  Einheit  der  völker- 
rechtlichen Persönlichkeit  der  Monarchie  und  ihrer  einen  Armee 
konserviert  wordenio)  und  die  auch  in  Ungarn  anerkannte  Be- 
zeichnung österreichisch-ungarische  Monarchie  habe  nur  die 
Konsequenz  aus  dieser  Absicht  des  ungarischen  Gesetzes  gezogen, 
so  muß  man  die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  aus  den  Er- 
klärungen des  gemeinsamen  Monarchen,  Deäks  und  Andrässys 
des  Älteren  nachweisen  und  sich  nicht  auf  Apponyi  und  Franz 
Kossuth  als  Gewährsmänner  berufen.  Befremdend  wirkt  es  des- 
halb, wenn  Hauke  in  seinem  Grundriß  des  Verfassungsrechts  die 
Rechtsanschauung  von  den  auch  durch  Bernatzik  anerkannten  beiden 
Einheitselementen  des  Verbandes  beider  Staaten  vorwiegend  des- 
halb als  weder  wissenschaftlich  noch  als  politisch  befriedigend 
erklärt,  weil  sie  der  Rechtsauffassung  eines  der  beiden  in  Ver- 
bindung gesetzten   Staaten,  d.  i.    Ungarns   widerspricht,  ^i) 

Vor  allem  hat  es  einmal  eine  Epoche  der  ungarischen  Politik 
gegeben,  welche  der  hier  vertretenen  Anschauung  und  dem  Ur- 
sprung des  Ausgleichs  ungleich  näher  stand  als  die  heutige.  Sie 
wird  durch  die  Äußerungen  Deäks,  Andrässys  des  Älteren  über 
die  Zulässigkeit  der  Bezeichnung  Reich,  über  die  Einheit  der 
Armee  und  selbst  noch  durch  die  Auffassung  Andrässys  des 
Jüngeren  in  seiner  Analyse  des  Ausgleichs  gekennzeichnet.  Daß 
sich  die  Sache  jetzt  erheblich  geändert  hat,  beweist  nichts  gegen 
die  Richtigkeit  der  ursprünglichen  Anschauungen  über  die  Rechts- 
natur des  Ausgleichs.  Wenn  aber  jemand  sich  heute  vorsetzen 
würde,  die  Auffassung  der  Unabhängigkeitspartei  von  den  Wir- 
kungen und  von  der  Bedeutung  des  GA.  XII  als  unrichtig  dar- 


10 1  Die  konservatorische  Tendenz  des  GA.  XII,  was  die  beiden  im 
Text  erwähnten  Einrichtungen  betrifft,  geht  doch  deutlich  aus  der  Ein- 
leitung des  GA.  hervor,  woselbst  als  Ziel  des  Gesetzes  bezeichnet  wird, 
die  Lebensbedingungen  der  Sicherheit  des  Fortbestandes  oder  des  ein- 
heitlichen Bestandes  der  Monarchie  unversehrt  zu  erhalten.  Vgl.  Andrässy, 
Ausgleich,  S.  173,  Abs.  2  und  S.  191,  Abs.  2. 

")  A.  a.  O.,  S.  145. 

10* 
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zutun,  (glaubt  Hauke,  dieser  staatsieclitliclie  üe<;iier  der  UnabT 
han^i^keitstlieorie  würde  auch  nur  die  schwächste  Wirkung  üben 
mit  dem  Argument,  daß  diese  Theorie  in  Österreich  nicht  an- 
erkannt werde?  Wer  der  Unabhängigkeitspartei  genugtun  will, 
darf  nicht  einmal  mit  Hauke  gehen,  der  doch  eine  moralische 
Pflicht  Ungarns  statuiert,  an  dem  GA.  XII  festzuhalten.  Mit 
Recht  sagt  dagegen  die  Unabhängigkeitspartei :  „Hat  in  Österreich 
so  viel  staatsrechtliche  Unbildung  geherrscht,  daß  die  Leute  sich 
eingebildet  haben,  ein  ungarisches  Gesetz  könne  nicht  jeder  Zeit 
durch  die  ungarische  Gesetzgebung  widerrufen  werden,  so  haben 
sich  die  Österreicher  die  Folgen  solcher  unmöglich  scheinender 
Unwissenheit  nur  selbst  zuzuschreiben.  Für  uns  ist  die  sogenannte 
Monarchie  nur  ein  Abfallsprodukt  des  GA.  XII,  welches  wir  jeder- 
zeit auf  den  Kehrichthaufen  werfen  können,  wohin  es  bei  einer  ver- 
nünftigen, wahrhaft  nationalen  ungarischen  Politik  auch  gehört.** 

Symptomatisch  für  die  gewaltige  suggestive  Kraft  des  Er- 
folges ist  aber  die  hier  konstatierte  Hinneigung  der  neueren  öster- 
reichischen Rechtswissenschaft  zu  der  Zersetzungsjurisprudenz  der 
Unabhängigkeitspartei  und  die  sich  hierin  äußernde  Einwirkung 
der  politischen  Ereignisse  des  letzten  Dezenniums  auf  die  staats- 
rechtliche Konstruktion  des  Ausgleichs,  dessen  Ziele  und  Zwecke 
doch  weit  ab  von  dieser  ganzen  Entwicklung  gelegen  sind. 

Die  Erklärung  dieses  dem  Wandel  der  Verhältnisse  auf 
den  Fuß  folgenden  Wandels  der  Rechtsanschauungen  ist  bereits 
geboten  worden.  Der  wissenschaftliche  Blick  ist  durch  die  den 
Bestrebungen  der  Unabhängigkeitspartei  sich  anpassende  Gestal- 
tung der  Rechtslage  getrübt.  Diese  aber  ist  eine  notwendige 
Folge  der  unsäglichen  Schwäche  des  Kurienparlamerits  gegen- 
über Ungarn.  Die  Behauptung  Haukes,  daß  die  unantastbare  Ge- 
meinsamkeit des  Herrschers  eine  mächtige  Gewähr  gegen  die 
einseitige  Lösung  oder  Lockerung  des  Verbandes  der  Monarchie 
durch  einen  der  beiden  Staaten  biete'-),  war  schon  zur  Zeit  der 
Veröffentlichung  seines  Grundrisses  durch  die  Ereignisse  gründ- 
lichst widerlegt.  Ihre  Unrichtigkeit  ergibt  sich  aber  durch  die 
einfache  Erwägung,  daß  der  gemeinsame  Herrscher  zweier  kon- 
stitutioneller Staaten  dem  mächtigen  Anprall  einer  nationalen  Be- 
wegung in  dem  einen  der  von  ihm  beherrschten  Staaten  auf  die 

'-)  A.  a.  O.,  S.  141. 
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Dauer  nicht  zu  widerstehen  vermag,  wenn  ihm  eine  durch  die 
Ereignisse  gerechtfertigte  Berufung  auf  ein  ernst  zu  nehmendes 
Widerstreben  des  anderen  Staates  nicht  zur  Seite  steht.  Mit  der  Be- 
rufung auf  die  Vernunft  vermag  in  einem  solchen  Fall  auch  der 
Mächtigste  nichts  zu  richten.  Sie  stellt  sich  erst  ein,  wenn  die 
nicht  wegzuleugnende  elementare  Bewegung  auf  ein  fühlbares 
und  kräftiges  Hemmnis  stößt.  Damit  ist  auch  die  wiederholt  auf- 
geworfene Frage  beantwortet,  ob  es  möglich  sei,  die  Grenze  der 
ungarischen  Unabhängigkeitsbestrebungen  zu  bestimmen? 

Sie  fällt  mit  der  durch  die  Größe  der  Geduld  der  österreichi- 
schen Völker  gegebenen  Elastizitätsgrenze  zusammen. 

Will  man  sich  diesen  politisch-physikalischen  Begriff  veran- 
schaulichen, so  setze  man  den  Fall,  daß  Ungarn  sich  zu  dem  von 
ihm  jetzt  umbuhlten  England  in  jenem  Verhältnisse  befände,  in 
dem  es  jetzt  zu  Österreich  steht.  Die  an  den  Buren  geübte  Ver- 
wirkungstheorie  wäre  die  Antwort  auf  den  ersten  schüchternen 
Versuch,  das  modernste  ungarische  Staatsrecht  zu  praktizieren. 
Ungarns  Geduld  mit  Kroatien  war  von  der  kürzesten  Dauer.  Durch 
Entsendung  eines  militärischen  Plenipotentiarius  hat  es  Kroatiens 
Verfassung  ohne  eine  hiefür  bestehende  Verfassungsbestimmung 
stracks  suspendiert.  Die  siebenbürgische  Autonomie  ist  aber  hin- 
gerichtet worden,  ohne  selbst  das  geringste  gegen  die  Majestät 
Ungarns  unternommen  zu  haben. 

Verträgt  deshalb  die  österreichische  Elastizität  noch  einen 
weiteren  Druck,  dann  kann  das  Ende,  wie  Louis  Eisenmann,  der 
bedeutendste  nicht-ungarische  Kenner  der  ungarischen  staatsrecht- 
lichen und  Ausgleichsliteratur,  in  einen  im  Wiener  sozialpolitischen 
Verein  gehaltenen  Vortrage  treffend  ausgeführt  hat,  kein  anderes 
sein,  als  daß  an  Stelle  des  Dualismus  der  Unitarismus  tritt,  mit 
Österreich  als  einem  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone. 
Denn  der  Sinn  der  Unabhängigsten  ist  auf  nichts  weniger  gerichtet 
als  auf  Wiederherstellung  des  Glanzes  des  Reichs  wie  zur  Zeit 
Ludwig  des  Großen. 

Wie  eine  Bewährung  der  Eisenmannschen  Prognose  mutet 
uns  der  GA.  VII:  1906,  die  berüchtigte  Kossuthsche  Formel  an.i-*) 

1")  Sie  ist  bereits  in  der  jüngst  erschienen  4.  Steinbachschen  Aus- 
gabe der  ungarischen  Verfassungsgesetze,  S.  109,  abgedruckt. 
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Sic   vcrfüij^t   die    Inartikiiliciung   des   Handelsvertrages   der   Mon- 
archie  mit   der  Schweiz  vom   9.   März   1906  unter  gleichzeitiger 
Festsetzung,   dali    die   Bestimmungen   dieses   Vertrages   über  den 
österreichisch-ungarischen    Zolltarif    im    Sinne    eines    auto- 
nomen ungarischen  Zolltarifs,  jene  über  das  österreichisch- 
ungarische Zollgebiet  im  Sinne  des  sogenannten,  die  Reichs- 
ratsländer mitumfassenden  Reziprozitätsgebietes  des  GA.  XXX 
von  1S99,  der  Szellschen  Formel,  zu  verstehen  seien.  Die  Kossuthsche 
/Formel  enthält  eine  doppelte  Rechtsbeugung.'^)    Einmal  hatte  der 
ungarische    Reichstag   nur  die   Wahl,  den   Schweizer  Vertrag,  so 
wie  er  lautet,  anzunehmen  oder  wenn  er  ihn  für  verfassungs- 
und   formwidrig  hielt,  zu  verwerfen,  niemals  aber  besaß  er  das 
I  Recht,  an  seinem  Wortlaut  auch  nur  unwesentliche,  geschweige  denn 
I  wesentliche   Korrekturen   vorzunehmen ;  dann  aber  hat  der  unga- 
( rische    Reichstag  durch  den  Beschluß,   einen   autonomen   unga- 
I  fischen  Zolltarif  für  das  Reziprozitätsgebiet,  somit  auch  für  die 
Reichsratsländer  wirksam  zu  erklären,  die  Souveränität  Öster- 
jreichs  auf  das  gröblichste  verletzt.    Man  stelle  sich  vor,  was  für 
lein    Aufruhr    in    Ungarn    entstanden    wäre,   wenn    Österreich    die 
'Kodifikation  einer  ebenso  insolenten  als  Juristisch  stümperhaften 
Formel  gewagt  hätte! 

Man  hat  in  den  öffentlichen  Blättern  Länn  geschlagen,  als 
das  Gerücht  verlautete,  der  Schweizer  Vertrag  sei  in  einem  be- 
sonderen Exemplar  für  Ungarn  ausgefertigt  worden.  Der  Alarm 
kam  nach  dem  Brüsseler  Vertrag  etwas  zu  spät.  Die  Verletzung 
der  Souveränität  Österreichs,  welche  in  der  Kossuthschen  Formel 
gelegen  ist,  hat  niemand  gemerkt. 

§  37.  Die  Koalition  zur  Deformation  des  1867er  Ausgleichs 
und  das  Ende  der  Beitragspflicht  Österreichs. 

jedenfalls  lehrt  die  Geschichte  der  Monarchie  von  1848—1906, 
dali  man  sich  in  Österreich  schwer  täuscht,  wenn  man  glaubt, 
ein  friedliches  Verhähnis  zu  Ungarn  um  einen  anderen  Preis  er- 
kaufen   zu    können,   als   um    den   der  tiefsten    Erniedrigung   oder 


")  Es  scheint  mir,  daß  seit  1867  noch  nie  eine  so  unglückliche 
fand  in  das  Verhältnis  beider  Staaten  eingegriffen  habe,  als  jene 
-ranz  Kossuths. 
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des  Rückzugs  auf  allen  Linien.  Daß  das  Kurienparlament  durch 
seine  innere  Schwäche  die  Mitschuld  an  der  Unerkennbarkeit  der 
Grenzen  der  Unionsmöglichkeit  getragen  hat,  ist  einer  der  wich- 
tigsten Gründe  der  Notsvendigkeit  seiner  Beseitigung.  Das  Par- 
lament des  allgemeinen  Stimmrechts  kann,  was  diesen  Punkt  be- 
trifft, seine  Sache  vv^ohl  nicht  mehr  schlechter  machen. 

Und  so  ist  es  denn  ein  großes,  wenn  auch  nicht  beab- 
sichtigtes, doch  nicht  wegzuleugnendes  Verdienst  der  modernsten 
ungarischen  Unabhängigkeitspartei,  daß  sie  durch  ihren  Ungestüm 
das  Schritt  für  Schritt  zurückweichende  Österreich  bis  an  die 
Mauer  drängt,  an  welcher  es  Stand  halten  und  den  ihm  auf- 
gedrungenen Kampf  doch  endlich  aufnehmen  muß.  Es  gibt  im 
Leben  des  Einzelnen  wie  der  Staaten  Situationen,  in  welchen  der 
psychologische  Zwang  mit  der  Kraft  eines  physischen  wirkt.  Öster- 
reich hat  sich  daran  zu  halten,  daß  zufolge  der  Einleitung  zum 
GA.  XII  und  dem  §  4  dieses  Gesetzes  Ungarn  für  den  Unions- 
zweck, d.  i.  nicht  nur  die  Großmachtstellung  der  Monarchie, 
sondern  auch  die  militärische  Sicherheit  der  beiden  Staaten  nicht 
um  ein  Haar  breit  mehr  zugestanden  hat,  als  unumgänglich  not- 
wendig ist  und  daß  somit  jedes  Zurückgehen  hinter  dieses 
Existenzminimum,  jede  Beitragsleistung  für  die  defor- 
mierten gemeinsamen  Institutionen  als  zwecklose  Ver- 
geudung des  Volksvermögens  erscheinen  muß.  Wenn 
nun  Andrässy  Vater  schon  vor  17  Jahren  seine  Landsleute 
gefragt  hat,  ob  Jemand  glaube,  das  benachbarte  Österreich 
werde  nach  den  großen  Opfern,  die  von  ihm  dafür  gebracht 
wurden,  daß  es  auf  die  gemeinsame  Wehrkraft  der  gesamten 
Monarchie  unbedingt  rechnen  könne,  geneigt  sein,  ein  System 
anzunehmen,  welches  die  absurden  Folgen  eines  Doppelarmee- 
systems nach  sich  ziehen  müßte  i^),  so  muß  doch  Österreich 
wenigstens  nach  den  höchst  instruktiven  Erfahrungen  der  letzten 
10  Jahre  mit  einem_eiiipörten._Nein  antworten;  zumal  uns  doch 
aufrichtige  Ungarn  dessen  versichern,  die  Kriegsführung  beider 
Teile  der  Armee  werde  nicht  eine  gemeinsame,  sondern  eine  Kriegs- 
führung  beider    Heere   gegeneinander   sein.i*')     Schon   durch   ein 


«)  A.  a.  O.,  S.  40. 

»■)  Andrässy,  Ausgleich,  S.  128  f.,  130,  134. 
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Lustruiii  wird  iiiii  der  ungarischen  Koinmandosprache  und 
der  ungarischen  Hecrcssymbolc  willen  hüben  und  drüben  alles 
auf  den  Kopf  gestellt.  Und  doch  hat  schon  vor  8  Jahren  der  gegen- 
wärtige ungarische  Minister  des  Innern  hervorgehoben,  daß  die 
deutsche  Sprache,  nachdem  Österreich  dauernd  den  Charakter  eines 
deutschen  Staates  verloren  habe,  für  Heereszwecke  nur  eine 
neutrale,  internationale,  streng  militärtechnische  Bedeutung  besitze 
und  daß  deshalb  durch  ihre  Verwendung  für  Heereszwecke  die 
Parität  in  keiner  Weise  zum  Nachteil  Ungarns  verletzt  werde.  *') 
Und  was  den  Doppeladler  als  Heeressymbol  betrifft,  so  erklärt 
ihn  doch  der  §  3  des  GA.  98:1723  selbst  für  ein  ungarisches 
Königswappen.  '"*) 

Möchte  man  nun  selbst  allen  gegenwärtigen,  das  Heer  be- 
treffenden ungarischen  Forderungen  nachgeben,  so  gehört  wahr- 
lich keine  besondere  prophetische  Gabe  dazu,  um  vorherzusagen, 
daß  die  nächste  der  organischen  Sonderung  des  ungarischen 
Heercsteils  nachfolgende  Forderung  darauf  gerichtet  sein  wird, 
daß  Ungarn  sich  nicht  des  ungarischen  Kriegsheeres  entblöße, 
weil  es  sinnlos  sei,  daß  ein  Heer  eines  Staates  in  Friedenszeiten 
sich  in  fremdem  Lande  befinde,  zumal  die  fremden  Embleme 
dort  ebenso  provozierend  zu  wirken  und  die  Harmonie  beider 
Teile  zu  stören  vermöchten,  wie  der  Doppeladler  in  Ungarn  und 
die  Gefahr  der  Entfremdung  des  Heeres  in  der  Fremde  und  der 
Konspiration  der  slawischen  Regimenter  beider  Staaten  eine  offen- 
kundige sei.  Man  wird  auch  nicht  verlegen  sein,  den  Rechts- 
titel für  dieses  Verlangen  im  §  12  des  GA.  XII  zu  finden,  indem 
man  die  Zuständigkeit  des  Reichstags  zu  den  Verfügungen  über 
die  Dislozierung  des  Militärs  nicht  auf  die  Einquartierungs- 
gesetze beschränkt,  sondern  auf  die  grundsätzliche  Bestimmung 
des  Standorts  der  Truppen  erstreckt.  Damit  wird  vom  Stand- 
punkt der  Parität  auch  die  Forderung  nach  Entfernung  der  öster- 
reichischen   Truppen    aus    Ungarn    verknüpft   werden.     Und    wird 

''')  A.  a.  O.,  S.  397. 

•*)  Darum  ist  er  wohl  ein  geeigneteres  Herrschersynibol  als  die 
hiitialen  des  jeweiligen  gemeinsamen  Monarchen.  Wie  wenn  diese  wegen 
des  Unterschiedes  der  deutschen  und  ungarischen  Namensbezeichnungen 
nicht  einmal  übereinstimmen? 
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daran  gedacht  werden  dürfen,  ein  streng  ungarisch-nationales  Heer 
unter  österreichisches  Kommando  zu  stellen?  Nur  der  Blinde  sieht 
es  deshalb  nicht,  daß  die  organische  Ausprägung  des  ungarischen 
Heeresteils  die  letzte  Phase  der  einheitlichen  Armee  vor  ihrer 
Trennung  in  zwei  Heere_bHden_wird. 

Und  wie  stehen  wir  zu  Ungarn  auf  dem  Gebiete  jener  Ange- 
legenheit, welche  dem  Ausgleich  gemäß,  nach  denselben  ver- 
einbarten  Grundsätzen   verwaltet  werden   sollen? 

Seit  10  Jahren  hält  Ungarn  die  wirtschaftlichen  und  finan- 
ziellen Interessen  Österreichs  zwischen  Himmel  und  Erde 
schwebend,  jeden  Vormittag  und  jeden  Nachmittag  bietet  es  ein 
anderes  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  welches  der  nur  den  unga- 
rischen Machthabern  enthüllten  Geheimlehre  der  arpadischen  Ver- 
fassung entnom.men  ist,  und  flicht  daraus  ein  ganzes  Netz  advo- 
katischer Formeln,  um  Österreichs  Entwicklungsfähigkeit  darin  zu 
verstricken. 

Zunächst  bringt  Szell  Österreich  auf  die  europäische  Schau- 
bühne, um  einen  Staat  vorzuführen,  dem  Ungarn  von  Rechts 
wegen  jederzeit  jenen  Fußtritt  versetzen  kann,  für  welchen  es  jetzt 
nur  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  erachtet.  Die  Szellsche  Formel, 
welche  das  gemeinsame  Zollgebiet  ohne  Zoll-  und  Handelsbündnis 
konstituiert,  schlägt  das  erste  große  Loch  in  den  österreichisch- 
ungarischen Ausgleich.  Denn  §  68  des  GA.  XII:  1867,  der  in  diesem 
Punkte  viel  deutlicher  ist  als  die  ihm  entsprechende  Bestimmung 
des  österreichischen  Ausgleichsgesetzes,  will  die  Proklamation  der 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  Ungarns  nur  für  den  Fall,  wenn 
die  Basis  für  eine  Zollgemeinschaft  nicht  gefunden  wird. 
Im  ungünstigsten  Falle  hätte  darum  nur  eine  provisorische,  eine 
Notstands-Zollunion  begründet  werden  dürfen  bis  zu  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  der  Szell-Körbersche  Ausgleich,  der  materiell 
doch  auf  der  Grundlage  der  Zollgemeinschaft  ruht,  die 
Genehmigung  des  österreichischen  Parlaments  erlangt  hätte. 
Was  man  aber  jetzt  Österreich  zumutet,  die  Zollgemeinschaft  auf 
Grund  eines  Handelsvertrages,  wie  er  zwischen  zwei  isolierten 
Staaten  abgeschlossen  wird,  zu  konstituieren,  schlägt  den  OA.  XII 
direkt  ins   Gesicht,  sofern  dieser  als  adäquate   Form  der  Zoll- 
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ßcniciiischaft  oder  Zollunion  nur  das  Zoll-  und   Handclsbündnis 

'  zuläßt.  Keine  Juristische  Kunst  wird  nachzuweisen  vermögen,  daß 
nach  i;  68  des  GA.  XII  es  zulässig  sei,  einerseits  zu  konstatieren, 
man  habe  sich  über  einen  identischen  Zolltarif  für  beide  Staaten  ge- 
einigt, und  andrerseits  dieser  Einigung  die  Form  eines  Handels- 
vertrages zwischen  unverbundenen  Staaten  zu  geben.  Dies  ist  durch 
diese  Gesetzesstelle  verboten.    Der  Handelsvertrag  ist  nur  eine 

I  1  subsidiäre  Form  der  Ordnung  des  wirtschaftlichen  Verhältnisses 
Ibeider  Staaten,  wenn  die  Einigung  über  einen  gemeinsamen  Zoll- 

*  itarif  mißlingt.  Und  nichts  hindert  nach  dem  GA.  XII  beide 
Staaten  jederzeit,  selbst  solch  einen  subsidiären  Vertrag  durch 
eine  Zollunion  abzulösen.  Zwischen  Zoll-  und  Handclsbündnis 
und  Zoll-  und  Handelsvertrag  besteht  aber  nicht  bloß  ein  rein 
formaler  Unterschied,  Das  Zoll-  und  Handelsbündnis  proklamiert 
das  Gebiet  beider  Staaten  als  ein  geschlossenes  einheitliches  Wirt- 
schaftsgebiet gegenüber  dritten  Staaten,  es  ist  das  im  §  8  des 
GA,  XII  angeführte,  dem  Ausland  als  Einheit  gegenüberstehende 
Reich  in  wirtschaftlicher  Beziehung,  Die  Idee,  welche  dem 
§  8  und  den  §§  58 — 68  des  ungarischen  Gesetzes  zu  Grunde 
liegt,   ist  die  folgende:  So  lange  es  nur  irgendwie  möglich   ist, 

'  soll  die  intrikate  Form  des  Abschlusses  der  Handelsverträge  durch 
den  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  für  jeden  Staat  als 
isoliertes  Wirtschaftsgebiet  vermieden  werden.  Denn  die  Prokla- 
mation der  wirtschaftlichen  Sonderung  ist  ja  doch  nur  der  Anfang 

I  vom  Ende,  weil  eine  gemeinsame  äußere  Politik  bei  gleichzeitiger 
Sonderung  der  äußeren  Handelspolitik  ein  barer  Unsinn  ist.  Im 
Geiste  des  GA,  XII  muß  es  darum  als  politische  Frivolität 
bezeichnet  werden,  wenn  die  Zollunion  gelingt,  dennoch 
nach  außen  die  wirtschaftliche  Zwciheit  zu  proklamieren 
und  so  die  Prognose  des  beginnenden  politischen  Zerfalls 
der  Monarchie  hervorzurufen.  Zwar  scheint  Andrässy  der 
Jüngere,  wenn  man  die  dem  Gegenstande  gewidmeten  Aus- 
führungen seiner  Monographie  für  ernst  hält,  einen  harmonischen 
Zusammenschluß  auch  dann  noch  für  möglich  zu  halten,  wenn 
Ungarns  Interesse  die  Zolltrennung  gebieterisch  erheischt,  und  was 
er  für  die  Sicherung  der  Harmonie  beim  Eintritt  dieses  Falles 
empfiehlt,  sieht  der  Zwischenzollinie  so  ähnlich  wie  ein   Ei  dem 
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anderen.  Es  bedarf  keines  tiefen  vvirtschaftspolitischen  ^^)  Blicks, 
um  dieses  Projekt  als  utopisch  zu  erkennen.  Ungarn  kann  seine 
forcierte  Industriepolitik  nur  mittels  solcher  Zölle  stützen,  welche 
gegenüber  der  österreichischen  Industrie  prohibitiv  wirken  und 
den  sofortigen  Zollkrieg  zur  Folge  haben  müßten  oder  es  muß 
sich  bescheiden,  seine  Industrie  allmählich  und  organisch 
innerhalb  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  wachsen  und 
reifen  zu  lassen.  Darum  sind  auch  die  Ausführungen  Andrässys 
über  die  Möglichkeit  der  Kooperation  beider  Staaten  trotz  er- 
folgter Zolltrennung  so  weit  davon  entfernt,  überzeugend  zu  wirken, 
daß  sie  vielmehr  durch  ihre  Schwäche  wegen  der  sonst  allent- 
halben hervortretenden  starken  Begabung  des  Autors,  überzeugend 
zu  schreiben,  die  entgegengesetzte  Überzeugung  verstärken,  es 
werde  mit  der  Zolltrennung  auch  das  Ende  des  von  ihm  so  hoch- 
gefeierten, von  seinem  Vater  mitgeschaffenen  Ausgleichswerks 
besiegelt   sein. 

Nach  SzelLintt_Tisza  auf  und  zerschneidet  mit  eisigem  Hoch- 
mut den  Bindfaden,  mit  welchem  die  beiden  Ausgleichsgesetze 
verbunden  sind,  zugleich  damit  die  Einheit  der  Armee.  Nachdem 
er  sodann  das  österreichische  Ausgleichsgesetz  unter  den  Tisch 
geworfen,  produziert  er  mit  der  einen  Hand  den  GA.  XII  als 
Ungarns  einseitiger  Verfügung  unterworfenes  ungarisches  Gesetz, 
während  er  die  andere  Hand  Österreich  entgegenstreckt,  um  den 
Beitrag  für  das  künftige  selbständige  ungarische  Heer  in  Empfang 
zu  nehmen. 

Zuletzt  spaltet   Kossuth  alle   Handelsverträge  der  Monarchie 
als  eines  Kontrahenten  in  zwei  Verträge  und  oktroyiert  Österreich/ 
den  autonomen  ungarischen  Zolltarif.    Und  mein  Vaterland,  meirt- 
Österreich,  das   Land  an  Stadt  und  Ehren  reich?    Dieses  blicket 
stumm   um   den   ganzen   Tisch   herum.    Müßig  sieht  es   und   bef 


^^)  Man  vergleiche  die  nur  phrasenhafte  und  salbungsvolle  Bemer- 
kung S.  265.  „Diese  höhere  (dem  Ausgleich  zu  Grunde  liegende)  ratio 
verpflichtet  uns  bloß  dazu,  welche  wirtschaftliche  Politik  wir  auch  immer 
führen,  die  Animosität  zu  besiegen  und  nach  uns  selbst  an  jedem 
wirtschaftlichen  Vorteil  in  erster  Linie  und  vor  jedem  anderen  Österreich 
teilnehmen  zu  lassen."  Aber  bei  Zwischenzöllen,  bei  denen  eine  öster- 
reichische Industrie  noch  bestehen  kann,  vermag  keine  ungarische  Industrie 
als  Konkurrenzindustrie  zu  entstehen. 


156     — 

wundciiul  iki  Demolioriinir  der  österrcichisch-iingarisclicn  Mon- 
archie /u,  zahlt  die  Kosten  der  Demoüerungsarbeit,  leistet  außer- 
deni  noch  einen  jährlichen  Beitrag  zu  der  Oriindung  des  isolierten 
ungarischen   Staates. 

Sache  des  kommenden  Parlaments  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts wird  es  darum  sein,  rechtzeitig  den  Auszug  Österreichs 
durch  die  gewaltige  Bresche  zu  veranstalten,  welche  die  poli- 
tischen Führer  Ungarns  in  die  Umfassungsmauern  der  Monarchie 
geschlagen  haben.  Rechtzeitig,  das  heißt,  ehe  Ungarn  in  Betreff 
der  österreichischen  Industrie  den  von  ihm  eingeleiteten  Prozeß 
der  Evakuation  und  Transplantation  zu  Ende  geführt  hat  und 
den  Zeitpunkt  für  gekommen  erachtet,  in  welchem  es  Österreich 
zeigt,  wo  der  Zimmermann  das  Loch  gebaut  hat.  „Trennen  wir 
uns'',  sagt  der  Delegierte  Dobrnig,  „che  es  zu  spät  ist",  das 
heißt,  che  alle  Mittel  zur  Abwehr  der  ungarischen  Präponderanz, 
ehe  noch  unsere  wenigen  Trümpfe  unseren  Händen  entwunden 
sind  und  ehe  uns  nur  mehr  Tage  und  Stunden  von  der  Prokla- 
mation des  ungarischen  Militärstaates  trennen.  Alle  theoretischen 
Bedenken  bei  Seite  lassend,  wird  darum  das  künftige  Parlament 
praktisch  das  neueste  ungarische  Staatsrecht  akzeptieren  müssen 
und  schon  vor  1917  sich  auf  den  Standpunkt  zu  stellen  haben, 
daß  die  Handelsverträge  der  Monarchie  zwei  Verträge  sind,  ein 
ungarischer  und  ein  österreichischer,  welche  nur  zufälligerweise 
simultan  abgeschlossen  wurden,  aber  jeder  für  sich  eine  besondere 
Existenz  haben,  so  daß  die  nebeneinander  kontrahierenden  Staaten 
im  übrigen  einander  rechtlich  gar  nichts  angehen.-'*) 
Ungarn  steht  keine  Einsprache  gegen  diese  Sonderungspolitik  zu, 
da  es  in  hundert  solennen  und  offiziellen  Erklärungen  festgestellt 
hat,  daß  zwischen  beiden  Staaten  keine  Art  von  Rechtsgemein- 
schaft bestehe  und  die  tatsächliche  Gemeinschaft  jederzeit  ein- 
seitig widerruflich  sei.  Wie  sich  Österreich  über  diesen  Punkt 
mit  den  dritten  Vertragsstaaten  abfindet,  muß  ganz  seine  Sache 
sein,  da  sich  doch  auch  Ungarn  um  die  Verblüffung  Österreichs 
nicht  gekümmert  hat,  als  Kossuth  aus  dem  bereits  ratifizierten 

-"i  Wird  doch  übrigens  die  Auffassung,  daß  alle  Verträge  des 
Monarchen  zwei  Verträge  sind,  durch  die  Autorität  Jellineks  gedeckt, 
der  sie  freilich  nicht  bis  in  ihre  letzten  unmöglichen  Konsequenzen  ent- 
wickelt. 


-      157     — 

Vertrag  mit  der  Schweiz  die  Monarchie  hinauskompHmentierte 
und  Ungarn  an  ihre  Stelle  setzte.  Kurz,  eine  der  bedeutsamsten 
Aufgaben  des  neuen  Parlaments,  durch  deren  Lösung  es  seine 
Existenzberechtigung  zu  erweisen  haben  wird,  ist,  Österreich 
seine  verlorene  Würde  wiederzugeben,  welche  das 
Kurienparlament  stückweise  hat  in  Fetzen  reißen 
lassen  Vielleicht  wendet  sich,  wenn  Österreich  wieder  zu  sich 
kommt,  die  Sache  so,  daß  man  daraus  die  Lehre  der  Fabel  ab- 
ziehen wird:  Si  vis  unionem,  para  dissolutionem !  Vielleicht  wirkt 
das  Mysterium  der  Monarchie,  welches  darin  besteht,  daß  sie  seit 
1526  existiert,  trotzdem  alle  ihre  Teile  nur  in  der  Uneinigkeit 
einig  sind,  stärker  als  das  Mysterium  der  heiligen  Krone  des 
ungarischen  Reichs.  Das  mag  kommen  oder  nicht.  Die  polhische 
Bedeutung  des  magyarischen  Stammes  auf  das  Maß  seiner 
kulturellen  zurückzuführen,  muß  Gott  und  Europa  überlassen 
bleiben.  Österreich  kann  sich  darum  nicht  mehr  kümmern. 
Nur  darauf  allein  hat  es  zu  achten,  daß  ihm  das  Geld  nicht  für 
eine  Scheinunion,  oder  für  ein  Schattenreich,  für  die  Scheineinheit 
des  gemeinsamen  Heeres  aus  der  Tasche  gezogen  wird.  Das 
allein  ist  die  Lehre,  die  Österreich  aus  der  Geschichte  der 
Reichsidee  zu  ziehen  hat.  ■-^) 

Man  traut  kaum  seinen  Augen,  wenn  man  liest,  daß  der  gegen- 
wärtige ungarische  Minister  des  Innern  in  seinem  umfassenden 
Plaidoyer  für  die  Schöpfung  seines  Vaters  die  Ungarn  darauf 
aufmerksam  macht,  sie  müßten  nicht  nur  trachten,  mit  ihrem  gegen- 


-^)  Es  sei  schon  hier  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  auf  die  in  der 
Sitzung  des  Budgetausschusses  der  österreichischen  Delegation  vom 
12.  Dezember  1906  gefallene  Äußerung  des  Kriegsministers,  es  seien 
bei  weitem  noch  nicht  alle  1904  Ungarn  gemachten  Konzessionen  durch- 
geführt und  das  gelte  insbesondere  von  den  Fahnen,  den  Emblemen  und 
von  der  Gerichtssprache  des  Heeres.  Zugleich  weist  der  Kriegsminister 
im  vorhinein  alleRekriminationen  zurück,  welche  in  Zukunft  wegen  der  Durch- 
führung dieser  Konzessionen  erhoben  werden  könnten.  Das  bedeutet  doch 
so  viel,  als  daß  die  organisch  scharfe  Ausprägung  und  Sonderung  des 
ungarischen  Heeresteils  und  somit  die  Aufhebung  der  Heereseinheit  nur 
mehr  eine  Frage  der  Zeit  sei.  Und  das  alles  ist  für  die  Österreicher  noch 
nicht  deutlich  genug  und  da  verlangen  sie  noch  nähere  Aufklärungen  über 
das  „Pactum"? 
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Nvärtigcn  König  aus/ukommcn,  damit  nicht  etwa  ein  von  einem 
bösen  Geiste  irregeleiteter  Nachfolger  das  Schicksal  seines  kon- 
zilianten Vorgängers  als  politische  Warnung  betrachte,  sondern 
sie  dürften  überhaupt  von  keinem  ihrer  Könige  verlangen,  was 
er  infolge  der  Rücksichten,  die  ihn  als  konstitutionellen  Monarchen 
Österreichs   binden,   nicht  tun   kann.--)    Wir  dürfen   darum   von 

")  A.  a.  O. ,  S.  420,  422.  Diese  hier  zitierten  Stellen,  namentlich 
die  S.  422  abgedruckte,  bilden  den  Schlüssel  für  das  Rätsel  der  Wand- 
lung in  der  Anschauung  des  jüngeren  Andrässy  über  die  zweckmäßigste 
Gestaltung  des  Verhältnisses  beider  Staaten.  Als  Deäk  für  den  Terminus 
„Reich",  Andrässy  Vater  für  die  strengste  Einheit  des  Heeres  eintrat  und 
Andrässy  der  Jüngere  die  Idee  dieser  beiden  Männer  weiter  entwickelte, 
rechneten  sie  mit  dem  zähesten  Widerstände  Österreichs  gegen  die 
Politik  der  Unabhängigkeitspartei.  Nachdem  aber  die  innere  Schwäche 
Österreichs,  seine  gänzliche  Unfähigkeit  für  einen  solchen  Widerstand 
immer  offenkundiger  geworden  war,  mußte  das  ganze  Kalkül,  auf  welchem 
die  gegen  die  Unabhängigkeitspolitik  gerichtete  Aktion  der  deäkistischen 
Partei  aufgebaut  war,  als  vollständig  verfehlt  erscheinen.  Deäk  und  die 
beiden  Andrässy  haben  sich  in  diesem  Punkt  vollständig  verrechnet. 
Auch  die  anderweiten  gegen  die  Unabhängigkeitspolitik  ins  Treffen  ge- 
führten Gründe  verlieren  an  Kraft  in  dem  Grade,  je  mehr  das  von  Louis 
Eisenmann  an  die  Wand  gemalte  Ungarn-Österreich  an  Leibhaftigkeit 
gewinnt,  je  deutlicher  es  wird,  daß  sich  die  gemeinsamen 
Minister  immer  mehr  als  ungarische  Minister  geben.  Die  Furcht 
der  Deäkisten  vor  den  Konsequenzen  der  Trennungspolitik  erweist  sich 
gegenüber  der  Verschiebung  des  Schwerpunktes  nach  dem  Osten  als 
grundlos.  Die  alte  Reichseinheit  ersteht  in  neuer  Gestalt  mit  Ungarn  als 
Haupt-  und  Österreich  als  Nebenland,  eine  Rechtsgestaltung,  welche 
in  der  von  Österreich  ohne  Widerstand  hingenommenen  Kossuthschen 
Formel  von  der  Wirksamkeit  des  autonomen  ungarischen  Zolltarifs 
für  die  Reichsratsländer  bereits  konkretiviert  ist.  Ein  ungarischer  Hörer, 
mit  dem  ich  res  hungaricae  besprach,  äußerte  sich,  das  ungarische  Wort 
schieße  um  die  ganze  Strecke  übers  Ziel,  welche  der  Gedanke  zurück- 
legen muß,  um  zu  seinem  angemessenen  Ausdruck  zu  gelangen.  Er 
wollte  sagen,  es  werde  auch  in  Ungarn  nicht  alles  so  heiß  gegessen,  als 
es  gekocht  wird.  Allein  die  Entwicklung  lehrt,  daß  die  politischen  Erfolge 
der  ungarischen  Unabhängigkeitspartei  weit  über  die  Berechnung  der 
größten  ungarischen  Staatsmänner  hinausgehen.  Sie  fallen  Ungarn  in 
den  Schoß  und  wer  das  bewirkt,  ist  nebst  Gott  das  österreichische  Parla- 
ment.   Vgl.  auch  meine  Wandlungen,  S.  109  ff. 
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unserem  Parlament  erwarten,  daß  seine  Vorstellungen  von  seiner 
Würde,  von  seinen  Rechten,  von  seinen  Pflichten  gegenüber  der 
österreichischen  Bevölkerung  mindestens  die  gleichen  seien,  wie 
jene  eines  ungarischen  Ministers,  oder  sagen  wir,  auch 
wie  jene  des  GA.  XII:  1867,  welcher  im  §  5  die  Ungarn  darüber 
belehrt,  daß  Se.  Majestät  seine  übrigen  Länder  nicht  mehr  mit 
absoluter  Macht  vertreten,  ihren  verfassungsmäßigen  Einfluß  nicht 
umgehen  kann,  weil  sie,  wie  die  §§  23  und  25  sagen,  konsti- 
tutionelle   Völker   geworden   sind. 

Wie  die  Sache  jetzt  liegt,  wird  die  leiseste  Regung  des  tief 
erniedrigten  österreichischen  Selbstbewußtseins  von  Ungarn  durch 
die  —  Besorgnis  und  Furcht  —  schlecht  verhüllende  Bemerkung  er- 
widert: „Wenn  sie  die  Trennung  schon  heute  wollen,  desto  besser! 
Wir  sind  bereit!"  Ist  aber  die  Trennungspolitik  von  den  offiziellen 
Kreisen  Österreichs  oder  von  jenen  Ungarns  inauguriert  worden? 
Sind  es  österreichische  oder  ungarische  Minister,  die  mit  dem 
Trennungsgedanken  in  der  ganzen  Welt  hausieren  gehen?  Hat 
schon  ein  österreichischer  Minister  die  österreichischen  Völker 
gegen  Ungarn  durch  die  Bemerkung  aufgehetzt,  Ungarn  gehe 
damit  um,  Österreich  zu  erwürgen?  Wird  die  trotz  aller  unga- 
rischen Provokation  sich  nur  schüchtern  regende  österreichische 
Unabhängigkeitsbewegung  von  der  österreichischen  Regierung 
favorisiert  und  nicht  an  allen  Ecken  und  Enden  desavouiert?  Ist 
es  Österreich,  wo  die  Gesellschaft  den  ungarischen  Erzeugnissen 
den  Krieg  erklärt  und  wo  die  Regierung  ihre  Verordnungs- 
und Konfiskationsgewalt  in  den  Dienst  eines  solchen  Boykotts 
gestellt  hat?  Was  für  Konsequenzen  daraus  hervorgehen  mögen, 
daß  dem  Ausgleich  in  Ungarn  die  Glieder  stückweise  gebrochen 
werden,  Österreichs  Untreue  wird  nicht  die  Schuld  tragen.  Gelangen 
die  Forderungen  jener  ungarischen  Partei  zur  Erfüllung,  für 
welche  nach  dem  unverdächtigen  Zeugnisse  des  gegenwärtigen 
ungarischen  Ministers  des  Innern  der  Deutsche  (im  Sinne  des  Öster- 
reichers) ein  Hundsfott  ist-'),  dann  weicht  das  österreichische 
Parlament  nur  einem  staatlichen  Notstand,  wenn  es  den  ganzen 
ihm  zur  Verfügung  stehenden  verfassungsmäßigen  Apparat  zur 
Herbeiführung  der  Trennung  entfaltet.    Möchte  es  doch  in  seinen 

2*)  A.  a.  O.,  S.  128. 
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beiden   Häusern    Führer  von  jener   Umsicht  und    Energie  finden, 
welche  diese  hohe  pohtische  Aufgabe  erfordert! 

Jedenfalls  gilt  es,  den  Blick  offen  zu  halten  und  sich  durch 
den  durchsichtigen  Hokus-Pokus  der  in  dem  politischen  Leben 
L'ngarns  gezogenen  Scheidung  von  1867er  und  1848  er  Partei  nicht 
blenden  zu  lassen.  Das  sind  nur  verschiedene  Namen  für  das- 
selbe Ding,  eine  Scheidung  von  Personen  und  ihrer  Taktik,  nicht 
eine  Scheidung  dieser  Personen  in  der  Sache.  Alle  sind  sie  einig, 
dalJ  die  ungarischen  Regimenter  aus  dem  Rahmen  der  Armee 
heraustreten,  daß  das  Gefühl  ihrer  Nichtzugehörigkeit  zu  der  histo- 
rischen Armee  durch  organische  und  symbolische  Sonderung  von 
dieser  Armee  in  der  intensivsten  Weise  verschärft  werde,  alle 
sind  sie  einig,  daß  auch  nach  außen  die  Verbindung  beider  Staaten 
in  dem  sich  offen  abspielenden  völkerrechtlichen  Verkehr  künftig- 
hin zu  keinem  Ausdruck  gelangen  dürfe,  alle  betrachten  die 
Lösung  des  wirtschaftlichen  Verbandes  nur  als  Frage  der  Zeit. 
Darum,  ihr  Völker  Österreichs,  begrabet  euren  Zwist  bis  zur 
Wiederherstellung  der  euch  insgesamt  abhanden  gekommenen 
Würde!  Und  dies  sei  nicht  bloß  euer  leeres  Wort,  sondern  end- 
lich einmal  eure  Tat!  Keinen  Heller  für  die  Pseudomonarchic  dej 
Koalition!  Keinen  Heller  für  die  Verkümmerung  auch  nur  eines 
der  euch  spärlich  zugemessenen  und  von  euch  doch  so  teuer  be- 
zahhen  Rechte,  deren  Bestand  niemand  überzeugender  und  glän- 
zender dargetan  hat  als  der  jetzige  ungarische  Minister  des  Innern ! 
Denn  kein  geringeres  Maß  von  Einfalt  wird  euch  zugemutet,  als 
daß  ihr  fortsteuern  sollt  für  eine  Monarchie,  durch  welche  üo- 
luchowski,  Pitreich,  Szell  und  Tisza  und  Kossuth,  die  Jüngeren, 
bereits  eine  tiefe,  allem  Anschein  nach  einem  Trennungs  schnitt 
gleichkommende  Trennungsfurche  gezogen  haben. 


Anhang  I. 


Belegstellen  aus  dem  Gesetzartikel  XII  vom  31 .  August  1 867 

über  die  zwischen  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den 
übrigen  unter  der  Regierung  Seiner  Majestät  stehenden  Ländern 
obschwebenden  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  über  den  Modus 

ihrer    Behandlung. 

Seine  kaiserliche  und  königlich  Apostolische  Majestät  haben, 
nachdem  Allerhöchstdieselben  auch  den  übrigen  Ländern  konstitu- 
tionelle Rechte  zu  verleihen  geruhten,  in  der  Allerhöchsten  Thron- 
rede, mit  welcher  der  gegenwärtige  Reichstag  eröffnet  wurde,  den 
Reichstag  aufgefordert,  daß  derselbe,  von  den  Prinzipien  der  als 
gegenseitige  Rechtsbasis  anerkannten  Pragmatischen  Sanktion  aus- 
gehend, für  Modalitäten  sorgen  möge,  mittels  welcher  sowohl  die, 
auch  durch  die  Pragmatische  Sanktion  gewährleistete  staatsrechtliche 
und  innere  administrative  Selbständigkeit  Ungarns  und  seiner  Neben- 
länder, als  auch  die  Lebensbedingungen  der  Sicherheit  und  des 
Fortbestandes  der  Monarchie  unversehrt  gewahrt  werden,  zugleich 
aber  einerseits  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  andrerseits 
den  übrigen  Ländern  und  Provinzen  Seiner  Majestät  die  konstitu- 
tionelle Einflußnahme  auf  die  verfassungsmäßige  Behandlung  der 
oben  erwähnten  gemeinsamen  Angelegenheiten  gesichert  werde. 

Mit  aufrichtiger  Freude  begrüßte  der  Reichstag  diese  Aller- 
höchste Entschließung  Seiner  Majestät,  durch  welche  Allerhöchst- 
dieselben das  konstitutionelle  Regierungssystem  in  der  ganzen 
Monarchie  zu  begründen  und  hiedurch  den  Glanz  Seines  Thrones 
und    die    Kraft    und    Macht    der   Monarchie    auf   die   Beteiligung 

Dr.   Tezner,  Ausgleichsrecht.  11 
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aller  Seiner  Völker  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten,  als  auf  dir 
naturgemäße,  somit  festeste  Grundlage  zu  basieren  wünschten. 

Aus  diesem  Grunde  konnten  es  die  Stände  und  Repräsentanten 
l'ngarns  nicht  unterlassen,  für  Modalitäten  zu  sorgen,  welche  es 
möglich  machen,  daß  jener  P'undamental vertrag,  welcher  durch  die 
Gcsetzartiki'l  1723:1  2  und  3  zwischen  dem  allerdurchlauchtigsten 
Herrscherhause  und  Ungarn  zu  stände  kam  und  welcher  einerseits 
Uli  Suiiic  dir  ("u'selzartikel  1723  :  i  und  2  den  einheitlichen  inul 
unteilbaren  Besitz  tler  zum  Verbände  der  Monarchie  gehörigen 
Länder  und  Provinzen,  andrerseits  aber  die  selbständige  legislative 
und  administrative  Unabhängigkeit  Ungarns  sicherte,  im  W^esentlichen 
auch  für  die  Zukunft  unversehrt  aufrecht  erhalten  werde. 

Da  es  somit  notwendig  wurde,  daß  die  zwischen  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen  unter  der  Regierung 
Seiner  Majestät  stehenden  Ländern  obschwebenden  gemeinsamen 
Verhältnisse  klar  und  bestimmt  bezeichnet  werden,  und  daß  der 
Berührungsmodus  zwischen  den  zwei  von  einander  unabhängigen 
konstitutiorlellen  Vertretungen  bezüglich  der  Behandlung  dieser  ge- 
meinsamen Verhältnisse  genau  festgesetzt  werde,  hat  der  Reichstag 
in  dieser  Beziehung  folgendes  festgesetzt: 

$1- 

I)(  r  Verband,  welcher  einerseits  zwischen  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone,  andrerseits  zwischen  den  übrigen  Ländern 
und  Provinzen  Seiner  Majestät  rechtlich  besteht,  beruht  auf  der 
durch  die  GesetzartikePij_2  und  3  vorn  Jahre  172 3  angenommenen 
Pragmatischen  Sanktion. 

§2. 

Indem  dieser  feierliche  Grundvertrag  das  Thronfolgerecht  der 
weiblichen  Linie  des  Hauses  Habsburg  feststellte,  sprach  er  zugleich 
aus,  daß  die  Länder  und  Provinzen,  welche  der  festgestellten  Erb- 
folgeordnung gemäß  unter  einem  gemeinsamen  Herrscher  stehen, 
einen  unteilbaren  und  unzertrennlichen  gemeinsamen  Besitz 
bilden.  —  Diesem  entschieden  ausgesprochenen  Priuzipe  zufolge 
begründet  die  Verteidigung  und  Aufrechterhaltung  der  gemeinsamen 
vSicherheit  mit  gemeinsanien  Kräften  eine  gemeinsame  und  ^vechsel- 
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seitige  Verpflichtung,  welche  direkt  aus  der  Pragmatischen  Sanktion 
entspringt. 

§3. 

Allein  nebst  dieser  so  festgestellten  Verpflichtung  setzte  die 
Prcigmatische  Sanktion  auch  ausdrücklich  die  Bedingung  fest,  daß  die 
verfassungsmäßige  staatsrechtliche  und  innere  administrative  Selb- 
ständigkeit Ungarns  unversehrt  aufrecht  erhalten  werde. 

§*. 

Diese  zwei  Grundideen  hat  der  ungarische  Reichstag  bei  Be- 
stimmung jener  Verhältnisse  vor  Augen  gehalten,  welche  Ungarn 
mit  den  übrigen  unter  der  Regierung  des  gemeinsamen  Fürsten 
stehenden  Ländern  gemeinsam  betreffen.^)  — 

Und  so  wie  Ungarn  einerseits  in  der  Vergangenheit  bereit  war 
und  auch  in  Zukunft  zur  Erfüllung  all  dessen  bereit  sein  wird, 
was  nach  der  Pragmatischen  Sanktion  die  Verteidigung  und 
Aufrechterhaltung  der  gemeinsamen  Sicherheit  mit  vereinter 
Kraft  unumgänglich  erfordert,  ebenso  kann  es  andererseits  solche 
Verpflichtungen,  welche  sich  über  dieses  Ziel  hinaus  erstrecken  und 
zu  dessen  Erreichung  nicht  unumgänglich  sind,  nicht  auf  sich 
nehmen. 

§5. 

Ehedem  verfügte  in  Betreff  Ungarns  bezüglich  all  dessen,  was 
sich  auf  die  erwähnten  Verhältnisse  bezieht,  der  ungarische  Reichs- 
tag und  der  ungarische  König,  im  gemeinsamen  Einverständnisse, 
und  bei  Feststellung  dieser  Verfügungen  hatte  kein  anderes  Land 
Einfluß;  denn  der  ungarische  König,  als  absoluter  Fürst  der 
übrigen  unter  seiner  Herrschaft  stehenden  Länder,  verfugte  über 
die  Interessen  und  Angelegenheiten  jener  Länder  mit  absoluter 
Macht. 

Jetzt  hat  sich  jedoch,  nach  der  Allerhöchsten  Thronrede,  die 
Lage  dadurch  weseiitlich.  geändert,  daß  „Seine  Majestät  auch  Seinen 


*)    Durch  diese  Terminologie  erklärt  sich  der  GA.  XII  :  1867   zugleich  als 
Vollzugsgesetz. 
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übrigen  LändtTii  konstilutioiiflk'  Rcchlo  vi-rlichi'U  hat",  somit  die- 
selben nicht  mehr  mit  absoluter  Macht  vertreten  und  deren 
verfassungsmäßigen  Hinfluß  niclit  umgehen  kann. 

§8. 

Kin  Mittel  der  aus  der  Pragmatischen  Sanktion  fließenden 
gemeinsamen  und  simultanen  Verteidigung  ist  die^iweckrnäßi^e  Leitung 
der  auswurtigcu  AVugcIegeuheiten. 

Diese  zweckmäßige  Leitung  erfordert  Gemeinsamkeit  bezüglich 
jener  auswärtigen  Angelegenheiten,  welche  die  unter  der  Herrschaft 
Seiner  Majestät  stehenden  gesamten  Länder  simultan  betreffen.  Des- 
halb mhören  die  diplomatische  und  kommerzielle  Vertretung  des 
Reiches  gegenüber  dem  Auslande,  sowie  die  hinsichtlicli  dw  inter- 
nationalen Verträge  etwa  notwendigen_Verfügungen,  im  Einverständ- 
nisse mit  den  Ministerien  beider  Teile  und  unter  deren  Zuslimnuiiig, 
zu  den  Agenden  des  gemeinsamen  Ministers  des  Auswärtigen. 

Die  internationalen  Verträge  wird  jedes  Ministerium  seiner 
eigenen  Legislatur  mitteilen.  Diese  auswärtigen  Angelegenheiten  er- 
kennt somit  auch  Ungarn  als  gemeinsam  an  und  ist  bereit,  zu  deren 
gemeinsamen  zu  bestimmenden  Kosten  nach  jener  Proportion  bei- 
zutragen, welche  auf  die  in  den  weiter  unten  folgenden  Punkten  i8, 
IQ,   20,    21    und   22   präzisierte  Weise  festgestellt  wird. 

§   9. 

Ein     zweites    Mittel     der    gemeinsamen    Verteidigung    ist    die 
_ Armee    und    die    hierauf   bezüglichen    Verfügungen,    kurz:    das 
Kriegswesen. 

$  10. 

In  Anbetracht  all  dessen,  was  bereits  oben,  insbesondere  im 
Punkte  5  gesagt  wurde,  werden  in  Betreff  der  Gemeinsamkeit  des 
Kriegswesens  nachstehende  Prinzipien  festgestellt. 

§    11. 

Infolge  der  verfassungsmäßigen  Herrscherrechte  Seiner  Majestät 
in  Betreff  des  Kriegswesens  wird  all  das,  was  auf  die  einheitliche 
Leitung,  Führung  und  innere  Organisation  der  gesamten  Armee 
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und  somit  auch  des  ungarischen  Heeres,  als  eines  ergänzenden 
Teiles  der  Gesamtarmee,  Bezug  hat,  als  der  Verfügung  Seiner 
Majestät  zustehend  erkannt. 

§  12. 

Das  Land  beJaält  sich  jedoch  vor  das  Recht  der  zeitweisen 
Ergänzung  des  ungarischen  Kriegsheeres  und  der  Rekrutenbewilligung, 
die  Bestimmung  der  Bedingungen  dieser  Bewilligung  und  der  Dienst- 
zeit, ebenso  auch  die  Verfügungen  hinsichtlich  der  Dislozierung 
und^  Verpflegung  des  Militärs  im  Sinne  der  bisherigen  Gesetze, 
sowohl   im   Bereich    der   Gesetzgebung   als   auch    der  Administration. 

§  13. 

Ferner  erklärt  das  Land,  daß  die  Feststellung  oder  Umgestaltung 
desJ^ebfSfslgms  in  JBezug^  auf .  Ung^arn  jederzeit  nur  mit  Zustimmung 
der  ungarischen  Legislative  stattfinden  darf.  Nachdem  indes  eine 
solche  Feststellung,  gleichwie  die  spätere  Umgestaltung  nur  nach 
gleichartigen  Prinzipien  zweckmäßig  durchzuführen  ist,  so  wird  in 
jedem  solchen  Falle  nach  vorangegangenem  Einvernehmen  beider 
Alinisterien  ein  von  gleichen  Prinzipien  ausgehender  Entwurf  beiden 
Gesetzgebungen  unterbreitet  werden.  Zur  Ausgleichung  der  etwa 
in  den  Anschauungen  der^_  Legislationen  auftauchenden  Differenzen 
werden  die  beiden  Legislationen  mit  einander  durch  Deputationen 
in  Berührung  treten. 

§  17. 

Sämtliche  sonstigen  Staatsbedürfnisse  Ungarns  wird  über  Vortrag 
des  ungarischen  verantwortlichen  Ministeriums  der  Reichstag  auf 
konstitutionellem  Wege  bestimmen.  Dieselben,  sowie  überhaupt  alle 
Steuern  wird  das  ungarische  Ministerum  mit  gänzlicher  Ausschließung 
jedes  fremden  Einflusses^)  unter  eigener  Verantwortung  umlegen, 
einheben  und   manipulieren. 

§  18. 

Dies  sind  die  Gegenstände,  deren  obenerwähnte  Gemeinsamkeit, 
als    aus    der   Pragmatischen   Sanktion   fließend,   angesehen   wird. 


'-)  Soweit  die  Gemeinsamkeit  reicht,  soweit  reicht  auch  rechtlich  der  fremde 
Einfluß. 
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W'irtl  in  Bezug  auf  diese  mit  Zustimmung  beider  Teile  ein  Über- 
einkommen erzielt,  so  muß  durch  einen  wechselseitigen  Pakt  im 
vorhinein  ilie  Proportion  bestinunt  werden,  nach  welcher  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  die  Lasten  und  Kosten  der  gemäß  der 
Pragmatischen  Sanktion  als  gemeinsam  anerkannten  Angelegenheiten 
tragen  werden. 

§  19. 

Dieser  Pakt  und  diese  Feststellung  wird  dergestalt  erfolgen, 
daß  einerseits  die  Vertretung  der  Länder  der  ungarischen  Krone, 
andererseits  die  Vertretung  der  übrigen  Länder  Seiner  Majestät  jede 
von  ihrer  Seite  eine  gleich  große  Deputation  wählen.  Diese  zwei 
Deputationen  werden  unter  Einflußnahme  der  betreffenden  verant- 
wortlichen Ministerien  einen  mit  Details  unterstützten  Vorschlag 
bezüglich  der  erwähnten  Proportion  ausarbeiten. 

§  20. 

Diesen  Vorschlag  untcr])rcilet  jedes  Ministerium  dem  betreffenden 
Reichstage,  wo  derselbe  ordnungsgemäß  behandelt  wird.  Ein  jeder 
Reichstag  teilt  seine  Beschlüsse  im  Wege  der  betreffenden  Mini- 
sterien dem  anderen  Reichstage  mit  und  die  dergestalt  zu  bewir- 
kenden Feststellungen  beider  Teile  werden  Seiner  Majestät  zur 
Sanktionierung  unterbreitet  werden. 

§  21. 

Sollten  beide  Deputationen  bezüglich  des  Vorschlages  sich 
nicht  einigen  können,  so  wird  das  Gutachten  eines  jeden  Teiles 
beiden  Reichstagen  vorgelegt.  Sollten  jedoch  beide  Reichstage 
sich  nicht  einigen  können,  dann  wird  Seine  Majestät  auf  Grund  der 
unterbreiteten  Daten  die  Frage  lösen. 

§  22. 

Die  bezüglich  der  Proportion  abzuschließende  Vereinbarung 
kann  sich  bloß  auf  eine  bestimmte  Zeit  erstrecken,  nach  Ablauf 
derselben   findet   neuerdings   auf  dieselbe   Weise   eine    Vereinbarung 

st;itl. 
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§  23. 

Was  die  Behandlung  der  oben  beschriebenen  Gegenstände  be- 
trifft, so  ist  die  Abänderung  des  diesbezüglich  bisher  gesetzlich  be- 
standenen Modus  strenge  genommen  nicht  in  den  in  der  Prag- 
matischen Sanktion  bestimmten  Verpflichtungen  begründet,  allein 
es  erscheint  dieselbe  infolge  jener  Veränderung  der  Lage  zweckmäßig, 
die  in  dem  Punkte  5  angeführt  ist.  Der  Reichstag  erklärt  unter 
Wahrung  der  Unabhängigkeit  beider  Teile  mit  den  übrigen  Ländern 
Seiner  Majestät  als  konstitutionellen  Völkern  in  Berührung  treten 
zu  wollen. 

§  24. 

Da  dies  das  Motiv  und  der  Zweck  des  die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten und  deren  Behandlungsmodus  betreffenden  gegen- 
wärtigen Beschlusses  ist,  so  folgt  selbstverständlich,  daß  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Verfassung  L'ngarns  eine  Grundbedingung  desselben 
bildet. 

§  25. 

Die  zweite  Grundbedingung  ist  die,  daß  die  volle  Verfassungs- 
mäßigkeit auch  in  den  übrigen  Ländern  und  Provinzen  Seiner  Majestät 
faktisch  ins  Leben  trete,  weil  Ungarn  nur  mit  den  konstitutionellen 
Vertretungen  dieser  Länder,  bezüglich  welch  immer  gemeinsamer 
Verhältnisse  in  Berührung  treten  kann.  Und  auch  Seine  Majestät 
selbst  aus  dem  Grunde  den  bisherigen  Modus  der  Behandlung 
dieser  Angelegenheiten  abzuändern  wünschte,  weil  er  auch  seinen 
übrigen  Ländern  konstitutionelle  Rechte  verlieh  und  auch  bei  Be- 
handlung der  gemeinsamen  Angelegenheiten  den  konstitutionellen 
Einfluß  derselben  nicht  umgehen  kann. 

§  26. 

Unter  diesen  beiden  Grundbedingungen  wäre  die  Behandlungs- 
weise  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  folgende: 

§  27. 

Ein  gemeiQsanies3^inisterium  muß  für  die  Gegenstände  errichtet 
werden,  welche,  als  in  der  Tat  gemeinsam,  weder  unter  die  geson- 
derte Regierung  der  Länder  der  ungarischen  Krone,  noch  der 
übrigen   Länder   Seiner   Alajestät    gehören.     Dieses   Ministerium   darf 
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neben  don  gemeinsamen  Angelegenheiten  die  besonderen  Regierungs- 
geschiifte  wfder  des  einen,  noch  des  anderen  Teils  führen,  noch 
auf  dieselben  Einfluß  üben.  Verantworthch  wird  ein  jedes  Mitglied 
dieses  Ministeriunis  bezüglich  alles  dessen  sein,  was  in  sein  Bereich 
gehört;  verantwortlich  wird  aber  auch  das  ganze  Ministerium  ge- 
meinschaftlich bezüglich  jener  amtlichen  Verfügungen  sein,  welche 
es  gemeinschaftlich  festgestellt  hat. 

§  28. 

In  Betreff  jenes  Teiles  der  gemeinsamen  Angelegenheiten, 
welcher  nicht  rein  Sache  der  Regierung  ist,  hält  Ungarn  weder 
einen  vollen  Reichsrat,  noch  ein  wie  immer  zu  benennendes  gemein- 
sames Zentralparlament  für  zweckmäßig,  und  nimmt  keines  der- 
selben an,  sondern  hält  daran  fest,  daß,  nachdem  auch  nach  der 
Allerhöchsten  Thronrede  Seiner  Alajestät  die  Pragmatische  Sanktion 
der  gemeinsame  Ausgangspunkt  ist,  einerseits  die  Länder  der 
ungarischen  Krone  zusannnen,  andrerseits  die  übrigen  Länder  und 
Provinzen  Seiner  Majestät  zusammen  als  zwei  gesonderte*)  und 
ganz  gleichberechtigte  Teile  angesehen  werden  mögen.  Folglich 
ist  die  vollkommene  Parität  der  beiden  Teile  bei  Behandlung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  eine   unerläßliche  Bedingung. 

§  29. 

13iesem  Prinzipe  der  Parität  zufolge  soll  seitens  Ungarns  der 
ungarische  Reichstag  eine  Delegation  von  bestimmter  Mitgliederzahl 
wählen,  und  zwar  aus  beiden  Häusern  des  Reichstages. 

Gleichermaßen  mögen  auch  die  übrigen  Länder  und 
Provinzen  Seiner  Majestät  auf  verfassungsmäßigem  "Wege 
eine  Delegation  aus  ebenso  vielen  Mitgliedern  von  ihrer  Seite 
wählen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Delegationen  wird  im  Ein- 
verständnisse beider  Teile  festgestellt  werden.*)  Diese  Zahl 
darf  auf  jeder  Seite    6o   nicht   überschreiten. 


')  Da,s  hciUt  rechtlich  zu  scheidende,  nicht  zu  einem  Einheitsstaat  ver- 
schmolzene staatliche  Gemeinwesen. 

*)  Auch  hier  wird  die  durch  übereinstimmende  einseitige  Erklärung  beider 
Teile  erfolgende  Feststellung  als  Vereinbarung  anerkannt. 
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§  33. 

Jede  Delegation  hält  gesonderte  Sitzungen  und  beschließt  in  i 
denselben  mit  Abstimmung  nach  Köpfen  und  der  absoluten  Stimmen- 
mehrheit sämtlicher  Delegationsmitglieder,  und  was  die  Majorität 
beschloß,  ist  als  Beschluß  der  ganzen  Delegation  anzusehen.  Eine 
Sondermeinung  können  die  einzelnen  Mitglieder  wohl  zu  ihrer  eigenen 
Rechtfertigung  in  das  Protokoll  aufnehmen  lassen,  doch  schwächt 
dies  die  Kraft  des  Beschlusses  nicht  ab. 

§  34. 

Die  beiden  Delegationen  dürfen  miteinander  nicht  in 
gemeinsamer  Sitzung  beraten,  sondern  jede  teilt  ihre  Ansichten  : 
und  Beschlüsse  der  andern  schriftlich  mit,  und  im  Falle  einer  | 
Meinungsdififerenz  bestreben  sie  sich,  gegenseitig  durch  schriftliche 
Noten  aufzuklären.  Diese  Noten  fertigt  jede  Delegation  in  ihrer 
eigenen  Sprache  an,  indem  sie  zugleich  auch  eine  authentische 
Übersetzung  anschheßt. 

§  35. 

Sollte  es  mittels  dieser  schriftlichen  Noten  nicht  gelingen,  die 
Meinung  dieser  beiden  Delegationen  zu  vereinigen,  dann  halten 
beide  Delegationen  eine  gemeinsame  Sitzung,  doch  lediglich  behufs 
einfacher  Abstimmung. 

§  37. 

In  den  W^irkungskreis    dieser   Delegationen  können  nur  jene 
Gegenstände   gehören,    die    in    diesem   Beschlüsse   ausdrücklich   als 
gemeinsam    diesen  Delegationen   zugewiesen  werden.     Über  diese    ^ 
Gegenstände    hinaus   dürfen    diese   Delegationen   ihre  Tätigkeit   nicht    j 
erstrecken   und   in   die    dem  ungarischen  Reichstage  und  der  unga- 
rischen Regierung  vorbehaltenen  Angelegenheiten  sich  nicht  mengen. 

§  38. 

Die    zur    Behandlung    der    gemeinsamen    Angelegenheiten    ent- 
stehende Delegation  —  vom  Reichstage  frei  gewählt  —  wird  in  den 
in    dieser    Feststellung    bezeichneten    und    abgegrenzten    Angelegen- 
heiten, und  unter  den  daselbst  bestimmten  Modalitäten  den  Reichs-    | 
tag,  gegenüber  den  übrigen  Ländern  Seiner  Majestät,  vertreten.  ' 
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§  40. 

Die  Feststellung  des  gemeinsamen  Jiudgets  wird  den  jähr- 
lichen wiederkehrenden  wichtigsten  Teil  der  Aufgabe  dieser  Dele- 
gationen bilden. 

§  41. 

Da."  auf  diese  Weise  festgestellte  Budget  kann  von  den  ein- 
zelnen Ländern  nicht  mehr  einer  Behandlung  unterzogen  werden, 
sondern  es  ist  jedes  Land  verpflichtet,  nach  dem  Verhältnisse, 
welches  auf  die  in  den  Punkten  iS,  19,  20,  21  und  22  beschriebene 
Weise  im  voraus  festgestellt  worden  ist,  den  aus  dem  gemeinsamen 
Budget  auf  dasselbe  entfallenden  Teil  zu  tragen.  Weil  jedocli  be- 
züglich dieser  gemeinsamen  Ausgaben  die  Umlage,  die  Einhebung 
und  die  Festsetzung  des  Steuersystems,  was  Ungarn  anbelangt,  in 
den  Wirkungskreis  des  ungarischen  Reichstags  und  des  unga- 
rischen verantwortlichen  Ministeriums  gehört,  so  wird  das  ungarische 
Ministerium  in  seinem,  dem  ungarischen  Reichstage  vorzulegenden 
Budget  auch  immer  jene  Summen  aufnehmen,  die  aus  dem  bereits 
festgestellten  gemeinsamen  Budget  nach  dem  erwähnten  Verhält- 
insse  auf  Ungarn  entfallen;  nur  dürfen  diese  Posten  bezüglich  ihrer 
Höhe  keiner  weiteren  Diskussion  unterzogen  werden.  Nachdem  die  zu 
den  dergestalt  festgesetzten  gemeinsamen  Ausgaben  nötige  Summe 
durch  das  ungarische  verantwortliche  Ministerium  eingehoben  worden 
ist,  wird  der  ungarische  Finanzminister  von  den  monatlich  einfließenden 
Staatseinkünften  den  zur  Deckung  der  gemeinschaftlichen  Kosten 
dienenden  Teil  dem  gemeinschaftlichen  Finanzminister  monatlich 
nach  dem  Verhältnisse  übermitteln,  in  welchem  Verhältnisse  die 
Summe  des  Gesamtbudgets  zum  Landesbudget  steht.  Der  gemein- 
same Finanzminister  wird  für  die  Verwendung  der  übernommenen 
Summen  zu  den  bestimmten  Zwecken  verantwortlich  sein,  wobei  es 
selbstverständlich  ist,  daß  derjenige,  welcher  mit  diesen  Summen  ge- 
bahrt, zu  genauer  Rechnungslegung  verpflichtet  sein  wird. 

§43. 

Hin  ähnliches  Vorgehen  gilt  auch  für  alle  anderen  Angelegen- 
heiten, welche  als  gemeinsame  Angelegenheiten  in  den  Kreis  der 
erwähnten  Delegationen  gehören.  Auch  sie  legt  das  gemeinsame 
Ministerium    jeder    Delegation    separat    vor;    die   Delegationen    bc- 
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handeln  sie  separat,  teilen  sich  ihre  Ansichten  schriftlich  mit,  und 
wenn  sie  sich  auf  diese  Weise  nicht  einigen  können,  dann  be- 
schließen sie,  wie  oben  bemerkt  wurde,  in  einer  Abstimmungs- 
gesamtsitzung. Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  ihre  Beschlüsse,  in- 
sofern sie  der  fürstlichen  Sanktion  unterliegen,  Seiner  Majestät  zu 
unterbreiten  sind;  wurden  sie  von  Seiner  Majestät  sanktioniert,  so 
werden  sie  bindende  Kraft  besitzen.  Solche  durch  fürstliche  Sanktion 
festgestellte  Beschlüsse  wird  jedoch  Seine  Majestät  jedem  Reichstage 
durch  das  betreffende  eigene  verantwortliche  Ministerium  zur  Kenntnis 
bringen  lassen.  Jene  Beschlüsse,  welche  in  den  Delegationen  in 
der  oben  beschriebenen  Weise  gefaßt  und  durch  Seine  Majestät 
sanktioniert  wurden,  kann  Seine  Majestät,  nachdem  sie  dem  unga- 
rischen Reichstage  mitgeteilt  worden,  in  Ungarn  nur  durch  das  ver- 
antwortliche ungarische  Ministerium  vollziehen  lassen.  Daher  wird 
auch  das  verantwortliche  ungarische  Alinisteritun  alle  jene  Ausgaben, 
welche  infolge  der  auf  solche  Weise  gefaßten  und  sanktionierten 
Beschlüsse  auf  Ungarn  entfallen,  mit  dem  auf  verfassungsmäßigem 
Wege  festgestellten  ungarischen  Budget  zusammen  umlegen  und 
einheben. 

§  W. 
Außer  dem,  was  das  gemeinsame  verantwortliche  Ministerium 
den  Delegationen  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  unterbreitet, 
besitzt  jede  dieser  Delegationen  auch  ein  Recht  der  Initiative, 
aber  nur  bezüglich  solcher  Gegenstände,  welche  als  gemeinsame 
Angelegenheiten  nach  diesem  Beschlüsse  streng  in  den  Kreis  dieser 
Delegation  gehören. 

§  46. 

Für  den  Fall,  daß  Seine  Majestät  einen  Reichstag  auflösen 
sollte,  hört  auch  die  Delegation  des  aufgelösten  Reichstages  auf, 
und  ein  neuer  Reichstag  wählt  eine  neue  Delegation. 

§  47. 

Die  Mitglieder  der  Delegationen  können  im  Sinne  des  gegen- 
wärtigen Beschliisses  für  Äußerungen,  die  sie  bei  Behandlung  der 
nach  dieser  Feststellung  als  gemeinsam  bezeichneten  Angelegenheiten 
getan,  niemals  zur  A^erantwortung  gezogen  werden;  ja,  sie  können 
bis    zum    Aufhören    ihres  Amtes    weder    einer    gerichtlichen    Klage, 
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wolche  einr  persönliche  Detention  nach  sich  ziehen  kaini.  noch 
eines  Vorgehens  oder  Verbrechens  wegen,  ausgunommeii  den  ha.\\, 
wo  sie  auf  der  Tat  ertappt  werden,  ohne  vorhergehende  Zustinnnung 
des  betreftenden  Reichstages  oder  für  den  Fall,  daß  dieser  nicht 
vorsanimell  ist,  jem-r  Delegation,  deren  Mitglieder  sie  sind,  weder 
verhaftet,  noch  unter  Anklage  gestellt  werden.  In  Bezug  auf  die 
Fortdaner  oder  Aufhebung  der  Haft  eines  auf  der  Tat  ertappten 
Mitgliedes  hat  für  den  Fall,  daß  der  betreffende  Reichstag  nicht 
versammelt  ist,  ebenfalls  die  betreffende  Delegation  Bestimmungen 
zu  treffen.  Übrigens  werden  zur  Verhütung  von  Unordnungen,  welche 
bei  den  Beratungen  vielleicht  vorkommen  könnten,  durch  die  Ge- 
schäftsordnung Maßregeln  getroffen. 

§  50. 

Was  die  Verantwortlichkeit  des  gemeinsamen  Ministeriums  und 
die  Art  untl  Weise  derselben  anbelangt,  so  wird  jede  Delegation 
berechtigt  sein,  in  Fällen,  wo  sie  dies  wegen  Verletzung  eines 
vtrtassunL;smäßigen  Gesetzes  für  nötig  findet,  einen  Antrag  auf 
Anklage  des  gemeinsamen  Ministeriums  zu  stellen  und  diesen 
Antrag  der  anderen  Delegation  schriftlich  mitzutcüen.  Wenn  jede 
Delegation  die  Anklage  beschließt,  oder  wenn  dieselbe,  abweichender 
Ansichten  wegen,  in  einer  der  obigen  entsprechenden  Abstimmungs- 
sitzung mit  Majorität  beschlossen  wird,  so  ist  der  Beschluß  sofort 
als  ein  rechtsgültiger  zu  betrachten. 

§  51. 

Der  Gerichtshof  eines  auf  diese  Weise  beschlossenen  Prozesses 
ist  folgender  Art  zu  bilden:  Jede  Delegation  schlägt,  und  zwar  nicht 
aus  ihrer  Mitte,  sondern  aus  den  unabhängigen  und  gesetzkundigen 
Bürgern  jener  Länder,  welche  sie  repräsentiert,  je  24Mitglieder  vor. 
Jede  Delegation  wird  das  Recht  besitzen,  aus  den  von  der  andern 
Delegation  in  Vorschlag  ge])rachten  24  Mitgliedern  ohne  alle  Be- 
gründung 1 2  zu  streichen.  Auch  die  Angeklagten  haben  gemeinsam 
und  alle  zusammen  das  Recht,  die  Streichung  von  1 2  Mitgliedern 
zu  fordern,  so  jedoch,  daß  in  der  Zahl  der  übrig  gebliebenen  Mit- 
glieder die  Zahl  der  von  jeder  Delegation  gewählten  Richter  eine 
gleiche  sei.  Und  die  auf  diese  Weise  übrig  gebliebenen  Mitglieder 
werden  die  Richter  des  Prozesses  sein. 
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§  52. 

Mit  Ausnahme  der  oben  bezeichneten  Angelegenheiten,  welche 
auf  Grund  der  Pragmatischen  Sanktion  als  gemeinsam  zu  be- 
handelnde betrachtet  werden  können,  gibt  es  noch  andere  hoch- 
wichtige gemeinsame  Angelegenheiten,  deren  Gemeinsamkeit  zwar 
nicht  aus  der  Pragmatischen  Sanktion  folgt,  welche  jedoch,  teils 
zufolge  der  Verhältnisse  aus  politischen  Rücksichten,  selbst  wegen 
Zusammenfallens  der  Interessen  der  beiden  Teile,  zweckmäßiger 
mittels  gemeinsamer  Vereinbarung,  als  strenge  gesondert,  erledigt 
werden  können. 

§  58. 

Auch  die  Gemeinsamkeit  der  kommerziellen  Angelegenheiten 
folgt  nicht  aus  der  Pragmatischen  Sanktion;  denn  im  Sinne  der 
letzteren  sind  die  Länder  der  ungarischen  Krone  rechtlich  abgesondert 
von  den  übrigen  Ländern  des  Fürsten,  könnten  also  durch  ihre 
eigene  verantwortliche  Regierung  und  Gesetzgebung  Verfügungen 
treffen  und  durch  ZQÜinieii  ihre  kommerziellen  Angelegenheiten  regeln. 

§  59. 

Nachdem  jedoch  zwischen  Ungarn  und  den  übrigen  Ländern 
Seiner  Majestät  die  gegenseitigen  Berührungen  der  Interessen  zahl- 
reich und  wichtig  sind,  so  erklärt  sich  der  Reichstag  dazu  bereit, 
daß  rücksichtlich  der  kommerziellen  Angelegenheiten  der  ungarischen 
Krone  einerseits  und  den  übrigen  Ländern  Seiner  Majestät  anderer- 
seits von  Zeit  zu  Zeit  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  geschlossen  werde. 

§  60. 

Dieses  Bündnis  hätte  jene  Fragen,  welche  sich  auf  den  Handel 
beziehen  und  die  Art  der  Behandlung  der  gesamten  kommerziellen 
Angelegenheiten  zu  bestimmen. 

§  61. 

Der  Abschluß  des  Bündnisses  hätte  durch  einen  gegenseitigen 
Vertrag  zu  erfolgen,  auf  die  Weise,  wie  ähnliche  Vereinbarungen 
zweier  rechtlich  von  einander  unabhängiger  Länder  geschehen.  Die  ver- 
antwortlichen Ministerien  der  beiden  Teüe  haben  im  gemeinschaftlichen 
Einvernehmen  den  detaülierten  Entwurf  des  Bündnisses  anzufertigen. 
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tUn  bi'trotlenden  Reichstagen  zu  unterbreiten  und  dii'  Beschlüsse 
der  l)eiden  Reichstage  sind  dann  Seiner  Majestät  zur  Sanktion 
\  urzulegen, 

§  62. 

Eben  darum  wird,  wenn  das  yuotenverhültnis  der  gemeinsamen 
Ausgaben  nach  dem  in  den  Punkten  18,  19,  20,  21  und  22  präzi- 
sierten Modus  festgestellt  werden  wird,  zugleich  zwischen  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  einerseits  und  Seiner  Majestät  übrigen  Ländern 
und  Provinzen  andererseits  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  nach  der 
in  den  Funkten  59  und  61  bestimmten  Weise  abzuschließen  sein''*), 
Wobei  zugleich  ausgesprochen  wird,  daß  die  bisher  nnt  dein  Aus- 
lande abgeschlossenen  Handelsverträge  auch  für  Ungarn  Geltung  haben. 

§  64. 

Ferner  würde  auch  bestimmt  worden,  durch  wen  und  in  welcher 
Weise  die  Aufsicht  über  die  gleichmäßige  Behandlung  aller  Zoll- 
linien auszuüben  sei  und  würde  ausgesprochen  werden,  daß  die 
Zolleinnahmen  zur  Deckung  der  gemeinsamen  Auslagen  zu  ver- 
wenden sind;  die  Summe  dieser  lünkünfte  wird  daher  vor  allem 
von    der   Summe    der   gemeinsamen  Ausgaben   abgezogen   werden. 

§  68. 

Es  ist  selbstverständhch,  daß,  wenn  und  inwiefern  eine  Ver- 
einbarung über  die  in  obigen  Punkten  58  bis  67  aufgezählten 
Gegenstände  nicht  gelingen  sollte,  das  gesetzliche  Verfügungsrecht 
•des  Landes  auch  in  diesem  Teile  unantastbar  bleibt. 

§  69. 

Jene  Verfügungen  dieses  Ge.sclzartikels,  welche  sich  auf  die 
Behandlungsweisc  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  beziehen, 
werden  tatsächlich  erst  dann  in  V^irksamkeit  treten,  wenn  die 
übrigen,  nicht  zur  ungarischen  Krone  gehörigen  Länder  Seiner 
Majestät  dt  III  Inhalte  derselben  auch  ihrerseits  auf  konstitutionellem 
Wege  beigetreten  sein  werden. 


")   Die  Form  des  Bündnisses    ist    also    im  Fall  des  Gelingens  der  Einigaag 
auf  einen  einheitlichen  Zolltarif  obligatorisch. 


Anhang  IL 


Gesetzartikel  XXX  vom  Jahre  1899 

betreffend    die    Regelung    der    Zoll-    und    Handelsverhältnisse    und 
einiger  damit  zusammenhängender  Fragen.  (Szellsche  Formel.) 

Nachdem  zwischen  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  im  Sinne 
des  §  6i  des  GA.  XII  vom  Jahre  1867  ein  Zoll-  und  Handels- 
bündnis nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  ist  für  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone  auf  Grund  und  im  Sinne  des  §  5  8  des  GA.  XII  vom 
Jahre  1867,  wonach  „die  Länder  der  ungarischen  Krone  als  rechtlich 
von  den  übrigen  Ländern  des  Herrschers  selbständige  Länder  auf 
dem  Wege  ihrer  verantwortlichen  Regierung  und  ihrer  Gesetzgebung 
verfügen  und  durch  ZoUinien  ihre  Handelsangelegenheiten  regeln 
können",  die  Rechtslage  des  selbständigen  Zollgebietes  eingetreten. 

Dementsprechend  wird  auf  Grundlage  des  §  68  des  GA.  XU 
vom  Jahre  1867,  wonach  „das  Land  sich  das  Recht  der  selbständigen 
Verfügung  vorbehält  und  alle  seine  Rechte  auch  diesfalls  unversehrt 
bleiben",  folgendermaßen  verordnet: 

§   1. 

1.  Die  im  zweiten  Absätze  des  §  i  des  GA.  XXIII  von> 
Jahre  1887  enthaltenen  Bestimmungen, 

2.  die  den  Bestimmungen  der  Art.  I — XXII  des  GA.  XX  vom 
Jahre  1878  entsprechenden  gegenwärtigen  Zustände  bleiben  mit  jenen 
Änderungen,  welche  an  diesen  Bestimmungen  durch  den  GA.  XXIV 
vom  Jahre  1887,  dann  durch  die  GA.  XXIX  vom  Jahre  1891, 
XVni  vom  Jahre  1892,  XLI  vom  Jahre  1893,  VIII  vom  Jahre  1897, 
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i'ndlich  durch  die  im  §  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes  enthaltenen 
Verfügungen  vorgenommen  wurden,  bis  31.  Dezember  1907  in 
Wirksamkeit,  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  diesen  Bestimmungen 
und  ( iisft/.fii  entsjjrechenden  gegenwärtigen  Zustände  und  die 
Reziprozität  in  den  übrigen  Königreichen  und  Ländern  Seiner  Majestät 
gleichfalls  unverändert  aufrecht  erhalten  werden. 

Obwohl  durch  dieses  Gesetz  die  Zoll-  und  Handelsverhältnisse 
zwischen  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen 
Königreichen  und  Ländern  Seiner  Majestät  für  den  Zeitraum  bis  Ende 
des  Jahres  1907  auf  Grund  des  im  §  68  des  GA.  XII  vom  Jahre  1867 
dem  Lande  vorbchaltenen  selbständigen  Verfügungsrechtes  geregelt 
werden,  wird  hinsichtlich  dir  minMhall)  dieses  Zeitraumes  etwa  zu 
schheßenden  Handelsverträge  ausgesprochen,  daß  deren  Abschluß  im 
Namen  der  beiden  Staaten  auf  die  im  ersten  Absätze  des  IIL  Art. 
des  GA.  XX  vom  Jahre  1878  vorgeschriebene  Weise  /u  ln- 
werkstelligen   ist. 

§  3. 

Die  Regierung  wird  angewiesen,  zum  Behufe  des  Zustande- 
kommens eines  Zoll-  und  Handelsbündnisses  mit  den  übrigen  König- 
reichen und  Ländern  Seiner  Alajestät,  sowie  zu  dem  Zwecke  der 
entsprechenden  Geltendmachung  der  Interessen  des  Landes  beim 
Abschlüsse  der  Handelsverträge  mit  den  fi*eniden  Staaten  die  Ver- 
ihandlungen  mit  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  spätestens  im 
Jahre    1901    in  Angriff  zu  nehmen. 

§   ^- 

.  Falls    bis    zum  Jahre    1903    ein   Zoll-    und   Handelsbündnis   im 

Sinne  des  §  61  des  GA.  XII  vom  Jahre  1867  nicht  zu  stände 
kommen  sollte  (§  3),  können  die  internationalen  Handelsverträge^) 
nicht  auf  längere  Zeit  als  die  Wirksamkeitsdauer  dieses  Gesetzes, 
das  ist  nicht  über  das  Jahr    1907   hinaus,  geschlossen  werden: 

Vor  Beginn  der  Verhandlungen  mit  dem  Auslande  ist  der 
autonome  Zolltarif  durch  einen  neuen  autonomen  Zolltarif  zu  ersetzen, 
welcher  die  landwirtschaftHchen  und  industriellen  Interessen  beider 
Staaten  gleichmäßig  schützt. 


')  Die  Aufrechthaltuug  der  alteu  Vertragsforni  verfügt  §   i,  Abs.   3. 
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Beiden  Staaten  steht  das  Recht  zu,  die  Kündigung  der  mit 
Abiaufzeit  versehenen  Handelsverträge  auf  jene  Weise  zu  fordern, 
welche  Art.  III  des   GA.  XX  vom  Jahre  1878  bestimmt  hat. 

Handelsverträge,  welche  keine  Abiaufzeit  haben,  sind  auf  Ver- 
langen eines  der  beiden   Staaten  für  das  Jahr    1903    zu  kündigen. 

§5. 

Für  den  Fall,  als  während  der  Geltungsdauer  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  der  im  §  i  erwähnte  Zustand,  beziehungsweise  die  Rezi- 
prozität in  den  übrigen  Königreichen  und  Ländern  Seiner  Majestät 
aus  irgend  einem  Grunde  eine  Änderung  erfahren  sollte,  wird  die 
Regierung  angewiesen,  die  zur  AVahrung  und  Geltendmachung  der 
finanziellen  und  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  erforderlichen 
Vorlagen  ohne  Verzug  dem  Reichstage  zu  unterbreiten. 

Insoferne  sich  zu  diesem  Zwecke  die  Notwendigkeit  sofortiger 
Verfügungen  ergeben  sollte,  kann  die  Regierung  die  sich  als  not- 
wendig erweisenden  Maßnahmen  im  Verordnungswege  in  Wirksam- 
keit setzen. 

Diese  Verordnungen  sind  jedoch  der  Gesetzgebung,  falls  sie 
versammelt  ist,  binnen  14  Tagen,  wenn  sie  nicht  versammelt  ist, 
sofort  nach  ihrem  Zusammentritte  zu  unterbreiten. 

Die  Nichteinhaltung  welcher  immer  von  den  im  §  4  festgestellten 
Bedingungen  besitzt  die  gleiche  Rechtswirkung  wie  die  Nichtein- 
haltung der  Reziprozität. 


Dr.   Tezner,   Ausgleichsrecht.  12 


Anhang  III. 


Gesetzartikel  VII  vom  Jahre  1906 

über    die   Inartikulicrung    des    am    9.   März    mit   der   Schweiz  , abge- 
schlossenen Handelsvertrages  und  der  auf  dessen  Inslebentreten  be- 
züglichen  „Erklärung".   (Kossuthsche  Formel.) 

(Einleitung. ) 

Der  mit  der  Schweiz  am  9.  Alärz  1906  abgeschlossene  Handels- 
vertrag*) und  die  auf  dessen  Inkraftsetzung  bezügliche  „Erklärung" 
vom  28.  Juni  1906  werden  hiemit  unter  die  Landesgesetze  inartikuliert 
mit  der  Maßgabe,  daß  unter  dem  in  diosoni  Vertrage  und  seinen  Bei- 
lagen vorkommenden  Ausdruck  österreichisch-ungarischer  autonomer 
Zolltarif  der  auf  Grund  des  §  2,  Punkt  i  des  GA.  Hl  vom  Jahre  1906 
in  Wirksamkiii  gesetzte  und  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
gültige  autonome  Zolltarif  zu  verstehen  ist,  welcher  mit  dem  beim 
Abschluß  des  Vertrages  als  Grundlage  genommenen  Zolltarif  sowohl 
in  den  Zollsätzen  wie  in  seinen  Verfügungen  übereinstimmend  ist; 
ferner  mit  der  Maßgabe,  daß  unter  der  Bezeichnung  österreichisch- 
ungarisches Zöllgebiet  oder  unter  Bezeichnungen  von  ähnlicher  Be- 
deutung die  in  diesem  Vertrage  und  in  seinen  Beilagen  vorkommen, 
jene  Gebiete  verstanden  werden  müssen,  hinsichtlich  welcher  der 
GA.  XXX  vom  Jahre  1899  als  Ergebnis  der  Rechtslage  des  selb- 
ständigen Zollgebietes  auf  Grund  des  §  68  des  GA.  XII  vom 
Jahre  1867  die  Zustände,  welche  den  im  §  i  des  GA.  XXX  vom 
Jahre  1899  erwähnten  Bestimmungen  und  Gesetzen  entsprechen, 
unter  der  Bedingung  der  Reziprozität  aufrecht  erhalten  hat. 


')  Es  ist  also  wegen  seines  auf  das  österreichisch-unt;arische  Zollgebiet  sich 
beziehenden  Inhalts  nur  ein  Vertrag. 
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